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USA

Vereinigte Staaten

WTO
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WWU

Wirtschafts- und Währungsunion

Zum Geleit

Mit der nun abgeschlossenen Erweiterung der Europäischen Union vom 1. Mai 2004 um 10 Staaten, der Wahl eines neuen Europaparlaments in den nunmehr 25 Staaten der Union, der Bestellung einer neuen EU-Kommission und mit dem Inkrafttreten des Nizza-Vertrages ist eine Totalrevision des vorliegenden Skriptums ebenso notwendig geworden wie durch den Abschluss der Arbeiten des Konvents zur neuen EU-Verfassung, die allerdings erst noch die Hürde der Ratifizierung in den 24 Mitgliedsstaaten nehmen muss (Litauen hat die Verfassung bereits am 11. 11. 2004 ratifiziert). Angesichts der Ungewissheit überdie Zukunft der EU-Verfassung nach den Referenden in Frankreich und den NL – beleuchtet dieses Skriptum schwerpunktmäßig die per November 2005 nun geltende Rechtslage in Europa, die sich aus dem Nizza-Vertrag ergibt, schließt aber an das institutionelle Kapitel einen Ausblick auf die neue, noch nicht in Kraft getretene Verfassung an.

Auch in Österreich erzwingt die Umgestaltung der Kompetenzenlandschaft in der österreichischen Bundesregierung, dass neben den traditionellen Themen der „Sozialpolitik“ nun auch solche Themen wie Konsumentenschutz, Jugend, Generationen etc. in einem dem heutigen Stand entsprechenden Skriptum EU + Internationales Sozialrecht/EU + Internationale Sozialpolitik nicht fehlen dürfen. Inhaltlich steht beim Skriptum die sozialpolitische Agenda des Lissabon-Prozesses nunmehr im Vordergrund – die Leserinnen und Leser sollten ein Verständnis dafür erhalten, wie Europa bis zum Jahr 2010 der führende Wirtschaftsraum der Welt werden soll. Mit der Vorlage dieser komplett revidierten Neufassung bemüht sich der Autor, wiederum den aktuellen Entwicklungen rasch zu entsprechen. Im Gegensatz zu den meisten vorhandenen Vorlagen wurde auch bereits eine geschlechtsneutrale Sprache gewählt; hier liegen insbesondere Texte der Kommission leider oft noch im argen.

Ein derartiges Skriptum braucht nicht das Rad neu erfinden, und kann – wie die vorherigen Auflagen - auf bewährtes Wissen aufbauen. Bei der neu vorliegenden Zusammenstellung wurden deshalb wiederum viele bewährte Textbausteine verwendet. Neu sind allerdings Daten zur Regionalentwicklung in Europa, zur Effizienz des sozialpolitischen Instrumentariums, und zu den Eurobarometer-Umfragen im Kontext der Erweiterung.

Damit verknüpft sich die Hoffnung, dass das Skriptum noch aktueller, kohärenter, aber auch handlicher geworden ist. Ich danke hierbei zahlreichen Kolleginnen und Kollegen im Bundesministerium für Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz.
. 

Herzstück des Skriptums ist nunmehr der wesentlich erweiterte Teil „Die wichtigsten Begriffe der Europäischen Union“; ein Glossar über die EU-Fachsprache ist ebenso hinzu gekommen. Auch das sozialpolitisch relevante EU-Primärrecht in konsolidierter Fassung ist nunmehr diesem Skriptum beigefügt. Meinen beruflichen KollegINNen und Kollegen Mag. Andreas SCHALLER, Dr. Harald VEGH, und Dr. Brigitte ZARFL danke ich für ihre kritischen und positiven Hinweise.

Wien, am 1. 12. 2005

Arno Tausch

Einführung und Problemaufriss - Internationale Sozialpolitik bedeutet Förderung der Konvergenz der Lebensbedingungen

Während die Konvergenz (Angleichung) der Lebensbedingungen der Bürgerinnen und Bürger eines Landes das Grundproblem der Sozialpolitik auf nationalstaatlicher Ebene darstellt, ist die Konvergenz der Einkommen und Lebensbedingungen zwischen ärmeren und reicheren Staaten das grundlegendste Problem der internationalen Sozialpolitik. Mit der eben abgeschlossenen Erweiterungsrunde vom 1. Mai 2004, in der 10 neue Staaten in die Union aufgenommen wurden, und mit dem Kandidatenstatus von Bulgarien, Rumänien und der Türkei wird diese Frage umso aktueller.

So wie auf nationalstaatlicher Ebene verschiedenste Lösungsansätze bestehen, die von einer Förderung der Marktkräfte bis hin zu staatlichen Eingriffen reichen, sind die Methoden zur Erreichung der Konvergenz auf internationaler Ebene Gegenstand verschiedenster Entwürfe, Institutionen und Projekte. 

In diesem Skriptum sollen die wichtigsten Institutionen und rechtlichen Vorschriften dargestellt werden, sowie die Problemfelder beschrieben werden, in denen sich heute die internationale Sozialpolitik in Europa bewegt.

Die Europäische Union setzte sich seit ihrer Gründung (Artikel 2, EGV) eine harmonische Entwicklung zum Ziel, und ist damit – weltweit – der größte Wirtschaftsverbund, der sich einer solchen, auf Konvergenz der Lebensbedingungen von BürgerINNen in Staaten mit unterschiedlichem Entwicklungsniveau gerichteten Zielsetzung widmet.

Von den 6,4 Milliarden Einwohnern dieser Welt
 leben heute 1.199 Millionen in den entwickelten Industrienationen der OECD, 121 Millionen Menschen in den Staaten Ostmitteleuropas 290 Millionen in der ehemaligen UdSSR, und über 5 Milliarden in den Entwicklungsländern. 2010 werden voraussichtlich 6.8 Milliarden Menschen die Erde bewohnen. 95 % des Bevölkerungswachstums wird bis dahin in Entwicklungsländern stattfinden.

Wie die Konvergenz zu erreichen ist, ist also eine Sache – sei es durch Verstärkung der Marktkräfte auf nationaler Ebene und im Welthandel, sei es durch staatliche Eingriffe in das Wirtschaftsgeschehen oder den Außenhandel. 

Das starke soziale und ökonomische Gefälle, das die heutige Welt prägt, geht historisch nach übereinstimmender Aussage der Sozialwissenschaften auf das lange 16. Jahrhundert unserer Zeitrechnung zurück, als die außereuropäischen Zonen der Welt Kolonien mit einer wirtschaftlichen Ausrichtung auf die Zentren wurden, und hat sich seit der Phase der Industrialisierung ab 1750 gestärkt und verfestigt. Die neoklassische Wirtschaftstheorie müsste zu der Annahme führen, dass die Märkte zu einem Ausgleich der Einkommen, der Löhne und der Beschäftigung auf Weltebene führen. Der technische Fortschritt hat sich aber seit Mitte des 18. Jahrhunderts sehr ungleichmäßig ausgebreitet, und rohstoffexportierende Staaten (außer Erdöl) haben in der internationalen Wirtschaft ungleich schwierigere Bedingungen vorgefunden als die alten Industrieländer.

Auch die Zukunft Europas wird entscheidend von dieser Frage geprägt. Die Erweiterung der Europäischen Union ist von der Frage des sozioökonomischen Gefälles zwischen Osten und Westen in Europa bestimmt. 

Das Datum der Verfassungsgebung sowie das Datum des Beitritts zu den Vereinten Nationen sagt uns heute sehr viel über die Kontinuität der nationalstaatlichen Entwicklung innerhalb stabiler, weltpolitisch anerkannter Grenzen. Im Osten Europas fehlt diese Kontinuität oft:
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Die heutige Verfassung datiert aus


Quelle: eigene Zusammenstellungen aus Fischer Weltalmanach, 2005

Auch innerhalb der EU-25 bestehen noch immer beträchtliche Einkommensunterschiede, wie folgende Eurostat-Daten zeigen. Das ärmste EU-Land, Lettland, erreicht noch immer nur 44,9 % des Durchschnitts der EU. Bei der hier wiedergegebenen Eurostat-Statistik
 ist zu beachten, dass die Kommission – im Einklang mit der Strategie von Lissabon - Europa zum führenden, wissensbezogenen Wirtschaftsraum der Welt zu machen, nunmehr auch stets Vergleichszahlen mit Japan und den USA sowie den EWR-Staaten Island und Norwegen in ihren Statistiken anführt:

Kaufkraft in % des EU-25-Durchschnitts, jeweils im Jahre ... (1995 bis 2006, Prognosen)

	  
	
	1995
	1996
	1997
	1998
	1999
	2000
	2001
	2002
	2003
	2004
	2005
	2006

	Luxembourg
	178,7
	177,6
	184,6
	192,8
	208,1
	218,6
	213,3
	210,2
	212,3
	214
	215,4
	217,8

	Norway
	
	132,6
	140
	141,9
	133,6
	141,6
	161,6
	158,2
	148,9
	147,7
	151,5
	151,5
	150

	United States
	154,3
	154,8
	155,5
	155,1
	156,6
	156,6
	153,1
	148,4
	149,2
	150,4
	150
	149,7

	Ireland
	
	99,4
	103,5
	112,7
	117
	122,3
	126,3
	128,7
	136,4
	132,8
	132,2
	132,7
	133,4

	Denmark
	124,9
	125,7
	126,1
	124,8
	127,3
	126,8
	126,4
	122,7
	123,2
	123,3
	123,5
	123,1

	Austria
	
	129,2
	129,5
	126,7
	125,5
	126,9
	127,9
	124,5
	122,7
	121,6
	120,4
	119,8
	119,2

	Iceland
	
	125
	127,9
	126,6
	128,4
	127,9
	125,9
	125,2
	119,2
	116,6
	119,6
	122,2
	:

	United Kingdom
	110,5
	111,6
	114,1
	113,7
	113,2
	114,1
	115,2
	117,5
	118,1
	119,1
	119,6
	119,4

	Netherlands
	120,2
	120,3
	121
	121,2
	120,6
	121,6
	124,2
	121,9
	119,9
	117,7
	116,6
	116,3

	Belgium
	120,2
	118,4
	117,5
	116
	115,8
	116,9
	117,3
	116,9
	117,2
	116,8
	116,8
	116,8

	Sweden
	118,3
	117,6
	116,3
	115
	118,4
	119,8
	116,3
	114,5
	115,2
	115
	115
	114,5

	Japan
	
	124,4
	125,7
	124,6
	119,2
	116,5
	116,7
	114,7
	112,6
	113,3
	114,4
	113,7
	113,9

	France
	
	115,2
	114,1
	114,6
	114,6
	114,3
	114
	114,8
	114,7
	113,3
	113,6
	113,1
	112,8

	Finland
	
	105,8
	105,8
	110,8
	113,6
	111,6
	114,3
	114,1
	111,2
	109,8
	109,4
	109,2
	108,7

	EU (15 countries)
	110,8
	110,4
	110,2
	110,1
	110
	109,9
	109,6
	109,4
	109,1
	108,7
	108,4
	108,1

	Germany
	119,4
	118,3
	115,8
	114,4
	113,3
	112
	110,1
	108,6
	107,8
	107,3
	106,5
	105,7

	Euro-zone
	111,8
	111,2
	110,4
	110,4
	110,2
	109,8
	108
	107,5
	106,8
	106,1
	105,7
	105,4

	Euro-zone (12 countries)
	110,4
	109,7
	109
	109
	108,8
	108,5
	108
	107,5
	106,8
	106,1
	105,7
	105,4

	Italy
	
	115,4
	114,8
	112,9
	113,6
	112,1
	111,3
	109,6
	109,1
	107,6
	106,1
	105,7
	105,3

	EU (25 countries)
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100
	100

	Spain
	
	87,5
	87,7
	87,8
	89,1
	91,8
	91,7
	92,4
	94,4
	95,5
	95
	94,9
	95

	Cyprus
	
	83,4
	82,2
	80,9
	81,4
	82,1
	83,9
	86
	83,6
	82,8
	81,8
	82,4
	83,5

	Greece
	
	72,1
	71,5
	72,2
	71,8
	71,8
	72,5
	73,8
	77,5
	79,6
	80,9
	81,8
	82,8

	Slovenia
	68,4
	69,7
	71,3
	72
	73,9
	73,3
	74,8
	75,9
	77,1
	78,4
	79,5
	80,8

	Czech Republic
	
	
	
	
	
	64,9
	66,1
	67,7
	72,5
	75
	77
	78,5

	Portugal
	73,1
	73
	74
	75,4
	77,2
	77,3
	77,2
	76,8
	74,5
	72,9
	72,5
	72,3

	Malta
	
	
	
	
	
	77,6
	78,6
	75,1
	73,9
	74,2
	72,1
	71,1
	70,2

	Hungary
	49,6
	49,5
	50,5
	51,7
	52,5
	53,5
	56,5
	58,3
	60,6
	61,7
	62,5
	63,6

	Slovakia
	44,5
	46,4
	47,2
	47,8
	47,2
	47,9
	48,9
	51,5
	51,1
	51,7
	52,7
	53,7

	Lithuania
	34,1
	35,4
	37,2
	39,1
	37,7
	38,5
	40,8
	43,2
	45,7
	48,4
	50,8
	53

	Estonia
	
	33,9
	35,4
	38,7
	39,9
	39,2
	41,6
	43
	44,8
	46,4
	48,3
	50,2
	52,3

	Poland
	
	40,8
	42,4
	44,2
	45
	45,6
	45,8
	45,9
	45,5
	46,1
	47,4
	48,6
	50

	Latvia
	
	29,8
	30,8
	32,8
	33,8
	34,2
	35,5
	37,4
	39,5
	42,3
	44,9
	47,2
	49,7

	Romania
	
	
	
	
	
	25,3
	26,7
	28,5
	29,7
	31,7
	33,2
	34,7

	Bulgaria
	31,2
	27,9
	25,9
	26,4
	26,4
	27
	28,6
	28,9
	29,4
	31,2
	33,3
	34,8

	Turkey
	
	30,1
	31,1
	32,8
	32,4
	29,6
	30,3
	26,2
	27,1
	26,9
	28,5
	29,1
	30


Während der Süden und Osten der EU nur langsam aufholt, haben einige Staaten des alten Zentrums zum Teil erhebliche Verluste ihrer Kaufkraft gegenüber dem EU-25-Schnitt zu erleiden gehabt:

Kaufkraftgewinn/Verlust im Vereinten Europa 2000 bis 2004

	  
	Zugewinne/Verluste 2000 bis 2004 gegenüber EU-25-Schnitt in %



	Czech Republic
	10,10

	Lithuania
	9,90

	Latvia
	9,40

	Greece
	8,40

	Hungary
	8,20

	Estonia
	6,70

	Romania
	6,40

	Ireland
	5,90

	Slovenia
	5,10

	United Kingdom
	5,00

	Bulgaria
	4,20

	Slovakia
	3,80

	Spain
	3,30

	Poland
	1,60

	Belgium
	-0,10

	France
	-0,40

	Turkey
	-1,80

	Cyprus
	-2,10

	Denmark
	-3,50

	Netherlands
	-3,90

	Portugal
	-4,40

	Luxembourg
	-4,60

	Germany
	-4,70

	Sweden
	-4,80

	Finland
	-4,90

	Italy
	-5,20

	Iceland
	-6,30

	Malta
	-6,50

	Austria
	-7,50


Die ärmeren Staaten der heutigen EU – mit Ausnahme Zyperns, Portugals, Italiens und Maltas - gewannen an Kaufkraftniveau im Vergleich zum EU-25 Schnitt, während die reicheren Staaten der EU – mit Ausnahme Irlands und des Vereinigten Königreiches –in den letzten Jahren gegenüber dem EU-Schnitt an ihrem bisher hohen relativen Kaufkraft-Niveau verloren. So betrachtet, hat tatsächlich ein von der volkswirtschaftlichen Theorie her geforderte Konvergenzprozess
 der Kaufkraft eingesetzt; er ist allerdings langsamer als erwartet.

Konvergenz der Kaufkraft 1995 – 2005 nach Eurostat (Kaufkraft in % des EU-25-Schnitts)
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Ostmitteleuropa und die ehemalige Sowjetunion fielen ab 1750 - mit Ausnahme Böhmens - wirtschaftlich gegenüber den sich im Westen entwickelnden Zentren der industriellen und finanziellen Macht zurück. Noch um 1100 war beispielsweise die Ukraine ein mächtiger europäischer Staat, und um 1450 war Polen der flächenmäßig größte Staat Europas. Die Expansion des kolonialen Handels mit Übersee drängte die Wichtigkeit der baltischen Hansestädte zurück; mit dem Niedergang Venedigs im östlichen Mittelmeer und auf dem Balkan bildete sich ein Vakuum, in das das Osmanische Reich vorstieß; weite Zonen des europäischen Ostens gerieten in Stagnation und Fremdherrschaft. Auch zwischen den Ländern des europäischen Nordens und Südens taten sich im 19. Jahrhundert bedeutende Differenzen auf, die bis heute fortdauern. Weite Strecken des 20. Jahrhunderts war der europäische Osten und Süden eine Zone der politischen Instabilität und Gewalt, und letztlich war auch der Kommunismus, der die Region vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zum Jahr 1989 beherrschte, untrennbar mit dem Versuch einer ‘aufholenden Entwicklung’ gegenüber dem europäischen Westen verbunden. Ist wenigstens nach dem Ende des Kommunismus in Osteuropa und der bevorstehenden Erweiterung der europäischen Union nun die langfristige Konvergenz der Lebensbedingungen zu erwarten? 

Die derzeitige Erweiterung der EU ist die erste Erweiterungswelle der EU, die auch völlig unter den Voraussetzungen globalisierter Wirtschaftsstrukturen und Finanzmärkte stattfindet. Folgerichtig sieht beispielsweise die US-Regierung in ihrer Langzeit-Prognose für die Welt (Global Trends 2015: A Dialogue About the Future With Nongovernment Experts, National Foreign Intelligence Board, December 2000) die widersprüchlichen Auswirkungen der Globalisierung auf die Beschäftigung, die ausländischen Besitzverhältnisse und die kulturelle Penetration in den Staaten Ostmitteleuropas als eine der wesentlichen Herausforderungen für den Erweiterungsprozess der Union bis 2015. Der Druck in Richtung autoritärer, nationalistischer Kräfte zur Linken und zur Rechten könnte sich, so die US-Regierung in der genannten Langzeitprognose, in den Staaten der Region verstärken, vor allem auch im Hinblick auf die langen Beitrittsprozesse, die für 10 Staaten am 1. Mai 2004 abgeschlossen wurden, sowie im Hinblick auf die zu erwartenden, polarisierenden Nachwirkungen der Mitgliedschaft
.

Wie bereits in der 2. Hälfte des 18. und 19. Jahrhunderts ist die Globalisierung (der wachsende grenzüberschreitende Fluss von Gütern, Dienstleistungen, Kapital und Arbeit) im Anwachsen und mag durch folgende, von den Vereinten Nationen (UNDP HDR, 2000) erhobene Kennzahlen umschrieben werden:

· Die Weltexporte machen bereits 21 % des weltweiten Bruttosozialprodukts aus

· Die Auslandsinvestitionen betragen bereits weltweit 400 Milliarden $ (425 Milliarden Euros)

· Der tägliche Umsatz des weltweiten Handels mit Währungen macht 1500 Milliarden $ (1594 Milliarden Euros) aus - bei einem weltweiten BSP von 29409 Milliarden $ (31253 Milliarden Euros) ist das jährlich das 18,6 fache der weltweiten Summe von Gütern und Dienstleistungen, die produziert werden

· Internationale Bankkredite betragen heute 4200 Milliarden $ (4463 Milliarden Euros)

Mit ihren mehr als 453 Millionen Einwohnern bildet die EU-25 den größten Binnenmarkt in der industrialisierten Welt. Entscheidend wird sein, ob es in Europa gelingen wird, den ‚sozialen Raum‘ Europa zu erhalten, oder ob letztlich Europa vor dem Diktat der Erfordernisse des Weltmarktes seinen bislang bestehenden, erheblichen sozialen Schutz aufgeben wird.

Das Sozialrecht und die Sozialpolitik spielen in der Union eine wesentliche Rolle. Im Artikel 2 des Vertrages über die Europäische Union (EUV) heißt es ja (vgl. Anhang D):

Artikel 2

Die Union setzt sich folgende Ziele:

-

    die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts und eines hohen Beschäftigungsniveaus sowie die Herbeiführung einer ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung, insbesondere durch Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen, durch Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und durch Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion, die auf längere Sicht auch eine einheitliche Währung nach Maßgabe dieses Vertrags umfasst ...

Aber nicht (nur) rechtliche Normen, sondern reale ökonomische Prozesse werden letztlich bestimmen, ob dieses hohe Ziel in der (erweiterten) EU erreicht werden kann, und wie erfolgreich Europa im Vergleich zu anderen Regionen der Weltwirtschaft im angebrochenen neuen Jahrtausend sein kann. 

Teil A des Manuskripts gibt einen Überblick über das Sozialrecht und die Sozialpolitik der EU, Teil B einen Überblick über das Sozialrecht und die Sozialpolitik Internationaler Organisationen. 

Teil A: Sozialrecht und Sozialpolitik der EU

1) Entwicklungslinien und Grundprinzipien der europäischen Sozialpolitik


 Entwicklungslinien bis zum Vertrag von Amsterdam

Die Europaidee kann bis zur griechisch-römischen Antike zurück verfolgt werden
. Die Einigung Europas zu einer Friedensgemeinschaft nahm aber erst mit dem Konzept Jean Monnets und Robert Schumanns der Gründung einer Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) konkrete Formen an: ab 1952 wurden die Produktionsbereiche Kohle und Stahl einer supranationalen Verwaltung unterstellt. Das Projekt eines europäischen Binnenmarktes sollte mit den Verträgen von Rom 1957 aber in seiner weitreichenden Wirkung die EGKS noch übertreffen.  

Die Europäische Union, in der wir heute leben, ist als eine Rechtsgemeinschaft konzipiert und auf völkerrechtliche Verträge zwischen ihren Mitgliedsstaaten gegründet. Zu den zwei Gemeinschaften (EG, EAG) als „erste Säule“ gesellen sich gegenwärtig die grundsätzlich zwischenstaatlich konzipierte Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen hinzu. 

Die Europäische Union (EU) ist also ein Zusammenschluss demokratischer europäischer Länder, die sich der Wahrung des Friedens und dem Streben nach Wohlstand verschrieben haben. Sie versteht sich nicht als ein neuer Staat, der an die Stelle bestehender Staaten tritt. Allerdings ist die Europäische Union auch mehr als alle sonstigen internationalen Organisationen. Die EU ist im Wortsinne einzigartig. Die Mitgliedstaaten der EU haben gemeinsame Organe eingerichtet. Teile ihrer einzelstaatlichen Souveränität haben sie diesen Organen übertragen, damit in bestimmten Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse auf europäischer Ebene demokratische Entscheidungen getroffen werden können. Diese Zusammenführung der Souveränität wird auch als "Europäische Integration" bezeichnet.

Historisch gesehen
 war die Entstehung der heutigen Europäischen Union die Folge des Zweiten Weltkriegs. Der Gedanke der europäischen Integration sollte verhindern, dass Europa jemals wieder von Krieg und Zerstörung heimgesucht wird. In einer Rede am 9. Mai 1950 sprach sich Robert Schuman, damaliger französischer Außenminister, erstmals für diese Integration aus. Dieses Datum gilt als Geburtstag der heutigen EU und wird jährlich als Europatag gefeiert.

Das institutionelle System der EU besteht aus fünf Organen jeweils mit spezifischen Aufgaben:  

Europäisches Parlament (gewählt von der Bevölkerung der Mitgliedstaaten),  

Rat der Europäischen Union (Vertretung der Regierungen der Mitgliedstaaten), 

Europäische Kommission (Motor und ausführendes Organ),  

Europäischer Gerichtshof (gewährleistet die Einhaltung der Rechtsvorschriften) und  

Europäischer Rechnungshof (kontrolliert die nachhaltige und rechtmäßige Verwaltung des EU-Haushalts).

Diese Organe werden durch fünf weitere wichtige Einrichtungen ergänzt:  

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss (vertritt die Standpunkte der organisierten BürgerINNengesellschaft in wirtschaftlichen und sozialen Belangen),  

Ausschuss der Regionen (vertritt die Interessen regionaler und örtlicher Behörden),  

Europäische Zentralbank (ist für Geldpolitik und für den Euro zuständig), 

Europäischer BürgerINNenbeauftragte(r) (setzt sich mit Beschwerden der BürgerINNen über Missstände in der Verwaltung bei beliebigen Organen oder Stellen der EU auseinander) und  

Europäische Investitionsbank (trägt durch die Finanzierung von Investitionsprojekten zur Umsetzung der Ziele der EU bei).  

Außerdem umfasst das System verschiedene Einrichtungen und sonstige Stellen. 

Das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit ist wesentlich für die Europäische Union. Alle Entscheidungen und alle Verfahren der EU beruhen auf den EG-Verträgen, die von allen EU-Ländern vereinbart wurden. 

Anfänglich bestand die EU aus nur sechs Ländern: Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden. Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich kamen 1973 hinzu, Griechenland 1981, Spanien und Portugal 1986, Österreich, Finnland und Schweden 1995. Im Jahre 2004 erfolgte mit weiteren 10 Ländern die umfangreichste Erweiterung in der Geschichte der EU. 

In den ersten Jahren beschränkte sich die Zusammenarbeit hauptsächlich auf Handel und Wirtschaft. Heute jedoch befasst sich die EU auch mit vielen anderen Fragen, die sich unmittelbar auf unser tägliches Leben auswirken: z. B. Wahrung der BürgerINNenrechte, Gewährleistung von Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit; Schaffung von Arbeitsplätzen; Regionalentwicklung; Umweltschutz ; und eine diskriminierungsfreie Globalisierung.

Die Europäische Union hat ein halbes Jahrhundert für Stabilität, Frieden und Wohlstand gesorgt. Sie hat dazu beigetragen, den Lebensstandard zu heben, einen gemeinsamen europäischen Markt geschaffen, die gemeinsame europäische Währung, den Euro eingeführt und der Stimme Europas in der Welt  stärkeres Gewicht verliehen. 

Einheit in der Vielfalt : Europa ist ein Kontinent mit vielen unterschiedlichen Traditionen und Sprachen, aber auch mit gemeinsamen Werten. Die EU verteidigt diese Werte. Sie fördert die Zusammenarbeit der Völker Europas, indem sie die Einheit unter Wahrung der Vielfalt stärkt und sicherstellt, dass Entscheidungen möglichst bürgernah getroffen werden.

Welche Rolle spielt nun die Europäische Sozialpolitik? Der Motor der europäischen Integration ist nach dem Zweiten Weltkrieg neben den anfänglich dominierenden sicherheitspolitischen Überlegungen die wirtschaftliche Sphäre, i.e. die Interessen der Unternehmerseite an einem einheitlichen, großen europäischen Binnenmarkt.

Eine ihrer wichtigsten Aufgaben sieht die Europäische Union darin, die Beschäftigung in Europa zu sichern und neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die europäische Wirtschaft kann aber nur dann mehr Beschäftigte einstellen, wenn die wirtschaftlichen Bedingungen dies zulassen. Genau darum geht es der Union: Sie möchte für die nötigen Rahmenbedingungen sorgen. 

Durch die Schaffung eines gemeinsamen Binnenmarktes
 ohne innere Grenzen und mit einer einheitlichen Währung, dem Euro, hat die EU bereits wichtige Voraussetzungen für den Handel und neue Arbeitsplätze in Europa geschaffen. Die von der EU beschlossene Strategie soll das Wachstum fördern und mehr und bessere Arbeitsplätze schaffen. Die Arbeitsplätze von morgen werden durch Forschung sowie durch Aus- und Weiterbildung, durch Unternehmergeist, durch die Fähigkeit zur Anpassung an neue Arbeitsverfahren und durch Chancengleichheit für alle geschaffen. 

Ein Drittel des gesamten EU-Haushalts fließt in die so genannten Strukturfonds, die Wachstum und Beschäftigung in benachteiligten Regionen fördern. Mit ihrer Hilfe wird der Wohlstand in Europa gleichmäßiger und gerechter verteilt.

Die Grundprinzipien der europäischen Sozialpolitik

Mehr Arbeitsplätze, bessere Arbeitsplätze, Chancengleichheit – das sind die Mottos der europäischen Beschäftigungs- und Sozialpolitik
. Niemand soll zurückgelassen werden, wenn die Europäische Union sich aufmacht, der wettbewerbsfähigste und dynamischste Wirtschaftsraum der Welt zu werden. 

Den Rahmen bildet eine sozialpolitische Agenda, mit der das Zusammenwirken der Wirtschaftspolitik, der Beschäftigungspolitik und der Sozialpolitik sichergestellt werden soll. 

Die zentralen Elemente der Agenda sind 

die Europäische Beschäftigungsstrategie; 

die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsstandards; 

die soziale Eingliederung und der soziale Schutz; 

die Gleichstellung von Frauen und Männern.  

Dazu sind bedeutende Investitionen in die Humanressourcen erforderlich, damit mehr Menschen die von der Wirtschaft benötigten Qualifikationen mitbringen und die Qualität der Qualifikationen und die Fähigkeit der Menschen verbessert werden, Veränderungen zu bewältigen. Die Verfügbarkeit gut ausgebildeter, kompetenter und anpassungsfähiger Arbeitskräfte spielt für das Wirtschaftswachstum eine wichtige Rolle und ist gleichzeitig von großer Bedeutung für drei der größten Herausforderungen, die die EU zu bewältigen hat: Arbeitslosigkeit, Armut und sozialer Ausgrenzung.

Derzeit haben nur 64 % der Menschen im erwerbsfähigen Alter einen Arbeitsplatz. Diese Zahl soll auf 70 % steigen. Außerdem gibt es besondere Zielvorgaben für Frauen und ältere Arbeitnehmer. Um diese Ziele zu erreichen, müssen in der neuen EU25 bis zum Jahr 2010 20 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen werden, verglichen mit den 6 Millionen, die in den damaligen 15 Mitgliedstaaten von 1999 bis 2003 geschaffen wurden.

Europäische Beschäftigungsstrategie

Jedes Jahr einigt sich der Europäische Rat auf gemeinsame Prioritäten und individuelle Zielvorgaben für die Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten. Sie beziehen sich auf die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Arbeitsplatzqualität, eine bessere Vereinbarkeit der Anforderungen von Berufs- und Privatleben, aktives Altern und die Gewährleistung gleicher, nicht durch Rasse, Geschlecht oder Behinderung eingeschränkter Beschäftigungschancen. 

Die einzelnen EU-Regierungen erstellen eigene jährliche Aktionspläne, in denen sie darlegen, wie sie die Leitlinien in die Praxis umsetzen. Die Fortschritte werden anhand von rund 100 Indikatoren gemessen – sie reichen von grundlegenden Wirtschaftszahlen (z. B. Bruttoinlandsprodukt BIP, Wirtschaftswachstum, Arbeitslosenzahl) bis zur Möglichkeit von Berufsunterbrechungen, beispielsweise für die Kindererziehung. 

Europäischer Sozialfonds

In den Jahren 2000 bis 2006 gibt der Europäische Sozialfonds 60 Milliarden € für die berufliche und soziale Qualifizierung aus. Menschen mit guter Sozialkompetenz haben mehr Selbstvertrauen und sind anpassungsfähiger. So gelingt es ihnen auch eher, einen Arbeitsplatz zu finden oder ein eigenes Unternehmen aufzubauen. Es wird besonders darauf geachtet, Mittel in diejenigen EU-Regionen zu lenken, in denen die Arbeitslosigkeit besonders hoch oder das durchschnittliche Einkommen besonders niedrig ist. 3 Milliarden € sind für das Programm EQUAL reserviert, eine Initiative, mit der neue Wege zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Ungleichheiten erprobt werden sollen.

Mindeststandards für alle

Traditionell bemüht sich die EU, durch gemeinsame Mindestvorschriften für die Arbeitsbedingungen und für den Arbeitsschutz überall in der EU eine anständige Arbeitsumgebung und den Schutz der Arbeitnehmerrechte sicherzustellen. Außerdem fördert die EU moderne Arbeitsbeziehungen und den Dialog zwischen den Arbeitnehmervertretern und den Arbeitgebern. Solide Arbeitsbeziehungen sind nicht nur für den Arbeitsschutz vorteilhaft, sondern tragen auch zur Wettbewerbsfähigkeit bei.

Die EU fördert Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften über eine Verbesserung des Schutzniveaus und nimmt zuweilen selbst an diesen Verhandlungen teil. Es kommt vor, dass dies die Grundlage für neue EU-Rechtsvorschriften bildet. Die Europäische Kommission fördert die soziale Verantwortung der Unternehmen, indem sie sich für das Konzept einsetzt, dass soziale Anliegen und Umweltschutzbelange integrierender Bestandteil der Geschäftsstrategie sein sollten.

Durch gemeinsame EU-Vorschriften werden Grundnormen für den Schutz gegen bestimmte Gesundheitsgefährdungen am Arbeitsplatz festgelegt, etwa Lärm oder Belastung durch chemische Stoffe, oder für den Schutz von schwangeren Arbeitnehmerinnen oder Jugendlichen unter 18 Jahren. Andere Vorschriften enthalten grundlegende Rechte hinsichtlich Arbeitszeit, Elternurlaub, grundlegender Informationen, die alle Arbeitgeber neuen Beschäftigten über ihren Arbeitsplatz und ihre Anstellungsbedingungen geben müssen, Bedingungen für Massenentlassungen und Gleichbehandlung im Falle von Teilzeit- oder Zeitarbeit. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ist ebenfalls ein grundlegendes Prinzipien der EU wie auch der Schutz vor sexueller Belästigung. 

Die EU verbietet ausdrücklich Diskriminierung aufgrund von Rasse, ethnischer Herkunft, Behinderung, sexueller Ausrichtung, Alter, Religion oder Weltanschauung. Gestützt wird dieses Verbot durch politische Strategien zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Fremdenfeindlichkeit; außerdem wird sichergestellt, dass Gleichstellungsaspekte in alle Gemeinschaftspolitiken Eingang finden.

Europaweite Mobilität für alle

Das Recht, überall in der EU zu arbeiten, ist ein Grundrecht aller EU-BürgerINNen, eingeschränkt nur durch einige Übergangsbestimmungen für Länder, die der EU im Jahr 2004 beigetreten sind. Die öffentlichen Arbeitsverwaltungen im Europäischen Wirtschaftsraum (EU, Island, Liechtenstein und Norwegen) und in der Schweiz sind über EURES, einen einheitlichen Arbeitsvermittlungsdienst, verbunden. Arbeitsuchende können ihren Lebenslauf über die entsprechende Website ins Netz stellen
. 

Die Fähigkeit, in anderen EU-Ländern zu arbeiten, bringt auch das Recht mit sich, dort die meisten sozialen Vergünstigungen für die ganze Familie in Anspruch zu nehmen. Menschen, die ihren Ruhestand in einem anderen EU-Land verbringen, und in vielen Fällen BürgerINNen anderer Länder, die in der EU von einem Land zum anderen wechseln, genießen die gleichen Rechte. Das in der ganzen EU bestehende Recht auf Gesundheitsversorgung gilt auch für die Notfallversorgung im Urlaub. Die Europäische Krankenversicherungskarte, die es seit dem 1. Juni 2004 gibt und die bis 2006 in der ganzen EU eingeführt werden soll, erleichtert die Inanspruchnahme der Gesundheitsdienste.

Soziale Eingliederung und sozialer Schutz

Die Systeme der sozialen Sicherheit in den EU-Ländern spiegeln ein ureigenstes kulturelles Erbe, typische Traditionen, besondere soziale Errungenschaften wider. Diese Unterschiede werden respektiert. Alle Mitgliedstaaten sind sich aber einig, dass ihre BürgerINNen ein Grundrecht auf grundlegende Sozialleistungen haben. Sie sind auch übereingekommen, 

dass die sozialen Sicherungssysteme modernisiert werden, um ein soziales Sicherheitsnetz für alle zu schaffen, gleichzeitig aber, wo immer möglich, dafür zu sorgen, dass Arbeit sich lohnt;  

Renten und eine hochwertige Gesundheitsversorgung langfristig finanzierbar zu machen;  

die soziale Eingliederung zu fördern und die Armut zu bekämpfen.  

Dazu sind keine Rechtsetzungsakte der EU vonnöten, erforderlich ist aber eine enge Koordinierung, damit eine übereinstimmende Politik betrieben wird und alle voneinander lernen können. Die Mitgliedstaaten erstellen alle zwei Jahre einen nationalen Aktionsplan über die soziale Eingliederung, sodass die Fortschritte in diesem Bereich überwacht werden können.

Drei Agenturen unterstützen die EU-Arbeit im Bereich Beschäftigung, führen Forschungen durch und sorgen für die Weitergabe guter Praxisbeispiele:

die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in Bilbao; 

die Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in Dublin; 

die Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Wien. 

Der Lissabon-Prozess als Bündel von Strategien mit einem Hauptziel 

Die Sondertagung des Europäischen Rates in Lissabon im März 2000
 war vor allem dem Thema „Beschäftigung, Wirtschaftsreformen und sozialer Zusammenhalt - für ein Europa der Innovation und des Wissens“ gewidmet. Der Rat setzte sich als strategisches Ziel, die Union solle innerhalb des nächsten Jahrzehnts zum weltweit wettbewerbsfähigsten und dynamischsten, auf Wissen basierenden Wirtschaftsraum gemacht werden, der in der Lage ist, dauerhaftes Wirtschaftswachstum zu erzielen, mehr und bessere Arbeitsplätze zu schaffen und einen größeren sozialen Zusammenhalt sicherzustellen. Dabei müssen sowohl die Stärken (zB Binnenmarkt, gemeinsame Währung) als auch die Schwächen der EU (beispielsweise hohe Arbeitslosigkeit, geringe Arbeitsproduktivität) entsprechend berücksichtigt werden. Im Hinblick auf diese Zielsetzung hat der Europäische Rat ein Maßnahmenbündel entwickelt und Ziele mit Fristen für ihre Umsetzung formuliert. Für die Durchführung wurde eine offene Koordinationsmethode mit breitem Austausch von Erfahrungen und beispielgebenden Praktiken zwischen den Mitgliedstaaten in einem vom Europäischen Rat geleiteten Vorgehen definiert. Es wurde dabei beschlossen, dass eine alljährlich im Frühjahr stattfindende Sondertagung des Europäischen Rates über Wirtschafts- und Sozialfragen entsprechende Aufträge festlegen und Folgemaßnahmen sicherstellen solle. 

Die Gesamtstrategie muss folgende Elemente enthaltenden: 

Übergang zu einer auf Wissen basierenden Wirtschaft durch Förderung von Informationsgesellschaft, 

Forschung und Entwicklung; die Modernisierung des europäischen Gesellschaftsmodells; 

die geeignete Mischung makroökonomischer Politiken.

Die gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates bis zum Jahr 2010 umzusetzenden Maßnahmen sollen vor allem folgenden Zielen dienen: der Verwirklichung einer modernen Informationsgesellschaft, mehr und besser vernetzter Forschung und Innovation im Rahmen eines europäischen Forschungsraumes, einer Unterstützung vor allem der Gründung innovativer Unternehmen, Wirtschaftsreformen, effizienten und integrierten Finanzmärkten, einer steuerlichen Konsolidierung und einer höheren Qualität und Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen, mehr Bildung, Ausbildung und lebensbegleitendem Lernen, einer Modernisierung des sozialen Schutzes und einer Verbesserung der sozialen Integration.  

Der EU-Gipfel von Nizza (Dezember 2000) lancierte die "neue offene Methode der Koordination" in der Sozialpolitik. Die Mitgliedstaaten wurden angehalten, nationale Aktionspläne auf 2-Jahresbasis zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung aufzustellen und über die Ergebnisse zu berichten. Die "offene Koordination" erwies sich zugleich als Bestreben, die "intergouvernementale" Zusammenarbeit im Rat zu Lasten der Rolle der EU-Kommission und "gemeinschaftlicher" Politik zu stärken. 

Die EU-Gipfel von Stockholm und Göteborg (2001) ergänzten den Lissabon-Prozess um weitere Koordinationsvorhaben. Es geht zum einen darum, aus dem makroökonomischen "Dreieck" durch eine "Umweltdimension der Gemeinschaft" zumindest hinsichtlich der Absichten ein "Viereck" zu machen, und zum anderen um eine neue offene Koordination zur Rentenpolitik der Mitgliedstaaten.

Das zentrale Problem Europas ist also die Arbeitslosigkeit. Sie beträgt in den Mitgliedsstaaten der Union und im internationalen Vergleich nach Eurostat
 wie folgt. Wiederum führt die Kommission bei ihren Vergleichsdaten auch die Zahlen für die EWR-Partner Island und Norwegen sowie die weltwirtschaftlichen Konkurrenten Japan und USA an:

Arbeitslosigkeitsraten nach Eurostat

	  
	
	1992
	1993
	1994
	1995
	1996
	1997
	1998
	1999
	2000
	2001
	2002
	2003



	Poland
	
	:
	:
	:
	:
	:
	10,9
	10,2
	13,4
	16,4
	18,5
	19,8
	19,2

	Slovakia
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	16,7
	18,7
	19,4
	18,7
	17,5

	Bulgaria
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	16,4
	19,2
	17,8
	13,6

	Lithuania
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	13,2
	13,7
	16,4
	16,4
	13,5
	12,7

	Spain
	
	14,9
	18,6
	19,8
	18,8
	18,1
	17
	15,2
	12,8
	11,3
	10,6
	11,3
	11,3

	Turkey
	
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	6,5
	8,3
	10,3
	10,6

	Latvia
	
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	14,3
	14
	13,7
	12,9
	12,6
	10,4

	Estonia
	
	:
	:
	:
	:
	:
	9,6
	9,2
	11,3
	12,5
	11,8
	9,5
	10,2

	Germany
	6,4
	7,7
	8,2
	8
	8,7
	9,7
	9,1
	8,4
	7,8
	7,8
	8,7
	9,6

	France
	
	9,9
	11,1
	11,7
	11,1
	11,6
	11,5
	11,1
	10,5
	9,1
	8,4
	8,9
	9,4

	Greece
	
	7,9
	8,6
	8,9
	9,2
	9,6
	9,8
	10,9
	11,8
	11
	10,4
	10
	9,3

	EU (25 countries)
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	9,4
	9,2
	8,7
	8,5
	8,8
	9,1

	Finland
	
	11,7
	16,3
	16,6
	15,4
	14,6
	12,7
	11,4
	10,2
	9,8
	9,1
	9,1
	9

	Euro-zone
	8,6
	10,2
	10,9
	10,6
	10,8
	10,8
	10,2
	9,3
	8,4
	8
	8,4
	8,9

	Euro-zone (12 countries)
	8,8
	10,1
	10,8
	10,6
	10,8
	10,8
	10,2
	9,4
	8,4
	8
	8,4
	8,9

	Italy
	
	8,7
	10,1
	11
	11,5
	11,5
	11,6
	11,7
	11,3
	10,4
	9,4
	9
	8,6

	EU (15 countries)
	8,9
	10,1
	10,5
	10,1
	10,2
	10
	9,4
	8,6
	7,8
	7,4
	7,7
	8,1

	Belgium
	7,1
	8,6
	9,8
	9,7
	9,5
	9,2
	9,3
	8,6
	6,9
	6,7
	7,3
	8

	Malta
	
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	6,7
	7,6
	7,7
	8

	Czech Republic
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	6,3
	8,6
	8,6
	8
	7,3
	7,8

	Romania
	:
	:
	:
	:
	:
	5,3
	5,4
	6,2
	6,8
	6,6
	7,5
	6,6

	Slovenia
	:
	:
	:
	:
	6,9
	6,9
	7,4
	7,2
	6,6
	5,8
	6,1
	6,5

	Portugal
	4,3
	5,6
	6,9
	7,3
	7,3
	6,8
	5,1
	4,5
	4,1
	4
	5
	6,3

	United States
	7,4
	6,8
	6,1
	5,6
	5,4
	4,9
	4,5
	4,2
	4
	4,8
	5,8
	6

	Hungary
	:
	:
	:
	:
	9,6
	9
	8,4
	6,9
	6,3
	5,6
	5,6
	5,8

	Denmark
	8,6
	9,6
	7,7
	6,7
	6,3
	5,2
	4,9
	4,8
	4,4
	4,3
	4,6
	5,6

	Sweden
	5,6
	9,1
	9,4
	8,8
	9,6
	9,9
	8,2
	6,7
	5,6
	4,9
	4,9
	5,6

	Japan
	
	2,2
	2,5
	2,9
	3,1
	3,4
	3,4
	4,1
	4,7
	4,7
	5
	5,4
	5,3

	United Kingdom
	9,8
	10
	9,3
	8,5
	8
	6,9
	6,2
	5,9
	5,4
	5
	5,1
	4,9

	Ireland
	
	15,4
	15,6
	14,3
	12,3
	11,7
	9,9
	7,5
	5,6
	4,3
	3,9
	4,3
	4,6

	Cyprus
	
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	5,2
	4,4
	3,9
	4,5

	Norway
	
	5,9
	6
	5,4
	4,9
	4,7
	4
	3,2
	3,2
	3,4
	3,6
	3,9
	4,5

	Austria
	
	:
	4
	3,8
	3,9
	4,4
	4,4
	4,5
	3,9
	3,7
	3,6
	4,2
	4,3

	Netherlands
	5,3
	6,2
	6,8
	6,6
	6
	4,9
	3,8
	3,2
	2,9
	2,5
	2,7
	3,8

	Luxembourg
	2,1
	2,6
	3,2
	2,9
	2,9
	2,7
	2,7
	2,4
	2,3
	2,1
	2,8
	3,7


Der europäische Sozialfonds

Seit mehr als 40 Jahren stellt der Europäische Sozialfonds, wie bereits erwähnt, Geld zur Verfügung
. Er fördert Ausbildung und Beratung sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Für den Zeitraum 2000-2006 stehen in Österreich rund 740 Millionen Euro zur Verfügung.

Regionen fördern

Der Europäische Sozialfonds bietet Unterstützung für Menschen und Regionen. Ziel ist es, regionale Entwicklungsunterschiede abzubauen. Für den sozioökonomischen Wandel in den ärmsten Regionen Europas, stehen die Mittel des esf und der anderen Strukturfonds zur Verfügung. Zukunftsträchtige Arbeitsmarktsektoren können damit aufgebaut werden, die Wirtschaftsleistung erhöht und die Wettbewerbsfähigkeit in diesen Regionen gesteigert werden. 

Arbeitslosigkeit bekämpfen

Um die Chancengleichheit zwischen den verschiedenen sozialen Gruppen zu fördern hilft der esf EU-Bürger/Innen, ihre Fähigkeiten und Kenntnisse zu verbessern. Weiterbildung wird gezielt unterstützt, um Arbeitsmarktchancen zu erhöhen

Moderne und innovative Aus- und Weiterbildungsaktivitäten und Beschäftigungsinitiativen stehen im Mittelpunkt. Gefördert werden vor allem Menschen mit besonders großen Schwierigkeiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt. 

In sieben Schwerpunkten ist festgelegt, welche Zielgruppen und Maßnahmen in Österreich gefördert werden.

• Verhinderung der Arbeitslosigkeit

• Chancengleichheit für behinderte Menschen
• Bildung

• Betriebliche Qualifizierung

• Chancengleichheit für Frauen und Männer

• TEP Territoriale Beschäftigungspakte

• Information und Vernetzung

Equal

Besondere Bedeutung kommt der Gemeinschaftsinitiative Equal zu. Im Rahmen von Entwicklungspartnerschaften werden neue Ideen und Mittel entwickelt, um Diskriminierungen und Benachteiligungen am Arbeitsplatz bekämpfen. Die Arbeitsmarktchancen besonders benachteiligter Menschen sollen erhöht und der Wiedereinstieg in das Berufsleben erleichtert werden. Der esf finanziert dazu Projekte und Maßnahmen. Ziel ist es, gemeinsam mit allen relevanten Akteur/Innen innovative Strategien und Konzepte zu entwickeln. Erfolgreiche Modelle werden dann innerhalb der EU ausgetauscht und übernommen.

Projekte für Menschen

Der Europäische Sozialfonds fördert also Projekte in ganz Österreich.

Jährlich nehmen daran rund 120.000 Menschen teil. Sie verbessern damit ihre Chancen auf dem österreichischen und dem europäischen Arbeitsmarkt.

Weitere Informationen:

www.esf.at
http://www.equal-esf.at/
http://www.esf.at
http://www.gem.or.at/
Bildungs- und Jugendpolitik im erweiterten Europa

Die allgemeine und berufliche Bildung sowie das Arbeiten in anderen Ländern leisten einen wesentlichen Beitrag zu interkulturellen Verständigung
. Mehr als 100 000 EU BürgerINNen nehmen alljährlich an grenzüberschreitenden Austauschprogrammen teil, die zum Verständnis anderer Kulturen beitragen und es den BürgerINNen erleichtern, die von der EU gebotenen Möglichkeiten zu nutzen, in anderen europäischen Ländern zu leben, zu studieren und zu arbeiten.  

LEONARDO DA VINCI und SOKRATES

Im Rahmen der beiden wichtigsten Gemeinschaftsprogramme, dem Programm LEONARDO DA VINCI für berufliche Bildung und lebenslanges Lernen und dem Programm SOKRATES im Bereich der allgemeinen Bildung, werden zusammen alljährlich mehr als 400 Mio. € ausgegeben. Viele Programme stehen Menschen aller Altersgruppen offen, da das lebenslange Lernen und der Aufbau eines Europas des Wissens keine Altersbeschränkungen kennen. 

Das Programm LEONARDO DA VINCI fördert internationale Austauschmaßnahmen und transnationale Projekte im Bereich der Berufsbildung. Es zielt darauf ab, Innovation und Unternehmergeist zu stärken, die Qualität der Ausbildung zu verbessern und den Erwerb und den Einsatz beruflicher Qualifikationen in anderen europäischen Ländern zu erleichtern.

Das Programm wird durch die Arbeit des Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbildung in Thessaloniki (Griechenland) ergänzt. Diese Agentur unterstützt politische Entscheidungsträger in den EU Organen, den Mitgliedstaaten und den Einrichtungen der Sozialpartner, fundierte Entscheidungen im Bereich der Berufsbildung zu treffen.

Das älteste und vielleicht bekannteste Teilprogramm des Programms SOKRATES ist ERASMUS. Jährlich werden mehr als 100 Mio. € für Stipendien aufgewendet, um Studierenden und Lehrkräften Auslandsaufenthalte an Universitäten in anderen Ländern zu ermöglichen. Zweitausend Universitäten nehmen am Programm teil. Bis zum Jahr 2007 werden zwei Millionen Studierende dank ERASMUS in einem anderen Land studiert haben. Ab 2004 werden im Rahmen des neuen Programms ERASMUS MUNDUS mehr als 40 Mio. € jährlich bereitgestellt, um Masterstudiengänge von Konsortien zu fördern, die mindestens drei Hochschulen in drei verschiedenen europäischen Ländern umfassen. Studierende aus allen Ländern können Stipendien für die Teilnahme an diesen Masterstudiengängen beantragen.

Weitere Aktionen des Programms SOKRATES:

Grundtvig für erwachsene Lernende und Lehrkräfte in der Erwachsenenbildung mit dem Ziel, europäische Lehrmaterialien zu entwickeln und Netze aufzubauen;  

Comenius für Schulen und Lehrkräfte an Schulen. Mehr als 10 000 Schulen werden alljährlich unterstützt; 

Lingua zur Förderung des Sprachenlernens, vor allem weniger verbreiteter Sprachen; 

Minerva zur Anwendung neuer Technologien im Bildungsbereich. 

Gefördert werden können Studierende (jeden Alters), Lehrkräfte und Projekte aus allen EU Ländern, Bulgarien, Island, Liechtenstein, Norwegen, Rumänien und der Türkei. Die Schweizerische Regierung finanziert die Beteiligung der Schweiz am Programm LEONARDO DA VINCI.

Förderung des eLearning  

Die Tätigkeiten im Rahmen der Aktion Minerva werden durch Mittel aus anderen Quellen ergänzt, die den Aspekt eLearning des Aktionsplans eEurope unterstützen. eLearning fördert den Einsatz von Computern, Multimedia Werkzeugen und Internet.

Förderung des Sprachenlernens

Die Maßnahmen im Rahmen von LINGUA werden durch sprachenbezogene Projekte innerhalb anderer Programme ergänzt. Die Kommission hat die Bedeutung des Sprachenlernens durch ihr Aktionsprogramm Sprachenlernen herausgestellt. Sie möchte, dass durch die EU Finanzierung und die Anstrengungen der Mitgliedstaaten das Ziel „Muttersprache plus zwei Fremdsprachen“ zu einem Standard für alle EU BürgerINNen wird. 

Europass

Der Europass Berufsbildung dient dazu, berufsbezogene Weiterbildungs oder Ausbildungszeiten in anderen Ländern formal zu bescheinigen. Der Europass Berufsbildung steht für alle Formen der Ausbildung zur Verfügung, ob diese nun innerhalb eines EU Programms gefördert werden oder nicht.

Förderung der internationalen Zusammenarbeit

Die EU fördert außerdem die Bildungszusammenarbeit und den Austausch mit ungefähr 40 Ländern auf der ganzen Welt, von der Mongolei bis Mexiko und von Algerien bis Australien. Diese Zusammenarbeit umfasst häufig die Finanzierung von Lehrerstellen oder Kursen über die europäische Integration.

Die Europäische Stiftung für Berufsbildung in Turin ist eine EU Agentur, die innovative Verfahren zur Entwicklung der Humanressourcen in im Übergang befindlichen Gesellschaften und Ländern des Mittelmeerraums und Mittel und Osteuropas fördert.

Förderung einer aktiven Staatsbürgerschaft bei Jugendlichen

Austauschmaßnahmen gibt es auch außerhalb des Bildungsbereichs. Die EU stellt jährlich ungefähr 75 Mio. € bereit, um Jugendliche zu unterstützen, die Freiwilligenarbeit leisten, Projekte zur Unterstützung lokaler Gemeinschaften durchführen oder an Studienprogrammen teilnehmen wollen, die nicht von den Programmen SOKRATES oder LEONARDO DA VINCI gefördert werden. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, Jugendliche zu ermutigen, stärker an Entscheidungsprozessen mitzuwirken, die sie selbst betreffen. Die Teilnahme an Freiwilligen und Gemeinschaftsarbeit in der ganzen EU schafft ein Gefühl der europäischen Staatsbürgerschaft und Identität.

Benchmarking von Bildungsleistungen

Die Europäische Union ist zunehmend an einer Verbesserung der allgemeinen und beruflichen Bildung sowie der Bereitstellung lebenslanger Bildungsmöglichkeiten im Hinblick auf eine starke Wirtschaft interessiert. Berechnungen zufolge würde sich eine durchschnittlich um ein Jahr längere Ausbildungszeit für alle kurzfristig mit 5 Prozentpunkten und langfristig mit 2,5 Prozentpunkten auf das Wachstum niederschlagen. Besser ausgebildete Menschen finden außerdem leichter einen Arbeitsplatz und sind tendenziell gesünder sowie politisch und gesellschaftlich aktiver. Wenn die Union ihre Konkurrenten in der wissensbasierten Wirtschaft übertreffen will, so muss sie größere und effizientere Investitionen in die allgemeine und berufliche Bildung tätigen. 

Für 2010 hat sich die EU folgende Ziele gesteckt:

mindestens 85 % der 22-jährigen die Sekundarstufe II abgeschlossen haben sollen; 

nicht mehr als 10 % der 18-24 jährigen, die die Schule ohne Abschluss der Sekundarstufe II, Berufsausbildung oder einen sonstigen Bildungsabschluss verlassen haben sollen; 

die Gesamtzahl der Absolventen in den Fächern Mathematik, Naturwissenschaft und Technologie um 15 % zugenommen haben und das ungleiche Geschlechterverhältnis zurückgegangen sein soll; 

der Anteil der 15-Jährigen mit Leseschwächen sich um mindestens 20 % im Vergleich zum Jahr 2000 verringert haben soll; 

die durchschnittliche Beteiligung der Altersgruppe 25-64 Jahre am lebenslangen Lernen mindestens 12,5 % betragen soll. 

Gemeinsame Herausforderungen in der Hochschulbildung

Die EU hat zwar keine Absicht, die europäischen Bildungssysteme zu harmonisieren; die Mitgliedstaaten erkennen jedoch an, dass es gemeinsame Herausforderungen gibt. Hierzu zählen die Zunahme und die Diversifizierung der Hochschulbildung, die Beschäftigungsfähigkeit von Hochschulabsolventen, der Mangel an Qualifikationen in wichtigen Bereichen und die Ausweitung der privaten und transnationalen Bildung.

Daher fördert die EU die Konvergenz und die Vergleichbarkeit der Qualifikationen im Hochschulbereich z.B. durch koordinierte Reformen, kompatible Systeme und gemeinsame Maßnahmen. Mit 25 anderen Ländern hat sie vereinbart, bis zum Jahr 2010 im Rahmen des so genannten Bologna-Prozesses einen europäischen Hochschulraum zu schaffen. Parallel dazu soll im Rahmen des Kopenhagen-Prozesses die Zusammenarbeit zur Verbesserung der Qualität, Attraktivität und Leistungsfähigkeit der beruflichen Bildung vorangebracht werden. 

EU-Programm JUGEND
Seit Mai 2000 gibt es das neue EU - Programm JUGEND. Ein Großteil dieses neuen und umfassenden Programmes besteht aus Aktionen der Vorläuferprogramme Jugend für Europa und Europäischer Freiwilligendienst
. Das Programm fördert in erster Linie internationale Jugendprojekte (Austausch von Jugendgruppen, Freiwilligendienste in anderen Ländern), Jugendinitiativen und unterstützende Massnahmen zur Entwicklung der einzelnen Aktionen des Programms. Programmländer sind die 25 EU – Staaten. Weiters können auch Jugendliche aus sogenannten Drittländer teilnehmen (Länder im Mittelmeerraum, GUS, Südosteuropa, Lateinamerika). Dabei muss mindestens ein Mitgliedstaat der EU beteiligt sein. Ziele des Programms sind die Förderung der Jugendpartizipation zum Aufbau Europas, Stärkung des Solidaritätsgedankens, Förderung der Kreativität und Unternehmungsgeistes der Jugendlichen und Förderung der transnationalen Zusammenarbeit. 

In Österreich ist Euro Tech Management die Nationalagentur für das EU - Programm JUGEND. Aufgabe der Nationalagentur ist die Anbahnung von Projekten, Information und Beratung von Interessenten und Antragstellern sowie die Verwaltung von Fördergeldern. Die Entscheidung über die Förderwürdigkeit und die Höhe der Gesamtförderung fällt bei einem Großteil der Aktionen ein Kuratorium des Bundesministeriums für Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz sowie in speziellen Fällen die Europäische Kommission.

Das EU-Programm JUGEND ist in 5 Aktionen unterteilt 

Aktion 1 - Jugend für Europa (JfE) Austausch von Jugendgruppen 

Aktion 2 - Europäischer Freiwilligendienst (EFD) 

Aktion 3 - Gruppeninititative 

Aktion 4 - Gemeinsame Aktionen 

Aktion 5 - Unterstützende Massnahmen 

Gesamtbewertung der Effizienz der EU-Sozialpolitik

Das bestehende Gemeinschaftsrecht im Sozialbereich ist heute relativ übersichtlich von der Webseite der Kommission abrufbar
. Im Anhang zu diesem Skriptum (D) sind die wichtigsten Abschnitte des EU-Primärrechts, soweit die Sozialpolitik betroffen ist, angeführt. 

Die österreichische Politikwissenschafterin Gerda Falkner
 hat unlängst den Versuch unternommen, die Gesamtheit des sozialpolitischen Gemeinschaftsrechtes in seiner Entstehungsgeschichte ab 1974 bis 2002 quantitativ zu bewerten. Neben dem Primärrecht (siehe Anhang D) sind hier die Richtlinien zu berücksichtigen. Falkner kommt in ihrer Auswertung der EU-CELEX-Datei auf 79 Rechtsakte, die sich auf folgende Sachgebiete wie folgt aufteilen:

	Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
	27 Richtlinien

	Mindeststandards Arbeitsbedingungen
	20 Richtlinien

	Nichtdiskriminierung und Geschlechtergleichstellung
	8 Richtlinien


In %-Werten ergibt dies folgende Aufteilung des geltenden, durch Richtlinien bestimmten „Acquis“:
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Hinzu kommen noch die Änderungen oder Ausdehnungen:

	Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
	11 Änderungen oder Ausdehnungen

	Mindeststandards Arbeitsbedingungen
	10 Änderungen oder Ausdehnungen

	Nichtdiskriminierung und Geschlechtergleichstellung
	3 Änderungen oder Ausdehnungen


Neben den Richtlinien betreffen die EG-Sozialvorschriften auch unverbindliche Rechtsakte, darunter:

15 Empfehlungen, etwa zur Beschäftigungspolitik, die Parkausweise für Behinderte (1998) oder die ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern an Entscheidungsprozessen (1996)

50 Entschließungen, etwa zur sozialen Integration von Jugendlichen und zur ausgewogenen Teilhabe von Frauen und Männern am Berufs- und Familienleben

16 Schlussfolgerungen (etwa zur Modernisierung und Verbesserung des Sozialschutzes oder zur Umsetzung der Maßnahmen zur Bekämpfung des Sextourismus mit Kindesmissbrauch

3 Erklärungen (z.B. zum Abschluss des Europäischen Jahres der älteren Menschen 1993) und 

3 Mitteilungen (z.B. zur Europ. Sozialagenda, 2000).

Im zeitlichen Verlauf gibt es sowohl eine kontinuierliche Steigerung der Zahl der verbindlichen Rechtsakte (Richtlinien) als auch der unverbindlichen Rechtsakte. 

Bei einer durchschnittlichen nunmehrigen Verabschiedungsdauer von rund 500 Tagen (neue Richtlinien 1448 Tage, Änderungen 599 Tage, Ausdehnung 126 Tage) stellt der Sozialbereich heute allerdings nur geschätzte 1.13 % des Gesetzesausstoßes der Union. Der Anteil der EU-Sozialpolitik am Gesamtbudget der Union beträgt heute schon 8.6 %, und steigt ebenso – wie auch die Zahl der Rechtsakte. Den Höhepunkt der Regulierung erreichte – nach einem ersten „kleinen“ Gipfel Ende der 70er Jahre der Beginn der 90er Jahre und der Anfang des 21. Jahrhunderts:
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Da die weitaus größte Anzahl der 79 bestehenden sozialpolitischen Richtlinien den Arbeitnehmerschutz (federführend in Österreich bei dieser Materie: BMWA) betreffen – 27 Richtlinien -, mag es legitim erscheinen, mit Daten der WHO
 (da die Eurostat-Vergleichszahlen keine absoluten Werte nennen, sondern nur Relativzahlen) Anspruch und Wirklichkeit der Effizienz der EU-Sozialpolitik aufzuzeigen. Das Fazit der Effizienzanalyse der Normen im Kernbereich der sozialpolitischen Regulierung – dem Arbeitnehmerschutz - ist allerdings, dass in Italien, das von Anfang an Mitglied der Gemeinschaft war, sowie in Spanien und Portugal noch immer Raten von tödlichen Arbeitsunfällen herrschen, die mit der ehemaligen Swojetunion praktisch identisch sind, so in Ukraine, Belarus, und der Russischen Föderation sowie den baltischen Staaten, und Turkmenistan. 

In Ostmitteleuropa stiegen die Arbeitsunfälle Mitte der 80er Jahre, nach der Wende und erneut Mitte der 90er Jahre. Sowohl in den alten als auch in den neuen Mitgliedsstaaten wurde offensichtlich effektiven Strategien der Senkung der Unfallzahlen seit Ende der 90er Jahre keine überragende Bedeutung mehr beigemessen. Die EU-Kommission weist in Eurostat nur noch Zunahmen und Abnahmen von Arbeitsunfällen aus, und nicht einmal die Absolutzahlen
. Ein Blick auf eine rezente Karte der UN-Weltgesundheitsorganisation zeigt, wie hoch die Unfallzahlen in Südeuropa im internationalen Vergleich noch immer sind, und wie sehr die prozentuellen Zuwachs- und Abnahme-Zahlen von Eurostat irreführend sind
.
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Auch andere systematische Vergleiche von SozialwissenschafterINNen bestätigen diese gewisse Skepsis beim Vergleich der Effizienz des regulativen Ansatzes der EU mit anderen Regionen der Weltökonomie
. Hier ist vor allem eine rezente Studie der Arbeiterkammer Wien erwähnenswert, die elf europäische Staaten (Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Österreich, Niederlande, Norwegen, Schweden, Spanien) und die USA vergleicht. 

Zunächst wurden die Brutto- und Nettoausgaben für Sozialschutz ausgewiesen. Bei den Bruttoausgaben, insbesondere bei den öffentlichen, gibt es zwar große Unterschiede zwischen Europa und den USA (1997 gaben europäische Sozialstaaten im Durchschnitt 29 % ihres BIP für ihre Sozialpolitik aus, die USA hingegen nur 16 % des BIP). Betrachtet man/frau die Nettoausgaben (also unter Berücksichtigung von Steuern auf Sozialabgaben und steuerlichen Begünstigungen) nähern sich die Systeme einander an. Insgesamt (also inklusive der privaten Ausgaben und unter Einbeziehung der oft sehr hohen indirekten Steuern in Europa) wird in Europa und den USA in der Nettobetrachtung ähnlich viel für soziale Sicherheit ausgegeben: Europa 26 %, USA 23 %.

Zwar haben die USA sowohl in den 1980er als auch in den 1990er Jahren wesentlich höhere Armutsquoten im Sinne der Kriterien von Eurostat als Europa (Mitte der 1990er waren ca. 9 % der europäischen Bevölkerung als arm zu bezeichnen, in den USA waren es 17 %) mit deutlich längerer Dauer der Armutsphasen. 

Aber es gilt folgender Vergleich mit der sozialen Lage im erweiterten Europa:

1) wiewohl die Gender employment gap – die geschlechtsspezifische Beschäftigungslücke - in Skandinavien noch besser ist als in den USA, ist die Reduktion der Differenz der Erwerbsquoten von 1980 auf 2000 in den USA auf nur mehr 12.50 % eine große Leistung.
2) mit einer Erwerbsquote von 64.70 % bei Frauen mit 2 oder mehr Kindern liegen die USA wiederum im hypothetischen Vergleichs-Spitzenfeld, nur noch übertroffen von Skandinavien, Belgien und Österreich.

3) Sowohl in Europa als auch in den USA gibt es heute Phänomene des realen Einkommensverlustes von Bevölkerungsschichten im Zeitverlauf.

USA: Bedingt durch das stärkere wirtschaftliche Wachstum in den späten 90er Jahren sind von 1993 bis 2002 nach der Versteuerung und auf Basis Haushaltsgrößen-gewichteter Haushaltseinkommen zurückgegangen. Seit 1969 sind die untersten 25 % der Bevölkerung im bevölkerungsreichsten und von der Migration am meisten betroffenen Bundesstaat der USA, Kalifornien, real ärmer geworden, aber im Rest der USA haben sogar die ärmsten 10 % ein wachsendes Prokopfeinkommen zu verzeichnen gehabt.

Österreich: Sogar in Österreich sind derartige Prozesse am Werk. Seit dem Jahr 1992 sind laut WIFO
 die durchschnittlichen Bruttolöhne insgesamt um 4,1 Prozent gestiegen, während die durchschnittlichen Nettolöhne in Summe um fünf Prozent gesunken sind. Die Differenz sind die kräftig gestiegenen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. In absoluten Zahlen: 1992 lag das durchschnittliche Arbeitnehmer-Nettoeinkommen real noch bei 1444 €, heute macht es nur noch 1370 € aus. Heute hat das unterste Einkommensfünftel auch brutto um fünf Prozent weniger verdient, während das oberste Einkommensprozent auf einen Bruttolohnzuwachs von 20 Prozent kommt. 

Aus analytischer sozialpolitischer Perspektive muss ferner festgehalten werden, dass beträchtliche Ungleichheiten in Europa bereits vor der EU-Erweiterung existierten, die sich nach dem 1. Mai 2004 noch verschärfen. Eine rezente Studie der Kommission
  („Sapir-Bericht“) hat darauf hingewiesen; sie lässt u.a. den Schluss zu, dass die gesamteuropäische Ungleichheit um weitere 33 % nach der Erweiterung am 1. Mai 2004 gewachsen ist. Mit der Erweiterung sind nun Millionen verarmte Roma Bürger der EU geworden, ihre Armut ist mit der der Afrikanisch-Amerikaner, und sonstiger indigener Gruppen in den USA durchaus vergleichbar.

Immer mehr verschwindet der Unterschied zwischen den USA und Europa, wenn man/frau nicht nur die Situation der ärmsten 10 % in Betracht zieht, sondern die Lage der ärmsten 20 % der Bevölkerung kalkuliert, und objektive Armutskriterien – wie Analphabetismus oder absolute Einkommen der Ärmsten 20 % - heranzieht. 

Kriterium 1: Wieviel % der Bevölkerung überleben überhaupt den 60. Geburtstag?

Schlechter als die USA: Slowakei; Polen; Litauen; Ungarn; Estland; Lettland

Kriterium 2: Langzeitarbeitslose

Schlechter als die USA: Luxemburg; Niederlande; Österreich; Dänemark; Schweden; UK; Irland; Portugal; Finland; Ungarn; Frankreich; Belgium; Tschechien; Deutschland; Spanien; Griechenland; Italien; Polen; Slowakei

Kriterium 3: Funktionaler Analphabetismus

Schlechter als die USA: UK; Irland; Ungarn; Slovenia; Polen; Portugal

Kriterium 4: % der Bevölkerung unter 11 $ pro Kopf und Tag

Schlechter als die USA: UK

Kriterium 6: Kaufkraft der ärmsten 20 %:

Besser als die USA: Luxemburg; Irland; Dänemark; Finland; Schweden; Österreich; Deutschland; Belgien; NL; Frankreich (10 Staaten der EU-25)

Schlechter als die USA: Italien; Slowenien; Tschechien; Spanien; UK; Griechenland; Slowakei; Portugal; Ungarn; Litauen; Polen; Estland; Lettland (13 Staaten der EU-25).

Was die relativen Reichtumsunterschiede zwischen dem reichsten und dem ärmsten 1/5 der Bevölkerung betrifft, liegen aus 127 Staaten der Welt Daten der Vereinten Nationen vor – nur 7 EU-Staaten liegen unter den besten 20 Staaten der Weltgesellschaft, 9 Staaten von Rang 21 bis 40, 5 Staaten auf Rang 41 bis 60, und Großbritannien, und Portugal belegen mit den USA die Ränge 61 bis 80. 

Das Pensionsantrittsalter schließlich zeigt, dass ältere ArbeitnehmerINNen in den USA noch immer mehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt finden als in Europa:

Durchschnittliches Pensionsantrittsalter nach Geschlecht
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Quelle: OECD 2003b, Tabelle SS12.2. Berechnungen von Agnes Streissler, AK Wien.

2) Organe, Verfahren und Ausschüsse der Europäischen Union


Organe der EU

Am so genannten Beschlussfassungsverfahren der EU
 im Allgemeinen und am Mitentscheidungsverfahren im Besonderen sind die drei wichtigsten Organe beteiligt: :

· Das Europäische Parlament, das die europäischen BürgerINNen vertritt und direkt von ihnen gewählt wird; 

· Der Rat der Europäischen Union der die einzelnen Mitgliedstaaten vertritt; 

· Die Europäische Kommission, die danach trachtet, die Interessen der EU insgesamt zu wahren. 

Dieses "institutionelle Dreieck" erstellt die politischen Programme und Rechtsvorschriften (Richtlinien, Verordnungen und Entscheidungen), die in der ganzen EU gelten.

Grundsätzlich schlägt die Kommission neue EU-Rechtsvorschriften vor, aber angenommen werden sie vom Parlament und vom Rat.

Zwei weitere Einrichtungen spielen eine wesentliche Rolle: der Gerichtshof sorgt für die Einhaltung des europäischen Rechts, und der Rechnungshof prüft die Finanzierung der Aktivitäten der Union.

Diese Organe und Institutionen wurden entsprechend den Verträgen eingerichtet, die die Grundlage für alles, was die EU tut, bilden. Die Verträge werden von den Präsidenten und Premierministern der Mitgliedstaaten abgeschlossen und von ihren Parlamenten ratifiziert. In ihnen sind die von den EU-Organen einzuhaltenden Regeln und Verfahren festgelegt.

Zusätzlich zu ihren Einrichtungen verfügt die EU über eine Reihe anderer Gremien, die besondere Aufgaben wahrnehmen:

Der Europäische BürgerINNenbeauftragte

Der Europäische BürgerINNenbeauftragte schützt die europäischen BürgerINNen und Unternehmen vor Missständen in der Verwaltung.

Der Europäische Datenschutzbeauftragte

Der Europäische Datenschutzbeauftragte (European Data Protection Supervisor, EDPS) sorgt dafür, dass die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft bei der Verarbeitung personenbezogener Daten den Schutz der Privatsphäre gewährleisten.

Finanzinstitute

· die Europäische Zentralbank ist für die europäische Währungspolitik verantwortlich; 

· die Europäische Investitionsbank finanziert Investitionsprojekte der EU; 

· Der Europäische Investionsfonds gewährt kleinen und mittleren Unternehmen Bürgschaften und Venture-Kapital.. 

Beratende Gremien

· Der Wirtschafts- und Sozialausschuss vertritt die BürgerINNengesellschaft sowie Arbeitgeber und Arbeitnehmer; 

· Der Ausschuss der Regionen vertritt die Gebietskörperschaften. 

Interinstitutionelle Gremien

Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht, druckt und vertreibt Informationen über die EU und ihre Arbeit; 

Das Personalauswahl rekrutiert die Bediensteten der EU-Einrichtungen und anderer Gremien. 

Dezentrale Agenturen

· 16 spezialisierte Agenturen ("Gemeinschaftsagenturen") befassen sich mit besonderen fachlichen, wissenschaftlichen oder administrativen Aufgaben innerhalb des "Gemeinschaftsbereichs" der EU ("erste Säule" der Europäischen Union); 

· Das Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien und das Satellitenzentrum der Europäischen Union befassen sich mit besonderen Aufgaben im Zusammenhang mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ("zweite Säule" der Europäischen Union); 

· Europol und Eurojust tragen zur Koordinierung der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen bei ("dritte Säule" der Europäischen Union). 

http://europa.eu.int/pol/cons/overview_de.htm
Kommission

Die Europäische Kommission gilt allgemein als "Hüterin der Verträge". Sitz der Kommission ist Brüssel.

Die Kommission ist ein politisch unabhängiges Organ, das die Interessen der gesamten EU vertritt und wahrt. Innerhalb des institutionellen Systems der EU bildet sie die Antriebskraft: sie schlägt Rechtsvorschriften, politische Maßnahmen und Aktionsprogramme vor und ist für die Umsetzung der Beschlüsse des Parlaments und des Rates verantwortlich.

Wie das Parlament und der Rat wurde die Europäische Kommission in den 50er-Jahren durch die Gründungsverträge der EU eingerichtet.

Was ist die Kommission? 

Der Begriff "Kommission" wird in zweierlei Hinsicht verwendet: Erstens bezieht er sich auf die Mitglieder der Kommission, d.h. das Kollegium von Männern und Frauen, die von den Mitgliedstaaten und dem Parlament zur Leitung des Organs und zur Annahme seiner Beschlüsse eingesetzt werden. Zweitens bezeichnet der Begriff "Kommission" das Organ selbst und sein Personal.

Informell werden die Mitglieder der Kommission "Kommissare" genannt. Es handelt sich um Persönlichkeiten, die meist zuvor in ihrem Herkunftsland ein politisches Amt - oft auf Ministerebene - ausgeübt haben. Als Mitglieder der Kommission sind sie aber verpflichtet, im Interesse der gesamten Union zu handeln, und dürfen keine Anweisungen von nationalen Regierungen annehmen.

Die Neubesetzung der Kommission erfolgt alle fünf Jahre innerhalb von sechs Monaten nach der Wahl des Europäischen Parlaments. Dabei wird folgendermaßen vorgegangen:

Die Regierungen der Mitgliedstaaten bestimmen gemeinsam den neuen Präsidenten der Kommission. 

Der designierte Präsident der Kommission wählt dann in Gesprächen mit den Regierungen der Mitgliedstaaten die anderen Mitglieder der Kommission aus. 

Das neue Parlament befragt daraufhin das gesamte Kollegium und gibt seine Stellungnahme ab. 

Die Amtszeit der alten Kommission endete am 31. Oktober 2004. Ihr Präsident war Romano Prodi. Ab 22. 11. 2004 ist nunmehr der neue Präisdent Jose Manuel Durao Barroso im Amt. Die Zusammensetzung der Kommission lautet nunmehr:

Präsident: Jose Manuel Durao Barroso (48), Portugal, Konservativer, früher Ministerpräsident

Vizepräsident, Institutionelle Beziehungen und Kommunikationsstrategie: Margot Wallström (50), Schweden, Sozialdemokratin, bisher Umweltkommissarin

Vizepräsident, Unternehmen und Industrie: Günter Verheugen (60), Deutschland, Sozialdemokrat, bisher Kommissar für EU-Erweiterung

Vizepräsident, Verkehr: Jacques Barrot (67), Frankreich, Konservativer, bisher Kommissar für Regionalpolitik

Vizepräsident, Administrative Angelegenheiten, Rechnungsprüfung und Betrugsbekämpfung: Siim Kallas (55), Estland, Liberaler, bisher Kokommissar für Wirtschaft und Finanzen, davor Ministerpräsident, Finanzminister und Chef der Zentralbank

Vizepräsident, Justiz, Freiheit und Sicherheit: Franco Frattini (47), Italien, Konservativer, früher Außenminister

Entwicklung und Humanitäre Hilfe: Louis Michel (57), Belgien, Liberaler, früher Außenminister

Landwirtschaft: Mariann Fischer Boel (61), Dänemark, Liberale, früher Landwirtschafts- und Fischereiministerin

Erweiterung: Olli Rehn (42), Finnland, Liberaler, bisher Kommissar für Unternehmen und Informationsgesellschaft

Umwelt: Stavros Dimas (62), Griechenland, Konservativer, bisher Kommissar für Arbeit und Soziales

Außenhandel: Peter Mandelson (51), Großbritannien, Sozialist, früher Industrie- und Nordirland-Minister

Binnenmarkt und Finanzdienstleistungen: Charlie McCreevy (55), Irland, Konservativer, früher Finanzminister

Energie: Andris Piebalgs (47), Lettland, parteilos, früher Bildungs- und Finanzminister, EU-Botschafter

Finanzplanung und Budget: Dalia Grybauskaite (48), Litauen, parteilos, bisher Kokommissarin für Bildung und Kultur, davor Finanzministerin

Informationsgesellschaft und Medien: Viviane Reding (53), Luxemburg, Christdemokratin, bisher Kommissarin für Bildung und Kultur

Fischerei und maritime Angelegenheiten: Joe Borg (52), Malta, bisher Kokommissar für Entwicklungspolitik, davor Außenminister

Wettbewerb: Neelie Kroes (63), Niederlande, Liberale, früher Verkehrsministerin

Außenbeziehungen und europäische Nachbarschaftspolitik: Benita Ferrero-Waldner (56), Österreich, Christdemokratin, früher Außenministerin

Regionalpolitik: Danuta Hübner (56), Polen, parteilos, bisher Kokommissarin für Außenhandel, davor Europaministerin

Bildung, Training, Kultur und Mehrsprachigkeit: Jan Figel (44), Slowakei, Christdemokrat, bisher Kokommissar für Unternehmen und Informationsgesellschaft, davor Europa-Staatssekretär. Wichtig: er ist der Kommissar für die Jugend
.

Wissenschaft und Forschung: Janez Potocnik (46), Slowenien, parteilos, bisher Kokommissar für Erweiterung, davor Europaminister

Wirtschaft- und Währungsangelegenheiten: Joaquin Almunia (56), Spanien, Sozialist, bleibt im Amt

Beschäftigung, Soziales und Gleichstellung: Vladimir Spidla (53), Tschechien, Sozialdemokrat, früher Ministerpräsident. Er ist für den Großteil der Agenden des BMSG nach Bundesministeriengesetz in der geltenden Fassung in Ö zuständig.

Steuern und Zölle: Laszlo Kovacs (65), Ungarn, Sozialist, früher Außenminister

Gesundheit und Konsumentenschutz: Markos Kyprianou (44), Zypern, bürgerlich-liberal, bisher Kokommissar für Budget, davor Finanzminister. Wichtig: er ist der Kommissar für den Konsumentenschutz
.

Die Kommission ist dem Parlament gegenüber politisch rechenschaftspflichtig, das ihr das Misstrauen aussprechen und sie so zum Rücktritt zwingen kann. Die Kommission nimmt an allen Tagungen des Parlaments teil, auf denen sie ihre Politik erläutern und begründen muss. Außerdem antwortet sie regelmäßig auf schriftliche und mündliche Anfragen von Mitgliedern des Europäischen Parlaments.

Die laufende Arbeit der Kommission wird von ihren Verwaltungsmitarbeitern, ExpertINNen, ÜbersetzerINNen, DolmetscherINNen und Sekretariatskräften ausgeführt. Es gibt ungefähr 24000 solche europäische Beamte. Diese Zahl mag hoch klingen, ist aber tatsächlich niedriger als der Personalstand der meisten mittelgroßen Städte in Europa.

Diese Menschen sind bei weitem keine anonymen Bürokraten, sondern normale BürgerINNen aus allen EU-Staaten, die nach einem Auswahlverfahren eingestellt werden und gemeinsam am Aufbau einer starken und erfolgreichen EU arbeiten.

Die Kommission hat ihren Sitz in Brüssel (Belgien), aber sie verfügt auch über Büros in Luxemburg, Vertretungen in allen EU-Staaten und Delegationen (=“Botschaften“) in vielen Hauptstädten weltweit.

Die Europäische Kommission hat im Wesentlichen vier Aufgaben:

· Sie macht dem Parlament und dem Rat Vorschläge für neue Rechtsvorschriften. 

· Sie setzt die EU-Politik um und verwaltet den Haushalt. 

· Sie überwacht (gemeinsam mit dem Gerichtshof) die Einhaltung des europäischen Rechts. 

· Sie vertritt die Europäische Union auf internationaler Ebene, zum Beispiel durch Aushandeln von Übereinkommen zwischen der EU und anderen Ländern.

1. Vorschläge für neue Rechtsvorschriften

Der Vertrag räumt der Kommission das "Initiativrecht" ein. Mit anderen Worten ist die Kommission alleine für die Ausarbeitung von Vorschlägen für neue europäische Rechtsvorschriften verantwortlich, die sie dem Parlament und dem Rat vorlegt. Diese Vorschläge zielen auf die Wahrung der Interessen der Union und ihre(r) BürgerINNen und nicht auf die Interessen bestimmter Länder oder Industriezweige ab.

Bevor die Kommission Vorschläge unterbreitet, muss sie sich mit neuen Gegebenheiten und Problemen, die sich in Europa entwickeln, vertraut machen und überlegen, ob diese am besten in EU-Vorschriften behandelt werden sollen. Aus diesem Grund ist die Kommission laufend in Kontakt mit einem breiten Spektrum an Interessengruppen und mit zwei beratenden Gremien - dem Wirtschafts- und Sozialausschuss (der aus Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertretern besteht) und dem Ausschuss der Regionen (der Vertreter der Gebietskörperschaften umfasst). Weiters holt sie auch Stellungnahmen von den nationalen Parlamenten und Regierungen ein.

Die Kommission schlägt nur dann Aktionen auf EU-Ebene vor, wenn sie der Ansicht ist, dass ein Problem dadurch wirksamer gelöst werden kann als durch nationale, regionale oder lokale Maßnahmen. Dieser Grundsatz, nach dem Angelegenheiten auf der niedrigsten möglichen Ebene behandelt werden sollen, wird als "Subsidiaritätsprinzip" bezeichnet.

Wenn die Kommission jedoch zu dem Schluss kommt, dass europäische Rechtsvorschriften notwendig sind, arbeitet sie einen Vorschlag aus, der ihrer Überzeugung nach das Problem wirkungsvoll löst und einem möglichst breiten Spektrum von Interessen entspricht. Zur richtigen Behandlung der fachlichen Einzelheiten zieht die Kommission die Experten aus ihren verschiedenen Ausschüssen und Arbeitsgruppen zu Rate.

2. Umsetzung der EU-Politik und des Haushalts

Als Exekutivorgan der EU ist die Kommission für die Verwaltung des EU-Haushalts und der vom Parlament und vom Rat beschlossenen politischen Maßnahmen und Programme zuständig. Der Großteil der praktischen Arbeit und Ausgaben wird zwar von nationalen und lokalen Behörden durchgeführt, aber die Kommission ist für ihre Kontrolle verantwortlich.

Ein Beispiel für ein Politikfeld, das die Kommission aktiv verwaltet, ist die Wettbewerbspolitik: die Kommission überwacht Kartelle und Fusionen und stellt sicher, dass die EU-Staaten ihren Industriebetrieben keine Subventionen gewähren, die den Wettbewerb verfälschen.

Die Beispiele für EU-Programme, die von der Kommission umgesetzt werden, reichen von "Interreg" und "Urban" (zur Schaffung von grenzüberschreitenden Partnerschaften zwischen Regionen und zur Sanierung heruntergekommener Stadtviertel) bis zum bereits erwähnten Programm "Erasmus" zur Förderung des europaweiten Studentenaustauschs.

Unter den wachsamen Augen des Rechnungshofes verwaltet die Kommission den Haushalt. Beide Organe verfolgen dabei das Ziel, eine wirtschaftliche Haushaltsführung zu gewährleisten. Das Europäische Parlament erteilt der Kommission nur dann die Entlastung für die Durchführung des Haushaltsplans, wenn es mit dem Jahresbericht des Rechnungshofes zufrieden ist.

3. Durchsetzung des europäischen Rechts

Die Kommission fungiert als "Hüterin der Verträge". Das bedeutet, dass sie gemeinsam mit dem Gerichtshof über die ordnungsgemäße Anwendung des EU-Rechts in allen Mitgliedstaaten wacht.

Wenn die Kommission feststellt, dass ein EU-Staat europäische Rechtsvorschriften nicht anwendet und somit seine rechtlichen Verpflichtungen nicht erfüllt, ergreift sie Schritte, um diesen Verstoß abzustellen.

Zuerst leitet sie einen rechtlichen Prozess ein, der als "Vertragsverletzungsverfahren" bezeichnet wird. Dabei richtet die Kommission ein amtliches Schreiben an die betreffende Regierung, in dem sie erläutert, worin ihrer Ansicht nach der Verstoß gegen das EU-Recht besteht, und setzt eine Frist für die Übermittlung einer detaillierten Stellungnahme an die Kommission.

Wenn der Verstoß im Zuge dieses Verfahrens nicht abgestellt wird, muss die Kommission die Angelegenheit dem Gerichtshof übergeben, der Strafen verhängen kann. Die Urteile des Gerichtshofes sind für die Mitgliedstaaten und die Organe der EU bindend.

4. Vertretung der EU auf internationaler Ebene

Die Europäische Kommission ist eine wichtige Sprecherin der EU auf internationaler Ebene. Dadurch können die EU-Mitgliedstaaten in internationalen Foren wie der Welthandelsorganisation "mit einer Stimme" sprechen.

Ferner ist die Kommission auch für das Aushandeln völkerrechtlicher Verträge im Namen der EU verantwortlich. Ein Beispiel dafür ist das Abkommen von Cotonou, in dem die Bedingungen für die „Hilfs- und Handelspartnerschaft“ zwischen der EU und den Entwicklungsländern in Afrika, in der Karibik und im Pazifikraum festgelegt sind.

Organisation der Arbeit der Kommission 

Der Präsident der Kommission entscheidet darüber, für welche Politikfelder die einzelnen Kommissare verantwortlich sind, und kann diese Zuständigkeiten während der Amtszeit der Kommission gegebenenfalls neu verteilen. Ferner kann er mit Zustimmung der Kommission auch den Rücktritt eines bestimmten Kommissars fordern.

Das "Kollegium" der Kommissionsmitglieder tritt einmal wöchentlich zusammen - in der Regel jeden Mittwoch in Brüssel. Jeder Tagesordnungspunkt wird vom Kommissionsmitglied, das für das betreffende Politikfeld zuständig ist, erläutert. Danach fasst das Kollegium einen gemeinsamen Beschluss dazu.

Das Personal der Kommission ist auf Abteilungen aufgeteilt, die aus "Generaldirektionen" (GDs) und "Diensten" (z.B. Juristischer Dienst) bestehen.

Jede GD ist für einen bestimmten Politikbereich zuständig und wird von einem Generaldirektor geleitet, der einem Kommissionsmitglied gegenüber verantwortlich ist.

In der Praxis arbeiten die GD die Vorschläge der Kommission für Rechtsakte aus, aber diese erhalten erst nach "Annahme" durch das Kollegium auf seinen wöchentlichen Sitzungen offiziellen Status. Dieser Prozess läuft ungefähr folgendermaßen ab:

Nehmen wir zum Beispiel an, dass die Kommission Bedarf für europäische Rechtsvorschriften gegen die Verschmutzung der Flüsse in Europa sieht. Die Generaldirektion Umwelt arbeitet nun auf der Grundlage von umfassenden Konsultationen mit europäischen Unternehmen und Landwirten, mit Umweltministerien in den Mitgliedstaaten und Umweltschutzorganisationen einen Vorschlag aus.

Dieser Entwurf wird dann mit allen relevanten Abteilungen der Kommission diskutiert und gegebenenfalls geändert. Daraufhin wird er vom Juristischen Dienst und den "Kabinetten" der Kommissionsmitglieder (ihrem persönlichen politischen Stab) geprüft.

Sobald der Vorschlag fertig ist, setzt ihn das Generalsekretariat auf die Tagesordnung einer Sitzung der Kommission. Auf dieser Sitzung erklärt das Kommissionsmitglied für Umwelt seinen KollegINNen, weshalb diese Vorschriften vorgeschlagen werden, worauf eine Diskussion folgt. Bei einhelliger Zustimmung des Kollegiums wird der Vorschlag "angenommen" und das Dokument an den Rat und das Europäische Parlament zur Beratung weitergeleitet.

Herrscht keine Einigkeit unter den Kommissionsmitgliedern, fordert der Präsident sie zu einer Abstimmung über den Vorschlag auf. Ist eine Mehrheit dafür, so gilt der Vorschlag als angenommen und hat danach die uneingeschränkte Unterstützung aller Kommissionsmitglieder.

Die künftige Größe der Kommission 

Eine Kommission mit zu vielen Kommissionsmitgliedern wäre arbeitsunfähig. Bis zum 1. Mai 2004 gab es 20 Kommissionsmitglieder, je zwei aus den bevölkerungsreichsten Mitgliedstaaten und je einen Kommissar aus den übrigen EU-Ländern. Mit dem EU-Beitritt zehn weiterer Länder am 1. Mai 2004 stieg die Zahl der Kommissionsmitglieder auf 30.

Ab dem 22. November 2004, als die Kommission für 2004-2009 ihr Amt antrat, gibt es nur noch 25 Kommissionsmitglieder - jeweils eines pro Land.

Sobald Bulgarien und Rumänien der Union beitreten, wird sie 27 Mitgliedstaaten haben. Dann wird der Rat die maximale Anzahl der Kommissionsmitglieder - einstimmig - festlegen. Ihre Anzahl muss unter 27 liegen, wobei ihre Nationalität nach einem Rotationssystem bestimmt wird, das für alle Länder absolut gerecht sein soll.




GD Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

Nur die GD Beschäftigung und soziale Angelegenheiten wird hier des Näheren vorgestellt. Die Generaldirektion Beschäftigung und Soziales hat die Aufgabe, zur Entwicklung eines modernen, innovativen und nachhaltigen europäischen Sozialmodells mit mehr und besseren Arbeitsplätzen in einer Gesellschaft mit Chancengleichheit, die keine Ausgrenzung erlaubt, beizutragen. 

Sie spielt eine Schlüsselrolle bei der Förderung positiver Interaktion zwischen Wirtschafts-, Sozial- und Beschäftigungspolitik und bringt dabei die wichtigsten Akteure ins Spiel, die am strategischen Ziel der EU mitwirken, d. h. Europa zur wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaft der Welt zu machen, die zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und größerer sozialer Kohäsion fähig ist. Mit anderen Worten, die Aufgabe der Generaldirektion ist es, ihren Teil zur Bewältigung der großen Herausforderungen beizutragen und konkrete Antworten zur Erreichung dieses strategischen Zieles zu formulieren, insbesondere hinsichtlich: 

Beschäftigung dank der europäischen Beschäftigungsstrategie (Anwendung der offenen Koordinationsmethode zur engeren Einbindung nationaler Politiken in diesem Bereich) und dem bereits erwähnten Finanzierungsinstrument Europäischer Sozialfonds, die gemeinsam mit den Mitgliedstaaten verwaltet werden. 

Strukturen in der Arbeitswelt durch Annäherung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zur Regulierung des Arbeitsmarktes, durch Förderung des sozialen Dialogs auf europäischer Ebene, durch Modernisierung der Arbeitsbeziehungen und durch größere Mobilität der EU-Arbeitnehmer. 

Soziale Ausgrenzung und sozialer Schutz durch verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten, Ausarbeitung von Rechtsvorschriften, Durchführung von Programmen zur Bekämpfung von Diskriminierung, Förderung der Grundrechte und verbesserte Integration behinderter Menschen. 

Gleichstellung von Männern und Frauen durch Ausarbeitung und Überwachung von Rechtsvorschriften, Durchführung von Programmen zur Verbesserung der Chancengleichheit von Frauen und Männern und Berücksichtigung der Geschlechterthematik in allen Bereichen der Gemeinschaftsaktionen.

Das aktuelle Organigramm der Generaldirektion ist unter

http://europa.eu.int/comm/dgs/employment_social/staffgui/org_de.pdf
abrufbar. Zur Person des gegenwärtigen Kommissars Vladimir Spidla:
Geboren am 22. April 1951 in Prag, Tschechische Republik

Verheiratet, zwei Kinder 

Ausbildung

1974

Karls-Universität Prag,

Master in Kunstgeschichte

1976

Karls-Universität Prag,

Promotion (Ph.D.) in Geschichte und Frühgeschichte 

Beruflicher Werdegang

Bis 1989

Sägewerk-Arbeiter 

Kulissenschieber 

Molkerei-Arbeiter 

Denkmalschützer 

Archäologe 

Bauarbeiter 

Natur- und Umweltschützer 

Ab 1990

1990/91: Stellvertretender Leiter der Regionalbehörde in Jindøichùv Hradec (zuständig für Soziales, Bildung, Gesundheit und Kultur) 

1991/96: Leiter des Regionalen Arbeitsamtes 

Politische Laufbahn

1990: Initiator der Wiederbelebung der Sozialdemokratischen Partei in Südböhmen

1992 : Vorstandsmitglied der Tschechischen Sozialdemokratischen Partei (CSSD)

1996 : für die CSSD ins Abgeordnetenhaus gewählt

Vorsitzender des sozial- und gesundheitspolitischen Parlamentsausschusses

1997 : zum stellvertretender Parteivorsitzender der CSSD gewählt

1998 : Für die CSSD ins Abgeordnetenhaus wiedergewählt

Erster stellvertretender Ministerpräsident- Minister für Arbeit und Soziales

2001: Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei (CSSD)

2002: Wahlsieger Ministerpräsident der Tschechischen Republik

2004: Nominierung als Mitglied der Europäischen Kommission

Die führenden BeamtINNen der Generaldirektion sind derzeit:
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Das politische Kabinett des Kommissars setzt sich wie folgt zusammen:

Head of Cabinet 

Ramiro Cibrian Uzal

General Cabinet coordination

Institutional Questions

Communications

Deputy Head of Cabinet 

Kristin Schreiber

Lisbon Strategy Group, International Relations in Employment and Social Affairs, Personnel, RELEX, Enlargement, Enterprise and Industrial Policy, Environment

Wichtigste Politikbereiche nach Selbstdarstellung der GD Beschäftigung und Soziales

Ein soziales Europa in der globalen Wirtschaft – Arbeitplätze und Chancen für alle
. Das "Europäische Sozialmodell" stützt sich auf gute Wirtschaftsleistungen, ein hohes Sozialschutzniveau, einen hohen Bildungs- und Ausbildungsstand und sozialen Dialog sowie auf die Bekämpfung von Diskriminierungen. Es bildet die Grundlage der europäischen Demokratie. Gleichwohl sind Reformen erforderlich, wenn im neuen erweiterten Europa Wachstum hervorgebracht und mehr und bessere Arbeitsplätze geschaffen werden sollen. Die Globalisierung der Wirtschaft konfrontiert unseren Kontinent mit vier Herausforderungen, auf die wir mit einer neuen "sozialpolitischen Agenda" reagieren müssen. 

Europa muss sich um die Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen bemühen. Wir verzeichnen eine niedrigere Produktivität und geringere Beschäftigungsquoten als die amerikanische Wirtschaft und haben es nicht geschafft, eine vergleichbare Wachstumsrate zu erzielen. Wir müssen den Schwerpunkt stärker auf das lebenslange Lernen und die Forschung legen. Wir müssen die Anpassungsfähigkeit der Arbeitskräfte und Unternehmen fördern und die Gleichgewichtsverhältnisse zwischen Flexibilität und Sicherheit am Arbeitplatz neu bestimmen. 

Europa muss die Vorteile der Erweiterung voll ausschöpfen. Die sozialpolitische Agenda stellt den Fahrplan für Entwicklungen und Reformen dar und soll die Konvergenz auf höchstmöglichem Niveau in Europa fördern. Hierzu sind alle zur Verfügung stehenden Instrumente einzusetzen: die Gesetzgebung – zur Wahrung der Grundrechte, Förderung der Anpassungsfähigkeit und Niederlegung von Mindeststandards -, die Koordinierung der nationalen Strategien in den Bereichen Beschäftigung, Eingliederung und Sozialschutz, die Finanzhilfen des Europäischen Sozialfonds (63 Milliarden € für den Zeitraum 2000-2006) sowie der soziale Dialog. 

Europa muss den Auswirkungen der Alterung der Bevölkerung auf die Sozialschutzsysteme (Renten, Gesundheitswesen, Langzeitpflege) sowie auf die Beschäftigungsstrategien begegnen. Wir müssen in Qualifikationen investieren und die Arbeitsqualität erhöhen, um zu vermeiden, dass ältere Arbeitskräfte frühzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Mangels Reformen werden die jüngeren Generationen durch die Überalterung erheblich belastet werden. 

Europa muss eine Gesellschaft fördern, in der niemand ausgegrenzt wird. Wir müssen weiterhin jegliche Diskriminierung aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Orientierung bekämpfen. Europa muss sich auf seine Errungenschaften stützen und die Gleichstellung von Frauen und Männern fördern. 

Für den Erfolg der neuen sozialpolitischen Agenda und für die Zukunft unserer Demokratien sind Partnerschaften für den Wandel im gesamten erweiterten Europa von ausschlaggebender Bedeutung. Alle Stakeholder, die im Bereich der Sozial- und Beschäftigungspolitik tätig sind – Mitgliedstaaten, Unternehmen, Sozialpartner, BürgerINNengesellschaft –, müssen ihrer Verantwortung bei der Umsetzung dieser neuen Agenda gerecht werden. 

Die Finanzierungsinstitutionen: Die europäische Zentralbank

Von den 25 Mitgliedstaaten der EU haben nun 12 eine gemeinsame Währung, den Euro. Die Euro-Banknoten und -Münzen kamen am 1. Januar 2002 in Umlauf.

Die Europäische Zentralbank (EZB) wurde 1998 durch den Vertrag über die Europäische Union gegründet, um diese neue Währung einzuführen und zu verwalten, d. h. Devisengeschäfte durchzuführen und das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme sicherzustellen. Weiters ist die EZB für die Gestaltung der Wirtschafts- und Währungspolitik der EU verantwortlich.

Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeitet die EZB mit dem "Europäischen System der Zentralbanken" (ESZB) zusammen, dem alle 25 EU-Staaten angehören. Bisher haben aber nur 12 dieser Länder den Euro eingeführt und bilden gemeinsam das "Euro-Gebiet". Ihre Zentralbanken sowie die EZB werden zum so genannten "Eurosystem" zusammengefasst.

Die EZB ist bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben völlig unabhängig. So dürfen weder die EZB noch die nationalen Zentralbanken des Eurosystems noch die Mitglieder ihrer Entscheidungsgremien Weisungen von anderen Stellen einholen oder entgegennehmen. Die EU-Organe und die Regierungen der Mitgliedstaaten müssen diesen Grundsatz beachten und dürfen nicht versuchen, die EZB oder die nationalen Zentralbanken zu beeinflussen.

In enger Zusammenarbeit mit den nationalen Zentralbanken sorgt die EZB für die Vorbereitung und Umsetzung von Beschlüssen der Entscheidungsgremien des Eurosystems, d. h. des Rates der Zentralbankpräsidenten, des Direktoriums und des Erweiterten Rates.

Zu den vorrangigen Aufgaben der EZB gehört die Sicherstellung der Preisstabilität im Euro-Gebiet, um die Kaufkraft des Euro zu wahren. Zu beachten ist, dass die EZB KEINE Zielfestlegungen im Bereich der Vollbeschäftigung kennt.

Zu diesem Zweck ist die Inflation gering zu halten: Ziel der EZB ist es zu gewährleisten, dass der Anstieg der VerbraucherINNenpreise gegenüber dem Vorjahr unter 2 % liegt. Die EZB wendet dabei zwei Strategien an:

Erstens kontrolliert sie die Geldmenge. Wenn diese im Vergleich zum Angebot an Waren und Dienstleistungen zu hoch ist, steigt die Inflation. 

Zweitens beobachtet sie die Preisentwicklung und beurteilt das daraus entstehende Risiko für die Preisstabilität im Euro-Gebiet. 

Zur Kontrolle der Geldmenge gehört unter anderem die Festlegung von Zinssätzen für das gesamte Euro-Gebiet. Dies ist wohl die bekannteste Aufgabe der Bank.



  

	Organisation der Arbeit der Bank


Die Arbeit der EZB wird über die folgenden Entscheidungsgremien organisiert.





Das Direktorium

Das Direktorium besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten und vier weiteren Mitgliedern der EZB, die im gegenseitigen Einvernehmen von den Präsidenten oder Premierministern der Länder des Euro-Gebiets ernannt werden. Die Amtszeit der Mitglieder des Direktoriums beträgt acht Jahre, wobei eine Wiederernennung nicht zulässig ist. 

Das Direktorium ist für die Durchführung der vom Rat der Zentralbankpräsidenten (siehe unten) festgelegten Geldpolitik zuständig und erteilt den nationalen Zentralbanken die erforderlichen Weisungen. Außerdem bereitet es die Sitzungen des Rates der Zentralbankpräsidenten vor und führt die Tagesgeschäfte der EZB.



Der Rat der Zentralbankpräsidenten

Dies ist das höchste Entscheidungsgremium der EZB. Es besteht aus den sechs Mitgliedern des Direktoriums und den Präsidenten der 12 Zentralbanken aus dem Euro-Gebiet. Den Vorsitz führt der Präsident der EZB. Die wichtigste Aufgabe des Rates der Zentralbankpräsidenten ist die Festlegung der Geldpolitik für das Euro-Gebiet und insbesondere die Festsetzung der Zinssätze, zu denen sich Geschäftsbanken Geld von der Zentralbank beschaffen können.




Der Erweiterte Rat

Der Erweiterte Rat ist das dritte Entscheidungsgremium der EZB. Es setzt sich aus dem Präsidenten und Vizepräsidenten der EZB sowie den Präsidenten der nationalen Zentralbanken aller 25 EU-Staaten zusammen. Der Erweiterte Rat beteiligt sich an den Beratungs- und Koordinierungsarbeiten der EZB und an den Vorbereitungen für eine künftige Erweiterung des Euro-Gebiets.

Die Finanzierungsinstitutionen: Die Europäische Investitionsbank

Die Europäische Investitionsbank (EIB), die 1958 durch den Vertrag von Rom errichtet wurde, trägt durch die Finanzierung bestimmter Arten von Investitionsprojekten zum Erreichen der Ziele der EU bei.

Ausgewählt werden Projekte, die die europäische Integration, eine ausgewogene Entwicklung, den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt und die Entwicklung einer auf Wissen und Innovation beruhenden Wirtschaft fördern.

Die Aufgabe der EIB
 besteht in der Finanzierung von Projekten, mit denen die Ziele der Europäischen Union verwirklicht werden. Sie verfolgt keinen Erwerbszweck und verfügt nicht über Einkünfte aus Spar- oder Girokonten. Sie erhält auch keine Mittel aus dem Haushalt der EU, sondern wird durch Anleihen auf den Kapitalmärkten und ihre Anteilseigner - die Mitgliedstaaten der EU - finanziert. Diese zeichnen nach einem Schlüssel, der ihre wirtschaftliche Bedeutung in der Union widerspiegelt, Anteile am Kapital der Bank.

Durch diese Unterstützung der Mitgliedstaaten hat die EIB das bestmögliche Rating (AAA) auf den Kapitalmärkten. Diese Einstufung erlaubt es ihr, sehr umfangreiche Finanzmittel zu äußerst wettbewerbsfähigen Konditionen zu mobilisieren. Dadurch kann die Bank wiederum in Projekte von öffentlichem Interesse investieren, deren Finanzierung andernfalls nicht möglich oder kostspieliger wäre.

Die Projekte, in die die Bank investiert, werden anhand der folgenden Kriterien sorgfältig ausgewählt:

sie tragen zur Erreichung von Zielen der EU bei, zum Beispiel in Bereichen wie Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie sowie der kleinen und mittleren Unternehmen, Ausbau transeuropäischer Netze (Verkehr, Telekommunikation und Energie), Förderung des Informationstechnologiesektors, Umweltschutz und Schutz der städtischen Umwelt sowie Verbesserung des Gesundheits- und Bildungswesens; 

sie müssen hauptsächlich Vorteile für besonders benachteiligte Regionen bringen; 

sie müssen zur Eröffnung weiterer Finanzierungsquellen beitragen. 

Diese Kriterien gelten sowohl für Projekte innerhalb als auch außerhalb der Europäischen Union. Zwar sind 90 % der Aktivitäten der EIB auf die EU-25 ausgerichtet, jedoch geht auch ein erheblicher Teil der Finanzierungen in künftige Mitgliedstaaten.

Die EIB unterstützt auch eine nachhaltige Entwicklung in den Mittelmeerländern, den Staaten Afrikas, der Karibik und des pazifischen Raumes sowie Projekte in Lateinamerika und Asien.

Schließlich ist zu erwähnen, dass die EIB die Mehrheit der Anteile am Europäische Investitionsfonds hält, der 1994 gegründet wurde, um Investitionen in kleine und mittlere Unternehmen (KMU) zu finanzieren.

Ursprüngliche Aufgabe der EIB war die Gewährung von Krediten zur Sicherstellung einer ausgewogenen Entwicklung innerhalb der Europäischen Union; im Lauf der Jahre sind eine Reihe weiterer Aufgaben auch außerhalb der EU dazu gekommen, wie zB 

die Verstärkung der Entwicklungszusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und Drittstaaten, 

die Unterstützung der zukünftigen Beitrittsländer bei ihrem Anpassungsprozess – sogen. Vor-Beitritts-Fazilität (1997 eingerichtet); diese Darlehen vergibt die EIB auf eigenes Risiko.

diverse Mandate zur Unterstützung bestimmter Zielsetzungen der EU in ihrer Zusammenarbeit mit Drittstaaten; u.a. Projekte in Mittel- und Osteuropa, den Mittelmeerländern, Asien und Lateinamerika, in der Republik Südafrika und seit 1998 auch in Mazedonien (letzte Beispiele: Northern Dimension für Umweltprojekte im Raum St. Petersburg, Mittelmeerfazilität). Die Ausfallshaftung für die von der EIB vergebenen Darlehen zugunsten dieser Länder trägt großteils der EU-Haushalt in Form einer Globalgarantie in der Höhe von derzeit 70 %. 

Innerhalb der Europäischen Union beteiligt sich die EIB an der Finanzierung der TENs, an der Förderung des Umweltschutzes und der Sicherung der Energieversorgung sowie an Bemühungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und der Klein- und Mittelunternehmen (KMU). 

Auch bei der Umsetzung von Maßnahmen, die bei diversen Europäischen Räten beschlossen werden, ist die EIB beteiligt: 

Rat von Amsterdam im Juni 1997: Amsterdam Special Action Programm, ASAP), welches darauf abzielt, die Beschäftigungspolitik in den Mitgliedstaaten aktiv zu unterstützen; 

Rat von Köln im Juni 1999: Ergänzung der Struktur- und Regionalförderung der Gemeinschaft besonders in den Gebieten, die künftig nicht mehr förderfähig sein werden; 

Rat von Lissabon: Aufforderung an die EIB zur Innovation 2000 Initiative beizutragen, die die Wirtschaftsentwicklung in Europa stärker auf Wissen und Innovation basieren soll;

Ausgestattet mit der Kapitalgarantie der EU-Mitgliedsländer begibt die EIB Anleihen zur Refinanzierung ihrer Darlehen zu besten Bedingungen. Die EIB kann maximal Darlehen in einem Gesamtvolumen von bis zu 250% ihres Gesamtkapitals vergeben.

An der Spitze der Bank steht der Rat der Gouverneure, der sich aus den Finanzministern der Mitgliedstaaten zusammensetzt. Er genehmigt die Richtlinien für die Kreditpolitik der Bank, entscheidet über Kapitalerhöhungen, genehmigt den Jahresbericht und bestellt die Mitglieder des Verwaltungsrates. 

Der Verwaltungsrat gewährleistet, dass die Tätigkeit der Bank im Einklang mit den Bestimmungen des EG-Vertrages, der Satzung der Bank und den Beschlüssen der Gouverneure erfolgt. Der Verwaltungsrat hat weiters die ausschließliche Entscheidungsbefugnis für die Gewährung von Darlehen und Bürgschaften sowie über die Aufnahme von Anleihen. 

Das Management (Direktorium) besteht aus dem Präsidenten und 7 Vizepräsidenten. Als Exekutivorgan der Bank nimmt es die laufenden Geschäfte wahr, wobei alle wichtigen Entscheidungen auf kollektiver Basis getroffen werden.



	Organisation der Arbeit der Bank


Die EIB verhandelt direkt mit den Trägern großer Projekte (ab 25 Mio. Euro), während sie bei der Finanzierung kleinerer Vorhaben (von KMU oder Gebietskörperschaften) mit rund 180 Banken und spezialisierten Finanzierungseinrichtungen in Europa zusammenarbeitet.

Die EIB ist eine autonome Einrichtung. Ihre Beschlüsse über Darlehen und Anleihen fasst sie ausschließlich auf der Grundlage des Nutzens der einzelnen Projekte und der Möglichkeiten auf den Finanzmärkten. Sie legt jährlich einen Bericht über alle Aktivitäten vor.

Die EIB arbeitet mit Organen der EU zusammen. So können ihre Vertreter zum Beispiel an den Arbeiten von Ausschüssen des Europäischen Parlaments mitwirken, und ihr Präsident kann an Ratstagungen teilnehmen.

Die Beschlüsse der Bank werden von den folgenden Organen gefasst:

Der Rat der Gouverneure besteht aus Ministern (in der Regel den Finanzministern) aller Mitgliedstaaten. Er legt die allgemeinen Richtlinien für die Kreditpolitik fest, genehmigt den Jahresabschluss und den Jahresbericht, ermächtigt die EIB zur Finanzierung von Projekten außerhalb der EU und entscheidet über Kapitalerhöhungen. 

Der Verwaltungsrat, in dem der Präsident der Bank den Vorsitz führt, umfasst alle 25 EU-Mitglieder und die Europäische Kommission. Er entscheidet über die Gewährung von Darlehen und die Begebung von Anleihen und stellt sicher, dass die EIB ordnungsgemäß geführt wird. 

Das Direktorium ist das auf Vollzeitbasis tätige Exekutivorgan der Bank, das die laufenden Geschäfte führt. 

Interinstitutionelle Einrichtungen

	Das Amt für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften ist das Verlagshaus für die EU-Organe. 
Formell wurde das Amt erst 1969 als eigenständige Institution ins Leben gerufen, doch seine Anfänge gehen auf den Veröffentlichungsdienst der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl zurück, der von 1952 an das Amtsblatt der europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl herausgab. Das vom Amt verwaltete Archiv gibt daher Zeugnis ab von einer rund fünfzigjährigen Verlagstätigkeit und bildet das historische Gedächtnis der EU.

Das Amt ist zuständig für sämtliche Veröffentlichungen der Europäischen Union (auf Papier, E?Books, CD-ROM, Webseiten und internetbezogene Datenbanken) und deren Vertrieb über das Vertriebsnetz sowie über die verschiedenen EU-Informationsnetze.

Seine wichtigsten Aufgaben sind:

Die "Kodifizierung" der geltenden EU-Rechtsvorschriften; 

Die Entwicklung eines zentralen Zugangsportals zum EU-Recht, zur geltenden Rechtsprechung sowie zu Rechtsetzungsentwürfen; 

Die Schaffung eines Zugangsportals zu Veröffentlichungen mit Print-on-Demand-Möglichkeiten; 

Die Einrichtung einer digitalen Bibliothek; 

Die Entwicklung neuer Herstellungs- und Vertriebsmethoden für EU-Veröffentlichungen. 



 

Europäisches Amt für Personalauswahl
Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) wurde im Juli 2002 gegründet und nahm im Januar 2003 seiner Arbeit auf. Seine Aufgabe ist es, offene Auswahlverfahren zur Rekrutierung hoch qualifizierter Mitarbeiter für alle Organe und Institutionen der Europäischen Union, insbesondere das Europäische Parlament, den Rat, die Europäische Kommission, den Gerichtshof, den Rechnungshof, den Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und den Europäischen BürgerINNenbeauftragten durchzuführen.

Das EPSO bündelt die Ressourcen der verschiedenen europäischen Institutionen und gewährleistet damit eine bessere Planung und Organisation bei der Einstellung von EU-Bediensteten. BewerberINNen für eine EU-Laufbahn haben jetzt eine zentrale Anlaufstelle, wodurch die Planung der Auswahlverfahren einfacher wird und die Anwendung gemeinsamer Einstellungsanforderungen und -grundsätze gesichert ist.

EPSO hilft auch einzelnen Organen bei der Durchführung besonderer Einstellungsverfahren, beispielsweise für Bedienstete auf Zeit und Hilfsbedienstete. Das Amt verfügt über ein Jahresbudget von rund 21 Mio. Euro, d.h. 11 % weniger als die früheren Ausgaben aller Einrichtungen. Alle Einrichtungen brauchen mehr Personal, um die zunehmende Arbeitsbelastung aufgrund der anstehenden Erweiterung bewältigen zu können. Hauptaufgabe von EPSO ist es daher, die Auswahlverfahren im Zusammenhang mit der stattgefundenen Erweiterung durchzuführen.






Die Gemeinschaftsagenturen

Eine Gemeinschaftsagentur ist eine nicht mit den Gemeinschaftsinstitutionen (Rat, Parlament, Kommission usw.) zusammenhängende Einrichtung des europäischen öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit. Ihre Schaffung erfolgt durch einen Rechtsakt des abgeleiteten Gemeinschaftsrechts, in dem die technischen, wissenschaftlichen und administrativen Aufgaben der Agentur geregelt sind.

Dieser Definition entsprechen zur Zeit sechzehn Einrichtungen. Gleichwohl gibt es unterschiedliche Bezeichnungen (Zentrum, Stiftung, Agentur, Amt, Beobachtungsstelle) für diese Einrichtungen, und dies kann insofern zu einiger Verwirrung führen, als diese Begriffe auch für andere Einrichtungen verwendet werden, die keine Agenturen im Sinne dieser Definition sind.

Gegenwärtig gibt es 16 Agenturen der Europäischen Gemeinshaft:

	Cedefop
	Europäisches Zentrum für die Förderung der Berufsbildung

	EUROFOUND
	Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen

	AEE
	Europäische Umweltagentur

	ETF
	Europäische Stiftung für Berufsbildung

	EBDD
	Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht

	EMEA
	Europäische Arzneimittel-Agentur

	HABM
	Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle)

	EU-OSHA
	Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

	OCVV
	Gemeinschaftliches Sortenamt

	CdT
	Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union

	EUMC
	Europäische Stelle zur Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

	EAR
	Europäische Agentur für den Wiederaufbau

	EFSA
	Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit

	EMSA
	Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs

	EASA
	Europäische Agentur für Flugsicherheit

	ENISA
	Europäische Agentur für Netz- und Informationssicherheit  [image: image3]


Unmittelbar in den Kompetenzbereich des BMSG in Ö fällt die Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen mit Sitz in Dublin (sog. Dublin-Foundation), die 1975 von der Europäischen Gemeinschaft gegründet wurde, um durch die Förderung und Verbreitung von Wissen und neuen Erkenntnissen zur Verbesserung des Arbeits- und Gesellschaftslebens beizutragen. 

Sie hat eine große Palette an Studien und Berichten über Arbeitsbeziehungen, Arbeits- und Lebensbedingungen, Beschäftigung, Chancengleichheit und soziale Eingliederung publiziert. Ihre Arbeiten richten sich vorwiegend an politische EntscheidungsträgerInnen auf EU-Ebene, Fachleute und die interessierte Öffentlichkeit. Die Arbeiten und Aufgaben der Stiftung für die kommenden Jahre sind in einem Vierjahresprogramm für 2001 - 2004 festgelegt. 

Im Verwaltungsrat der Europäischen Stiftung sind VertreterInnen der Regierungen sowie die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretungen der EU-Mitgliedstaaten gleichberechtigte Mitglieder.

Zur Unterstützung der Stiftung wurden im Dezember 2002 nationale Verbindungsbüros in Österreich und sechs weiteren Mitgliedsländern eingerichtet. 

Die Verbindungsbüros arbeiten als Drehscheibe in der Kommunikation und Informationsvermittlung zwischen der Stiftung und den EU-Mitgliedstaaten. 

Das ÖBIG (Österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen) ist das österreichische Verbindungsbüro. 

Kontaktadresse: 

Österreichisches Bundesinstitut für Gesundheitswesen 

Mag. Brigitte JURASZOVICH

Stubenring 1

A-1010 Wien

Tel.: 0043 1 515 61 –168

Fax.: 0043 1 513 84 72

email: juraszovich@oebig.at
Link zur Dublin-Foundation:

http://www.eurofound.eu.int/




Der Rat - der Ausgleich zwischen den "europäischen" Zielen von Kommission und Parlament und den unterschiedlichen Interessen und Pflichten der EU-Mitglieder

Der Europäische Rat - "Wegweiser" der EU

1974 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der damals neun EU-Mitgliedstaaten, künftig regelmäßig zusammenzukommen, um kraft ihrer Autorität auf höchster Regierungsebene aufgeschobene Probleme zu lösen. Das galt und gilt vor allem für langfristige europäische Schlüsselthemen wie die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), Finanzierung der Gemeinschaft, Agrarreform, Binnenmarkt, Steuerharmonisierung, Wirtschafts- und Währungsunion oder Erweiterung. Um den Unterschied zum Rat der Minister (Rat der Europäischen Union) zu manifestieren, nennt sich der Gipfel seither "Europäischer Rat". 

In der Einheitlichen Europäischen Akte von 1986 erstmals formell bestätigt, ist der Europäische Rat heute eine eigene Institution und im Unionsvertrag (Art. 4) fest verankert. Er darf keinesfalls mit dem Rat der Europäischen Union verwechselt werden. Er ist diesem übergeordnet, also weisungsberechtigt. 

Der Europäische Rat hat innerhalb der EU eine zentrale Funktion. Er ist sozusagen das politische Dachorgan, das die drei Säulen der Europäischen Union (1. Säule: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft/EWG, 2. Säule: GASP, 3. Säule: Justiz und Innere Angelegenheiten) miteinander verknüpft. Ihm gehört als gleich- und stimmberechtigtes Mitglied auch der Präsident der Kommission an. 

Der Europäische Rat tritt zweimal jährlich jeweils in dem Land zusammen, das gerade die Präsidentschaft innehat. An den Treffen nehmen auch die Außenminister und ein weiteres Mitglied der Kommission teil. Seit 1987 bespricht sich der Europäische Rat zu Beginn seiner Tagungen mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments. 

Als politisches Leitungsorgan kümmert sich der Europäische Rat in erster Linie um die "großen" zukunftsbestimmenden Fragen. Seine Aufgabe ist es, die grundlegenden politischen Leitlinien der Gemeinschaftspolitik festzulegen und den europäischen Integrationsprozess in Gang zu halten. Der Rat der Europäischen Union (Ministerrat) hat diese Leitlinien bei seinen Entscheidungen zu berücksichtigen. 

Richtlinien und Verordnungen werden vom Europäischen Rat normalerweise nicht verabschiedet. Er kann aber wichtige Beschlüsse fassen, in denen die Kommission zum Handeln aufgefordert wird oder ein ins Stocken geratener Verhandlungsprozess neue Impulse erhält (z.B.: EU-weite Energiesteuer). 

Der Europäische Rat entwickelte im Laufe der Jahre bei seinen Gipfeltreffen sukzessive die für heute richtungsweisenden Leitlinien europäischer Integrations- und Konsolidierungspolitik. So gab er etwa 1979 entscheidende Anstöße für die erste Direktwahl des Europaparlaments und für das Europäische Währungssystem und legte bei weiteren Treffen die Basis für die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, für den Beitritt neuer Mitglieder und für die Gründung der EU. 

Der Rat der Europäischen Union

Der Rat der Europäischen Union zählt mit der Europäischen Kommission, dem Europäischen Parlament (EP) und dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) zu den wichtigsten Organen der Europäischen Union (EU). Im Rat vertreten die einzelnen Mitgliedstaaten ihre nationalen Anliegen, hier muss der Ausgleich zwischen den "europäischen" Zielen von Kommission und Parlament und den unterschiedlichen Interessen und Pflichten der 25 EU-Mitglieder gefunden werden.

Der Rat ist das wichtigste Entscheidungsgremium der EU. Wie das Europäische Parlament wurde der Rat in den 50er-Jahren durch die Gründungsverträge eingesetzt. Er vertritt die Mitgliedstaaten, und an seinen Tagungen nimmt je ein(e) MinisterIN aus den nationalen Regierungen der EU-Staaten teil.

Die Zusammensetzung der Ratstagungen hängt von den zu behandelnden Themen ab. Wenn zum Beispiel Umweltfragen auf der Tagesordnung stehen, nehmen die UmweltministerINNen aus allen EU-Staaten an der Tagung teil, die dann als Rat "Umwelt" bezeichnet wird.

Die Beziehungen der EU zu allen anderen Ländern werden vom Rat "Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen" behandelt. Der Rat in dieser Zusammensetzung hat aber auch weiter gehende Verantwortung für allgemeine politische Fragen, so dass jede Regierung frei wählen kann, welchen MinisterINNen oder Staatssekretäre/INNen sie zu seinen Sitzungen entsendet.

Insgesamt gibt es neun verschiedene Zusammensetzungen des Rates:

· Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen 

· Wirtschaft und Finanzen ("ECOFIN"); 

· Justiz und Inneres 

· Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz 

· Wettbewerbsfähigkeit (Binnenmarkt, Industrie und Forschung) 

· Verkehr, Telekommunikation und Energie 

· Landwirtschaft und Fischerei 

· Umwelt 

· Bildung, Jugend und Kultur 

Der Rat bleibt trotzdem nur ein einziges Organ.

Alle im Rat vertretenen MinisterINNen sind befugt, für ihre Regierungen verbindlich zu handeln. Das bedeutet, dass die Unterschrift von MinisterINNen für die Unterschrift der gesamten Regierung steht. Außerdem sind die im Rat tagenden MinisterINNen ihrem nationalen Parlament sowie den BürgerINNen gegenüber politisch verantwortlich. Dies gewährleistet die demokratische Legitimierung der Ratsbeschlüsse.    



Der Rat hat sechs zentrale Aufgaben:

1. Er verabschiedet europäische Rechtsvorschriften. In vielen Bereichen geschieht dies gemeinsam mit dem Europäischen Parlament. 

2. Er sorgt für die Abstimmung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik in den Mitgliedstaaten. 

3. Er schließt internationale Übereinkünfte zwischen der EU und einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organisationen ab. 

4. Gemeinsam mit dem Europäischen Parlament genehmigt er den Haushaltsplan der EU. 

5. Auf der Grundlage der vom Europäischen Rat festgelegten allgemeinen Leitlinien entwickelt er die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU (GASP: weitere Einzelheiten siehe Abschnitt über die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik). 

6. Er koordiniert die Zusammenarbeit der nationalen Gerichte und Polizeikräfte in Strafsachen (siehe Abschnitt "Justiz und Inneres"). 

Die meisten dieser Aufgaben betreffen den Bereich der "Gemeinschaft", d. h. die Gebiete, für die sich die Mitgliedstaaten dazu entschlossen haben, ihre Hoheitsrechte zu bündeln und Entscheidungsbefugnisse an Organe der EU abzutreten. Dieser Bereich ist die so genannte "erste Säule" der Europäischen Union.

Die beiden letzten Aufgaben beziehen sich hingegen weitgehend auf Gebiete, in denen die Mitgliedstaaten ihre Befugnisse nicht delegiert haben, sondern einfach zusammenarbeiten. Dies wird als "zwischenstaatliche Zusammenarbeit" bezeichnet, die sich auf die zweite und dritte "Säule" der EU bezieht (GASP sowie polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen).



1. Gesetzgebung

Ein großer Teil der europäischen Rechtsvorschriften wird vom Rat und Parlament gemeinsam verabschiedet (siehe Abschnitt über Beschlussfassung in der Europäischen Union). In der Regel wird der Rat nur auf Vorschlag der Kommission tätig. Nach Annahme von europäischen Rechtsvorschriften ist normalerweise die Kommission dafür verantwortlich, dass sie korrekt angewandt werden.



2. Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten

Die EU-Staaten haben sich für eine allgemeine Wirtschaftspolitik ausgesprochen, die auf einer guten Abstimmung ihrer nationalen Wirtschaftspolitik beruht. Diese Koordinierung erfolgt durch die Wirtschafts- und Finanzminister, die zusammen den Rat "Wirtschaft und Finanzen" (ECOFIN) bilden.



3. Abschluss internationaler Übereinkünfte

Jedes Jahr unterzeichnet der Rat mehrere Übereinkünfte zwischen der Europäischen Union und nicht zur EU gehörenden Staaten sowie internationalen Organisationen. Diese Übereinkünfte können sich auf große Bereiche wie Handel, Zusammenarbeit und Entwicklung erstrecken oder spezifische Themen betreffen wie Textilwaren, Fischerei, Wissenschaft und Technologie, Verkehr usw.

Darüber hinaus kann der Rat Übereinkommen zwischen den Mitgliedstaaten der EU in Bereichen wie Besteuerung, Gesellschaftsrecht oder konsularischer Schutz abschließen. Außerdem kann die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres Gegenstand von Übereinkünften sein (siehe Abschnitt "Justiz und Innere").



4. Annahme des EU-Haushalts

Der Haushaltsplan der EU wird jährlich vom Rat und vom Europäischen Parlament gemeinsam verabschiedet. Wenn sich die beiden Organe nicht einigen können, gestatten es die Regeln dem Rat, letztlich über "obligatorische" Ausgaben zu entscheiden (vor allem Aufwendungen für die Landwirtschaft und Ausgaben, die sich aus internationalen Übereinkommen mit Drittstaaten ergeben), während das Parlament das letzte Wort bei den "nicht-obligatorischen" Ausgaben und der endgültigen Annahme des gesamten Haushalts hat.



5. Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Die Mitgliedstaaten entwickeln eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP). Allerdings behalten die einzelnen EU-Staaten die Kontrolle über ihre Außenpolitik, Sicherheit und Verteidigung. Sie haben die nationalen Hoheitsrechte in diesen Bereichen nicht abgegeben, so dass das Parlament und die Europäische Kommission hier nur eine beschränkte Rolle spielen. Die EU-Staaten können jedoch durch eine Kooperation in diesen Angelegenheiten stark profitieren, und der Rat bildet das wichtigste Forum, in dem diese "zwischenstaatliche Zusammenarbeit" stattfindet.



6. Justiz und Inneres

Drogen, Terrorismus, internationaler Betrug, Menschenhandel und die sexuelle Ausbeutung von Kindern sind Probleme, die den europäischen BürgerINNen ein großes Anliegen sind. Es handelt sich dabei um internationale Kriminalität, die nur in einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit wirksam bekämpft werden kann. Damit Europa dies auch tun kann und damit alle BürgerINNen in der ganzen EU gleichen Zugang zur Zivilgerichtsbarkeit haben, müssen die nationalen Gerichte, Polizeikräfte, Zollbeamten und Einwanderungsbehörden aller EU-Staaten zusammenarbeiten.

Sie müssen zum Beispiel sicherstellen, dass

· ein Scheidungsurteil oder eine Entscheidung über das Sorgerecht für Kinder aus einem EU-Land in allen anderen Mitgliedstaaten anerkannt wird; 

· die Außengrenzen der EU wirkungsvoll gesichert werden; 

· Zollbeamte und Polizisten Informationen über die Bewegungen mutmaßlicher Drogenhändler oder Schlepper austauschen; 

· Asylbewerber in der ganzen EU gleich beurteilt und behandelt werden, um das "Asylshopping" zu verhindern. 

Diese und ähnliche Fragen werden von den Justiz- und Innenministern gemeinsam im Rat "Justiz und Inneres" behandelt.
 

	Organisation der Arbeit des Rates


COREPER

Jeder Mitgliedstaat verfügt in Brüssel über ein ständiges Team von MitarbeiterINNen ("Vertretung"), die ihn vertreten und seine nationalen Interessen auf EU-Ebene wahren. Die LeiterINNen dieser Vertretungen sind praktisch die BotschafterINNen ihrer Länder bei der EU.

Diese BotschafterINNen (die als "ständige VertreterINNen" bezeichnet werden) tagen wöchentlich im Ausschuss der ständigen VertreterINNen, für den die französische Abkürzung Coreper (Comité des représentants permanents) gebräuchlich ist. Dieser Ausschuss hat die Aufgabe, die Arbeit des Rates in allen Bereichen außer der Landwirtschaft vorzubereiten, wo diese Arbeit vom Sonderausschuss Landwirtschaft übernommen wird. Der Coreper wird von einer Reihe von Arbeitsgruppen unterstützt, die aus Beamten der nationalen Verwaltungen bestehen.



Der Vorsitz im Rat

Der Vorsitz im Rat wechselt alle sechs Monate. Das bedeutet, dass alle EU-Staaten abwechselnd jeweils sechs Monate lang für die Tagesordnung des Rates verantwortlich sind und den Vorsitz in allen Tagungen führen, wobei sie gesetzgeberische und politische Entscheidungen vorantreiben und Kompromisse unter den Mitgliedstaaten vermitteln.

Folgende Reihenfolge galt/gilt für den Zeitraum 2003-2006 vorgesehen:

	2003
	Erstes Halbjahr:
	Griechenland 

	 
	Zweites Halbjahr:
	Italien

	2004
	Erstes Halbjahr:
	Irland

	 
	Zweites Halbjahr:
	Niederlande 

	2005
	Erstes Halbjahr:
	Luxemburg

	 
	Zweites Halbjahr:
	Vereinigtes Königreich

	2006
	Erstes Halbjahr:
	Österreich

	 
	Zweites Halbjahr:
	Finnland


Wenn zum Beispiel eine Tagung des Umweltrates für das zweite Halbjahr 2006 angesetzt ist, so wird sie vom finnischen Umweltminister geleitet, da Finnland zu dieser Zeit den Vorsitz im Rat innehat.



Das Generalsekretariat

Der Vorsitz wird vom Generalsekretariat unterstützt, das für die Vorbereitung und den reibungslosen Ablauf der Arbeiten des Rates auf allen Ebenen sorgt.

Javier Solana wurde 1999 zum Generalsekretär des Rates ernannt. Er ist auch der Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und unterstützt in dieser Funktion den Rat bei der Ausarbeitung und Umsetzung politischer Entscheidungen. Ferner führt er im Namen des Rates den politischen Dialog mit Drittstaaten.

Dem Generalsekretär steht ein Stellvertretender Generalsekretär zur Seite, der mit der organisatorischen Leitung des Generalsekretariats betraut ist.



Wie viele Stimmen hat ein Land?

Über die Beschlüsse im Rat wird abgestimmt. Je größer die Bevölkerung eines Landes ist, desto mehr Stimmen hat es. Ihre Anzahl steigt aber nicht genau proportional, sondern ist zugunsten der bevölkerungsschwächeren Länder angepasst

Ab 1. November 2004 (=Inkrafttreten des Nizza-Vertrages) verfügen die einzelnen Länder (einschließlich der neuen Mitgliedstaaten) über die folgende Anzahl von Stimmen:

	Deutschland, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich
	29

	Spanien und Polen
	27

	Niederlande
	13

	Belgien, Tschechische Republik, Griechenland, Ungarn und Portugal
	12

	Österreich und Schweden
	10

	Dänemark, Irland, Litauen, Slowakei und Finnland
	7

	Zypern, Estland, Lettland, Luxemburg und Slowenien
	4

	Malta
	3

	INSGESAMT
	321




Beschlussfassung mit "qualifizierter Mehrheit"

Die meisten Beschlüsse im Rat werden mit "qualifizierter Mehrheit" gefasst. Das bedeutet, dass für die Annahme eines Vorschlags eine bestimmte Mindestanzahl von Stimmen erforderlich ist (die Einzelheiten werden weiter unten angeführt).

In einigen besonders sensiblen Bereichen wie GASP, Steuer-, Asyl- und Einwanderungspolitik müssen die Beschlüsse des Rates jedoch einstimmig gefasst werden. Mit anderen Worten kann jeder Mitgliedstaat in diesen Bereichen ein Veto einlegen.

Ab 1. November 2004 gilt eine qualifizierte Mehrheit als erreicht,

· wenn die Mehrheit der Mitgliedstaaten (in einigen Fällen eine Zweidrittelmehrheit) zustimmt UND 

· wenn mindestens 232 befürwortende Stimmen abgegeben werden, d.h. 72,3 % der Gesamtzahl (etwa der gleiche Anteil wie vorher). 

Darüber hinaus kann ein Mitgliedstaat fordern, dass überprüft wird, ob durch die befürwortenden Stimmen mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der EU vertreten werden. Kann dies nicht bestätigt werden, gilt der Beschluss als abgelehnt.

Obwohl der Rat rechtlich ein einheitliches Organ ist, tritt er sachlich in unterschiedlichen Formationen zusammen: 

Das Bundesministerium für Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz ist derzeit für folgende EU-Fachräte zuständig: 

EU-Rat Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz (gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und dem Bundesministerium für Frauen und Gesundheit) Die vorbereitende Behandlung der von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen ressortspezifischen Rechtsakte und Dokumente erfolgt auf BeamtInnenebene in der Ratsarbeitsgruppe Sozialfragen und in der Ratsarbeitsgruppe VerbraucherInnenschutz und Information. 

EU-Rat Bildung, Jugend und Kultur (gemeinsam mit dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur) Die vorbereitende Behandlung der von der Europäischen Kommission vorgeschlagenen Rechtsakte und Dokumente erfolgt auf BeamtInnenebene in der Ratsarbeitsgruppe Jugend. 

Angelegenheiten des VerbraucherInnenschutzes finden sich regelmäßig auch auf den Tagesordnungen des EU-Rates Wettbewerbsfähigkeit. 

Zur endgültigen Vorbereitung für die Beschlussfassung durch den Ministerrat werden die Rechtsakte und Dokumente dem Ausschuss der ständigen Vertreter (AStV) oder COREPER (für "Comité des représentants permanents") zur Beratung vorgelegt. Der AStV setzt sich aus den BotschafterInnen der EU-Mitgliedsstaaten zusammen und trifft sich wöchentlich.



Das Parlament

Die Regierungskonferenz von Nizza hat das Mitentscheidungsverfahren für sieben Vertragsbestimmungen vorgesehen
, die in die Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit übergeführt werden sollen. 

Dabei handelt es sich um folgende: 

Artikel 13 EGV (Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierungen), 

Artikel 65 EGV (justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen), 

Artikel 157 EGV (spezifische Maßnahmen zur Unterstützung der Industrie), 

Artikel 159 EGV (Aktionen zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts außerhalb der Strukturfonds), 

Artikel 191 EGV (Statut der europäischen politischen Parteien) 

sowie die Artikel 62 und 63 EGV (Visa, Asyl und Einwanderung). 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) sind nicht in nationalen Blöcken, sondern europaweiten politischen Fraktionen organisiert, zu denen alle wichtigen politischen Parteien aus den Mitgliedstaaten der EU zusammengefasst werden.

In den Parlamentswahlen, die alle fünf Jahre stattfinden, sind alle als Wähler registrierte EU-BürgerINNen stimmberechtigt. Auf diese Weise spiegelt sich der demokratische Wille der 450 Millionen BürgerINNen der EU im Parlament wider, das ihre Interessen in Diskussionen mit den anderen Organen der EU vertritt.

.

Anzahl der Sitze je Land
(in alphabetischer Reihenfolge nach der Bezeichnung der Staaten in der jeweiligen Landessprache)

	 
	1999-2004
	2004-2007
	2007-2009

	Belgien
	25
	24
	24

	Bulgarien
	-
	-
	18

	Zypern
	-
	6
	6

	Tschechische Republik
	-
	24
	24

	Dänemark
	16
	14
	14

	Deutschland
	99
	99
	99

	Griechenland
	25
	24
	24

	Spanien 
	64
	54
	54

	Estland
	-
	6
	6

	Frankreich
	87
	78
	78

	Ungarn
	-
	24
	24

	Irland
	15
	13
	13

	Italien
	87
	78
	78

	Lettland
	-
	9
	9

	Litauen
	-
	13
	13

	Luxemburg
	6
	6
	6

	Malta
	-
	5
	5

	Niederlande
	31
	27
	27

	Österreich
	21
	18
	18

	Polen
	-
	54
	54

	Portugal
	25
	24
	24

	Rumänien
	-
	-
	36

	Slowakei
	-
	14
	14

	Slowenien
	-
	7
	7

	Finnland
	16
	14
	14

	Schweden
	22
	19
	19

	Vereinigtes Königreich
	87
	78
	78

	INSGESAMT (MAX.)
	626
	732
	786




	Sitz des Parlaments


Die Arbeitsorte des Europäischen Parlaments liegen in Frankreich, Belgien und Luxemburg.

Die monatlichen Plenartagungen, zu denen alle Abgeordneten zusammenkommen, finden in Straßburg (Frankreich) statt, das somit "Sitz" des Parlaments ist. Die parlamentarischen Ausschüsse sowie zusätzliche Plenartagungen werden in Brüssel (Belgien) abgehalten, während die Verwaltungsstellen (das "Generalsekretariat") in Luxemburg angesiedelt sind.



Das Parlament hat drei wesentliche Aufgaben:

1. Es teilt sich die gesetzgebende Gewalt mit dem Rat. Durch die direkte Wahl des Parlaments wird die demokratische Legitimierung des europäischen Rechts gewährleistet. 

2. Es übt eine demokratische Kontrolle über alle Organe der EU und insbesondere über die Kommission aus. Es stimmt der Benennung der Kommissionsmitglieder zu oder lehnt sie ab und kann einen Misstrauensantrag gegen die gesamte Kommission einbringen. 

3. Es teilt sich die Haushaltsbefugnis mit dem Rat und kann daher Einfluss auf die Ausgaben der EU ausüben. In letzter Instanz nimmt es den Gesamthaushalt an oder lehnt ihn ab. 

Diese drei Funktionen werden im Folgenden eingehender beschrieben.



1. Gesetzgebende Gewalt

Das Gesetzgebungsverfahren, das am häufigsten zur Anwendung gelangt, ist das "Mitentscheidungsverfahren" (siehe Abschnitt über Beschlussfassung in der Europäischen Union). Dabei sind das Europäische Parlament und der Rat einander gleichgestellt und erlassen gemeinsame Rechtsakte des Rates und des Parlaments. Dieses Verfahren kommt bei Rechtsvorschriften aus einer großen Zahl von Bereichen zur Anwendung.

Zu einer Reihe anderer Vorschläge ist das Parlament anzuhören, und seine Zustimmung ist für bestimmte wichtige politische oder institutionelle Entscheidungen erforderlich.

Außerdem setzt das Parlament auch Impulse für neue Rechtsvorschriften, zumal es das jährliche Arbeitsprogramm der Kommission prüft, wobei es erörtert, welche neuen Rechtsvorschriften zweckmäßig wären, und von der Kommission die Vorlage von Vorschlägen verlangen kann.



2. Demokratische Kontrolle

Das Parlament übt eine demokratische Kontrolle über die anderen europäischen Organe aus. Dafür gibt es mehrere Möglichkeiten.

Erstens führt es vor der Einsetzung einer neuen Kommission Anhörungen aller künftigen neuen Mitglieder und des Präsidenten der Kommission (von den Mitgliedstaaten benannt) durch, die ohne Billigung durch das Parlament nicht bestellt werden können.

Zweitens ist die Kommission politisch rechenschaftspflichtig gegenüber dem Parlament, das die gesamte Kommission durch einen Misstrauensantrag zum Rücktritt zwingen kann.

Im Allgemeinen übt das Parlament seine Kontrolle durch regelmäßige Prüfung der Berichte aus, die ihm von der Kommission vorgelegt werden (Gesamtbericht, Berichte über die Ausführung des Haushaltsplans und die Anwendung des Gemeinschaftsrechts usw.). Darüber hinaus richten die Abgeordneten regelmäßig schriftliche oder mündliche Anfragen an die Kommission.

Die Mitglieder der Kommission nehmen an Plenartagungen des Parlaments und Sitzungen der parlamentarischen Ausschüsse teil, was einen ständigen Dialog beider Organe ermöglicht.

Die parlamentarische Kontrolle erstreckt sich auch auf den Rat: Die Abgeordneten richten regelmäßig schriftliche oder mündliche Anfragen an den Rat, dessen Präsident an den Plenartagungen und an wichtigen Debatten teilnimmt.

Auf einigen Gebieten wie der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und der justiziellen Zusammenarbeit sowie in Fragen von gemeinsamen Interesse - Asyl- und Einwanderungspolitik, Bekämpfung von Drogensucht, internationale Betrugs- und Verbrechensbekämpfung usw. - hat sich eine enge Zusammenarbeit zwischen Parlament und Rat entwickelt. Zu diesen Themen wird das Parlament vom Präsidenten des Rates laufend informiert.

Die Prüfung der von BürgerINNen eingereichten Petitionen und die Einsetzung nichtständiger Untersuchungsausschüsse bilden weitere Kontrollmöglichkeiten des Parlaments.

Schließlich leistet das Parlament Beiträge zu allen Gipfeltreffen der EU (den Tagungen des Europäischen Rates). Bei der Eröffnung jedes Gipfels wird der Präsident des Parlaments eingeladen, die Standpunkte und Anliegen des Parlaments in Bezug auf aktuelle Probleme und die Themen, die auf der Tagesordnung des Europäischen Rates stehen, zur Sprache zu bringen.



3. Haushaltsbehörde

Der Haushalt der EU wird jährlich von Parlament und Rat gemeinsam verabschiedet. Der Haushaltsplan wird vom Parlament in zwei aufeinander folgenden Lesungen erörtert und wird erst nach Unterzeichnung durch seinen Präsidenten wirksam.

Der Ausschuss des Parlaments für Haushaltskontrolle überwacht die Verwendung der Haushaltsmittel, und das Parlament stimmt jedes Jahr darüber ab, ob die Ausführung des Haushaltsplans im abgelaufenen Haushaltsjahr gebilligt werden soll. Dieser Prozess wird auch als "Entlastung der Kommission" bezeichnet.



	Organisation der parlamentarischen Arbeit


Die Arbeit des Parlaments läuft im Wesentlichen in zwei Stufen ab:

· Vorbereitung der Plenartagungen durch die Abgeordneten in den verschiedenen Ausschüssen, die für die einzelnen Bereiche der Aktivitäten der EU zuständig sind. Die zu behandelnden Themen werden auch von den einzelnen Fraktionen erörtert. 

· Die Plenartagungen selbst, an denen alle Abgeordneten teilnehmen, finden normalerweise in Straßburg (einmal monatlich) und gelegentlich in Brüssel (an zwei Tagen) statt. Auf diesen Tagungen berät das Parlament über vorgeschlagene Rechtsvorschriften, wobei zuerst über Änderungsvorschläge abgestimmt wird, ehe ein Beschluss über den Gesamttext gefasst wird. 

Weitere Tagesordnungspunkte können "Mitteilungen" des Rates oder der Kommission und aktuelle Fragen der europäischen oder internationalen Politik sein.

Die Ergebnisse 
 für die Wahlen zum Europäischen Parlament im Jahr 2004 lauteten im Einzelnen:

Wahlergebnisse nach den Fraktionen im EP nach Anzahl der Mandate:

ALDE - 88 (Liberale)

EVP-ED - 268 (Europ. Volksparteien, Mitte-rechts, incl. ÖVP)

Grüne/FEA - 41 (Grüne, incl. Grüne in der BRD und in Ö)

NI – keine oder unbekannte Gruppierungszugehörigkeit 29 (incl. Nationale Front in Frankreich, ehem. Vlaams Block in Belgien, incl. Liste H.P. Martin und FPÖ)

SPE - 200 (Sozialdemokraten, incl. SPÖ)

UD - 37 (Euro-Skeptiker, incl. britische UK Independence Party)

UEN - 27 („Europa der Nationen“ u.a. franz. Gaullisten)

VEL/NGL - 41 (Linke, nordische Grüne)

In den neuen Mitgliedsländern sind im Vergleich zum europäischen Schnitt folgende Gruppen besonders stark:

· populistische Protestparteien

· Europa der Nationen

· Europäische Volkspartei

· Liberale

Die allseits kommentierte geringe Wahlbeteiligung hat geographisch folgende Ausprägung:

Schaubild : Wahlbeteiligung in Europa, Juni 2004
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EUGH – Der Gerichtshof

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft (oft auch nur als "der Gerichtshof" bezeichnet) wurde 1952 durch die Pariser Verträge (über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) eingerichtet
.

Seine Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass Rechtsvorschriften der EU (das "Gemeinschaftsrecht") in allen Mitgliedstaaten einheitlich ausgelegt und angewandt werden. Mit anderen Worten gewährleistet er, dass diese Normen für alle und unter allen Umständen den gleichen Inhalt haben. Der Gerichtshof ist befugt, in Rechtsstreitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten, Organen der EU, Unternehmen und Privatpersonen zu entscheiden.

Er verfügt über eine/n RichterIN je Mitgliedstaat, so dass alle nationalen Rechtsordnungen der EU vertreten sind. Dies hat sich auch nach der Erweiterung nicht geändert, aber zur Wahrung der Effizienz wird der Gerichtshof dann Rechtssachen in einer "großen Kammer", die mit nur 11 RichterINNen besetzt ist, behandeln können und muss nicht immer in der Vollsitzung, in der alle RichterINNen zusammenkommen, tagen. 

Dem Gerichtshof stehen acht "Generalanwälte/INNen" zur Seite, deren Aufgabe es ist, in voller Unparteilichkeit öffentlich Schlussanträge zu den Rechtssachen, mit denen der Gerichtshof befasst ist, zu stellen und zu begründen.

Die RichterINNen und Generalanwälte/INNen sind entweder ehemalige Mitglieder der obersten nationalen Gerichtshöfe oder hervorragend befähigte JuristINNen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten. Sie werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten in gegenseitigem Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt, wonach eine Wiederernennung für zwei weitere Amtsperioden von je drei Jahren zulässig ist.

Damit der Gerichtshof die Tausenden ihm vorgelegten Rechtssachen bewältigen kann und um den Rechtsschutz für die BürgerINNen zu verbessern, wurde 1989 das "Gericht erster Instanz" geschaffen. Dieses Gericht (das dem Gerichtshof beigeordnet ist) ist für Entscheidungen in bestimmten Arten von Rechtsstreitigkeiten zuständig, insbesondere für Klagen von Privatpersonen und Rechtssachen im Zusammenhang mit unfairem Wettbewerb zwischen Unternehmen.

Der Gerichtshof und das Gericht erster Instanz wählen jeweils aus ihrer Mitte einen Präsidenten für die Dauer von drei Jahren.



Der Gerichtshof entscheidet in den Rechtssachen, mit denen er befasst wird. Die vier häufigsten Klagearten sind:

Ersuchen um Vorabentscheidung; 

Vertragsverletzungsklagen; 

Nichtigkeitsklagen; 

Untätigkeitsklagen. 

Sie werden im Folgenden eingehender beschrieben.



1. Ersuchen um Vorabentscheidung

Die Gerichte jedes EU-Staats müssen für eine ordnungsgemäße Anwendung des EU-Rechts in ihrem Land sorgen. Es besteht aber die Gefahr, dass die Gerichte in den einzelnen Ländern die europäischen Rechtsvorschriften unterschiedlich auslegen.

Um dies zu verhindern, wurde das "Vorlageverfahren" eingeführt. Wenn ein nationales Gericht Zweifel über die Auslegung oder Gültigkeit einer Rechtsvorschrift der EU hat, so kann es - und muss es in manchen Fällen - den Gerichtshof zu Rate ziehen. Dieser Rat wird in Form einer "Vorabentscheidung" erteilt.



2. Vertragsverletzungsklagen 

Diese Klage kann von der Kommission erhoben werden, wenn sie Grund zu der Annahme hat, dass ein Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen gemäß dem EU-Recht nicht nachkommt. Ein derartiges Verfahren kann aber auch von einem anderen Mitgliedstaat eingeleitet werden.

In beiden Fällen prüft der Gerichtshof die Anschuldigungen und fällt das Urteil. Wenn der Gerichtshof feststellt, dass der Vertrag tatsächlich verletzt wurde, so muss der beschuldigte Mitgliedstaat diesen Verstoß sofort abstellen. 



3. Nichtigkeitsklagen

Wenn ein Mitgliedstaat, der Rat, die Kommission oder (unter bestimmten Umständen) das Parlament meinen, dass ein bestimmter Rechtsakt der EU rechtswidrig ist, können sie beantragen, dass der Gerichtshof ihn für nichtig erklärt.

Diese "Nichtigkeitsklage" kann auch von Privatpersonen eingebracht werden, um vom Gerichtshof die Aufhebung eines bestimmten Rechtsakts zu fordern, der ihre Situation unmittelbar und individuell beeinträchtigt.

Wenn der Gerichtshof feststellt, dass der betreffende Rechtsakt nicht korrekt verabschiedet wurde oder sich nicht auf die richtige Rechtsgrundlage in den Verträgen beruft, kann er ihn für null und nichtig erklären.



4. Untätigkeitsklagen

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission sind durch den Vertrag verpflichtet, unter gewissen Umständen bestimmte Entscheidungen zu treffen. Wenn sie das unterlassen, können die Mitgliedstaaten, die anderen Gemeinschaftsorgane und (unter bestimmten Umständen) Einzelpersonen oder Unternehmen den Gerichtshof anrufen, um die Unrechtmäßigkeit dieser Untätigkeit feststellen zu lassen.



	Organisation der Arbeit des Gerichtshofes


Nach dem Eingang einer Klage in der Kanzlei wird sie einem/r RichterIN und einem/r GeneralanwaltIN zugeteilt.

Das darauf folgende Verfahren gliedert sich in zwei Phasen: in einen schriftlichen und einen mündlichen Teil.

Im ersten Teil tauschen alle beteiligten Parteien Schriftsätze aus, und der/die mit der Rechtssache betraute RichterIN erstellt einen Bericht, in dem er/sie diese Schriftsätze und die rechtlichen Grundlagen des Falles zusammenfasst. Ausgehend von diesem Bericht verfasst der/die zuständige GeneralanwaltIN seine/ihre Schlussanträge. Unter Berücksichtigung dieser Schlussanträge verfasst der/die RichterIN einen Urteilsentwurf, der den anderen Richtern/INNen
 zur Beratung vorgelegt wird. 

Darauf folgt der zweite Teil - die öffentliche Verhandlung. Diese findet grundsätzlich vor dem gesamten Gerichtshof (in "Vollsitzung") statt, aber je nach Bedeutung und Komplexität der Rechtssache kann sie auch vor einer Kammer mit drei oder fünf Richtern ablaufen. In der mündlichen Verhandlung tragen die Anwälte der Parteien ihre Ausführungen in Anwesenheit der Richter und des Generalanwalts vor, die Fragen stellen können. Anschließend stellt der Generalanwalt seine Schlussanträge, woraufhin die Richter über das Urteil beraten und es schließlich erlassen.

Die Urteile des Gerichtshofes werden mit Stimmenmehrheit beschlossen und in öffentlicher Sitzung verkündet. Abweichende Meinungen werden nicht bekannt gegeben.



Der Europäische Rechnungshof

Der Rechnungshof, der 1977 geschaffen wurde
, prüft die Recht- und Ordnungsmäßigkeit aller Einnahmen und Ausgaben der Union und kontrolliert, ob der Haushaltsplan der EU wirtschaftlich ausgeführt wird.

Der Rechnungshof besteht aus einem Mitglied je EU-Staat
. Die Mitglieder werden vom Rat auf sechs Jahre ernannt; eine Wiederernennung ist möglich. Auch nach der Erweiterung wird jeder EU-Staat ein Mitglied stellen, aber zur Wahrung der Effizienz kann der Rechnungshof "Kammern" (mit jeweils nur ein paar Mitgliedern) für die Annahme bestimmter Arten von Berichten oder Stellungnahmen einrichten.

Alle Mitglieder des Rechnungshofes haben in ihren Herkunftsländern Rechnungsprüfungsorganen angehört oder sind für ihr Amt besonders geeignet. Sie werden aufgrund ihrer Befähigung und Unabhängigkeit ausgewählt und dürfen neben ihrem Amt keiner anderen Tätigkeit nachgehen. 

Die Mitglieder wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Rechnungshofes für drei Jahre.



Die Hauptaufgabe des Rechnungshofes besteht darin, die einwandfreie Ausführung des Haushaltsplans der EU - also die Recht- und Ordnungsmäßigkeit ihrer Einnahmen und Ausgaben - zu kontrollieren und die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung zu gewährleisten. Seine Arbeit trägt damit dazu bei, dass die Wirksamkeit und Transparenz des Gemeinschaftssystems sichergestellt wird.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben untersucht der Rechnungshof die Bücher aller Einrichtungen, die Einnahmen oder Ausgaben der EU verwalten. Bei Bedarf führt er Kontrollen vor Ort durch. Die Ergebnisse werden in Berichten festgehalten, um die Aufmerksamkeit der Kommission und der Mitgliedstaaten auf eventuelle Probleme zu lenken.

Um diese Aufgabe wirkungsvoll erfüllen zu können, muss der Rechnungshof von allen anderen Organen unabhängig sein, aber gleichzeitig in ständigem Kontakt zu ihnen stehen.

Eine seiner Hauptaufgaben besteht darin, die Haushaltsbehörde (das Europäische Parlament und den Rat) durch Vorlage eines jährlichen Berichts über das abgeschlossene Haushaltsjahr zu unterstützen. Die Bemerkungen in diesem Jahresbericht stellen eine entscheidende Grundlage für den Beschluss des Parlaments über die Haushaltsführung der Kommission dar. Wenn der Rechnungshof zu einem zufrieden stellenden Ergebnis gekommen ist, legt er dem Rat und dem Parlament auch eine Zuverlässigkeitserklärung vor, mit der eine allgemeine Gewähr für die ordnungsgemäße Verwendung des Geldes der europäischen Steuerzahler gegeben werden soll.

Schließlich nimmt der Rechnungshof Stellung, bevor finanzielle Regelungen der EU angenommen werden. Er kann auch jederzeit Bemerkungen zu besonderen Fragen vorlegen oder auf Ersuchen eines anderen Organs der EU Stellungnahmen abgeben.



	Organisation der Arbeit des Rechnungshofes 


Der Rechnungshof arbeitet eigenständig und entscheidet frei über die Planung der Kontrollen, über den Zeitpunkt und die Gestaltung seiner Bemerkungen sowie über die Veröffentlichung seiner Berichte und Stellungnahmen. 

Dem Rechnungshof gehören rund 550 hoch qualifizierte MitarbeiterINNen an, von denen ungefähr 250 RechnungsprüferINNen sind. Diese sind in "Prüfungsgruppen" eingeteilt, die Berichtsentwürfe erstellen, auf deren Grundlage der Rechnungshof seine Entscheidungen trifft.

Die Rechnungsprüfer führen häufig Prüfbesuche bei den anderen Organen der EU, in den Mitgliedstaaten und in allen anderen Ländern durch, die von der EU Hilfe erhalten. Die Arbeit des Rechnungshofes betrifft zwar in erster Linie Mittel, für die die Kommission verantwortlich ist, aber in der Praxis werden 90 % dieser Einnahmen und Ausgaben von nationalen Behörden für die Union verwaltet. 

Der Rechnungshof kann selbst keine rechtlichen Schritte setzen. Wenn die Rechnungsprüfer Betrugsfälle oder Unregelmäßigkeiten aufdecken, teilen sie dies den zuständigen Organen der EU so rasch wie möglich mit, damit diese die geeigneten Maßnahmen ergreifen können.



EWSA - Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA), der 1957 durch den Vertrag von Rom gegründet wurde, ist ein beratendes Organ, das Arbeitgeber, Gewerkschaften, Landwirte, Verbraucher und andere Interessensgruppen, die gemeinsam die "organisierte BürgerINNengesellschaft" bilden, vertritt. In politischen Gesprächen mit der Kommission, dem Rat und dem Europäischen Parlament legt der EWSA ihren Standpunkt dar und vertritt ihre Interessen.

Dadurch schlägt der EWSA eine Brücke zwischen der Union und ihren BürgerINNen und fördert so eine mitwirkungsfreudigere, integrationswilligere und somit demokratischere Gesellschaft in Europa.

Der Ausschuss bildet einen untrennbaren Teil des Entscheidungsprozesses in der EU: bevor Beschlüsse über die Wirtschafts- und Sozialpolitik gefasst werden, muss seine Stellungnahme eingeholt werden. Außerdem kann er aus eigenem Antrieb zu anderen Themen Stellung beziehen, die ihm wichtig erscheinen.

Bis zum Beitritt der neuen Mitgliedstaaten bestand der EWSA aus 222 Mitgliedern, die sich auf die verschiedenen EU-Länder ungefähr nach der Größe der Bevölkerung verteilten. Die Anzahl der Mitglieder aus den einzelnen Staaten war:

	Deutschland, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich
	24

	Spanien
	21

	Belgien, Griechenland, die Niederlande, Österreich, Portugal und Schweden
	12

	Dänemark, Irland und Finnland
	9

	Luxemburg
	6

	INSGESAMT
	222


Diese Zahlen haben sich nach der Erweiterung nicht geändert, aber die folgende Anzahl von Vertretern aus den neuen Mitgliedstaaten wurde zusätzlich in den Ausschuss aufgenommen:

	Polen
	21

	Rumänien
	15

	Bulgarien, Tschechische Republik und Ungarn
	12

	Litauen und Slowakei
	9

	Estland, Lettland und Slowenien
	7

	Zypern
	6

	Malta
	5


Dadurch hat der Ausschuss insgesamt 344 Mitglieder.

Die Mitglieder werden zwar von den EU-Regierungen vorgeschlagen, sind in ihrer Arbeit aber politisch völlig unabhängig. Ihre Amtsperiode dauert vier Jahre, wobei eine Wiederernennung zulässig ist
.

Der Ausschuss umfasst eine Vollversammlung, deren Beratungen von sechs Unterausschüssen - den so genannten "Fachgruppen" - vorbereitet werden, die jeweils für einen bestimmten Politikbereich zuständig sind. Aus seiner Mitte wählt er einen Präsidenten und zwei Vizepräsidenten auf zwei Jahre.



Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat drei Hauptaufgaben:

Er berät den Rat, die Kommission und das Europäische Parlament entweder auf deren Ersuchen oder auf eigene Initiative. 

Er ermutigt die BürgerINNengesellschaft zu einer stärkeren Beteiligung an der politischen Entscheidungsfindung in der EU. 

Er stärkt die Rolle der BürgerINNengesellschaft in Drittstaaten und unterstützt die Schaffung beratender Strukturen. 



	Die Mitglieder des EWSA


Die Mitglieder des Ausschusses, die vorwiegend ihrer beruflichen Beschäftigung in ihren Heimatländern nachgehen, bilden drei Gruppen, die die Arbeitgeber, Arbeitnehmer und verschiedene andere wirtschaftliche und soziale Interessen vertreten.

Die Gruppe der Arbeitgeber umfasst Mitglieder aus dem privaten und staatlichen Industriesektor, aus kleinen und mittleren Unternehmen, den Handelskammern, dem Groß- und Einzelhandel, den Banken und Versicherungen, dem Transportsektor und der Landwirtschaft.

Die Gruppe der Arbeitnehmer vertritt alle Arten von Beschäftigten - von Arbeitern bis zu Führungskräften. Ihre Mitglieder stammen aus den nationalen Gewerkschaftsorganisationen.

Die dritte Gruppe umfasst ein breites Spektrum von Interessen: nichtstaatliche Einrichtungen, Landwirte, Kleinbetriebe, Handwerker, freie Berufe, Genossenschaften und nicht auf Gewinn gerichtete Vereinigungen, Verbraucher- und Umweltschutzorganisationen, Wissenschaftler und Pädagogen sowie Familien-, Frauen- und Behindertenverbände etc.

Der Ausschuß der Regionen

Der Ausschuss der Regionen (AdR), der 1994 durch den Vertrag über die Europäische Union (Vertrag von Maastricht) errichtet wurde
, ist ein beratendes Organ, das aus Vertretern der regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften Europas besteht. Er gewährleistet, dass sie ihren Standpunkt zur Politik der Europäischen Union einbringen können und dass regionale und lokale Identitäten und Vorrechte respektiert werden.

Der AdR muss in Bereichen, die die kommunale und regionale Verwaltung betreffen - zum Beispiel Regionalpolitik, Umwelt, Bildung und Verkehr -, angehört werden.



Die Zahlen für die alten Mitglieder der EU – Deutschland, Frankreich, Italien und das UK je 24, Spanien 21, Belgien, Griechenland, Niederlande, Österreich, Portugal und Schweden je 12, Dänemark, Finnland, Irland je 9, Luxemburg je 6 (also zusammen 222 Mitglieder) haben sich nach der Erweiterung nicht geändert, aber die folgende Anzahl von Vertretern aus den neuen Mitgliedstaaten wurde zusätzlich in den Ausschuss aufgenommen:

	Polen
	21

	Rumänien
	15

	Bulgarien, Tschechische Republik und Ungarn
	12

	Litauen und Slowakei
	9

	Estland, Lettland und Slowenien
	7

	Zypern
	6

	Malta
	5


Dadurch hat der Ausschuss insgesamt 344 Mitglieder
.

Die Mitglieder des AdR sind gewählte Kommunal- oder Regionalpolitiker, die das gesamte Spektrum an Tätigkeiten auf lokaler und regionaler Ebene in der EU abdecken. Es handelt sich zum Beispiel um Präsidenten/Präsidentinnen von Regionen, Abgeordnete von Regionalparlamenten, Stadträte/Stadträtinnen oder BürgermeisterINNen von Großstädten.

Sie werden zwar von den EU-Regierungen vorgeschlagen, sind in ihrer Arbeit aber politisch völlig unabhängig. Sie werden vom Rat der Europäischen Union auf vier Jahre ernannt, wobei eine Wiederernennung zulässig ist. Der Vertrag von Nizza verlangt außerdem, dass sie ein Wahlmandat der von ihnen vertretenen Gebietskörperschaft innehaben oder einer gewählten Versammlung gegenüber politisch verantwortlich sind.

Aus seiner Mitte wählt der AdR einen Präsidenten auf zwei Jahre.




Die Aufgabe des Ausschusses der Regionen besteht darin, den Standpunkt der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in Rechtsvorschriften der EU einzubringen. Dies geschieht durch die Abgabe von Stellungnahmen zu Vorschlägen der Kommission.

Die Kommission und der Rat müssen den AdR in Bereichen anhören, die lokale und regionale Behörden unmittelbar betreffen, aber sie können ihn auch in allen anderen Fällen konsultieren, in denen sie dies für zweckmäßig halten. Der Ausschuss seinerseits kann auf eigene Initiative Stellungnahmen abgeben und an die Kommission, den Rat und das Parlament übermitteln.



	Organisation der Arbeit des AdR


Jährlich finden fünf Plenartagungen des Ausschusses der Regionen statt, in denen seine allgemeine Politik festgelegt wird und die Stellungnahmen verabschiedet werden.

Die Mitglieder des Ausschusses verteilen sich auf die folgenden sechs "Fachkommissionen", die die Plenartagungen vorbereiten: 

Fachkommission für Kohäsionspolitik (COTER) 

Fachkommission für Wirtschafts- und Sozialpolitik (ECOS) 

Fachkommission für nachhaltige Entwicklung (DEVE) 

Fachkommission für Kultur und Bildung (EDUC) 

Fachkommission für konstitutionelle Fragen und Regieren in Europa (CONST) 

Fachkommission für Außenbeziehungen (RELEX)

Ohne Zweifel wird die weiter bestehende regionale Ungleichheit in Europa eines der wichtigsten Themen der Sozialpolitik in der EU-25 bilden. Auf der Ebene der Union besteht noch immer eine hohe Konzentration der wirtschaftlichen Aktivitäten und der Bevölkerung auf das „Pentagon“, das sich von den beiden Küsten (Irische See, Nordsee) in Nordengland über Franche-Comté in Frankreich und Hamburg in Norddeutschland bis nach Mailand in Norditalien erstreckt
; dieses Pentagon konzentriert 18 % der Fläche, 41 % der Einwohner, 48 % des BIP und 75 % der Forschungs- und Entwicklungsausgaben der EU 15 auf sich.

Nicht einmal 10 Millionen Menschen bewohnen jedenfalls die wirklichen Nutznießer-Gebiete der EU-Erweiterung, die Regionen Bratislava, Prag, Zentral-Ungarn und Masowien; deren Einkommen heute bereits den EU-Schnitt überschreitet oder an ihn heranreicht, bei einer Einkommenskluft zu den ärmsten Regionen des Landes von 2:1.

	Land
	Region *
	Bevölkerung
	Ratio Einkommen der reichsten Provinz beträgt ... % der ärmsten Provinz des jeweiligen Landes (ärmste Provinz = 100)


	BIP Wachstum (annual average % change), 1995-2001
	

	Großbritannien
	Inner London
	2771,71
	363,92
	5,21
	

	Slowakei
	Bratislavský
	601,56
	299,68
	5,68
	

	Frankreich
	Île de France
	11054,67
	283,71
	2,75
	

	Tschechische Republik
	Praha
	1164,40
	282,82
	4,40
	

	Belgien
	Reg. Bruxelles-Cap. / Brussels Hfdst. Gew.
	970,87
	280,96
	2,58
	

	Deutschland
	Hamburg
	1720,97
	261,18
	1,78
	

	Ungarn
	Közép-Magyarország
	2830,00
	241,18
	5,22
	

	Polen
	Mazowieckie
	5075,00
	222,47
	10,42
	

	Italien
	Lombardia
	9150,04
	203,11
	1,91
	

	Österreich
	Wien
	1588,42
	199,80
	1,68
	

	Portugal
	Lisboa
	2603,33
	188,43
	3,92
	

	Finnland
	Åland
	25,90
	187,12
	5,43
	

	Spanien
	Comunidad de Madrid
	5217,56
	174,88
	4,17
	

	Schweden
	Stockholm
	1831,00
	162,26
	4,67
	

	Irland
	Southern and Eastern
	2837,38
	151,36
	9,48
	

	Niederlande
	West-Nederland
	7472,81
	131,67
	3,43
	

	Griechenland
	Attiki
	3903,61
	112,21
	3,44
	


Quelle: eigene Berechnungen aus der Datenbank der GD Regionalpolitik der EU-Kommission

Fast 90 Millionen Menschen in Europa lebten in Stagnation. Folgende Regionen hatten in der EU 25 + Rumänien + Bulgarien ein unbefriedigendes Wirtschaftswachstum 1995 – 2001:

52,6 Millionen Einwohner Europas lebten in Zonen mit einer schrumpfenden Wirtschaft (negatives Wirtschaftswachstum unter 0.0 % pro Jahr)

Darüber hinaus lebten 36,3 Millionen Europäer in Regionen, deren Wachstum von 0.0 % bis 0.99 % pro Jahr betrug.

Die Daten der Kommission erlauben auch eine gewisse – wenn auch nicht vollständige – Aussage über die Einhaltung der Lissabon-Ziele auf der Ebene der Regionen betr. die Beschäftigung (sinkende Arbeitslosenzahlen) und Wachstum (über 3 %). Das Gesamtergebnis der Bewertung der Lissabon-Strategie in der EU-15 lautet wie folgt:
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Schon für die alte EU-15 ist das Bild deprimierend: Nur 68,4 Millionen Menschen – 27 % der Bevölkerung der EU-15 lebten in Regionen, die dem Bild von Lissabon – Wachstum über 3 % und sinkende Arbeitslosigkeit – entsprachen.

83,6 Millionen Menschen in der EU-15 lebten in Regionen, die eine sinkende Arbeitslosigkeit, aber ein den Lissabon-Prozess verfehlende Wachstumspolitik (Wachstum nur unter 3.0 %) aufwiesen

17,3 Millionen Menschen lebten in EU-15-Regionen, die zwar das Wachstumsziel von Lissabon erreichten, aber nicht das Beschäftigungsziel einer sinkenden Arbeitslosigkeit

80,2 Millionen Menschen lebten in EU-15 Regionen, die sowohl das Wachstumsziel als auch das Beschäftigungsziel von Lissabon verfehlten (steigende Arbeitslosigkeit, Wachstum unter 3 %)

Für die Perspektiven der per 1. Mai erweiterten Union (EU-25) ergibt sich nun folgendes Bild der ungleichen Entwicklung in Europa (EU-25):

	Regionaleinkommen/Wachstum


	Anzahl der Regionen

	Einkommen < 50 % der EU, Wachstum negativ
	1

	Einkommen < 50 % der EU, Wachstum 0 - 1
	1

	Einkommen < 50 % der EU, Wachstum 1 - 2
	1

	Einkommen < 50 % der EU, Wachstum 2 - 3
	4

	Einkommen < 50 % der EU, Wachstum > 3
	22

	Einkommen 50 - 75 % der EU, Wachstum negativ
	1

	Einkommen 50 - 75 % der EU, Wachstum 0 - 1
	3

	Einkommen 50 - 75 % der EU, Wachstum 1 - 2
	4

	Einkommen 50 - 75 % der EU, Wachstum 2 - 3
	8

	Einkommen 50 - 75 % der EU, Wachstum > 3
	15

	Einkommen 75 - 100 % der EU, Wachstum negativ
	1

	Einkommen 75 - 100 % der EU, Wachstum 0 - 1
	5

	Einkommen 75 - 100 % der EU, Wachstum 1 - 2
	10

	Einkommen 75 - 100 % der EU, Wachstum 2 - 3
	15

	Einkommen 75 - 100 % der EU, Wachstum > 3
	15

	Einkommen > 100 % der EU, Wachstum negativ
	0

	Einkommen > 100 % der EU, Wachstum 0 - 1
	0

	Einkommen > 100 % der EU, Wachstum 1 - 2
	13

	Einkommen > 100 % der EU, Wachstum 2 - 3
	12

	Einkommen > 100 % der EU, Wachstum > 3
	18

	Summe
	149


Für die 457.9 Millionen Menschen in Europa (EU-25) bedeuten diese Tatsachen nun folgende hierarchisch strukturierten Entwicklungschancen:

In den besonders peripheren Makroregionen (Entwicklungsniveau unter 50 % des EU-Schnitts) sind 77 % der Regionen auf Lissabon-Kurs (Wachstum über 3 %), aber 9 % der Regionen weit darunter (Wachstum unter 2 %)

In der Semiperipherie (50-75 % des Entwicklungsniveaus) sind nur 48 % der Regionen auf Lissabon-Kurs, aber 26 % der Regionen weit darunter (< 2 %)

Im Subzentrum (75 % bis 100 %) erreichen nur 33 % der Regionen das Lissabon-Ziel, aber 35 % verfehlen es deutlich (< 2 %)

In den zentralen Räumen sind aber 42 % der Regionen auf Lissabon-Kurs, aber 30 % verfehlen ihn deutlich, darunter die österreichischen Regionen Wien und Salzburg (< 2 %)

Fazit: Damit gewinnt ein Teil des Zentrums, während das Subzentrum und die Semiperipherie verliert, bei Produktionsauslagerung aus dem Subzentrum und der Semiperipherie in die bisherige Peripherie. 

Europas regionale Landschaft wird noch immer durch folgende Faktoren gekennzeichnet:

1) Hohe Streuung der regionalen Einkommen in Großbritannien, Belgien, Frankreich, Deutschland, Italien, und der Tschechischen Republik

Der erste wesentliche Trend ist die Diagnose, wonach starke regionale Ungleichgewichte insbesondere die Realitäten in folgenden Staaten prägen: Großbritannien, Belgien, Frankreich, Deutschland, Italien, und Tschechische Republik.
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2) weiter Fortbestehen der Ungleichheit der Kaufkraft in Europa

Der Befund lautet im Einzelnen:
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Die Nahaufnahme zeigt folgendes Bild für die Nachbarschaft Österreichs:
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3) Ungleichheit der Beschäftigungsquoten

Eine anders gelagerte Zentrums-Peripherie-Struktur reflektiert sich im Zugang der Menschen zur Beschäftigung. Dort dominieren die Beschäftigungsinseln wie Süddeutschland, Niederlande, Großbritannien und Schweden, während weite Teile des peripheren Europas weit weg vom Lissabon-Beschäftigungsziel 70 % sind. Zonen hoher Beschäftigung sind auch noch der Großraum Lissabon, Österreich und der Großraum Prag:
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4) Starke Ungleichheiten in den Regionen selbst

Rezente Forschungen im Rahmen der heute umfangreichsten weltweiten Datensammlung zu Fragen der wirtschaftlichen Ungleichheit in der Welt, - des „University of Texas Inequality Projects“ - haben auf Basis von Sonderauswertungen
 der Info-Regio-Daten der Kommission nun ergeben, dass in den Regionen der EU die Ungleichheit der Bruttolöhne zwischen den erhobenen über 20 Wirtschaftssektoren beträchtlich ist. Daten sind nicht aus allen EU-15 Staaten vorhanden gewesen; die Auswertung zeigt allerdings dass im Süden Europas und auch in den östlichen Regionen Österreichs sowie in Finnland die Ungleichheiten beträchtlich sind. Das Schaubild der nach oben hin offenen sogenannten „Theil-Skala“ der Ungleichheit der Löhne lautet:
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Der Europäische BürgerINNenbeauftragte

Die Funktion des Europäischen BürgerINNenbeauftragten
 wurde durch den Vertrag über die Europäische Union (Vertrag von Maastricht aus dem Jahr 1992) begründet, um zwischen den BürgerINNen und den Behörden der EU zu vermitteln. Der BürgerINNenbeauftragte ist befugt, von jedem Bürger/jeder Bürgerin der Union oder von jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnort oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat Beschwerden entgegenzunehmen.

Er/Sie wird vom Europäischen Parlament für fünf Jahre gewählt, was der Gesetzgebungsperiode des Parlaments entspricht.



Der/die BürgerINNenbeauftragte, derzeit:

P. Nikiforos Diamandouros

Europäischer Bürgerbeauftragte

1, avenue du Président Robert Schuman

B.P. 403

F - 67001 Strasbourg Cedex

T. (33) 3 88 17 23 13 - 3 88 17 23 83

Fax (33) 3 88 17 90 62

E-mail: euro-ombudsman@europarl.eu.int

trägt zum Aufdecken von Missständen in den Organen und anderen Institutionen der EU bei. Unter Missständen sind Unzulänglichkeiten oder Mängel auf Verwaltungsebene zu verstehen, d. h. eine Institution unterlässt Handlungen, zu denen sie verpflichtet ist, oder geht auf die falsche Weise vor oder ergreift unzulässige Maßnahmen. Beispiele für solche Missstände sind:

ungerechte Behandlung, 

Diskriminierung, 

Machtmissbrauch, 

Fehlen oder Verweigern von Informationen, 

unnötige Verzögerungen, 

falsche Verfahren. 

Der BürgerINNenbeauftragte kann Empfehlungen an die Institutionen der EU richten und das Europäische Parlament anrufen, damit dieses gegebenenfalls die politischen Konsequenzen aus einem Missstand zieht.

Er übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit und Unparteilichkeit aus und darf von keiner Regierung und keiner Stelle Anweisungen anfordern oder entgegennehmen. Außerdem darf er während seiner Amtszeit keiner anderen bezahlten oder unbezahlten Beschäftigung nachgehen.

Nikiforos Diamandouros trat im April 2003 das Amt des BürgerINNenbeauftragten an.



	So werden Beschwerden eingereicht


Wenn Sie in der EU leben (oder Ihre Einrichtung oder Ihr Unternehmen seinen Sitz in der EU hat) und meinen, dass Sie von einem Missstand in einer Einrichtung oder Stelle der EU betroffen sind, sollten sie diese zuerst auf dem normalen administrativen Weg kontaktieren und so versuchen, die Beseitigung des Missstands zu erreichen.

Gelingt das nicht, können Sie eine Beschwerde an den Europäischen BürgerINNenbeauftragten richten.

Die Beschwerde muss innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt eingereicht werden, zu dem Sie vom betreffenden Sachverhalt Kenntnis erhalten haben. Sie müssen darin klar darlegen, worüber Sie sich beschweren, und angeben, wer Sie sind, können aber verlangen, dass die Beschwerde vertraulich behandelt wird. Der BürgerINNenbeauftragte kann Ihnen gegebenenfalls empfehlen, sich an eine andere Stelle zu wenden.

Er wird der Beschwerde nicht nachgehen, wenn die behaupteten Sachverhalte Gegenstand eines laufenden oder abgeschlossenen Gerichtsverfahrens sind.

Praktische Hinweise für die Einreichung einer Beschwerde finden Sie auf der Internet-Site des BürgerINNenbeauftragten:

http://www.euro-ombudsman.eu.int/home/de/default.htm


	Organisation der Arbeit des/der BürgerINNenbeauftragten


Der/die BürgerINNenbeauftragte führt von sich aus oder aufgrund von Beschwerden Untersuchungen durch.

Die Organe und Institutionen der EU sind verpflichtet, ihr/ihm Auskünfte zu erteilen und Zugang zu den betreffenden Unterlagen zu gewähren. Sie können dies nur aus berechtigten Gründen der Geheimhaltung verweigern.

Deckt der BürgerINNenbeauftragte einen Missstand auf, so informiert er/sie die betreffende Institution und unterbreitet ihr Entwürfe für Empfehlungen. Die entsprechende Institution übermittelt dann innerhalb von drei Monaten eine detaillierte Stellungnahme zu der Angelegenheit.

Anschließend legt der/die BürgerINNenbeauftragte dem Europäischen Parlament und der betreffenden Institution einen Bericht vor. Der Beschwerdeführer/die Beschwerdeführerin wird ebenfalls über das Ergebnis der Untersuchungen informiert.

Der/die BürgerINNenbeauftragte unterbreitet dem Europäischen Parlament jährlich einen Bericht über die Ergebnisse aller Untersuchungen.



Der/die europäische Datenschutzbeauftragte

Das Amt des Europäischen Datenschutzbeauftragten
 wurde 2001 auf der Grundlage von Artikel 286 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft geschaffen.

Office Mr Peter Johan Hustinx

Rue Montoyer, 63, 6th floor 

B - 1047 BRUSSELS 

tel. +32 2 28 31 900 

fax +32 2 28 31 950 

Postal address 

Rue Wiertz, 60  

B - 1047 BRUSSELS 

E-mail : edps@edps.eu.int
Der/die Datenschutzbeauftragte hat sicherzustellen, dass die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft bei der Verarbeitung personenbezogener Daten den Schutz der Privatsphäre gewährleisten. 

Der/die Datenschutzbeauftragte und der/die stellvertretende Datenschutzbeauftragte werden vom Europäischen Parlament und vom Rat der Europäischen Union mit der Option auf Verlängerung ernannt.

  Was macht der Europäische Datenschutzbeauftragte? 

Wenn die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft personenbezogene Daten identifizierbarer Personen verarbeitet, haben sie den Schutz der Privatsphäre dieser Personen zu gewährleisten. Der/die Datenschutzbeauftragte sorgt dafür, dass dies geschieht, und erteilt ihnen Ratschläge zu sämtlichen Aspekten der Verarbeitung personenbezogener Daten.

Die "Verarbeitung" bedeutet das Sammeln, Erfassen, Gliedern und Speichern von Informationen, das Abrufen, Verschicken und die Bereitstellung dieser Informationen an andere sowie das Sperren, Löschen oder Vernichten von Daten.

Für diese Tätigkeiten gelten strenge Datenschutzregeln. Außer unter ganz bestimmten Umständen haben die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft nicht das Recht, personenbezogene Daten zu verarbeiten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophische Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit der Personen hervorgehen. Auch dürfen sie nur zu Zwecken der Gesundheitsfürsorge Daten über die Gesundheit oder das Sexualleben verarbeiten. In diesem Fall ist die Verarbeitung der Daten allerdings nur Angehörigen des ärztlichen Personals oder Personen erlaubt, die an ein Berufsgeheimnis gebunden sind.

Der/die Europäische Datenschutzbeauftragte stellt gemeinsam mit den Datenschutzbeauftragten jedes Organs und jeder Einrichtung der Gemeinschaft sicher, dass die Datenschutzbestimmungen eingehalten werden. 

Im Jahr 2004 wurde Peter Hustinx zum Europäischen Datenschutzbeauftragten ernannt. Stellvertretender Datenschutzbeauftragter wurde Joaquin Bayo Delgado. 

Wie gestaltet sich die Tätigkeit des/der Datenschutzbeauftragten? 

Der/die Datenschutzbeauftragte wird von einem von ihm eingesetzten Sekretariat unterstützt, das ausschließlich für ihn tätig ist. Jedes Jahr veröffentlicht er/sie einen Jahresbericht über seine Tätigkeit. Der Bericht wird an die wichtigsten Einrichtungen der EU geschickt und kann vom Europäischen Parlament erörtert werden.

Der/die Datenschutzbeauftragte ist bei seiner/ihrer Tätigkeit völlig unabhängig und darf keinerlei Weisungen einholen oder entgegennehmen. Er/sie und seine Mitarbeiter müssen vertrauliche Informationen unter Verschluss halten.

Der/die Datenschutzbeauftragte und sein/ihr(e) StellvertreterIN können vom Gerichtshof ihres Amtes enthoben werden, wenn sie die Voraussetzungen für die Ausübung ihres Amtes nicht mehr erfüllen oder eine schwere Verfehlung begangen haben. 

  Wie kann der Europäische Datenschutzbeauftragte Ihnen helfen? 

Wenn Sie Grund zur Annahme haben, dass ihre Recht auf Datenschutz durch ein Organ oder eine Einrichtung der Gemeinschaft verletzt wurde, das bzw. die ihre personenbezogenen Daten missbraucht hat, sollten Sie beim Europäischen Datenschutzbeauftragten Beschwerde einlegen. Er wird Ihre Beschwerde prüfen und Ihnen so bald wie möglich mitteilen, ob er/sie Ihnen Recht gibt und welche Maßnahmen in dem Fall dagegen ergriffen werden. Er/sie kann beispielsweise der betreffenden Einrichtung oder dem Organ Anweisung geben, Ihre widerrechtlich verarbeiteten personenbezogenen Daten zu berichtigen, zu sperren, zu löschen oder zu vernichten.

Sind Sie mit dieser Entscheidung nicht einverstanden, haben Sie die Möglichkeit, den Gerichtshof anzurufen.

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik in Europa in der Architektur der Organe der EU

Im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), der "zweiten Säule" der EU, wurden 2001 zwei Einrichtungen zur Wahrnehmung besonderer technischer, wissenschaftlicher und administrativer Aufgaben gegründet
:

Das Institut der Europäischen Union für Sicherheitsstudien (mit Sitz in Paris, Frankreich) und das Satellitenzentrum der Europäischen Union (mit Sitz in Torrejón de Ardoz, Spanien). Beide Einrichtungen gehörten vormals zur Westeuropäischen Union (WEU) und sind nun in die EU eingegliedert worden.

Auf der Tagung des Europäischen Rates in Köln 1999, auf der die Grundlagen für die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) geschaffen wurden, hatten sich einige Mitgliedstaaten für die Überführung dieser Einrichtungen in die Europäische Union ausgesprochen.

Ein Schwerpunkt der Gestaltung der Außenpolitik Österreichs
 in der EU-25 ist die aktive Beteiligung an der Abstimmung gemeinsamer Schritte mit den 24 anderen Mitgliedsstaaten der EU im Rahmen der sogenannten Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik oder GASP. 

Geographische Schwerpunkte der GASP sind vor allem der Westbalkan, Bemühungen für eine Friedenslösung im Nahen Osten, der Irak und die Konfliktzonen Afrikas. Ein inhaltlicher Schwerpunkt liegt am Bereich Abrüstung, Nonproliferation und Entminung. 

Einen Teil der GASP bildet die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP). In diesem Rahmen wurden bislang vier Operationen durchgeführt (Polizeioperationen in Bosnien-Herzegowina, in FYROM/Mazedonien, Militäroperationen in FYROM/Mazedonien und im Kongo). Österreich hat sich an allen vier Operationen beteiligt.

Im Rahmen der GASP arbeiten die 25 Mitgliedsstaaten der Europäischen Union auf zwischenstaatlicher Basis zusammen und legen gemeinsame Positionen fest. Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Maastricht am 1. November 1993 kann die Europäische Union als solche auf der internationalen Bühne auftreten und ihren Standpunkt zu bewaffneten Konflikten, zu Menschenrechtsfragen oder anderen Themen im Zusammenhang mit den Grundprinzipien und gemeinsamen Werten, die der Europäischen Union zugrunde liegen und zu deren Verteidigung sie sich verpflichtet hat, zum Ausdruck bringen. Im Sinne einer stärkeren Effizienz und besseren Außenwirkung der Außenpolitik der EU wurde bereits im Vertrag von Amsterdam die Schaffung eines Hohen Vertreters für die GASP festgelegt. Seit 18. Oktober 1999 hat Javier Solana dieses Amt für fünf Jahre inne. Im Juli 2004 wurde sein Mandat auf weitere 5 Jahre verlängert und es wurde auch bestimmt, dass er das Amt des EU-Außenministers ausübt, wenn die neue Verfassung in Kraft treten sollte. Die Bestimmungen über die GASP wurden zuletzt durch den Vertrag von Nizza, der am 1. Februar 2003 in Kraft getreten ist, revidiert. Vor allem gibt es nun eine größere Zahl von Bereichen, in denen Mehrheitsbeschlüsse möglich sind.

In der GASP gibt es mehrere Mechanismen, die auch regelmäßig eingesetzt werden.

Drei sind rechtlich verbindliche Instrumente: 

Gemeinsamen Aktionen (2002 wurden 17 beschlossen; 2003 29), 

Gemeinsamen Standpunkte (2002 wurden 26 beschlossen; 2003 21), 

Gemeinsame Strategien (diese sind auf mehrere Jahre angelegt; das Instrument existiert für Russland, Ukraine und den Mittelmeerraum) 

Zentrales politisches Instrument sind die Schlussfolgerungen der monatlichen Treffen des Rats Allgemeine Angelegenheiten und Auswärtige Beziehungen, die in intensiven Konsultationen der Mitgliedsstaaten finalisiert werden. Von politischer Bedeutung ist ferner die Möglichkeit, Erklärungen der EU abzugeben (2002 waren es 204; 2003 143) und Demarchen (formelle Vorsprachen) bei Regierungsvertretern in Drittstaaten zu unternehmen. (209 im Jahr 2002; 157 im Jahr 2003). 

Die Ständige Vertretung Österreichs bei der EU

Die ÖV Brüssel

1. vertritt die Bundesregierung gegenüber den Mitgliedsstaaten und Institutionen der Europäischen Union und agiert auf Grund von Weisungen
; 

2. vertritt Österreich bei der Vorbereitung der legislativen Entscheidungsprozesse innerhalb der Union auf BotschafterINNen- und StellvertreterINNenebene sowie vorbereitend in Arbeitsgruppen des Rates; 

3. verhandelt Kompromisse mit den anderen Ständigen Vertretern, der Europäischen Kommission und wo vorgesehen, mit dem Europäischen Parlament (Budget, Mitentscheidungsverfahren etc.); 

4. liefert Berichte, Analysen und Vorausschauen an die Bundesregierung, um dieser konkrete Grundlagen für die Ausformung der österreichischen Positionen im Rat der Minister zu geben; 

5. Ihre wichtigste Aufgabe ist es, sicherzustellen, dass Österreichs Interessen größtmöglichen Eingang in die gemeinschaftliche Politik finden;

Die Ständige Vertretung ist mit über 70 ReferentINNen die größte diplomatische Mission Österreichs und setzt sich aus Entsandten aller Bundesministerien, dem Vertreter/der Vertreterin der Länder, sowie des Gemeinde- und Städtebundes, der Sozialpartner und der Nationalbank zusammen. Ihr jeweils aktuelles Organigramm findet sich im Internet unter:

http://www.bmaa.gv.at/view.php3?r_id=204&LNG=de&version=&dv_staat=17#Brüssel
Per Ende November 2004 steht die Vertretung unter folgender Leitung:

WOSCHNAGG Gregor Dr.iur.    

  ao. und bev. Botschafter 

GRAHAMMER Walter Mag.phil. 

  Gesandter 

BERTAGNOLI Elisabeth Dr.iur. 

  Gesandte 

Herr Botschafter Gregor Woschnagg, hat im Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV II) (franz. COREPER II genannt), Sitz und Stimme. Sein derzeitiger Stellvertreter, ist Herr Gesandter Walter Grahammer, er deckt die Arbeit im AStV I (COREPER I) ab. 

Der Abteilung Soziale Sicherheit und Generationen sind derzeit folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zugeteilt:

SACHSE Charlotte Mag. 

  Botschaftsrätin 

URLESBERGER Franz Mag.Dr.iur. et rer.pol. 

  Gesandter 

FISCHINGER Gertraud Dr. 

  Botschaftsrätin 

THALHAMMER Clemens Mag. 

  Zugeteilter

Ausgangspunkt im gemeinschaftlichen Gesetzgebungsprozess ist ein Vorschlag der Europäischen Kommission. Die Beratungen bis zu dessen Annahme durchlaufen drei Stadien: 

· Prüfung und Diskussion des Textes durch die zuständige Ratsarbeitsgruppe (RAG) 

· Prüfung und Diskussion des Textes durch den Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV II und I) 

· Entscheidung im Ministerrat

Die Ratsarbeitsgruppen (ca. 260 Formationen treten jährlich gegen 2.500 Mal zusammen) werden aus den Mitgliedern der Ständigen Vertretung gebildet und im Bedarfsfall von der Zentrale in Wien unterstützt bzw. beschickt. In deren Beratungen werden erstmals die österreichischen Positionen zum Ausdruck gebracht und verteidigt. 

Der Ausschuss der Ständigen VertreterINNen (AStV) tritt wöchentlich in zwei Formationen zusammen: 

AStV II wird von den BotschafterINNen besetzt und beschäftigt sich übergreifend mit institutionellen, internationalen, finanziellen und budgetären Fragen sowie solchen der Entwicklungszusammenarbeit, und Angelegenheiten, die in den Bereich des Justizwesens und des Innenministeriums fallen. Die Sitzungen werden von der "Antici"-Gruppe, benannt nach einem ehemaligen italienischen Diplomaten, vorbereitet. 

AStV I setzt sich aus den StellvertreterINNen des Botschafters/der Botschafterin zusammen. Dieses Gremium bearbeitet folgende Arbeitsgebiete: Binnenmarkt, Verbraucher, Tourismus, Verkehr, Telekommunikation, Forschung, Industrie, Energie, Soziales, Gesundheit, Bildung, Jugend, Kultur, Umwelt, Fischerei. Die Sitzungen werden von der "Mertens"-Gruppe, benannt nach einem belgischen Diplomaten, vorbereitet. 

Wichtig: Die Arbeit des Ministerrates Landwirtschaft wird hauptsächlich im "Sonderausschuss Landwirtschaft" (SAL) vorbereitet. 

Der Ministerrat setzt sich in der Praxis aus den Ressortchefs der Mitgliedsstaaten zusammen. Er trifft sich ungefähr 100 Mal jährlich in unterschiedlichen Formationen in Brüssel, mit Ausnahme der Monate April, Juni und Oktober, wo die Sitzungen in Luxemburg stattfinden. Er fällt jene Beschlüsse, über die im AStV Einigung erzielt worden ist und entscheidet jene Fragen, die in der Vorbereitung noch nicht gelöst werden konnten. 

Die Ständige Vertretung betrachtet es als eine ihrer wichtigsten Anliegen, unseren Landsleuten das Wirken Österreichs in der Europäischen Union verständlich zu machen und näher zu bringen. Eine Serviceleistung besonderer Art wurde dafür schon vor dem Beitritt Österreichs zur EU geschaffen: Der Besucher- und Informationsdienst, die "Visitkarte der Ständigen Vertretung". Dessen Aufgabe ist es, unentgeltlich maßgeschneiderte Programme für BesucherINNen aus Österreich für alle Interessens- und Altersgruppen zusammenzustellen sowie Vorträge und Begegnungen mit den Akteuren auf den Entscheidungsebenen zu arrangieren. 

Einen besonderen Stellenwert nimmt die Pressebetreuung in der Arbeit der Ständigen Vertretung ein. Transparenz wird dabei großgeschrieben. An die 2000 Medienvertreter sind bei den Institutionen akkreditiert, die als KorrespondentINNen für Fernsehen, Rundfunk, Printmedien, Kameraleute, Fotografen und Techniker tätig sind. Österreich ist mit einem Dutzend Journalisten (Stand Mai 2001) vertreten. Im Form von Hintergrundgesprächen vor und Pressekonferenzen nach Ministerräten und aus speziellen Anlässen erfahren die interessierten Korrespondenten die österreichischen Positionen und die Einschätzung der Haltung der Partnerländer. Damit soll ein sachlich korrekter Beitrag zu deren Berichterstattung und Meinungsbildung geleistet werden. 

Die neue europäische Verfassung – ein Ausblick 

Die Europäische Verfassung 

Am 18. Juni 2004 erzielten die Staats- und Regierungschefs im Rahmen einer Regierungskonferenz aller 25 EU-Mitgliedstaaten Einigung über den Text eines neuen Verfassungsvertrages der Europäischen Union (‚Verfassung für Europa’), der auf dem Entwurf des Konvents zur Zukunft Europas aufbaut
. 

Der Verfassungsvertrag (in der Folge: Verfassung) wurde am 29. Oktober 2004 unterzeichnet und muss nunmehr von allen Mitgliedstaaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert werden, bevor er in Kraft treten kann. Zehn Mitgliedstaaten haben bislang ein Referendum in Aussicht gestellt: Irland, Dänemark, Großbritannien, Frankreich, Luxemburg, Niederlande, Spanien, Polen, Tschechische Republik und Portugal. Die restlichen Staaten haben dies bisher ausgeschlossen. Das litauische Parlament hat der Ratifikation am 11. November 2004 bereits zugestimmt. Falls zwei Jahre nach Unterzeichnung (d.h. im November 2006) noch nicht alle Mitgliedstaaten ratifiziert haben, sieht die Verfassung vor, dass sich der Europäische Rat mit der Ratifikationsfrage befasst. 

Die Verfassung ist das erste gemeinsame Projekt der erweiterten Union und stellt sowohl in inhaltlicher als auch in rechtstechnischer Hinsicht einen wesentlichen Fortschritt im Vergleich zum Vertrag von Nizza dar: 

Die Europäische Union erhält eine einheitliche Rechtspersönlichkeit. 

Die Grundrechtecharta, die klassische Freiheitsrechte, politische Beteiligungsrechte und soziale Rechte verankert, wird in die Verfassung aufgenommen. 

Erstmals wird eine Rechtsgrundlage für einen EU-Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention geschaffen. 

Das demokratische Prinzip wird auf der europäischen Ebene verstärkt: Das bisherige Mitentscheidungsverfahren (Initiativmonopol der Europäischen Kommission, qualifizierte Mehrheit im Rat, gleichberechtigte Mitentscheidung des Europäischen Parlaments) wird unter der Bezeichnung „ordentliches Gesetzgebungsverfahren“ zum Regelfall der Gesetzgebung 

Das rechtsstaatliche Prinzip wird gestärkt: Die gesamte Rechtssetzung der Union unterliegt der Kontrolle des Europäischen Gerichtshofs und der individuelle Rechtsschutz wird verbessert. 

Die nationalen Parlamente werden erstmals direkt in die europäischen Entscheidungsprozesse eingebunden: Wenn ein Drittel von ihnen einen Kommissionsvorschlag wegen Verstoßes gegen das Subsidiaritäts- oder Verhältnismäßigkeitsprinzip beeinsprucht, so muss die Europäische Kommission ihren Vorschlag erneut prüfen. Die Mitgliedstaaten können nach Inkrafttreten des Rechtsakts dann im Namen ihrer Parlamente (od. auch nur einer Kammer davon) ebenso Beschwerde beim Europäischer Gerichtshof erheben wie der Ausschuss der Regionen. Ferner haben die nationalen Parlamente ein Einspruchsrecht, wenn der Europäische Rat einstimmig beschließt, dass in einzelnen weiteren Politikbereichen vom Prinzip der Einstimmigkeit abgegangen werden soll. 

Die Zuständigkeitsverteilung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten wird klarer geregelt: Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (d.h. die Union darf nur bei ausdrücklicher Ermächtigung handeln) wird bekräftigt. Die Verfassung definiert verschiedene Kompetenzkategorien (ausschließliche, geteilte, ergänzende Zuständigkeiten) und Kompetenzausübungskriterien (u.a. Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit). 

Die Verpflichtung der Union, die nationalen Identitäten zu achten, wird ebenso verankert wie die Gleichheit der Mitgliedstaaten. 

Die Handlungsinstrumente der EU werden vereinfacht (Beschränkung auf nur noch 6 Rechtsakttypen: Europäische Gesetze, Europäische Rahmengesetze, Verordnungen, Beschlüsse, Stellungnahmen, Empfehlungen) und eine klarere Normenhierarchie eingeführt (Gesetzgebungsakte, delegierte Rechtsakte, Durchführungsakte). 

Die institutionelle Neuordnung 

Die Verfassung unterscheidet zwischen 

5 Organen: 

Europäisches Parlament (EP) 

Europäischer Rat (ER - der erstmals zu einem eigenen Organ erhoben wird) 

Ministerrat (nur Rat) 

Europäische Kommission (EK od. Kommission) 

Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 

2 sonstigen Organen und Einrichtungen 

Europäische Zentralbank (EZB) 

Europäischer Rechnungshof (ERH) 

und 2 beratenden Einrichtungen: 

Ausschuss der Regionen (AdR) 

Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA). 

Im Vergleich zum bisherigen institutionellen Gefüge sieht die Verfassung vor allem folgende wesentliche Änderungen vor.

Der Europäische Rat wird ein eigenes Organ mit einem gewählten Präsidenten. 

Die qualifizierte Mehrheit wird ab 2009 neu definiert (Doppelte Mehrheit an Stelle der Stimmgewichtung). 

Die Anzahl der Mitglieder der Europäischen Kommission wird ab 2014 geringer sein als die Anzahl der Mitgliedstaaten. 

Die Funktion des Außenministers der Union wird neu geschaffen.

Das Europäische Parlament 

Im Hinblick auf die Zusammensetzung des EP gilt der Grundsatz der degressiven Proportionalität (d.h. kleinere Mitgliedstaaten sind im Verhältnis zu ihrem Anteil an der Unionsbevölkerung überrepräsentiert). Die Gesamtzahl der Abgeordneten wird mit 750, die Mindestzahl der Sitze pro Mitgliedstaat mit 6 und die Höchstanzahl mit 96 festgesetzt. Bis 2009 gilt die derzeitige Sitzaufteilung zwischen den Mitgliedstaaten. Für die Zeit ab 2009 soll die genaue Sitzaufteilung dann in einem einstimmig anzunehmenden Beschluss, für den das EP das Vorschlagsrecht hat, neu bestimmt werden.  

Der Europäische Rat (ER) 

Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und definiert ihre allgemeinen Ziele. Er kann in den in der Verfassung vorgesehenen Fällen bindende Rechtsakte erlassen, darf jedoch keine Gesetzgebungsfunktion ausüben. Soweit nicht im Einzelfall anders vorgesehen, entscheidet er im Konsens. Bei Abstimmungen sind die Präsidenten des ER und der Europäischen Kommission nicht stimmberechtigt. Der Präsident des Europäischen Rates wird vom Europäischen Rat für einen Zeitraum von zweieinhalb Jahren gewählt. Er leitet die Beratungen des Europäischen Rates. 

Der Ministerrat ('Rat') 

Ratsformationen

Einzige in der Verfassung erwähnte Ratsformation ist der Rat auswärtige Angelegenheiten (Vorsitz: Europäischer Außenminister).

Vorsitzführung in den Fachräten

Abgesehen vom Rat für auswärtige Angelegenheiten (sh. oben) wird das Prinzip der gleichberechtigten Vorsitzrotation zwischen den Mitgliedsstaaten ähnlich wie bisher beibehalten. Vorgesehen ist nun eine Teampräsidentschaft von 3 Mitgliedstaaten, wobei jeweils ein Mitgliedstaat sechs Monate lang den Vorsitz in allen Fachräten innehat, dabei aber im Rahmen eines gemeinsamen Programms Aufgaben an die beiden anderen Mitglieder der Teampräsidentschaft delegieren kann. Diese Regelung kann bei Bedarf mit qualifizierter Mehrheit adaptiert werden. Die genauen Modalitäten der Vorsitzführung sollen in einem mit qualifizierten Mehrheit zu erlassenden Beschluss des Europäischer Rat festgelegt werden. 

Definition der qualifizierten Mehrheit (Beschlussfassungsmodalitäten im Rat und im ER) 

Die qualifizierte Mehrheit wird ab 1.11.2009 nicht mehr nach einem System der Stimmgewichtung, sondern als doppelte Mehrheit von 55% der Mitgliedstaaten (jedoch mindestens 15 Mitgliedstaaten) und 65% der Gesamtbevölkerung definiert. Die Sperrminderheit wird mit 35% der Unionsbevölkerung festgelegt, die mindestens 4 Mitgliedstaaten umfassen müssen. 

Darüber hinaus einigte man sich auf folgende Zusatzregelung: 

Mitgliedstaaten, die zusammen ¾ der Bevölkerungs- oder Staaten-Sperrminorität erreichen, können verlangen, dass nochmals versucht wird, eine Lösung zu finden, die den von ihnen vorgebrachten Anliegen gerecht wird. Wenn diese Möglichkeit in Anspruch genommen wird, kann aber mit einfacher Mehrheit die Ansetzung einer Abstimmung beschlossen werden, um eine dauerhafte Blockade zu verhindern. Außerdem kann dieser Mechanismus ab 2014 mit qualifizierter Mehrheit widerrufen werden. 

In den Sonderfällen, in denen Entscheidungen nicht auf Basis eines Kommissionsvorschlags bzw. einer Initiative des Außenministers getroffen werden, müssen 72 % der Mitgliedstaaten für den Vorschlag stimmen. Solche Fälle kommen u.a. in folgenden Bereichen vor: Initiativen von Mitgliedstaaten im Bereich Justiz/Inneres, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, Wirtschafts- und Währungspolitik, bestimmte Verfahrensschritte bei Sanktionen gegen Mitgliedsstaaten, Austritt eines Mitgliedstaates, verschiedene Ernennungen.  

Die Europäische Kommission 

Das Prinzip, dass jeder Mitgliedstaat einen stimmberechtigten Kommissar stellt, wird bis 2014 beibehalten. Danach soll die Zahl der Mitglieder der Kommission auf zwei Drittel der Anzahl der Mitgliedstaaten verkleinert werden, sofern der Europäische Rat nicht einstimmig eine Änderung dieser Zahl beschließt. Für den Fall einer Reduktion der Kommission ist - wie schon im Vertrag von Nizza - eine gleichberechtigte Rotation vorgesehen, deren genaue Modalitäten in einer einstimmig zu treffenden Entscheidung des Europäischen Rates festgelegt werden.

Darüber hinaus wurde auf Wunsch von Dänemark und Österreich in einer gemeinsamen Erklärung der Regierungskonferenz festgelegt, dass die EK künftig eine besondere Verpflichtung zur Gewährleistung der Transparenz und engen Verbindung mit jenen Mitgliedstaaten trifft, die in einem reduzierten Kollegium nicht vertreten sind. Dieser soll durch „geeignete organisatorische Vorkehrungen“ entsprochen werden. 

Bestellung des Kommissionspräsidenten: 

Der Europäische Rat schlägt dem EP einen Kandidaten für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission vor, wobei er das Ergebnis der EP-Wahlen berücksichtigen muss. Die Beschlussfassung des Europäischen Rats erfolgt – wie schon gemäß Vertrag von Nizza - mit qualifizierter Mehrheit, die Wahl durch das EP mit einfacher Mehrheit. Kommt keine EP-Mehrheit zustande, so muss der ER einen neuen Kandidaten vorschlagen.   

Der EU-Außenminister 

Der Außenminister der Union wird die bisherigen Funktionen des Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und des Kommissars für auswärtige Beziehungen in einer Person („Doppelhut“) vereinen. Er ist Mitglied der Kommission, einer ihrer Vizepräsidenten, ständiger Vorsitzender des Rats für auswärtige Angelegenheiten und soll für die Kohärenz des gesamten auswärtigen Handelns der Union sorgen.

Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik ist er dem Rat verantwortlich und vertritt die Union nach außen (gegenüber Drittstaaten, internationalen Organisationen). 

Die übrigen Bereiche des auswärtigen Handelns (z.B. Handelspolitik, Entwicklungszusammenarbeit) koordiniert er als Mitglied der Kommission.

Der Außenminister der Union wird vom Europäischen Rat mit qualifizierter Mehrheit und mit Zustimmung des Präsidenten der Kommission ernannt. Er hat sich gemeinsam mit dem EK-Präsidenten und den übrigen Mitgliedern der Kommission dem Zustimmungsvotum des EP zu stellen. 

Außerdem soll zur Unterstützung des Außenministers ein Europäischer Auswärtiger Dienst eingerichtet werden, der sich aus Beamten der relevanten Einheiten von Ratssekretariat und Kommission sowie von den Mitgliedstaaten abgestellten Diplomaten zusammensetzt. 

Die soziale Dimension in der europäischen Verfassung 

Die soziale Dimension der Europäischen Union wird vor allem durch folgenden Abschnitt in den Zielbestimmungen des Artikels 3 im ersten Teil der Verfassung verankert und hervorgehoben:

„Die Union wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Europas hin auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und der Preisstabilität, einer in hohem Maße wettbewerbsfähigen sozialen Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, sowie eines hohen Maßes an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität. Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit und sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Männern, die Solidarität zwischen den Generationen und den Schutz der Rechte des Kindes. (...)“ 

Zudem wird die Bedeutung der Rolle der Sozialpartner und des sozialen Dialogs für das demokratische Leben der Union in der Verfassung ausdrücklich hervorgehoben. 

Mit der Charta der Grundrechte wird auch eine Reihe grundlegender sozialer Rechte in (Teil II) der Verfassung verankert. 

Darüber hinaus ist es in der Regierungskonferenz gelungen, im dritten Teil der Verfassung eine für alle Politikbereiche geltende ‚horizontale’ Sozialklausel neu zu verankern, die folgendermaßen lautet:

„Bei der Festlegung und Durchführung der Politik und der Maßnahmen in den in diesem Teil genannten Bereichen trägt die Union den Erfordernissen im Zusammenhang mit der Förderung eines hohen Beschäftigungsniveaus, der Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem hohen Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung und des Gesundheitsschutzes Rechnung.“ 

Wird im Zusammenhang mit der Verfassung von „sozialer Sicherheit“ einerseits und von „Sozialpolitik“ andererseits gesprochen, dann sind damit zwei sehr verschiedene Regelungsbereiche gemeint. Spricht man nur von „Sozialem“ oder „sozialem Bereich“ dann bleibt oft unklar, welche Bestimmungen damit gemeint sind.

Die folgenden Erläuterungen sollen deshalb zur Klarstellung beitragen: 

Soziale Sicherheit: 

Mit diesem Begriff ist meist speziell der seit den Gründungsverträgen im EG-Vertrag enthaltene Artikel 42 gemeint, der - mit den nachfolgend ausgeführten Änderungen - (als Artikel III-21) in die Verfassung übernommen wird.

Dieser Artikel wird seit den 1970er Jahren als Rechtsgrundlage für die zur Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit notwendigen Maßnahmen herangezogen. Diese umfassen insbesondere ein System zur Anrechnung von in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten erworbenen Ansprüchen auf Leistungen der sozialen Sicherheit und Regelungen betreffend die Leistungsansprüche von Personen, die von der Freizügigkeit innerhalb der EU Gebrauch machen. Wie die Sozialversicherungssysteme organisiert werden und welche Höhe für einzelne Sozialleistungen vorgesehen wird, bleibt dabei jedem Mitgliedstaat selbst überlassen. Auf EU-Ebene wird nur geregelt, in welchem oder welchen Mitgliedstaat/en EU-BürgerInnen, die mit oder getrennt von ihren Familien im Laufe ihres Erwerbs- und Ruhestandslebens ihren Wohnsitz oder ihren Arbeitsplatz zwischen verschiedenen EU-Staaten wechseln, Ansprüche auf deren jeweilige Sozial- und Familienleistungen haben. 

Die „Maßnahmen zur Koordination der sozialen Sicherheitssysteme“ (im EU-Jargon oft abgekürzt nur als „soziale Sicherheit“ bezeichnet) sind somit eine unentbehrliche Voraussetzung dafür, dass EU-BürgerInnen, die von der Personenfreizügigkeit im Binnenmarkt Gebrauch machen, sozial abgesichert bleiben. Da die Standards der sozialen Sicherheit jedoch in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten sehr verschieden sind und diese Maßnahmen festlegen, welcher Staat in welcher Situation jeweils zur Leistungsgewährung verpflichtet ist, werden diese von einigen Mitgliedstaaten als sehr sensibel angesehen. Deshalb ist es bei früheren Reformen der EG-Verträge (Maastricht, Amsterdam, Nizza) nicht gelungen, in diesem Bereich von der Einstimmigkeit abzugehen, obgleich dies vom Gesichtspunkt der Effizienz der Entscheidungsfindung sehr angeraten erschien. Bereits mit dem Vertrag von Amsterdam (1997) wurde allerdings dem Europäischen Parlament (EP) das Mitentscheidungsrecht zuerkannt.

Im Zuge der Regierungskonferenz gelang es nunmehr, in der Verfassung einen ausgewogenen Kompromiss zu verankern, der folgende Änderungen in diesem Vertragsartikel (Art.III-21) vorsieht: 

Der personelle Anwendungsbereich für Maßnahmen zur Koordination der sozialen Sicherheitssysteme wird von Arbeitnehmern auf Selbständige (jeweils mit Familienangehörigen) erstreckt. 

Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren (mit qualifizierter Mehrheit im Rat) wird auf diesen Artikel ausgedehnt, allerdings vorbehaltlich einer „Notbremse“: Wenn ein Mitgliedstaat die Grundprinzipien seines sozialen Sicherheitssystems - einschließlich seines Anwendungsbereichs, seiner Kosten oder Finanzstruktur - oder dessen finanzielles Gleichgewicht durch den Entwurf einer Rechtsvorschrift beeinträchtigt sieht, kann er die Befassung des Europäischen Raters beantragen. Das Gesetzgebungsverfahren bleibt dann binnen vier Monaten ausgesetzt. Der Europäische Rat, der im Konsens entscheidet, kann den Entwurf zwecks Fortsetzung des Gesetzgebungsverfahren an den Rat rücküberweisen oder einen neuen Vorschlag der Kommission anfordern.

Sozialpolitik

Für die Sozialpolitik besteht in dem Ausmaß, in dem in der Verfassung konkrete Handlungsermächtigungen für die Union erteilt werden, eine geteilte Zuständigkeit der Union mit den Mitgliedstaaten. Diese konkreten Handlungsermächtigungen werden aus dem EG-Vertrag unverändert in die Verfassung übernommen und sehen für genau bezeichnete Einzelbereiche Mindeststandards oder die Kooperation fördernde Maßnahmen vor. Es bleibt jedenfalls das Recht jedes Mitgliedstaates, die Grundprinzipien seines sozialen Sicherheitssystems selbst zu definieren und - im Falle EU-weiter Mindeststandards - strengere Schutzvorschriften zu erlassen. Auch hinsichtlich der vom ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ausgenommenen Einzelbereiche, in denen Regelungen der Union nur einstimmig beschlossen werden können, gibt es keine Änderungen. Einstimmigkeit ist demnach weiterhin in folgenden Einzelbereichen erforderlich: 

Soziale Sicherheit und Sozialschutz von Arbeitnehmern; 

Schutz der Arbeitnehmer bei Beendigung des Arbeitsvertrags; 

Vertretung und kollektive Wahrnehmung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen, einschließlich der Mitbestimmung; 

Beschäftigungsbedingungen von Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in der Union aufhalten. 

Elektronische Ressourcen zur EU

Hier sollte auch noch ein Überblick
 über die wichtigsten elektronischen Ressourcen zum Thema EU gegeben werden. Zum Einstieg wird empfohlen:

http://bka.gv.at/DesktopDefault.aspx?TabID=3408
Die wichtigsten Internet-Ressourcen zur EU

Server der Kommission in deutscher Sprache

http://europa.eu.int/index_de.htm
European Union Server, University of California, Berkeley

http://www.lib.berkeley.edu/doemoff/gov_eu.html
European Union Observer (grundlegend EU-kritisch, wird von der UK Independence Party maßgeblich gestaltet, bietet aber über das genannte Internet-Portal einen ausgezeichneten freien Zugang zu internationalen Medien und deren Berichterstattung zur EU)

http://www.euobserver.com/
Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsvergleiche

http://www.wiiw.ac.at/
European Research Papers Archive

http://eiop.or.at/erpa/
Die österreichische Seite in diesem Forschungsverbund kann auch wie folgt verwendet werden:

European Integration Online Papers (Begriff oder AutorIN eingeben, oder auch die Kategorie wie “all papers” oder “law” oder “economics” oder “sociology” etc.). Das System enthält per November 2004 z.B. 123 frei abrufbare Forschungspapiere zu Themen der EU.

http://olymp.wu-wien.ac.at/eiop/
Department of History, University of Leiden - History of European Integration

http://www.eu-history.leidenuniv.nl/
Academy of European Law European University Institute, Florence European Foreign Policy Bulletin online:

http://www.iue.it/EFPB/Welcome.html
Minda de Gunzburg Center for European Studies, Harvard University 

http://www.ces.fas.harvard.edu/
European Voice

http://www.european-voice.com/
European Studies around the World

http://www.ises.hu/sisu/links/eusites-usa.htm
European Union Studies Association

http://www.eustudies.org/home.html
Radio Free Europe and Radio Liberty (MOEL BK/GUS/Ex-Yugoslawien):

http://www.rferl.org/
Jean-Monet-Lehrstuhl der Universität Trier, Zentrum für Europäische Studien (insbes. Schriftenreihe)

http://www.uni-trier.de/uni/foreinr/zes/Welcome.html
JEAN MONNET EUROMED CENTRE University of Catania, "EURO-MED" JEAN MONNET eBooks

http://www.fscpo.unict.it/EuroMed/cjmEBOOKSengl.htm
Weitere Weblinks zu einer sich erweiternden Union

http://www.gallileus.info/gallileus/disciplines/WirtschSozialWi/PolitikWi/courses/EU-centerper/weblinks/
3)VerbraucherINNenschutz in Europa

Jeder/Jede BürgerIN ist ein(e) Verbraucher(in), und die Europäische Union achtet sehr darauf, die Gesundheit, die Sicherheit und das wirtschaftliche Wohlergehen der VerbraucherINNen zu schützen. Sie fördert die Rechte der VerbraucherINNen auf Information und Bildung, unterstützt die VerbraucherINNen dabei, ihre Interessen zu vertreten, und ermuntert sie, Selbsthilfevereinigungen zu gründen und zu betreiben. 

Europas BürgerINNen stark machen

Die VerbraucherINNenpolitik ist Teil der umfassenden Bemühungen der Union, die Lebensqualität aller ihrer Bürger zu verbessern. Die Union ist nicht nur unmittelbar aktiv, um die Rechte zu schützen, sondern sie gewährleistet auch, dass VerbraucheriINNennteressen im EU-Recht in allen relevanten Politikbereichen berücksichtigt werden. Nun, da Binnenmarkt und Euro Handelsschranken öffnen, die Internetnutzung und der elektronische Geschäftsverkehr zunehmen und der Dienstleistungssektor expandiert, ist es wichtig, dass alle 450 Millionen BürgerINNen der erweiterten Union das gleiche hohe Niveau an Verbraucherschutz genießen.

Rechtsvorschriften sind jedoch nicht der einzige Weg. Andere Möglichkeiten sind z. B. die Koregulierung zwischen VerbraucherINNen- und Wirtschaftsverbänden oder Verhaltenskodizes. Starke VerbraucherINNenorganisationen, die die Rechte des Einzelnen kennen und geltend machen können, spielen ebenfalls eine wichtige Rolle, besonders in den neuen Mitgliedstaaten.

Harmonisierte Bestimmungen erforderlich

Eine VerbraucherINNenpolitik auf EU-Ebene ist eine notwendige Ergänzung des Binnenmarktes. Ein gut funktionierender Binnenmarkt stärkt das Vertrauen der VerbraucherINNen in den grenzüberschreitenden Handel und wirkt sich zum Vorteil der EU-Bürger positiv auf den Wettbewerb und die Preise aus.

Die VerbraucherINNen müssen allerdings bei einer Kaufentscheidung sicher sein können, über ausreichende und präzise Informationen zu verfügen und klare gesetzliche Ansprüche zu haben, wenn es Probleme gibt. Erforderlich sind daher harmonisierte Bestimmungen, die den BürgerINNen ein angemessenes Schutzniveau garantieren.

Stetige Fortschritte

Die Politik hat den Verbrauchern im Laufe der Jahre ein hohes Maß an Sicherheit in vielen Bereichen geschaffen. Zusätzlich zu der Richtlinie über die allgemeine Produktsicherheit von 1992 wurden Einzelvorschriften erlassen für Spielzeug, persönliche Schutzausrüstung, Elektrogeräte, Kosmetika, Arzneimittel, Maschinen und Sportboote.

Im Januar 2004 ist eine überarbeitete Richtlinie mit neuen und strengeren Bestimmungen für den Rückruf von mangelhaften Produkten in Kraft getreten. Der Kommission werden jährlich etwa 150 gefährliche Produkte gemeldet. Die neuen Vorschriften enthalten die Sicherheitsanforderungen an Verbrauchsgüter, wie Sport- und Spielplatzgeräte, Kinderpflegeartikel und Feuerzeuge, sowie an die meisten Haushaltsprodukte, etwa Textilien und Möbel.

Seit dem 1975 erstmals aufgelegten Programm zur Information und zum Schutz der VerbraucherINNen sind erhebliche Fortschritte erzielt worden. Zahlreiche Maßnahmen wurden zur Wahrung der allgemeineren Interessen der VerbraucherINNen in folgenden Bereichen getroffen:

lautere Geschäftspraktiken; 

irreführende und vergleichende Werbung; 

Preisangaben; 

missbräuchliche Vertragsklauseln; 

Fernabsatz und Haustürgeschäfte; 

Timesharing und Pauschalreisen. 

Ein umfassendes und integriertes Konzept

Der Aktionsradius der EU-VerbraucherINNenschutzpolitik ändert sich mit den Bedürfnissen und Erwartungen der BürgerINNen. Neue Vorschriften sichern hohe und harmonisierte Sicherheits- und Gesundheitsstandards und stärken so das Verbrauchervertrauen.

Die verbraucherpolitische Strategie für die Jahre 2002-2006 bestätigt diese Neuausrichtung, wonach die EU-VerbraucherINNenpolitik Folgendes leisten muss:

 grundlegende Standards für Sicherheit und Gesundheit garantieren, damit die VerbraucherINNen darauf vertrauen können, dass das von ihnen gekaufte Produkt sicher ist, und dass sie gegen illegale und missbräuchliche Praktiken der Verkäufer geschützt sind;  

die BürgerINNen in die Lage versetzen, die sie betreffenden Maßnahmen zu verstehen und an der Gestaltung dieser Maßnahmen mitzuwirken; 

EU-weit kohärente und einheitliche Rahmenbedingungen schaffen, so dass VerbraucherINNen vertrauensvoll Käufe im Ausland tätigen können;  

 gewährleisten, dass die Bedürfnisse der VerbraucherINNen in die gesamte Bandbreite der einschlägigen Politikbereiche der EU eingebunden werden – von Umwelt und Verkehr über Finanzdienstleistungen bis hin zur Landwirtschaft. 

Ein einheitlich hohes Verbraucherschutzniveau

Als Teil ihrer Strategie wird die Kommission Maßnahmen vorschlagen, um die Sicherheit von Konsumgütern und Dienstleistungen in so unterschiedlichen Bereichen wie Chemikalien, Kosmetika und Spielzeug zu gewährleisten. Flankierend wurden und werden Rechtsvorschriften erlassen, die die wirtschaftlichen Interessen der Bürger,z. B. bei Fernverkaufs- oder Timesharing-Geschäften noch wirksamer schützen.

Angesichts der Zunahme von Finanzdienstleistungen und elektronischem Handel plant die Kommission die Einführung von Leitlinien für vorbildliche Verfahren beim Online-Geschäftsverkehr sowie Garantien für alle Aspekte der VerbraucherINNenkredite und bargeldlosen Zahlungsformen.

Die VerbraucherINNeninteressen werden in den Rechtsvorschriften zur Einführung des Wettbewerbs bei wichtigen Leistungen der Daseinsvorsorge (u. a. Verkehr, Strom und Gas, Telekommunikation und Postdienste) bereits berücksichtigt. Die neuen Richtlinien und Verordnungen sollen sicherstellen, dass die Öffentlichkeit weiterhin umfassenden Zugang zu hochwertigen Dienstleistungen zu bezahlbaren Preisen hat. Die Europäische Kommission bezieht die VerbraucherINNenorganisationen bei der Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften inzwischen enger in den Konsultationsprozess ein, und sie bezuschusst außerdem Schulungen des Personals dieser Organisationen. Beispielsweise hat eine neue europäische VerbraucherINNenkonsultationsgruppe, der Vertreter von nationalen VerbraucherINNenorganisationen und Kommission angehören, im Dezember 2003 ihre Arbeit aufgenommen.

Wirksame Durchsetzung des VerbraucherINNenrechts 

Die EU-Vorschriften müssen ordnungsgemäß durchgeführt werden und die Bürger Anspruch auf Rechtsschutz haben. Hierzu ist eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten erforderlich. Gerichtsverfahren, insbesondere in fremden Rechtssystemen, können kostspielig und zeitaufwändig sein. Zur Förderung der außergerichtlichen Streitbeilegung entwickelt die Kommission alternative Instrumente.

Im Juni 2003 hat die Kommission einen von den Mitgliedstaaten anzunehmenden Vorschlag für eine Richtlinie vorgelegt, der zufolge unlautere Geschäftspraktiken EU-weit verboten werden sollen. Die Richtlinie enthält eine Aufstellung solch unlauterer Praktiken, die mit Hilfe eines einzigen, einheitlichen und generellen Verbotes strafbar würden. Weil sie ihre Rechte nicht genau kennen und Angst vor skrupellosen Geschäftemachern haben, sind VerbraucherINNen bei Einkäufen im Ausland argwöhnisch geworden. Ziel der Richtlinie ist es, den VerbraucherINNen, die im Laden um die Ecke einkaufen, vor unseriösen Geschäftspraktiken und betrügerischen Händlern ebenso zu schützen, wie KundINNen, die über das Internet bei einem Anbieter in einem anderen Mitgliedstaat ordern. Über die Richtlinie wurde im Mai 2004 seitens der Mitgliedstaaten ein vorläufiges (politisches) Einvernehmen erzielt. Sie muss nun noch formal vom Europäischen Parlament und vom Rat der Union erlassen werden. 

Gewisse Beschwerdemöglichkeiten haben die VerbraucherINNen schon heute. Das EEJ-NET mit seinen Kontaktstellen in allen Mitgliedstaaten 

http://www.eejnet.org/
fungiert als Clearingstelle und bietet den BürgerINNen Information und Unterstützung bei ihren Beschwerden. 

Ein paralleles Netz, das FIN-NET, übernimmt die gleiche Aufgabe bei grenzüberschreitenden Beschwerden im Zusammenhang mit Finanzdienstleistungen:

http://finnet.jrc.it/de/page.gx?_app.page=home-top.html
Im Bereich des Konsumentenschutzes gibt es folgende, sekundärrechtlich verankerte Ausschüsse: 

Der beratende Ausschuss berät die Kommission gemäß dem EU-Finanzierungsrahmen (Beschluss 283/1999/EG des EP und des Rates) bei der Unterstützung von Verbraucherorganisationen und Vergabe von Einzelprojekten. Er setzt sich aus ExpertINNen der Mitgliedstaaten zusammen, welche zu geplanten Maßnahmen in Bezug auf Zuschüsse und Subventionen Stellung nehmen. 

Der VerbraucherINNenausschuss setzt sich aus Vertretern der europäischen und nationalen VerbraucherINNenverbände zusammen und wird von der Kommission gehört (Beschluss 2000/323/EG der Kommission), wenn Fragen in Zusammenhang mit dem Schutz von Verbraucherinteressen auf Gemeinschaftsebene berührt sind und. 

Der Ausschuss für Produktsicherheitsnotfälle (Richtlinie 92/59/EWG über Produktsicherheit) nimmt zu Problemen der Produktsicherheit und zu Notfällen Stellung und setzt sich aus den zuständigen nationalen Behörden zusammen. Er wird i.d.R. von der Europäischen Kommission einberufen

Wichtige Internetseiten zum internationalen VerbraucherINNenschutz

Consumer.Gov

http://www.econsumer.gov/oldeconsumer/english/cpinfo.htm
Universität Dauphine, Frankreich (die umfassendste Dokumentation über den internationalen VerbraucherINNenschutz)

http://www.dauphine.fr/ceresa/WebSiroen/sites.htm
Consumers International

http://www.consumersinternational.org/homepage.asp
US Department of Justice – World-wide Anti-Trust Sites
http://www.usdoj.gov/atr/contact/otheratr.htm
UNCTAD (Konsumentenschutz)

http://r0.unctad.org/en/subsites/cpolicy/
4) Soziale Sicherheit im geeinten Europa

Das System der sozialen Sicherheit in Europa befindet sich derzeit im Umbruch. Grundsätzlich kennt man drei Verfahren, um die Finanzierung der Sozialversicherung zu sichern

1) aus Steuermitteln im Rahmen des Budgets

2) durch ein Umlageverfahren (Generationenvertrag)

3) durch ein System von Pensionsfonds

Der Acquis Communautaire macht keine Aussagen darüber, welches der drei Verfahren in einem Mitgliedsstaat der EU anzuwenden ist. Es bestehen aber, sowohl um Doppelversicherungen zu vermeiden, als auch um Schutzlücken vorzubeugen, parallel zum nationalen Sozialversicherungsrecht europarechtlliche und staatsvertragliche Vorschriften zum international koordinierenden Sozialrecht. Aus österreichischer Sicht sind dabei zwei Normenbereiche zu differenzieren: das koordinierende europäische Sozialrecht (bestehend aus den relevanten EU-Normen und dem EU-Recht angepasste Staatsverträge zwischen EU-Mitgliedsstaaten) sowie das sonstige internationale Sozialrecht, bestehend aus diversen bilateralen und multilateralen Abkommen über die Soziale Sicherheit. Auf die Fälle nach dem sogenannten ‘Ausstrahlungsgrundsatz’ nach § 3 Absatz 2 ASVG (entsandte österreichische Dienstnehmer im Ausland) sowie auf die leistungsrechtliche Vorschrift nach § 130 ASVG (Kostenersatz für Dienstnehmer im Ausland) wird hier aus Platzgründen nicht näher eingegangen.

Die Bestimmungen über die Soziale Sicherheit des EG-Vertrages (Artikel 42) sind logisch Teil der allgemeineren Bestimmungen über die Bestimmungen zur Freizügigkeit der Produktionsfaktoren (die Freizügigkeit, der freie Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, Teil III des EGV, Artikel 39 - 60). Artikel 39 bestimmt ja in Absatz (1):

„Innerhalb der Gemeinschaft ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet“

Artikel 42 setzt fest, dass der Rat Maßnahmen beschließt, die insbesondere folgende Prinzipien der Sozialversicherung sicheren

· die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der Leistungen

· die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen

Im Sekundärrecht der Union sind hierbei zwei Verordnungen zentral, die Verordnung 1408/71 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer sowie Selbstständige und deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, sowie die Verordnung 574/72 über Durchführung der eben genannten Verordnung 1408/71.

Das Europarecht setzt hierbei reine Koordinationsvorschriften, weil eine Harmonisierung der unterschiedlichen nationalen Systeme abgelehnt wurde - insbesondere von Großbritannien, dessen Euroskeptiker befürchten, dass über den Umweg Brüssels erneut ‘sozialstaatliche’ und ‘wohlfahrtsstaatliche’ Ideen ihren Weg ins britische Rechtssystem finden, nachdem die wirtschaftspolitisch neo-liberal orientierten Regierungen der 70-er, 80-er und 90-er Jahre den Einfluss des Staates und der Gewerkschaften auf die britische Sozialpolitik entschieden zurückdrängten.

Es wird also kein neues System einer europaweit übergreifenden sozialen Sicherheit geschaffen, sondern die Anspruchsvoraussetzungen lediglich entterritorialisiert.

4.1. VO 1408/71

Die Verordnung 1408/71
 – sie wurde zwischenzeitlich 44 mal novelliert - ist in sieben Titel unterteilt: Titel 1 enthält allgemeine Vorschriften, die für alle Zweige der sozialen Sicherheit gelten (z.b. Begriffsbestimmungen, persönlicher und sachlicher Geltungsbereich, Gleichbehandlung, Tatbestandsgleichstellungen); Titel II bringt Kollisionsnormen; Titel III enthält "Besondere Vorschriften für die einzelnen Leistungsarten" und behandelt in acht Kapiteln die einzelnen, vom sachlichen Geltungsbereich der Verordnung erfassten Leistungsarten der sozialen Sicherheit, nämlich Krankheit und Mutterschaft; Invalidität; Alter und Tod (Renten); Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten; Sterbegeld; Arbeitslosigkeit; Familienleistungen und -beihilfen sowie Leistungen für unterhaltsberechtigte Kinder von Rentnern und für Waisen. Die Titel IV bis VI regeln eher organisatorische Fragen und Titel VII erfasst die Übergangs- und Schlussbestimmungen. Der Verordnung 1408/71 sind verschiedene Anhänge angeschlossen, die für die Zuordnung der nationalen Leistungen zu den europarechtlichen Kategorien eine Hilfestellung bieten.

Die Verordnung 1408/71 erfasst nach Art 2 im persönlichen Geltungsbereich nur EWR-BürgerINNen, Staatenlose und Flüchtlinge in den Mitgliedstaaten, sowie deren Hinterbliebene (bei den letztgenannten ist die Staatsangehörigkeit irrelevant). Die Verordnungen definieren ihren Anwendungsbereich selbstständig, dh., ob ein Sachverhalt unter das europäische Sozialrecht fällt oder nicht, entscheidet sich ausschließlich anhand der beiden Verordnungen. Dies hat z.B. zur Konsequenz, dass der Lohnfortzahlungsanspruch des/der DienstnehmerIN gegen den/die DienstgeberIN als Leistung bei Krankheit ebenfalls - anhand des europäischen Sozialrechts zu beurteilen ist. Dh., die Frage, nach welcher Arbeitsrechtsordnung sich dieser Anspruch richtet, entscheidet sich anhand der Art 13 ff Verordnung 1408/71 (EuGH Rs Paletta 11 Slg 1996 12357).

Art 3 der Verordnung 1408/71 enthält ein Diskriminierungsverbot von Angehörigen der Mitgliedstaaten bzgl. Leistungen der sozialen Sicherheit: Ein Mitgliedstaat darf einen Leistungsanspruch von Personen, die in seinem Staatsgebiet wohnen, nicht von der Staatsangehörigkeit abhängig machen (was aber nur für die Personen gilt, die an sich der Verordnung unterliegen). Auch mittelbare Diskriminierungen sind verboten.

Wichtig sind die Vorschriften der Verordnung darüber, welches nationale SV-Recht zur Anwendung kommt (Art 13 ITV 1408/7 1). Hier beruht die Verordnung auf dem Grundsatz, dass erwerbstätige Personen hinsichtlich der Versicherungspflicht grundsätzlich nur einem Mitgliedstaat zuzuordnen sind, und zwar selbst dann, wenn sie im Gebiet mehrerer Mitgliedstaaten Erwerbstätigkeiten ausüben ("Einfachversicherung" - Art 13 Abs 1 Verordnung 1408/71). Das bedeutet, dass ein(e) DienstnehmerIN, die/der sowohl in der BRD als auch in Österreich ein Dienstverhältnis hat, nur nach einem nationalen SV-Recht für seine gesamte Erwerbstätigkeit der Pflichtversicherung unterliegt. Dies verhindert die Kumulation der Zuständigkeit unterschiedlicher nationaler Sozialrechtsordnungen für einen bestimmten Zeitpunkt. Eine Ausnahme hievon ist lediglich für Personen möglich, die gleichzeitig im Gebiet eines Mitgliedstaates unselbstständig und im Gebiet eines anderen Mitgliedstaates selbstständig erwerbstätig sind (Art 14e Verordnung 1408/7 1). Die nach § 4 Abs. 4 ASVG pflichtversicherten freien Dienstnehmer werden von der österreichischen Praxis als unselbstständig Erwerbstätige lt. Verordnung qualifiziert.

Primär ist für die SV-Zuständigkeit der Ort der gewöhnlichen Arbeitsleistung maßgeblich (Art 13 Verordnung 1408/71). Soweit in mehreren Staaten Dienstverhältnisse vorliegen, ist der Wohnsitzstaat zuständig. Im Detail sind diese in der Praxis überaus wichtigen Zuordnungsreglungen wesentlich differenzierter. Hinzuweisen ist auf die Sonderregelung für grenzüberschreitende Dienstnehmer-Entsendung (Art 14 Abs. 1 lit. a und b Verordnung 1408/71): Die Ausstrahlung bleibt hier nur erhalten, sofern die voraussichtliche Dauer der Arbeit zwölf Monate nicht überschreitet und der Dienstnehmer nicht eine andere Person ablöst, für welche die Entsendungszeit abgelaufen ist. Vor Ablauf der zwölf Monate kann aber eine Verlängerung beantragt werden.

Zum Leistungsrecht bringen die beiden Verordnungen zahlreiche - z.T. sehr detaillierte - Koordinierungsvorschriften. Im Krankenversicherungs-recht etwa wird bei einer Auslandsbehandlung der örtliche Träger ("aushelfender Träger") tätig, der im Rahmen der Rechtsvorschriften des Aufenthaltsortes die Sachleistungen erbringt. Der aushelfende Träger muss die vom europäischen Sozialrecht erfassten Leistungsberechtigten so behandeln, als wären sie direkt bei ihm versichert. Die Anspruchsberechtigung wird im Geltungsbereich des EU-Rechts durch für alle Mitgliedstaaten einheitliche Formulare nachgewiesen.

Eine besondere Problematik birgt eine in einem Mitgliedstaat ausgestellte Arbeitsunfähigkeitsbestätigung (ob nun für den österreichischen Krankengeldanspruch oder - primär - für den Entgeltfortzahlungsanspruch gegen den Dienstgeber). Nach Art 1 lit. o Verordnung 1408/71 gilt der Dienstgeber als "zuständiger Träger", wenn er Leistungen im sachlichen Geltungsbereich der Verordnung erbringen muss. Dies trifft für die österreichische Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall zu. Die Dienstgeberin/Der Dienstgeber ist nach Art 18 Verordnung 574/72 an die vom zuständigen ausländischen Träger festgestellte Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung fix gebunden, allenfalls könnte sie/er eine zusätzliche Untersuchung vor Ort verlangen. Nur ausnahmsweise könnte die Dienstgeberin/der Dienstgeber Nachweise erbringen, anhand derer das nationale Gericht feststellen kann, dass die Dienstnehmerin/der Dienstnehmer missbräuchlich oder betrügerisch eine gem. Art 18 der Verordnung 574/72 festgestellte Arbeitsunfähigkeit gemeldet hat, ohne krank gewesen zu sein (EuGH Rs Paletta 11 Slg 1996 1-2357). 

Anders als im österreichischen Pensionsversicherungsrecht ist die Invalidität im europäischen Sozialrecht (neben Alter und Tod) als eigene Leistungsart gesondert geregelt (vgl. dazu auch EuGH Rs Buchner). Nach der Verordnung 1408/71 stellt grundsätzlich jeder Träger eines Mitgliedstaates das Vorliegen von Invalidität fest. Die Träger der anderen Mitgliedstaaten sind aber an die Entscheidung des Trägers eines anderen Mitgliedstaats nur dann gebunden, wenn die Übereinstimmung der jeweils national verwendeten Invaliditätsbegriffe dokumentiert wird (Art 40 Abs. 4).

Parallel zu den geltenden Verordnungen der EU haben die Mitgliedstaaten auch bilaterale Abkommen abgeschlossen, die im Wesentlichen in Harmonie mit den Verordnungen gewisse Ergänzungen vorsehen ("EWR-Ergänzungsabkommen"). Es handelt sich dabei um Staatsverträge, die auf diese Weise mittelbar den persönlichen Geltungsbereich des EU-Rechts auf Drittstaatsangehörige erweitern.

Bilaterale Abkommen über Soziale Sicherheit

Die internationalen Beziehungen Österreichs auf dem Gebiet der Sozialversicherung wurden seit Beginn der fünfziger Jahre ständig ausgebaut. Österreich hat mit einer Reihe von Staaten zweiseitige "Abkommen über Soziale Sicherheit" geschlossen, die auf nachstehenden international anerkannten Grundsätzen beruhen:

Gleichbehandlung der Staatsangehörigen der Vertragsstaaten im Bereich der sozialen Sicherheit; 

Berücksichtigung der im anderen Vertragsstaat zurückgelegten Versicherungszeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung von Leistungsansprüchen; 

Berechnung der Pensionen entsprechend den in jedem Vertragsstaat zurückgelegten Versicherungszeiten; 

Export der Geldleistungen an Anspruchsberechtigte im anderen Vertragsstaat; 

Leistungsaushilfe im Bereich der Kranken- und Unfallversicherung durch die Versicherungsträger im anderen Vertragsstaat.

Mit dem Inkrafttreten des "Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum" (EWR-Abkommen) am 1. Jänner 1994 bzw. den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union (EU) mit 1. Jänner 1995 im Bereich der sozialen Sicherheit ist auch in Österreich das sekundäre EG-Recht (darunter fallen insbesondere die Verordnungen 1408/71 und 574/72 betreffend die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer) wirksam geworden.

Seit dem Inkrafttreten des Abkommens zwischen der Schweiz und der EU über die Personenfreizügigkeit am 1. Juni 2002 gilt das EG-Recht auch im Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz (somit auch zwischen Österreich und der Schweiz). 

Eines der grundlegenden Ziele der EU und des EWR besteht darin, die Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung für die Einwohner der nunmehr 28 EU- bzw. EWR-Staaten zu verwirklichen. Die EU- bzw. EWR-Bürger haben daher das Recht, in jedem EU-Mitgliedstaat bzw. EWR-Staat zu leben und zu arbeiten. Bei einem Wechsel von einem EU-Mitgliedstaat bzw. EWR-Staat in den anderen gehen die erworbenen Rechte im Bereich der sozialen Sicherheit somit nicht verloren.

Nähere Informationen betreffend die Gemeinschaftsbestimmungen über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa finden Sie auf der Webseite der Europäischen Union.

Spezielle Informationen über die Systeme der einzelnen Mitgliedstaaten im Bereich der sozialen Sicherheit können der Website des gegenseitigen Informationssystems der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten der EU und des EWR ("MISSOC-Info" oder "MISSOC-Index") entnommen werden:

http://europa.eu.int/comm/employment_social/missoc/index_en.html
Darüber hinaus sind - neben dem EWR-Abkommen - zwei weitere multilaterale Instrumente wirksam, und zwar das Europäische Abkommen über Soziale Sicherheit zwischen Österreich, Belgien, Italien, Luxemburg, Niederlanden, Portugal, Spanien und der Türkei sowie das Vierseitige Übereinkommen zwischen Österreich, Deutschland, der Schweiz und Liechtenstein.

Das Vierseitige Übereinkommen sichert im Bereich der Pensionsversicherung ua. die Eröffnung und Bemessung von Leistungsansprüchen, wenn Versicherungszeiten in drei oder allen vier Staaten vorhanden sind.

Für die Bediensteten der in Wien ansässigen internationalen Organisationen (insbesondere IAEO, UN, UNIDO, OPEC, OSZE, IIASA, ICMPD und dem Hochkommisär für die Flüchtlinge) bestehen ebenfalls Abkommen betreffend die Soziale Sicherheit der Bediensteten dieser Organisationen. Ein weiterer Vertrag mit der Europäischen Organisation für Kernforschung (CERN) in Genf sieht die sozialversicherungsrechtliche Reintegration der bei dieser Organisation tätigen österreichischen Staatsangehörigen vor.

Aus der Übersicht sind die von Österreich geschlossenen Abkommen über Soziale Sicherheit ersichtlich. Bezüglich des Geltungsbereiches ist zwischen den Abkommen, deren persönlicher und sachlicher Geltungsbereich in einem gewissen Umfang beschränkt ist und jenen Abkommen, die eine derartige Beschränkung nicht vorsehen, zu unterscheiden. 

Zwischenstaatliche Beziehungen Österreichs im Bereich der sozialen Sicherheit auf einen Blick

(Stand: 6. Mai 2004; Quelle: BMSG, Webseite der Sektion II)

WICHTIGER HINWEIS

Die folgende Zusammenfassung soll eine erste Übersicht über die zwischenstaatlichen Beziehungen Österreichs mit anderen Staaten und internationalen Organisationen bieten. Wegen der oftmals großen Unterschiede zwischen den jeweiligen Instrumenten kann die Übersicht aber keine umfassenden Antworten für konkrete Einzelfälle geben. Dafür ist jedenfalls eine Rückfrage bei den zuständigen Trägern oder ein Nachlesen in den einschlägigen Instrumenten dringend anzuraten.

I. Überblick

Im Verhältnis zu den folgenden Staaten stehen zwischenstaatliche Regelungen in Kraft bzw. kurz vor dem Inkrafttreten (in alphabetischer Reihenfolge – auf die einzelnen Instrumente wird anschließend näher eingegangen):

Australien

Belgien

Bosnien 

Chile

Dänemark

Deutschland

Estland

Finnland

Frankreich

Griechenland

Irland

Island

Israel

Italien

Kanada (+Québec)

Kroatien

Lettland

Liechtenstein

Litauen

Luxemburg

Malta

Mazedonien

Niederlande

Norwegen

Philippinen

Polen

Portugal

Schweden

Schweiz

Serbien u. Montenegro

Slowakei

Slowenien

Spanien

Tschechien

Tunesien

Türkei

Ungarn

USA

Vereinigtes Königreich

Zypern


Ergänzende Regelungen zur Anwendung der zwischenstaatlichen Instrumente enthält das Bundesgesetz betreffend ergänzende Regelungen im Bereich der sozialen Sicherheit im Verhältnis zur Europäischen Union und anderen Vertragsstaaten (Sozialversicherungs-Ergänzungsgesetz – SV-EG), BGBl. Nr. 154/1994, idF BGBl. Nr. 602/1996, BGBl. Nr. 764/1996, BGBl. I Nr. 93/2000, BGBl. I Nr. 5/2001 und BGBl. I Nr. 67/2001.

5) Die Erweiterung der Europäischen Union

Die Erweiterung der EU; Österreichs genützte Chance 

Österreich begrüßt und unterstützt die insgesamt fünfte und mit zehn neu beitretenden Ländern bisher größte Erweiterung der EU als Vollendung des europäischen Einigungswerkes. Die Europäische Union umfasst nach dieser Erweiterung mehr als 450 Millionen Menschen. Als stärkste Handelsmacht der Welt mit einer starken gemeinsamen Währung, als größter Geber von Entwicklungshilfe und humanitärer Unterstützung spielt die erweiterte EU auch politisch eine immer wichtigere Rolle in der Welt.  

Nur die Erweiterung bietet Österreich die Chance, vom Rand in die Mitte Europas zu rücken und rund um sich einen Raum des Friedens, der Sicherheit und des Wohlstandes zu schaffen. Unsere natürlichen Partner sind dabei die mitteleuropäischen Beitrittsländer. Deshalb initiierte Österreich 2001 die Regionale Partnerschaft mit fünf dieser Länder: Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn. Die intensivierte politische, wirtschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit verstärkt Österreichs Gewicht und Durchsetzungskraft in der EU. 

Die österreichische Wirtschaft hat die Chancen auf den neuen Märkten früh erkannt und wusste sie zu nutzen. Die dichte ökonomische Verflechtung Österreichs besonders mit unseren mittel- und osteuropäischen Nachbarn Ungarn, Tschechien, Slowenien und der Slowakei ist eine mächtige Stütze der heimischen Konjunktur. Heute importiert z. B. unser Nachbarland Slowenien mit zwei Millionen Einwohnern mehr österreichische Produkte als Japan, Russland oder China. Unsere Exporte nach Ungarn sind so hoch wie in die USA. Damit einher ging und geht die Schaffung von zehntausenden Arbeitsplätzen in Österreich. Die Erweiterung sichert auch und gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten die Fortführung dieser erfolgreichen Entwicklung. 

Das künftige, größere Europa braucht aber auch die Besinnung auf unsere gemeinsamen geistigen und kulturellen Grundlagen. Deshalb hilft im Rahmen der Regionalen Partnerschaft die „Plattform Kultur Mitteleuropa“, Österreichs gemeinsame kulturelle Wurzeln mit den mitteleuropäischen Ländern Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn (wieder) zu entdecken und für die Zukunft fruchtbar zu machen. 

Die Erweiterung

Am 1. Mai 2004 war es soweit
: an diesem Tag traten den 15 EU-Staaten mit 366 Mio. Einwohnern zehn neue Länder mit 75 Mio. Einwohnern bei. Die neuen Mitgliedsländer sind:

Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern.

Für Österreich ist die Erweiterung eine historische Chance, stellt aber gleichzeitig auch eine große Herausforderung dar. Es öffnet sich ein neuer Markt mit großem Wachstumspotential und Österreich rückt geographisch ins Herz der EU. Die nachfolgende Tabelle bietet einen Überblick über die Eckdaten des Eweiterungsprozesses:

 Eckdaten des Erweiterungsprozesses

 1987 bis 1996  13 beitrittswillige Länder stellen Mitgliedsanträge  

 März 1998  6 Beitrittsländer werden festgelegt (Luxemburger Gruppe)  

 Dezember 1999   Weitere 6 Beitrittsländer werden festgelegt (Helsinki-Gruppe)  

 Dezember 2000  Der Gipfel von Nizza legt für 12 Länder den Fahrplan bis zum Beitritt 2004 fest  

 Dezember 2002  EU-Gipfel in Kopenhagen: 10 Beitrittsländer schließen die Verhandlungen mit der EU positiv ab und haben die Möglichkeit, 2004 der EU beizutreten  

 März 2003  EU-Beitrittsreferendum in Malta  

   EU-Beitritts- und Nato-Referenden in Slowenien  

 April 2003  EU-Beitrittsreferendum in Ungarn  

   EU-Gipfel in Athen: Unterzeichnung des Beitrittsvertrages  

 Mai 2003  EU-Beitrittsreferendum in der Slowakei  

   EU-Beitrittsreferendum in Litauen  

 Juni 2003  EU-Beitrittsreferendum in Polen  

   EU-Beitrittsreferendum in Tschechien  

 September 2003  EU-Beitrittsreferendum in Estland  

   EU-Beitrittsreferendum in Lettland  

 03.12.2003  Ratifizierung des Erweiterungsvertrages in Österreich  

 1. Mai 2004  Die Beitrittsländer werden Mitgliedstaaten der Europäischen Union  

Das änderte sich (nicht) am 1. Mai 2004

Diese Aufstellung soll Ihnen einen Überblick bieten, auf welchen Gebieten es durch die EU Erweiterung zu Änderungen gekommen ist. Es wurden die wichtigsten Punkte herausgegriffen, wobei kein Anspruch auf Verbindlichkeit oder Vollständigkeit erhoben wird.

Grundsätzlich gilt das Prinzip des freien Dienstleistungverkehrs auch für die neuen Mitgliedstaaten. Österreich kann jedoch durch eine Übergangsregelung Beschränkungen für bestimmte Dienstleistungssektoren aufrechterhalten.

Bei den betroffenen Sektoren handelt es sich um gärtnerische Dienstleistungen, Be- und Verarbeitung von Natursteinen; Herstellung von Stahl- und Leichmetallkonstruktionen; Baugewerbe (einschließlich verwandter Wirtschaftszweige); Schutzdienste; Reinigung von Gebäuden, Inventar und Verkehrsmitteln; Hauskrankenpflege und das Sozialwesen. 

Malta und Zypern sind von dieser Übergangsregelung ausgenommen.

Bezüglich der Arbeitsaufnahme in einem anderen EU-Mitgliedstaat, welche dem Bereich des freien Personenverkehrs zuzuordnen ist, wird in selbständig- und unselbständig Erwerbstätige unterschieden:

Die selbständige Erwerbstätigkeit fällt in den Bereich der Niederlassungsfreiheit und ist ab dem Beitritt zur Gänze hergestellt. Ein selbständig Erwerbstätiger muss aber die nach dem nationalen Recht geltenden Vorraussetzungen und Qualifikationsanforderungen erfüllen.

Die unselbständige Erwerbstätigkeit fällt in den Bereich der Arbeitnehmerfreizügigkeit, welche grundsätzlich nach Beitritt auch für die neuen Mitgliedstaaten gilt. Österreich ist jedoch durch eine Übergangsregelung im Beitrittsvertrag ermächtigt, Beschränkungen für den Zugang von Arbeitnehmern aus den mittel- und osteuropäischen Ländern (ausgenommen Malta und Zypern) bis zu sieben Jahren aufrechtzuerhalten.

Gemäß dem Grundsatz der Reziprozität können die durch die Übergangsregelungen betroffenen Staaten, dem jeweiligen Staat, von dem eine Übergangsregelung beschlossen wurde, die selben Beschränkungen auferlegen.

Der freie Warenverkehr ist bereits in den vergangen Jahren im Rahmen des Europaabkommens weitestgehend verwirklicht worden. Es waren somit keine großen Veränderungen zu erwarten. Bestimmte Produkte, welche nicht gemäß EU-Standards hergestellt werden bzw. zugelassen wurden, sind von diesen Bestimmungen aber ausgenommen und erhalten somit keinen Markzugang. 

Der freie Kapitalverkehr kommt durch den Beitritt auch in den neuen Mitgliedstaaten zur Anwendung. Der Beitrittsvertrag enthält aber bezüglich des Erwerbs von land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken, sowie von Zweitwohnsitzen eine Übergangsregelung in Form von vorübergehenden, länderweise unterschiedlichen, Beschränkungen.

Die den Umweltbereich betreffenden EU-Vorschriften und Normen werden von den neuen Mitgliedstaaten mit dem Beitritt in gleicher Weise wie in den bisherigen Mitgliedstaaten angewendet. Mitgliedstaaten, die besonders schwierige Umweltbedingen aus der Vergangenheit übernommen haben, welche aber bei den Beitrittsverhandlungen Umwelt-Investitionsprogramme und konkrete Zeitpläne vorlegten, wurden Übergangsregelungen eingeräumt.

Der Euro wird in den Beitrittsländern vorerst nicht eingeführt. Vor einer Einführung ist eine positive Beurteilung der Nachhaltigkeit der Erfüllung bestimmter wirtschaftlicher Kriterien sowie eine mindestens zweijährige Teilnahme am Wechselkursmechanismus erforderlich.

An den Grenzen zu den neuen Mitgliedstaaten gibt es auch nach dem Beitritt noch solange Grenzkontrollen für Personen bis der Rat einstimmig, nach einer Anhörung des Europäischen Parlaments, die Inkraftsetzung aller Schengenbestimmungen beschließt. Ein gültiger Pass oder ein Personalausweis ist daher bei der Einreise weiterhin erforderlich.

Warenkontrollen im Sinne einer Zollkontrolle gibt es nach dem Beitritt grundsätzlich keine mehr. Für bestimmte Produkte, wie z.B. Zigaretten bleiben aber die derzeitig geltenden Importbeschränkungen aufrecht.

Die Beitrittsanträge 

Die Beitrittsanträge der zehn neuen Mitgliedstaaten wurden in der Zeit von 1987 bis 1996 gestellt (siehe Tabelle).

Die EU versteht sich als offene Gemeinschaft; der Beitritt zur EU erfolgt auf Grundlage von Artikel 49 des Vertrages über die EU: „Jeder europäische Staat ... kann beantragen, Mitglied der Union zu werden.“ 

Grundlage für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen ist die Erfüllung der Kriterien, die der Europäische Rat von Kopenhagen im Jahr 1993 festgelegt hat. Diese „Kopenhagener Kriterien“ sind:

- Eine institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz der Minderheiten.

- Eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten.

- Die Fähigkeit, die aus einer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu übernehmen und sich auch die Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen zu können.

Die nachfolgende Tabelle zeigt in chronologischer Abfolge das Datum der EU-Mitgliedschaftsanträge der neu beigetretenen und der beitrittswilligen Länder:

 Beitrittsanträge in chronologischer Reihenfolge 

 Türkei  14. April 1987  

 Zypern  3. Juli 1990  

 Malta  16. Juli 1990  

 Ungarn  31. März 1994  

 Polen  5. April 1994  

 Rumänien  22. Juni 1995  

 Slowakei  27. Juni 1995  

 Lettland  13. Oktober 1995  

 Estland  24. November 1995  

 Litauen  8. Dezember 1995  

 Bulgarien  14. Dezember 1995  

 Tschechische Republik  17. Jänner 1996  

 Slowenien  10. Juni 1996  

 Kroatien (noch kein Kandidatenstatus)  21. Februar 2003  

Die Beitrittsverhandlungen 

Die Beitrittsverhandlungen wurden zwischen der Union einerseits, vertreten durch den Vorsitz des Rates und die Europäische Kommission, und jedem Beitrittskandidaten einzeln geführt. Grundlage für die Verhandlungen ist der Rechtsbestand der Union, der sogenannte "acquis communautaire". Die Beitrittskandidaten mussten, um in die EU aufgenommen zu werden, den Acquis übernehmen und ihre Gesetzgebung an die der EU angleichen. 

Die Verhandlungen selbst hatten die konkrete Übernahme und Umsetzung des Acquis zum Schwerpunkt. Intensiv setzte man sich mit jenen Aspekten auseinander, wo die Umsetzung des Acquis Schwierigkeiten bereitet hatte und daher Übergangsmaßnahmen gefordert wurden (z.B. im Bereich Umwelt).

Das „Screening“ 

Während der ersten Phase der Verhandlungen, dem sogenannten „Screening“ des Acquis, hat die Kommission mit den Beitrittskandidaten deren vorhandene Gesetzgebung mit den EU-Normen verglichen und künftige Arbeitsschwerpunkte bestimmt. Um die Beitrittsverhandlungen übersichtlicher und einfacher zu gestalten, teilte man den Acquis in 31 Kapitel ein.

Der Beitritt der Kandidatenländer in die Europäische Union
 bedeutet die Übernahme des gesamten Acquis communautaire, sowohl des gegenwärtigen Rechtsbestandes der europäischen Sozialpolitik als auch des sich ständig entwickelnden EU-Rechtes, das sich mit der kontinuierlichen Modernisierung des europäischen Sozialmodells und seiner Essenz - gute Sozialpolitik ist gute Beschäftigungspolitik ist gute Wirtschaftspolitik - beschäftigt. 

Eine der Hauptkompetenzen des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen liegt in der Unfall-, Kranken- und Pensionsvorsorge, die durch die VO 1408/71 (Verordnung 1408/71 vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf ArbeitnehmerInnen, Selbständige und deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern) geregelt wird. Länderspezifische Übergangs- und Sonderregelungen sind in dieser Verordnung erfasst. Im Rahmen der Beitrittsverhandlungen wurden die Anhangseintragungen der VO 1408/71 seit April 2001 in der Verwaltungskommission für Wanderarbeitnehmer auf Expertenebene der EU-15 bearbeitet. 

Im Rahmen der Verhandlungen zum Beitritt der 10 neuen Mitgliedsstaaten bestand die fachliche Zuständigkeit des BMSG in Ö für das Kapitel 2 (Freizügigkeit für ArbeitnehmerInnen, soweit dies die Koordinierung der sozialen Sicherheit betrifft), das Kapitel 13 (Sozialpolitik und Beschäftigung, soweit dies den sozialen Schutz betrifft) und das Kapitel 23 (VerbraucherInnen- und Gesundheitsschutz), die gemeinsam mit anderen Ministerien betreut werden. 

Fachliche Querverbindungen bestehen auch zum Kapitel 1 (Freier Warenverkehr soweit dies Normung, Lebensmittel, -kontrolle sowie -sicherheit betrifft), Kapitel 4 (Freier Kapitalverkehr), Kapitel 6 (Wettbewerbspolitik), Kapitel 7 (Landwirtschaft, soweit dies Lebensmittelsicherheit betrifft), Kapitel 14 (Energie , soweit dies die Liberalisierung des Elektrizität- und Gasmarktes betrifft), , Kapitel 18 (Bildung, Ausbildung und Jugend; soweit dies außerschulische Jugendarbeit und nonformale Bildung betrifft), Kapitel 19 (Telekom), Kapitel 20 (Kultur und audiovisuelle Medien, soweit dies Fernsehen ohne Grenzen betrifft), Kapitel 22 (Umwelt, soweit dies gentechnisch veränderte Organismen betrifft). 

Die 31 Kapitel des Acquis Communautaire

 Acquis Communautaire 

 Kapitel 1  Freier Warenverkehr  

 Kapitel 2  Freier Personenverkehr  

 Kapitel 3  Freier Dienstleistungsverkehr  

 Kapitel 4  Freier Kapitalverkehr  

 Kapitel 5  Gesellschaftsrecht  

 Kapitel 6  Wettbewerbspolitik  

 Kapitel 7  Landwirtschaft  

 Kapitel 8  Fischerei  

 Kapitel 9  Verkehrspolitik  

 Kapitel 10  Steuern  

 Kapitel 11  Wirtschafts- und Währungsunion  

 Kapitel 12  Statistik  

 Kapitel 13  Sozialpolitik und Beschäftigung  

 Kapitel 14  Energie  

 Kapitel 15  Industriepolitik  

 Kapitel 16  Kleine und mittlere Unternehmen  

 Kapitel 17  Wissenschaft und Forschung  

 Kapitel 18  Aus- und Weiterbildung  

 Kapitel 19  Telekommunikation und Informationstechnologie  

 Kapitel 20  Kultur und audiovisuelle Medien  

 Kapitel 21  Regionalpolitik und Koordination der strukturpolitischen Instrumente  

 Kapitel 22  Umwelt  

 Kapitel 23  Verbraucherpolitik und Gesundheitsschutz  

 Kapitel 24  Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres  

 Kapitel 25  Zollunion  

 Kapitel 26  Außenbeziehungen  

 Kapitel 27  Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik  

 Kapitel 28  Finanzkontrolle  

 Kapitel 29  Finanz- und Haushaltsbestimmungen  

 Kapitel 30  Institutionen  

 Kapitel 31  Sonstiges 

Die Beitrittskandidaten haben auf Grundlage des Screening-Ergebnisses ihre Verhandlungspositionen zu jedem Kapitel erarbeitet und legten diese in Form von Positionspapieren vor.

Die Verhandlungen

Im Zuge der Verhandlungen fanden 3 bis 4 Mal pro Halbjahr Treffen zwischen Vertretern der Union und den damaligen Beitrittskandidaten statt. Man war bestrebt, kapitelweise Übereinstimmungen und eine gemeinsame Haltung zu erarbeiten. Hauptthema der Verhandlungen war die Umsetzung des Rechtsbestandes sowie die Vereinbarung von Übergangsfristen. Der Rat der EU musste Kapitel um Kapitel einstimmig abschließen. Während der Verhandlungen aber galt immer der Grundsatz: „Nichts ist vereinbart, solange nicht alles vereinbart ist.“

Beim Gipfel von Kopenhagen am 12. und 13. Dezember 2002 wurden die Beitrittsverhandlungen mit 10 Kandidatenländern abgeschlossen. Der Beitritt dieser 10 Länder erfolgte am 1. Mai 2004.

Unterzeichnung des Beitrittsvertrages

Am 16. April 2003 wurde der Beitrittsvertrag zwischen der Europäischen Union und den 10 neuen Mitgliedstaaten im Rahmen einer feierlichen Zeremonie auf historischem Boden in Athen unterzeichnet. Die Vertragsunterzeichnung fand am Fuße der Akropolis in der sogenannten „Stoa des Attalos“, der 150 v. Chr. von Attalos II errichteten antiken Säulenhalle, statt.

Mit der Unterschrift der damaligen Beitrittsländer unter die Beitrittsverträge feiert die Europäische Union ein historisches Ereignis: die Überwindung der jahrzehntelangen Teilung des europäischen Kontinents. 

Teilnehmer an der Unterzeichnungszeremonie waren die Vertreter der damaligen 15 Mitgliedstaaten der Union und die damaligen 10 Beitrittsländer, sowie die Präsidenten der Europäischen Kommission, Romano Prodi, und des Europäischen Parlaments, Pat Cox. Österreich war durch Bundeskanzler Wolfgang Schüssel und Außenministerin Benita Ferrero-Waldner vertreten.

Die Ostzusammenarbeit und die Nachbarschaftspolitik im erweiterten Europa

Die Österreichische Ostzusammenarbeit 

Österreich hat auf Grund seiner geopolitischen Lage ein überragendes Interesse
 an Stabilität und einer raschen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwicklung der Mittel- und Osteuropäischen Länder / MOEL (1) und der Neuen Unabhängigen Staaten / NUS (2) sowie an deren Integration in die Weltwirtschaft. Voraussetzung dafür ist ein erfolgreicher Transformationsprozess, der - ungeachtet der bereits erzielten Reformerfolge - in vielen Ländern länger als ursprünglich angenommen dauern wird und der die finanzielle Unterstützung der internationalen Gemeinschaft und damit auch Österreichs erfordert. 

Durch den Zerfall des Vielvölkerstaates Jugoslawien wurden die Länder Südosteuropas auf ihrem Entwicklungsweg weit zurückgeworfen. Eine Strategie des Wiederaufbaus und der Stabilisierung ist nicht genug, um langfristig Frieden und Prosperität am Balkan zu schaffen, sondern einzig und allein die reale Perspektive einer vollen Integration in die EU-Strukturen. Bei den EU-Ratsgipfeln von Feira und Nizza wurde der Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess (SAP) ins Leben gerufen und den Ländern des Westbalkan der Status von "potenziellen Kandidatenländern" mit einer "klaren Beitrittsperspektive" zuerkannt. 

Österreich teilt und unterstützt die außenpolitischen Ziele der EU in Südosteuropa in besonderem Ausmaß. Österreich verfügt über ausgezeichnete politische und wirtschaftliche Beziehungen zu den Ländern der Region und ist daher in hohem Maße interessiert, gefordert und geeignet, Südosteuropa auf dem Weg in die volle Integration in die EU-Strukturen zu unterstützen. 

Ziele und Prinzipien 

Die Ostzusammenarbeit ist den Zielen der österreichischen Entwicklungspolitik verpflichtet: Armutsbekämpfung, Sicherung des Friedens und der menschlichen Sicherheit und Erhaltung der Umwelt und der natürlichen Ressourcen. Im Mittelpunkt ihrer Arbeit steht die Förderung der nachhaltigen, sozial ausgewogenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung in den Partnerländern. In Südosteuropa agiert die Ostzusammenarbeit stets im Kontext der europäischen Integration und unterstützt die erklärte Zielsetzung aller Regierungen und der Bevölkerung dieser Region, den Transformationsprozess mit der vollen Integration in die EU-Strukturen abzuschließen. 

Die Prinzipien der österreichischen Entwicklungspolitik – Partnerschaft und Eigenverantwortung, Integration in das soziale Umfeld, Gleichstellung von Frauen und Männern und Rücksicht auf Bedürfnisse von Kindern und Menschen mit Behinderung – leiten die Tätigkeit der Ostzusammenarbeit. Weitere wichtige Eckpfeiler der Tätigkeit der Ostzusammenarbeit sind die thematische und geographische Schwerpunktsetzung, die Einbindung eines möglichst großen Spektrums an Partnern – öffentlicher Sektor, private Wirtschaft und Zivilgesellschaft sowie internationale Organisationen – und die Koordination inkl. Teilnahme am institutionellen Politikdialog insbesondere auch im Kontext des EU-Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesse. 

Schwerpunkte 

Der Schwerpunkt der Österreichischen Ostzusammenarbeit liegt in Südosteuropa. In den vergangenen Jahren flossen im Durchschnitt mehr als 90 Prozent der Fördermittel in diese Region. Die Herausforderung in Südosteuropa besteht darin, die Länder bei ihren Bemühungen um EU-Integration, Transformation und langfristigen Frieden zu unterstützen.

In der Region Osteuropa und Zentralasien wird ein schrittweiser und langfristig angelegter Aufbau der Zusammenarbeit in einer Perspektive von steigenden Budgetmitteln ab 2006 geprüft. Ein ebensolcher Ausbau der Zusammenarbeit mit Moldau ab 2004 ist geplant. In inhaltlicher Hinsicht wird dem Bereich Wirtschaft und Beschäftigung zusätzlich zu den Bereichen Bildung und Umwelt, Wasser und Energie in den Jahren 2004-2006 verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Umsetzung 

Basierend auf dem Drei-Jahresprogramm werden detaillierte Strategien der Ostzusammenarbeit für jeden der vier inhaltlichen Schwerpunktbereiche ausgearbeitet. In allen Partnerländern Südosteuropas werden in laufendem Dialog konkrete Prioritäten der Zusammenarbeit festgesetzt und angepasst. Diese bilden die Basis für die Erarbeitung und Weiterführung von bilateralen Länderprogrammen mit jeweils 1 bis 3 länderspezifischen thematischen Schwerpunktbereichen. 

In der Regel werden Projekte von der Ostzusammenarbeit identifiziert und in enger Zusammenarbeit mit den lokalen Partnern und in Abstimmung mit der internationalen Gebergemeinschaft entwickelt. Partner bei der Durchführung und Finanzierung können der öffentliche und private Sektor, NRO und internationale Organisationen sein. Die Auswahl richtet sich nach den komparativen Vorteilen der Partner. 

Die Umsetzung der Programme und Projekte der Ostzusammenarbeit erfolgt durch die Austrian Development Agency (ADA). Dabei wird auf laufendes Monitoring im Sinne einer Qualitätssicherung und effizienten Kontrolle der Mittelverwendung besonderer Wert gelegt. 

Ausblick – Das Potential der Eurobarometer-Datenbank im Kontext der EU-Erweiterung

Mit der Amtsübernahme von Kommissarin Margot Wallström besteht nun für die interessierte Öffentlichkeit in Europa die Möglichkeit, interaktiv und maßgeschneidert die gesamte Umfragedatenbasis von Eurobarometer für Zwecke der Beurteilung des Erweiterungsgeschehens zu nutzen. Der Dateneinstieg ist über die Internet-Adresse

http://europa.eu.int/comm/public_opinion/cf/index_en.cfm
für jede Person möglich. Für die Zwecke dieses Skriptums wurden hier – beispielhaft - folgende Vergleiche angestellt:

1) Die Zustimmung oder Ablehnung einer künftigen Mitgliedschaft der Türkischen Republik in der österreichischen Bevölkerung und in der Gesamtbevölkerung der EU-15 2001
Eregbnis: eine Volksabstimmung zum Datum 2001 hätte sowohl in Österreich als auch in der gesamten EU eine klare Mehrheit zu Ungunsten einer Mitgliedschaft für die Türkische Republik ergeben

2) Die Zustimmung oder Ablehnung einer künftigen Mitgliedschaft Bulgariens, Kroatiens, Rumäniens und der Türkei durch die österreichische Bevölkerung 2001
Ergebnis: eine Volksabstimmung zum Datum 2001 hätte in Österreich eine klare Mehrheit zu Ungunsten einer Mitgliedschaft Bulgariens, Kroatiens und Rumäniens ergeben; die Werte für Rumänien und Bulgarien sind sogar noch schlechter als die der Türkei

3) Die Zustimmung oder Ablehnung einer künftigen Mitgliedschaft Bulgariens, Kroatiens, Rumäniens und der Türkei durch die Bevölkerung der gesamten EU-15 2001
Ergebnis: eine Volksabstimmung zum Datum 2001 hätte in der gesamten EU eine klare Mehrheit zu Ungunsten einer Mitgliedschaft Kroatiens und Rumäniens ergeben; die Werte für Kroatien sind ähnlich denen der Türkei

4) Die Zustimmung oder Ablehung einer künftigen Mitgliedschaft der Türkischen Republik durch die Bevölkerungen in den einzelnen EU-15 Staaten im Vergleich 2001

Ergebnis: Die am wenigsten Türkei-Mitgliedschafts-skeptischen Bevölkerungen waren 2001 die Irlands, Frankreichs, Spaniens, Schwedens und des Vereinigten Königreichs

5) Die Zeitreihe der Zustimmung oder Ablehnung einer künftigen Mitgliedschaft der Türkischen Republik durch die österreichische Bevölkerung von 1996 bis 2001

Ergebnis: Die Ablehnung einer Mitgliedschaft der Türkei in der EU bestand in der österreichischen Bevölkerung vor und nach dem Gipfel von Helsinki 1999, der der Türkischen Republik den Kandidatenstatus zubilligte, auf sehr hohem Niveau, wenngleich eine gewisse Zunahme der Akzeptanz gegen Ende der Messperiode feststellbar war

6) Die Zeitreihe der Zustimmung oder Ablehnung einer künftigen Mitgliedschaft der Türkischen Republik durch die Bevölkerung der gesamten EU-15 von 1996 bis 2001

Ergebnis: Die Ablehnung einer Mitgliedschaft der Türkei in der EU bestand in der gesamten EU-Bevölkerung vor und nach dem Gipfel von Helsinki 1999, der der Türkischen Republik den Kandidatenstatus zubilligte, auf sehr hohem Niveau, wenngleich eine gewisse Zunahme der Akzeptanz gegen Ende der Messperiode feststellbar war

7) Die Zustimmung oder Ablehung der Mitgliedschaft der Republik Polen durch die Bevölkerungen in den einzelnen EU-15 Staaten im Vergleich 2001

Ergebnis: Die stärksten BefürworterINNen einer Mitgliedschaft Polens fanden sich 2001 in Schweden, Dänemark, Griechenland, Italien, und den Niederlanden. Einzig in In Österreich hätte eine Mehrheit der Bevölkerung den Beitritt Polens in einer Volskabstimmung 2001 abgelehnt. Starke Polen-Skepsis gab es auch in Frankreich und Deutschland, wenn diese auch kaum mehrheitsfähig gewesen wäre.

8) Die Zeitreihe der Zustimmung oder Ablehnung der Mitgliedschaft der Republik Polen durch die österreichische Bevölkerung von 1996 bis 2001

Ergebnis: Die Ablehnung einer Mitgliedschaft Polens in der EU bestand in Österreich innerhalb der gesamten Zeitperiode, wenngleich gegen Ende der Beobachtungsstrecke die Polen-Skepsis abnahm
9) Die Zeitreihe der Zustimmung oder Ablehnung der Mitgliedschaft der Republik Polen durch die Bevölkerung der gesamten EU-15 von 1996 bis 2001

Ergebnis: Polen hatte in der Bevölkerung der EU insgesamt stets eine klare, gegen Ende der Periode noch wachsende Mehrheit.
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Teil B: Sozialrecht und Sozialpolitik internationaler Organisationen

6) Die Sozialcharta des Europarates 

Die Gründung des Europarates erfolgte am 5.5.1949 in London durch zehn Staaten, die Statuten sind seit 3.8.1949 in Kraft.

Geschichtliche Dimension

 1948: Der erste Schritt zur Gründung des Europarates: Kongress in Den Haag

 1949: Für eine Europäische Parlamentarische Versammlung

 1949: Gründung des Europarates

 1949-70: Neue Mitglieder kommen hinzu

 1967-81: Eine durch Krisen gestärkte Demokratie

 1978-89: Neue Mitglieder, 1977 Einweihung des Sitzes des Europarates (Palais)

 1985-89: Annäherung an den Osten

 1989: Gorbatschow spricht von „gemeinsamem europäischen Haus“

 1990: Beitritt des ersten Staates aus dem ehemaligen Ostblock: Ungarn

 1993: 1. Gipfeltreffen in Wien

 1996: Die Russische Föderation tritt bei

Mitglieder: alle 46 europäische Staaten incl. Türkei und Russland mit zusammen über 770 Mio. Einwohnern, mit Ausnahme von Belarus.

Ursprung und Zusammensetzung

Der Europarat ist die älteste (1949) zwischenstaatliche politische Organisation des Kontinents.

• Der Staatenbund umfasst 46 Länder, davon 21 mittel- und osteuropäische

Staaten. Fünf Staaten haben den Beobachterstatus erhalten (Heiliger Stuhl, Vereinigte Staaten, Kanada, Japan und Mexiko).

• Er unterscheidet sich von der Europäischen Union der „25“; kein Land ist bisher der Union beigetreten, ohne zuvor Mitglied des Europarates zu sein.

• Die 46-Staaten-Organisation hat ihren Sitz in Straßburg (Frankreich).

Ziele

Der Europarat wurde gegründet, um:

• die Menschenrechte und die parlamentarische Demokratie zu schützen und die Rechtsstaatlichkeit sicherzustellen,

• europaweit Abkommen zur Harmonisierung der sozialen und rechtlichen Praktiken der Mitgliedsstaaten zu schließen,

• das Bewusstsein für die europäische Identität zu wecken, die sich auf die gemeinsamen und über die Kulturunterschiede hinausgehenden Werte gründet. 

Seit 1989 besteht seine wesentliche Aufgabe darin:

• politischer Anker und Hüter der Menschenrechte für die postkommunistischen Demokratien Europas zu sein,

• den Ländern Mittel- und Osteuropas zu helfen, gemeinsam mit den Wirtschaftsreformen auch die politischen, rechtlichen und konstitutionellen Reformen durchzuführen und zu konsolidieren,

• Sachkenntnisse in Bereichen wie Menschenrechte, kommunale Demokratie, Erziehung, Kultur und Umwelt zur Verfügung zu stellen. 

Politisches Mandat

Das neue politische Mandat der Organisation wurde bei der Gipfelkonferenz des Europarates im Oktober 1993 in Wien definiert. Die Staats- und Regierungschefs beschlossen, dass der Europarat Hüter der demokratischen Sicherheit sein soll, die sich auf Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stützt. Die demokratische Sicherheit ist eine wesentliche Ergänzung der militärischen Sicherheit, da sie Voraussetzung für Stabilität und Frieden in Europa ist. Während des Straßburger Gipfels im Oktober 1997 haben die Staats- und Regierungschefs einen Aktionsplan verabschiedet, um die Arbeit des Europarates in vier Bereichen zu verstärken: Demokratie und Menschenrechte, sozialer Zusammenhalt, Sicherheit für den Bürger, demokratische Werte und kulturelle Vielfalt. 

Heute setzt die Organisation ihre Erweiterung fort und verstärkt die so genannten "Monitoring-Verfahren" oder Kontrollmechanismen, hinsichtlich der Einhaltung der Pflichten und Verpflichtungen, die die Mitgliedsländer mit ihrem Beitritt eingegangen sind. 

Arbeitsweise und Budget

Der Europarat umfasst folgende wichtige Organe:

• das MinisterINNenkomitee, das sich aus den Außenministern der 46 Mitgliedsstaaten bzw. ihren Stellvertretern, den Ständigen VertreterINNenn/BotschafterINNen in Straßburg zusammensetzt. Es ist das Entscheidungsgremium der Organisation. 

• die Parlamentarische Versammlung mit 630 Mitgliedern (315 Mitglieder und 315 Stellvertreter) aus den 46 nationalen Parlamenten. Der amtierende Präsident ist Peter Schieder (Österreich, Sozialistische Fraktion).

• der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarates, der aus einer Kammer der Gemeinden und einer Kammer der Regionen besteht. Präsident des Kongresses ist Giovanni Di Stasi (Italien).

• An der Spitze des Generalsekretariat von rund 1 800 europäischen Beamten steht seit dem 1. September 2004 für fünf Jahre der Brite Terry Davis (SOC, Vereinigtes Königreich), der vorher Präsident der Parlamentarischen Versammlung und ehemaliger Vorsitzender der sozialistischen Fraktion in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates war.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte, mit Sitz in Straßburg, tagt ständig und ist für alle Verfahrensschritte, von der Prüfung der Zulässigkeit einer Beschwerde bis hin zum rechtskräftigen Urteil, zuständig. Die Richter werden von der Parlamentarischen Versammlung für ein Mandat von sechs Jahren gewählt.

Der Generalsekretär des Europarates wird von der Parlamentarischen Versammlung für ein Mandat von fünf Jahren gewählt. Er leitet und koordiniert die Aktivitäten der Organisation.

Das Sekretariat umfasst über 1800 Beamte und setzt sich aus verschiedenen Fachdirektionen zusammen:

Politische Angelegenheiten;

Rechtsfragen;

Menschenrechte;

Sozialer Zusammenhalt;

Bildung, Kultur, Jugend, Sport und Kulturerbe;

Verwaltung und Logistik.

Die zwei Amtssprachen sind Englisch und Französisch. Deutsch, Italienisch und Russisch werden als Arbeitssprachen verwendet. Verschiedene Texte sind in mehreren Sprachen auf der Webseite vorhanden: www.coe.int
Haushalt

Der Haushalt für das Jahr 2004 beträgt rund 180,5 Millionen Euro. Der Europarat wird von den Regierungen der Mitgliedsstaaten finanziert. Ihr Beitrag richtet sich nach Bevölkerungsstärke und dem Bruttosozialprodukt.

Funktionsweise

Im Dialog zwischen seinen wichtigsten Organen, dem Ministerkomitee, der Parlamentarischen Versammlung und dem Kongress der Gemeinden und Regionen Europas, strukturiert der Europarat seine Arbeit. 

Den Rahmen hierfür bildet das Zwischenstaatliche Arbeitsprogramm. Es ist das Arbeitsinstrument des Ministerkomitees und spiegelt die politischen Prioritäten der Organisation wider. 

Je nach Art der behandelten Fragen sieht es verschiedene Handlungsvarianten vor:

internationale Konventionen und Abkommen, die nach ihrer Ratifizierung für die Staaten rechtsverbindlich sind;

Regierungsempfehlungen zu bedeutenden Gegenwartsfragen; 

Sitzungen und Konferenzen in den der verschiedensten Bereichen zwischen Experten, Politikern, Nichtregierungsorganisationen (NROs) und anderen Fachvertretungen;

Schulung sowie Hilfs- und Partnerschaftsprogramme im Rechtsbereich und zum besseren Demokratieverständnis;

Untersuchungen und Berichte als Grundlage für weiterführende Arbeiten in den Mitgliedsstaaten ;

Kampagnen und anderen Großveranstaltungen von europäischer Tragweite.

Konkrete Verwirklichungen

• 196 Konventionen oder europäische Verträge mit Gesetzeskraft, von denen viele auch den Nicht-Mitgliedsstaaten offen stehen, zu Fragen, die von Menschenrechten bis hin zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens, von der Verhütung von Folter bis hin zum Datenschutz oder zur kulturellen Zusammenarbeit reichen.

• Empfehlungen für die Regierungen, in denen die grundlegenden Prinzipien bezüglich Recht, Gesundheit, Medien, Erziehung, Kultur und Sport definiert sind. 

Die zentralen Arbeitsbereiche

Menschenrechte für alle

Mit der Europäischen Menschenrechtskonvention aus dem Jahre 1950 enstand ein einmaliger und ständiger Überwachungsmechanismus für den Schutz der Menschenrechte: der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte. Personen, die Opfer einer Menschenrechtsverletzung zu sein glauben, können sich nach Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsmittel mit einer Beschwerde an den Europäischen Gerichtshof wenden.

Im Rahmen der Europäischen Konvention zur Verhütung von Folter besichtigt ein Ausschuss unabhängiger Experten - das Europäische Komitee zur Verhütung der Folter - Anstalten, in denen Personen festgehalten werden, untersucht, wie diese Menschen behandelt werden, und verfasst Empfehlungen, um für sie einen besseren Schutz zu erreichen.

Bei der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Biomedizin, dem ersten international verbindlichen Rechtsinstrument auf diesem Gebiet, geht es um den Schutz des Menschen vor der missbräuchlichen Anwendung neuer biologischer und medizinischer Technologien. Die Konvention will die Grundrechte und -freiheiten sowie die Würde und Identität des Menschen schützen. Das im Januar 1998 unterzeichnete Zusatzprotokoll untersagt das Klonen menschlicher Lebewesen.

Die Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten sieht in diesem Zusammenhang u.a. folgende Bestimmungen und Grundsätze vor: Gleichstellung vor dem Gesetz, Schutz der Kultur, Identität und Religion, gesicherter Zugang zu den Medien sowie friedliche Kontakte mit Menschen, die in anderen Staaten ihren rechtmäßigen Wohnsitz haben.

Die Europäische Charta der Regional- oder Minderheitensprachen soll den Niedergang nichtamtlicher Sprachen in jenen Ländern, in denen diese bei der ansässigen Bevölkerung noch gebräuchlich sind, verhindern und deren Gebrauch in Wort und Schrift im Amtsverkehr anregen. Sie befürwortet auch den Unterricht und die Verwendung dieser Sprachen. 

Die 1993 gegründete Europäische Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI) hat sich die Bekämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus in allen ihren Erscheinungsformen zur Aufgabe gemacht. Sie überprüft alle diesbezüglichen innerstaatlichen und internationalen Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit.

Zu den Aufgaben der(s) MenschenrechtskommissarIN/s gehört die Erziehung zu den Menschenrechten: Sie/Er sorgt dafür, dass diese in den Mitgliedsstaaten besser wahrgenommen und eingehalten werden. Ferner setzt sie/er sich dafür ein, dass die Konventionen und Empfehlungen der Organisation zur Anwendung kommen.

Schaffung demokratischer Einrichtungen

Eine Sonderkommission des Europarates für die Demokratie durch das Recht mit Sitz in Venedig (Italien) berät die Mitgliedsstaaten in rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Funktionsweise der demokratischen Einrichtungen und dem Verfassungsrecht.

Die Europäische Charta für kommunale Selbstverwaltung legt die verfassungsmäßigen Grundlagen der Gemeindeautonomie in Europa nieder. Sie dient den jungen Demokratien als Modell, und einige Staaten haben bereits die Grundsätze der Charta in ihre Verfassung aufgenommen.

Die Europäische Rahmenkonvention zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von Gebietskörperschaften bildet den rechtlichen Rahmen für die Zusammenarbeit im Bereich der regionalen, städtischen und ländlichen Entwicklung, des Umweltschutzes, der Verbesserung der Infrastrukturen und der öffentlichen Dienstleistungen sowie der Gegenseitigkeitshilfe bei Naturkatastrophen.

Sozialer Zusammenhalt und soziale Rechte

Die Europäische Sozialcharta gilt als das Gegenstück zur Europäischen Menschenrechtskonvention. Sie sichert die grundlegenden sozialen Rechte ab, wie beispielsweise das Recht auf Arbeit und auf berufliche Ausbildung, das Recht auf angemessene Arbeitsbedingungen und Entlohnung, das Recht, einer Gewerkschaft beizutreten, das Recht auf Sozial- und Gesundheitsfürsorge sowie auf Soziale Sicherheit. Die revidierte Charta von 1996 baut den Grundsatz der Gleichstellung von Frau und Mann aus. 

Das Europäische Ausschuß für den sozialen Zusammenhalt überprüft die Ergebnisse der vom Europarat im diesem Bereich verfolgten Strategie, die vier große Zielsetzungen hat: Festlegung von Normen sowie Überwachung der Einhaltung von Rechtsinstrumenten, Ausarbeitung politischer Leitlinien, Projekte in den Mitgliedsstaaten sowie Forschung und Analyse.

Die Sicherheit der Bevölkerung

Die Europäische Konvention zur Bekämpfung des Terrorismus legt die Regeln für die Auslieferung verdächtiger Terroristen fest und vereinfacht diese.

Der Europarat hat eine strafrechtliche und eine zivilrechtliche Konvention über die Korruption verabschiedet, deren Umsetzung durch die Staatengruppen gegen die Korruption (GRECO) überwacht wird.

In der Konvention zur Bekämpfung der Datennetzkriminalität werden Straftaten gegen oder mit Hilfe von Datennetzen, z.B. das Internet, erstmals in einem internationalen Vertrag klar definiert.

Kultur- und Naturerbe

Das Europäische Kulturabkommen aus dem Jahre 1954 ist eine breit angelegte Rahmenkonvention, die die Bereiche Ausbildung, Hochschulbildung und Forschung, Kultur, historische Bausubstanz, Sport und Jugend abdeckt. Sie bildet die Grundlage für den Dialog und die Zusammenarbeitet zwischen 48 Staaten, darunter 46 Europaratsstaaten.

Die Konventionen zum Schutz des architektonischen Erbes Europas und zum Schutz archäologischen Kulturguts bilden den rechtlichen Rahmen für die internationale Zusammenarbeit in diesen Bereichen.

Die Konvention zur Erhaltung des Wildlebens und der natürlichen Lebensräume (Berner Konvention) sichert mit Hilfe gezielter Maßnahmen den Schutz zahlreicher bedrohter Arten.

Die Europäische Landschaftsschutzkonvention bietet den Behörden eine Art Leitfaden für politische Maßnahmen mit dem Ziel, quer durch Europa Landschaften zu schützen, zu bewirtschaften und raumplanerisch zu gestalten.

Demokratieverständnis

Der Europarat unterhält Programme zur Erziehung zu den Menschenrechten und zur staatsbürgerlichen Verantwortung, zum Geschichts- und Fremdsprachenunterricht, zur LehrerINNenausbildung, zur Sekundarschule in Europa, zum Zugang zu den Hochschulen, zur StudentINNenmobilität und zur Anerkennung von Bildungabschlüssen.

Die Europäischen Jugendzentren in Straßburg und Budapest sind Orte der Weiterbildung und der internationalen Begegnung mit Unterkunftsmöglichkeit für LeiterINNen europäischer Jugendorganisationen. Das Europäische Jugendwerk finanziert internationale Aktivitäten. 

Die Europäische Konvention über Gewalttätigkeiten und Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen enthält eine Reihe praktischer Maßnahmen für die erhöhte Sicherheit der Zuschauer, insbesondere bei großen Fußballspielen.

Im Rahmen der Europäischen Konvention gegen Doping arbeiten Staaten bei Doping- Kontrollprogrammen zusammen.

Die wichtigsten Teilabkommen

Im Rahmen von Teilabkommen des Europarates kann auch eine kleinere Anzahl von Staaten mit Einverständnis der übrigen Mitgliedsstaaten in für sie relevanten Bereichen zusammenarbeiten. Hier die wichtigsten von ihnen:

die Entwicklungsbank des Europarates finanziert den Bau von Wohnungen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und sozialen Infrastrukturen in benachteiligten Gegenden, sowie Hilfsmaßnamen für Flüchtlinge und Opfer von Naturkatastrophen;

das Europäische Zentrum für weltweite Interdependenz und Solidarität (Nord-Süd-Zentrum) in Lissabon entstand 1990. Es fördert die Zusammenarbeit zwischen Europa und dem Süden und schafft weltweit Bande zwischen Regierungen, Kommunalbehörden, Nichtregierungsorganisationen und Parlamentariern, um Menschenrechte, Demokratie und Bildung zu fördern;

das Europäische Arzneibuch setzt bindende Normen für die Qualität der Arzneimittel in allen Mitgliedsstaaten und ist zu einer führenden Qualitäts- und Sicherheitsbehörde in- und außerhalb Europas geworden;

die Pompidou-Gruppe ist das wichtigste europäische Forum für die gemeinsame und multidisziplinäre Bewältigung der Probleme des illegalen Drogenhandels und des Drogenmissbrauchs; 

Eurimages ist eine europäischer Fonds, der Fördermittel für die Koproduktion, den Verleih und den Vertrieb europäischer Spiel- und Dokumentarfilme bereitstellt;

Die Europäische Audiovisuelle Beratungsstelle stellt Politikern und Experten Informationen in den Bereichen Fernsehen, Film, Video/DVD und Multimedia zur Verfügung. Informationen über den Markt, rechtliche Aspekte und die Finanzierung von Projekten sind über verschiedene Kanäle, wie zum Beispiel das Statistische Jahrbuch, erhältlich; 

Das Europäische Zentrum für Fremdsprachen in Graz (Österreich) bietet Weiterbildungsprogramme für Ausbilder von Lehrkräften, Schulbuchautoren und Lehrplanentwickler an.

Programme zur Festigung der Demokratie

Zur Festigung der Demokratie hält der Europarat eine Reihe von Maßnahmen bereit: kurzfristige Entsendung von Experten, Zusammenarbeits- und Unterstützungsprogramme, Freistellung von EuroparatsexpertINNen für Arbeiten in anderen internationalen Organisationen oder für Aufaben in Außenstellen der Organisation (Belgrad, Tirana, Sarajewo, Mostar, Pristina, Podgoriza, Baku und Yerevan), Entsendung von MenschenrechtsexpertINNen nach Tschetschenien (in das Büro des Sonderbeauftragten des russischen Präsidenten).

Vorrangige Projekte

Dieses neuartige Konzept wurde im Jahre 2002 in Form von zwei Projekten zu den Themen « Anwort auf die Gewalt im Alltag in der demokratischen Gesellschaft » und « Demokratische Institutionen am Werk » eingeführt. Der Europarat arbeitet hier mit den Mitgliedsstaaten sowie mit verschiedenen Gruppen der Zivilgesellschaft zusammen, um in den genannten Bereichen eine kohärente Politik zu entwickeln. Dabei kann er auf die in der Vergangenheit in einzelnen Arbeitsfeldern gewonnene Erfahrung zurückgreifen.

46 Mitgliedstaaten

Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Belgien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, «Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien», Moldawien, Monaco, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien und Montenegro, Slowakische Republik, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Zypern.

Beobachter beim Europarat

Japan, Kanada, Mexiko, der Heilige Stuhl, Vereinigte Staaten von Amerika.

Beitrittskandidaten

Weißrussland 

Weitere Informationen

Nahezu alle Informationen über den Europarat sind auch auf der Webseite: http://www.coe.int/de zu finden.

Publikationen des Europarats

http://book.coe.int
Infopoint

Europarat

F - 67075 Strasbourg Cedex

Tel.: + 33 (0)3 88 41 20 33

Fax: + 33 (0)3 88 41 27 45

E-mail: infopoint@coe.int

Website : http://www.coe.int

Vertiefende Informationen Soziale Rechte (nur für Verwendungsgruppe A)

Die oben dargelegten Strukturen des Europarates sollten nunmehr für die Verwendungsgruppe A noch durch folgende Informationen ergänzt werden.

Die Europäische Menschenrechtskonvention von 1950 hat einen komplexen Kontroll- und Schutzmechanismus für die Menschenrechte geschaffen. Alle Personen, die ihre in der Konvention garantierten Rechte als verletzt betrachten, können Klage einreichen, wenn alle Berufungsmittel in ihrem Land erschöpft sind. Seit 1950 wurden mehr als 40.000 Beschwerden registriert. 

Die Europäische Menschenrechtskommission und der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte sowie das Ministerkomitee sind die Kontrollorgane der Konvention, die nicht nur Einzelklagen, sondern auch zwischenstaatliche Beschwerden erlaubt. Dieser Zweikammer-Mechanismus wurde durch einen einzigen, ständigen Gerichtshof ersetzt, als das Protokoll Nr. 11 am 1. November 1998 in Kraft trat. Der neue einzige Gerichtshof für Menschenrechte ist Einzelpersonen unmittelbar zugänglich. Er befasst sich mit allen Vorbereitungsphasen eines Falls, und spricht auch das Urteil. Dadurch wurden die Verfahren beschleunigt und effizienter, außerdem wurde der Zugang zum Gerichtshof erweitert. 

Die am 1. Februar 1998 in Kraft getretene Rahmenkonvention für den Schutz nationaler Minderheiten legt Prinzipien und bestimmte Zielvorgaben für den Schutz nationaler Minderheiten fest, die die Vertragspartner zu erreichen streben. 

Die Europäische Konvention gegen Folter (1987) bildet die Grundlage für unangekündigte Kontrollen aller freiheitsberaubenden Einrichtungen in den Staaten, die dieses Übereinkommen ratifiziert haben. 

Die Europäische Sozialcharta von 1961 und ihr Zusatzprotokoll vom 1. Juli 1999 sind das Gegenstück zur Europäischen Menschenrechtskonvention im Sozialbereich. Ihr Ziel ist der Schutz von 23 sozialen Grundrechten und die Förderung der Sozialpolitik in Europa. Die revidierte Charta, die also am 1. Juli 1999 in Kraft trat, setzt Europa-weit ein Recht auf den Schutz gegen Armut und soziale Ausgrenzung in Kraft, setzt auch das Recht auf Wohnen fest und erweitert den Schutz gegen Kündigung und sexuelle Diskriminierung am Arbeitsplatz. Erstmals in der Gesetzgebung des Europarates wird auch das Prinzip der Nicht-Diskriminierung systematisch verankert, sowie der Schutz der Frauen und Behinderten verbessert.

Die Charta wurde nun wie folgt unterzeichnet/ratifiziert und trat in folgenden Staaten in Kraft

Member States of the Council of Europe

	States
	Signature
	Ratification
	Entry into force
	Notes
	R.
	D.
	A.
	T.
	C.
	O.

	Albania 
	  
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Andorra 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Armenia 
	  
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Austria 
	22/7/1963 
	29/10/1969 
	28/11/1969 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Azerbaijan 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Belgium 
	18/10/1961 
	16/10/1990 
	15/11/1990 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Bosnia and Herzegovina 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Bulgaria 
	  
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Croatia 
	8/3/1999 
	26/2/2003 
	28/3/2003 
	  
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Cyprus 
	22/5/1967 
	7/3/1968 
	6/4/1968 
	52 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Czech Republic 
	27/5/1992 
	3/11/1999 
	3/12/1999 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Denmark 
	18/10/1961 
	3/3/1965 
	2/4/1965 
	51 
	  
	X 
	  
	X 
	  
	  

	Estonia 
	  
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Finland 
	9/2/1990 
	29/4/1991 
	29/5/1991 
	52 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	France 
	18/10/1961 
	9/3/1973 
	8/4/1973 
	52 
	X 
	X 
	  
	  
	  
	  

	Georgia 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Germany 
	18/10/1961 
	27/1/1965 
	26/2/1965 
	  
	  
	X 
	  
	X 
	  
	  

	Greece 
	18/10/1961 
	6/6/1984 
	6/7/1984 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Hungary 
	13/12/1991 
	8/7/1999 
	7/8/1999 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Iceland 
	15/1/1976 
	15/1/1976 
	14/2/1976 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Ireland 
	18/10/1961 
	7/10/1964 
	26/2/1965 
	52 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Italy 
	18/10/1961 
	22/10/1965 
	21/11/1965 
	52 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Latvia 
	29/5/1997 
	31/1/2002 
	2/3/2002 
	  
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Liechtenstein 
	9/10/1991 
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Lithuania 
	  
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Luxembourg 
	18/10/1961 
	10/10/1991 
	9/11/1991 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Malta 
	26/5/1988 
	4/10/1988 
	3/11/1988 
	  
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Moldova 
	  
	  
	  
	52 
	  
	X 
	  
	X 
	  
	  

	Monaco 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Netherlands 
	18/10/1961 
	22/4/1980 
	22/5/1980 
	51 
	  
	X 
	  
	X 
	  
	  

	Norway 
	18/10/1961 
	26/10/1962 
	26/2/1965 
	52 
	X 
	X 
	  
	X 
	  
	  

	Poland 
	26/11/1991 
	25/6/1997 
	25/7/1997 
	  
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Portugal 
	1/6/1982 
	30/9/1991 
	30/10/1991 
	52 
	X 
	X 
	  
	  
	  
	  

	Romania 
	4/10/1994 
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Russia 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	San Marino 
	  
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Serbia and Montenegro 
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Slovakia 
	27/5/1992 
	22/6/1998 
	21/7/1998 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Slovenia 
	11/10/1997 
	  
	  
	52 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Spain 
	27/4/1978 
	6/5/1980 
	5/6/1980 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Sweden 
	18/10/1961 
	17/12/1962 
	26/2/1965 
	52 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Switzerland 
	6/5/1976 
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	the former Yugoslav Republic of Macedonia 
	5/5/1998 
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	Turkey 
	18/10/1961 
	24/11/1989 
	24/12/1989 
	51 
	  
	X 
	  
	  
	  
	  

	Ukraine 
	2/5/1996 
	  
	  
	51 
	  
	  
	  
	  
	  
	  

	United Kingdom 
	18/10/1961 
	11/7/1962 
	26/2/1965 
	51 
	  
	X 
	  
	X 
	  
	  


Erklärungen: Total number of signatures not followed by ratifications: 6 

Total number of ratifications/accessions: 26 

Notes:(51) State signatory to the European Social Charter (revised) (ETS 163).

(52) State Party to the European Social Charter (revised) (ETS 163).

a: Accession - s: Signature without reservation as to ratification - su: Succession - r: Signature "ad referendum".

R.: Reservations - D.: Declarations - A.: Authorities - T.: Territorial Application - C.: Communication - O.: Objection.

Quelle: http://conventions.coe.int/Treaty/Commun/ChercheSig.asp?NT=035&CM=8&DF=07/12/04&CL=ENG
Der Europäische Kodex für Soziale Sicherheit legt Mindestschutzgrenzen in den verschiedenen Bereichen der Sozialleistungen fest (Altersversorgung, Arbeitslosigkeit, Berufsunfähigkeit, medizinische Versorgung, usw.). 

Die Konvention über die Rechtsstellung der Wanderarbeitnehmer legt den Grundsatz der Gleichbehandlung von ausländischen und inländischen Arbeitnehmern fest und erkennt das Recht auf Familienzusammenführung an. 

Der 1979 ins Leben gerufene Lenkungsausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern gewährleistet eine zwischenstaatliche Zusammenarbeit in diesem Bereich. 

Im Rahmen seiner Tätigkeit versucht der Europarat nach eigenem Selbstverständnis und Eigendefinition, folgende sozialpolitischen Ziele zu verfolgen:

· Stärkung der sozialen Kohäsion

· Garantie eines angemessenen Sozialschutzes

· Förderung der Beschäftigung, der Berufsausbildung und der Arbeitnehmerrechte

· Schutz der am meisten verwundbaren Gruppen der Gesellschaft

· Kampf gegen Ausschluss und Diskriminierung

· Konsolidierung der europäischen Zusammenarbeit im Migrationsbereich

Neben der völkerrechtlichen Absicherung der Migranten und der Förderung der obigen weiteren Ziele auf rechtlicher Ebene hat der Europarat auch einen Sozialen Entwicklungsfons ins Leben gerufen, der seit seiner Gründung im Jahr 1956 mehr als 9 Milliarden € für die Ziele der Beschäftigung und der sozialen Kohäsion in Europa investierte.

Neben Empfehlungen an die einzelnen Mitgliedsstaaten äußert sich der Europarat auch in regelmäßigen Fortschrittsberichten zu einzelnen Themen, wie der Behinderten- und Gesundheitspolitik. 

Der Überwachungsmechanismus (nur für Verwendungsgruppe A)

Die Europäische Sozialcharta macht sehr weitreichende Aussagen über die sozialen Verpflichtungen der Staaten und die sozialen Rechte der Individuen. Sind Formulierungen wie 'Das Recht auf Wohnen', der Schutz vor sozialer Ausgrenzung und gegen sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz vielleicht auf den ersten Blick Teil der ohnehin auf der Tagesordnung stehenden sozialpolitischen Agenda internationaler Organisationen, sei es der EU, oder der Vereinten Nationen, hat der Überwachungsmechanismus der Sozialcharta ein spezifisches Überprüfungssystem.

1. MS-Staaten müssen dem Europarat über die Implementierung der Charta berichten. Die Berichte müssen öffentlich sein und die Sozialpartner können Beobachtungen anbringen.

2. Der ECSR - das Europäische Komitee für Soziale Rechte, das sich aus unabhängigen ExpertINNen zusammensetzt, führt für den ER eine Bewertung durch.

3. Mit dem Bericht wird das MinisterINNenkomitee des ER befasst.

4. Das MinisterINNenkomitee des ER kann bei schweren Verstößen Empfehlungen zur verbesserten Gesetzgebung oder Verordnungen machen oder kann sich auch zur Implementierung gesetzlicher oder Verordnungsmaßnahmen äußern

5. Sozialpartner und NGOs können ebenso das ECSR anrufen 

6. Individuen können im Gegensatz zur EMRK in Sozialangelegenheiten noch keine Beschwerden vorbringen. 

Der Europarat publiziert seine Überprüfungen im Internet unter der Adresse:

http://www.coe.int/T/E/Human_rights/
http://www.coe.int/T/E/Human%5FRights/Esc/4%5FReporting%5Fprocedure/4%5FSurvey%5Fby%5Fcountry/Survey%20by%20country.asp#TopOfPage
Die Aussagen haben völkerrechtlichen Charakter und binden die Regierungen der Mitgliedstaaten des ER zur Gesetzesinitiative in der Volksvertretung. Auch aus außenpolitischen Gründen müssen derartige Verfahren wegen einer Kritik durch den ER beachtet werden. Auch MS der EU finden sich immer wieder im Schaufenster der Kritik. Die Ergebnisse der Überprüfungen werden in 'fact sheets' im Internet allgemein zugänglich gemacht. Hier z.B. der wahllos herausgegriffene Länderbericht zu Portugal:

Portugal ― 

Ratifications 

Portugal ratified the European Social Charter on 30/09/1991: it accepted all of the Charter’s 72 paragraphs. 

It ratified Protocol No. 2 reforming the control mechanism on 08/03/1993. It ratified Protocol No. 3 on “collective complaints” on 20/03/1998. It has not yet made a declaration enabling national NGOs to submit collective complaints. 

Portugal ratified the Revised European Social Charter on 30/05/2002: it accepted all of the Revised Charter’s 98 paragraphs. 
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	= Accepted provisions


Reports 

Between 1993 and 2003, Portugal submitted 9 reports on the application of the Charter. 

Deadline for the submission of the 1st report on the non-hard core provisions of the Revised Charter: before 31/03/2004. Report received: 17/05/2004. 

Deadline for the submission of the 2nd report on the hard core provisions of the Revised Charter: before 30/06/02005. 

Collective complaints 

► No. 1/1998 International Commission of Jurists : Article 7§1
► No. 5/1999 European Federation of Employees in Public Services :
Articles 5 and 6
► No. 11/2001 European Council of Police Trade Unions : Articles 5 and 6
► No. 20/2003 World Organisation against Torture : Articles 2, 3 and 11 

Portugal’s record with respect to application of the Charter is the following as of 31 March 2004: 

Examples of progress made or under way 

Health/Education


► Prohibition of the employment of minors subject to compulsory education (Constitutional Act No. 1/97); the minimum age for employment has been fixed as 16 and light work has been defined (Act No. 58/99); illegal employment of young persons is regarded as a very serious offence and sanctions have been stepped up (Acts Nos. 113, 114, 116 and 118/1999) Article 7§1 – Prohibition of employment under the age of 15.
► General prohibition of night work between 8 p.m. and 7 a.m. for young persons under 16 years of age and between 11 p.m. and 7 a.m. for young persons over 16 years of age has been introduced (Act No 58/99). Article 7§8 – Working conditions between the age of 15 and 18 (prohibition of night work).
► Six-weeks post-natal leave has been made compulsory (Act No. 142/99) and maternity leave has been increased from 98 to 120 days (Act No. 18/98). Article 8§1 – Right to maternity leave and benefits.
► The right to time off for nursing mothers has been extended to cover the whole period of nursing, including in the case of part-time work (Act No. 142/99). Article 8§3 – Right to time off for nursing mothers. 

Employment


► 1. Act No. 105/97 on equality between women and men; 
2. Act No. 134/99, as implemented by Legislative Order No. 111/2000 prohibits any distinction, exclusion, restriction or preference based on race, colour, ancestry or national or ethnic origin in the exercise of economic, social or cultural rights. Article 1§2 – Non-discrimination in employment 
► Act No. 73/98 regulates working time. Article 2§1 - right to resonable working hours
► Act No. 45/98 removed age as a criterion for determining the level of the statutory minimum wage. Article 4§1 - right to a fair remuneration.
► Legislative Decree No. 84/99 guarantees the right to organise for all public employees. Article 5 – right to organise
► The Government has stopped defining by decree the minimum services to be guaranteed in the event of a strike where the parties are unable to reach agreement (decision of the Constitutional Court declaring that certain provisions of the Act on the right to strike were unconstitutional). Article 6§4 – right to collective bargaining (strikes and lock-outs).
► Act No. 14/2002 of 19 February 2002 concerning the exercise of the freedom of association and collective bargaining and participation rights of staff members of the Public Security Police Article 5 – right to organise ; Article 6§2 – right to collective bargaining (cf. Collective Complaint No. 11/2001). 

Movement of persons/Non-discrimination


► Act No. 134/99 prohibits any discrimination on the ground of nationality.
► Act No. 105/97 provides for equality and non-discrimination based on gender at work and in employment. Article 4§3 – right to a fair remuneration (Equal pay)
► Simplification of the formalities for issuing work permits (Act No. 20/98). Article 18§1 – right to simplification and liberalisation of formalities related to immigration
► Abolition of the quota of foreign nationals allowed to work in undertakings with more than five employees (Act No. 20/98). Articles 18§2 and 19§4 – right to engage in a gainful occupation and right of resident migrants to equal treatment in respect of working conditions
► Act No. 134/99 repealed Decree No. 55/1977 which gave nationals alone the right to apply for subsidised housing. Article 19§4 – right to equal treatment in respect of housing
► The scope of the provisions relating to family reunion has been extended (Decree-Law of 8 August 1998). Article 19§6 – right of foreign nationals to family reunion
► Act No. 30-E/2000 provides equal treatment for nationals of the Parties with respect to legal aid. Article 19§7 – Legal proceedings 

Social Protection


► Legislative Decree No. 84/2000 has amended the legislation on the guaranteed minimum income. Article 13§1 – adequate assistance for every person in need
► 1. Act No. 135/99 introduced a series of protective measures for heterosexual couples having co-habited for two years or more. In 2001, these measures were extended to homosexual couples; 
2. Act No. 142/99 improved provisions for maternity and paternity leave. Article 16 – Rights of family ( legal protection, family benefits, adequate family policy) 

Cases of non-compliance 

Health


► Article 3§2 – right to health and safety at work (regulations)
The effective exercise of the right to health and safety at work is not guaranteed given the high number of fatal accidents, particularly in the construction industry, and the insufficient number of inspection visits at the workplace. 

Non-discrimination


Nationality
► Article 12§4 – equal treatment in social security matters
In the absence of any applicable bilateral agreements, nationals of States Parties not covered by community legislation do not have access to the national health service. 

Sex
► Article 4§3 – right to equal pay
Portuguese law does not permit pay comparisons for determining equal work or work of equal value beyond the same enterprise. 

Education/Health


► Article 7§1 – prohibition of employment under the age of 15.1
Complaint No. 1/1998 – International Commission of Jurists v. Portugal (decision of 9 September 1999). Failure to comply in practice with the national legislative provisions on the minimum age for employment. 

Employment


► Article 1§2 – prohibition of forced labour
Sections 132 and 133 of the Merchant Navy Penal and Disciplinary Code providing for sanctions against seamen who abandon their post even where the safety of the vessel or the lives or healths of persons on board are not at risk. remains in force.
► Article 2§2 – right to public holidays with pay
Workers in enterprises with less than ten employees who are obliged to work on a public holiday are not entitled to equivalent time off in lieu.
► Article 4§4 – right to notice of dismissal
Some categories of workers are not granted a period of notice for termination of employment after serving with the same employer for 8 months.
► Article 6§4 – right to collective bargaining (strikes and lockouts)
1. Trade unions have a monopoly over the taxing of strike action, and forming trade unions is subject to excessive timeframes depriving non-affiliated workers from the effective exercise of the right to strike;
2. the government may define minimum services by issuing orders in conditions that go beyond Article 31.
► Article 15§2 – right of disabled persons to employment and training
There is no legislation prohibiting discrimination on grounds of disability in the field of employment. 

Movement of persons


► Article 13§4 - Specific emergency assistance for non-residents
Social assistance is available to foreign nationals present on Portuguese territory without being resident only if local resources permit. 

Gesundheit und Sicherheit (nur für Verwendungsgruppe A)

Das 1964 geschaffene Europäische Arzneibuch umfasst rechtswirksame Normen für ca. 2000 medizinische Substanzen, die von den Heilpflanzen und einfachen chemischen Substanzen natürlicher oder synthetischer Herkunft bis zu komplexeren Präparaten einschließlich Impfstoffen für die Human- und Tiermedizin reichen. 

Bluttransfusion: der Europarat hat ein Netz nationaler Bluttransfusionszentren und eine europäische Blutbank für tiefgekühlte Blutkonserven seltener Blutgruppen in Amsterdam geschaffen. 

Drogenabhängigkeit: die 1971 gegründete multidisziplinäre Pompidou-Gruppe koordiniert die Politik der Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet der Drogenbekämpfung. 

Datenschutz: die Konvention von 1981 ist ein wichtiges Übereinkommen, das die Bürger international gegen bestimmte Formen vor Missbrauch elektronisch gespeicherter Daten schützen soll. 

Gewalt in den Stadien: als Folge der Tragödie im Brüsseler Heysel-Stadion im Mai 1985 entstanden, soll diese Konvention Gewalttätigkeiten bei Fußballspielen verhindern helfen. 

Jugend und Bildung (nur für Verwendungsgruppe A)

Die Europäische Kulturkonvention von 1954 bildet die Grundlage für die zwischenstaatliche Zusammenarbeit in den Bereichen Bildung, Kultur, Denkmalpflege, Sport und Jugend. Zu den Ergebnissen zählen Projekte im Bereich des Schulunterrichts und der ständigen Weiterbildung, ein SchülerINNenaustauschprogramm, neue Ansätze beim Fremdsprachenlernen und beim Geschichtsunterricht, Erziehung zum interkulturellen Bewusstsein und zur Achtung der Menschenrechte, eine Datenbank für die pädagogische Forschung in Europa (Eudised), die Veranstaltung von europäischen Kunstausstellungen, die Einrichtung europäischer Kulturwege und Maßnahmen zum Schutz des europäischen Filmerbes. 

Die Europäischen Jugendzentren sind Bildungsstätten, in denen Jugendliche aus allen europäischen Ländern zusammenkommen. Das erste Zentrum wurde 1972 in Straßburg gegründet, das zweite im Dezember 1995 in Budapest (Ungarn) eröffnet. Jedes Jahr werden sie von über 2000 Jugendlichen besucht, die sich Gehör verschaffen wollen und verschiedene Formen der Zusammenarbeit entwickeln. 

Das Europäische Jugendwerk in Straßburg bietet Jugendverbänden die finanziellen Mittel, die sie für ihre internationalen Aktivitäten brauchen. 

Gemeinden und Regionen (nur für Verwendungsgruppe A)

Die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung (1985) legt die verfassungsmäßigen und rechtlichen Grundlagen der kommunalen Selbstverwaltung fest und sieht die Anpassung von Strukturen und finanziellen Mitteln für die Aufgaben der kommunalen Gebietskörperschaften vor. Die vor kurzem als Konventionsentwurf angenommene Europäische Charta der regionalen Selbstverwaltung verlangt erweiterte Entscheidungsgewalt, Unabhängigkeit und demokratische Strukturen sowie ausreichendes Kapital und Personal für regionale Behörden, damit sie ihre eigenen Angelegenheiten ohne übermäßige Einmischung von selten des Staats regeln dürfen. 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit: die Rahmenkonvention von 1980 fördert und erleichtert den Abschluss von Abkommen zwischen Gemeinden und Regionen auf beiden Seiten einer Landesgrenze in Bereichen wie der regionalen Entwicklung, dem Umweltschutz und der Verbesserung öffentlicher Dienstleistungen. 

Eine Charta für Regional- oder Minderheitensprachen (1992) soll – wie schon erwähnt - das Aussterben dieser Sprachen verhindern, ihren Gebrauch in Wort und Schrift im öffentlichen Leben und im sozialen und wirtschaftlichen Umfeld fördern und die Bevölkerung anregen, sie zu lehren und zu lernen. 

Leicht zu verwechseln (alle Verwendungsgruppen)

Europarat

Eine internationale Organisation mit Sitz in Straßburg, die 46 demokratische Staaten Europas umfasst.

und

Europäischer Rat

Regelmäßige Zusammenkunft (mindestens zweimal jährlich) der Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaen der Europäischen Union zur Festlegung der Gemeinschaftspolitik.

Parlamentarische Versammlung

Das parlamentarische Organ des Europarates. Es setzt sich aus 

315 Abgeordneten (und 315 Stellvertretern) zusammen, die von 

den nationalen Parlamenten der 46 Mitgliedsstaaten ernannt werden.

und

Europäisches Parlament

Das parlamentarische Organ der Europäischen Union, dessen 

732 Abgeordnete in den 25 Mitgliedsstaaen der Europäischen Union direkt gewählt werden.

Europäische Kommission für Menschenrechte 

Mit Schaffung des neuen alleinigen Europäischen Gerichtshofes im November 1998 hat die Kommission des Europarates ihre Aktivität eingestellt. Bis zu diesem Zeitpunkt prüfte sie die Zulässigkeit aller Individual- oder Staatenbeschwerden gegen einen Mitgliedstaat gemäß der Europäischen Menschenrechtskonvention.

und

Europäische Kommission

Exekutivorgan der Europäischen Union, das über die korrekte Anwendung der Römischen Verträge und der Beschlüsse der Gemeinschaftsinstitutionen wacht.

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

Sitz in Straßburg. Das einzige wirkliche Rechtsprechungsorgan, das auf der Grundlage der Europäischen Menschenrechtskonvention geschaffen wurde. Er setzt sich aus ebensovielen Richter zusammen wie es Vertragsparteien der Konvention gibt und garantiert als letzte Instanz, dass die Vertragspartner ihre Verpflichtungen im Rahmen der Konvention erfüllen. Seit November 1998 hat der Gerichtshof ständigen Charakter. 

und

Europäischer Gerichtshof

Der für die Auslegung und Anwendung der Verträge der Europäischen Union zuständige Gerichtshof tagt in Luxemburg.

und

Internationaler Gerichtshof

Rechtsprechungsorgan der Vereinten Nationen, das in Den Haag tagt.

Europäische Menschenrechtskonvention

Vertrag, durch den sich die Mitgliedsstaaten des Europarates verpflichten, 

die Grundfreiheiten und -rechte zu achten.

und

Allgemeine Menschenrechtserklärung

Sie wurde 1948 von den Vereinten Nationen (UNO) angenommen, 

um die Menschenrechte auf internationaler Ebene besser zu schützen.

7) Die Sozialpolitik der UNO

Geschichte und Mitglieder der Vereinten Nationen

Die Organisation der Vereinten Nationen
 wurde am 24. Oktober 1945 in San Francisco auf einer Konferenz der Siegerstaaten des 2. Weltkrieges gegründet. 

Gründungsmitglieder waren 49 souveräne Staaten und 2 abhängige Gebiete. Im Zuge der Entwicklung der UN zu einer Weltorganisation mit Universalitätsanspruch traten den UN immer mehr Staaten bei, insbesondere afroasiatische Staaten (nach der Dekolonisation). Die Mitgliederzahl steht derzeit bei 191 Staaten und entwickelte sich in mehreren Wellen. Die Mitglieder-Zahl von Entwicklungsländern stieg dabei von 29 auf 144. Alle Staaten der Erde mit Ausnahme von Westsahara (DARS), Taiwan und dem Vatikan sind Mitglieder der VN. Regulärer Haushalt pro Jahr derzeit: 3,058 Milliarden $, hinzu kommen noch die UN-Friedenstruppen (4,2 Milliarden $) und Peacekeeping-Missionen (2,65 Milliarden $).

Die Entwicklungsländer stellen heute die überwältigende Mehrheit der Mitglieder. Der Wandel der Mitgliedschaft ist nicht ohne Auswirkungen auf die Struktur der UN geblieben (neue Mehrheitsverhältnisse, Einrichtung neuer Organe). Auch die Bedeutung der Organe und die Themen, mit denen sie sich beschäftigen, haben sich seit der numerischen Vorherrschaft der Entwicklungsländer stark gewandelt. 

Organe und Organisationen

Im Wesentlichen unverändert blieb allein die Charta der UN vom 26. Juni 1945, in der die Zusammensetzung und die Funktionen der 6 Hauptorgane der UN geregelt sind: 

Generalversammlung (GV), setzt sich aus allen Mitgliedsstaaten zusammen, tagt immer am Sitz der UN in New York. 

Die Generalversammlung 

· entscheidet über die Zusammensetzung der anderen Hauptorgane;

· übt die Kontrolle über den Haushalt und die Verwaltung der UNO aus;

· sie kann alle Fragen und Angelegenheiten erörtern, die im Rahmen der Charta liegen oder die Befugnisse und Funktionen jedes anderen Organs betreffen, und 

· entsprechende Empfehlungen an die UN-Mitgl., den Sicherheitsrat oder an beide richten; 

· der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) und der Treuhandrat stehen unter der Aufsicht der Generalversammlung.

Sicherheitsrat (SR), bestehend aus 5 ständigen (VR China, Frankreich, GB, SU bzw. seit 1992 Russland, USA) und 10 nichtständigen Mitgliedern, die von der Generalversammlung aus ihrer Mitte für 2 Jahre gewählt werden.

ECOSOC (Wirtschafts- und Sozialrat).

Treuhandrat, zusammengesetzt aus den 5 ständigen Mitgliedern des SR, zuständig für Fragen der Dekolonisation.

Internationaler Gerichtshof IGH (ICJ) mit Sitz in Den Haag.

Sekretariat mit der/dem GeneralsekretärIN als höchster/höchstem VerwaltungsbeamtIN/en der UN an der Spitze, die/der aber auch politische Funktionen gegenüber den anderen Hauptorganen, insbesondere der Generalversammlung und dem Sicherheitsrat, ausübt. Sie/er wird auf Vorschlag des Sicherheitsrates von der Generalversammlung für eine Amtsperiode von 5 Jahren gewählt. 

Zum UN-System gehören weiters 

Ausschüsse, die die Generalversammlung und der Sicherheitsrat einrichten können. Es bestehen 6 Hauptausschüsse (1 - Abrüstung und internationale Sicherheit; 2 - wirtschaftlicher und finanzieller; der Hauptausschuss 3 hat sozialpolitische Inhalte und heißt THIRD COMMITTEE: Social Humanitarian and Cultural; 4 - spezieller politischer und Dekoloniesierungsausschuß; 5 - administrativer und budgetärer Ausschuss; 6 rechtlicher Ausschuss).

Kommissionen, die der ECOSOC bestellen kann:

Fünf regionale Wirtschaftskommissionen, 

Fünf Executive Boards:

· United Nations Children´s Fund (UNICEF)

· United Nations High Commissioner for Refugees (UNHCR)

· United Nations Development Programme (UNDP)

· United Nations Population Fund (UNFPA)

· World Food Programme (WFP)

Neun funktionale Kommissionen, u.a. zu Statistik, Bevölkerung, Sozialentwicklung, Menschenrechte, Frauen, Drogen, Verbrechensverhütung, Wissenschaft & Technologie, Nachhaltige Entwicklung.

Fünf Standing Committees.

Spezialorgane, die von der Generalversammlung eingesetzt werden, u. a. United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD), United Nations Environment Programme (UNEP), United Nations Institute for Training and Research (UNITAR).

Sonderorganisationen, die auf Grund zwischenstaatlicher Übereinkünfte auf den Gebieten der Wirtschaft, des Sozialwesens, der Kultur, der Erziehung und der Gesundheit gegründet und durch besondere Abkommen mit den UN in Verbindung gebracht werden. Zu den Sonderorganisationen gehören u.a. die Food and Agriculture Organization of the United Nations (FAO), die Weltbank, und die Weltgesundheitsorganisation (WHO). 

Große Erfolge Österreichs in den Vereinten Nationen

Österreich misst der Tätigkeit der Vereinten Nationen (VN) traditionell einen großen Stellenwert bei und betrachtet seine VN-Politik als wesentliches außenpolitisches Element. So bemüht sich Österreich seit seiner EU-Präsidentschaft 1998 darum, dass die VN-Politik als wichtiger Baustein der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union verstanden wird.  

Österreich wurde am 14. Dezember 1955, etwa ein halbes Jahr nach Wiedererlangung seiner Unabhängigkeit mit dem Abschluss des Staatsvertrages, als 70. Mitglied in die Vereinten Nationen aufgenommen. Seither hat sich Österreich durch aktive Mitarbeit in der Weltorganisation ein hohes Profil erworben. Seine zweimalige Wahl in den Sicherheitsrat (1973/74 und 1991/92) ist als Anerkennung seines Engagements zu bewerten. In der Kontinuität dieses Engagements bewirbt sich Österreich für die Periode 2009/2010 zum dritten Mal als nichtständiges Mitglied des Sicherheitsrates. Österreich stellte mit Kurt Waldheim von 1971 bis 1981 einen der bisher sieben Generalsekretäre der Vereinten Nationen. Österreich ist bemüht, seine Verbundenheit zu den Vereinten Nationen durch entsprechende Leistungen an die Organisation zum Ausdruck zu bringen. 

So gehört Österreich zu den größten Truppenstellern im Bereich der friedenserhaltenden Operationen. Insgesamt dienten bisher über 50.000 Österreicher unter der UN-Flagge als Soldaten, Militärbeobachter, Zivilpolizisten und zivile Experten in aller Welt. Mit jährlichen Beitragszahlungen im Umfang von über 12,5 Millionen US-$ trägt Österreich 0,95 % zum ordentlichen Budget der Vereinten Nationen bei. 

Längerfristig bilden für Österreich die Umsetzung der Empfehlungen der VN-Konferenzen und der Millenniumserklärung sowie die Reform der Arbeitsweise der Generalversammlung und des ECOSOC im Wirtschafts- und Sozialbereich vorrangige Themen. Neben Friedenssicherung und Konfliktprävention sind Menschenrechte, Menschliche Sicherheit, Kinderrechte, Drogen- und Verbrechensbekämpfung sowie die Weiterentwicklung des Völkerrechts Schwerpunkte der österreichischen Mitarbeit in den Vereinten Nationen. In jüngerer Vergangenheit setzte Österreich Initiativen u.a. in den Bereichen Kinderpornographie im Internet und Bekämpfung des Schlepperwesens. 

Wien ist neben New York und Genf dritter Amtssitz des VN-Sekretariats. Im "Vienna International Center", das im Oktober 1999 sein 20-jähriges Bestehen gefeiert hat, sind das Büro der Vereinten Nationen in Wien (UNOV), das Büro für Drogen- und Verbrechensverhütung (ODCCP), das provisorische technische Büro der Organisation für den Umfassenden Atomteststoppvertrag (CTBTO) und andere dem VN-System angehörende Einheiten wie die Organisation für Industrielle Entwicklung (UNIDO) und die Atom-Energie-Behörde (IAEO) untergebracht. Schließlich hat sich Wien als bedeutendes internationales Konferenzzentrum etabliert, wo alljährlich eine Vielzahl von Konferenzen und Tagungen unter der Ägide der Vereinten Nationen stattfindet. 

Insgesamt dienten bisher über 50.000 Österreicher unter der UN-Flagge als Soldaten, Militärbeobachter, Zivilpolizisten und zivile Experten in aller Welt.  

Österreich, das 2000 bis 2002 die Vizepräsidentschaft des Wirtschafts- und Sozialrats der UNO (ECOSOC) ausübte, ist am 3. Mai 2000 in vier wichtige Kommissionen gewählt worden, die sich mit nachhaltiger und sozialer Entwicklung, Umwelt und Bevölkerungsfragen beschäftigen. Die Agenden dieser Vertretung wurden durch die österreichische Mission bei den Vereinten Nationen in New York wahrgenommen. Damit hatte Österreich Gelegenheit haben, die globale Agenda mitzubestimmen. Besonders hervorzuheben ist, dass Österreich in die Kommission für nachhaltige Entwicklung mit der größten Stimmenanzahl noch vor Frankreich, Schweiz, Island und Türkei gewählt wurde. 

Der Erfolg Österreichs unterstreicht das hohe Ansehen, das unser Land in den Vereinten Nationen genießt. 

Die Mitgliedschaft Österreichs in den vier Kommissionen hat wesentliche Impulse für die Formulierung und Durchführung der österreichischen Entwicklungs- und Umweltpolitik gebracht. 

Der Aufgabenbereich der UN-Gremien, in denen Österreich mitwirkte, umfasste:

· Kommission für nachhaltige Entwicklung


wurde von der Generalversammlung nach dem Gipfel von Rio über Umwelt und Entwicklung eingerichtet und beschäftigt sich mit der Umsetzung der Agenda 21. 

· Kommission für Bevölkerung und Entwicklung


ist damit beauftragt Studien über Bevölkerungsveränderungen, wie z.B. Migration und ihre Auswirkungen auf wirtschaftliche und soziale Bedingungen, zu erstellen. Beschäftigt sich seit 1995 auch intensiv mit der Implementierung und Überprüfung der Ergebnisse des Bevölkerungsgipfels von Kairo. 

· Kommission für Siedlungswesen


wurde 1977 von der Generalversammlung eingerichtet und soll die Entwicklung sozialer und umweltfreundlicher menschlicher Siedlungen durch die Formulierung von richtungsweisender Politiken, die Vermittlung von Expertise und durch die Stärkung internationaler Zusammenarbeit fördern.

Die UN-Wirtschaftskommission für Europa

Die Wirtschaftskommission für Europa (Economic Commission for Europe) wurde 1947 als erste der UN-Regionalkommissionen mit dem Ziel gegründet, den koordinierten Wiederaufbau im Europa der Nachkriegszeit zu unterstützen. 

Bedingt durch den Kalten Krieg wurde das Mandat der ECE in den 60er Jahren auf technische Arbeitsbereiche (siehe unten) eingeschränkt. Sitz der Organisation, der als Exekutivsekretär der Franzose Yves Berthelot vorsteht, ist Genf. 

Die ECE ist dem UN-Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) unterstellt und hat derzeit 57 Mitglieder, darunter die USA und Russland. 

Zwei Drittel des Welthandels findet innerhalb der ECE-Region statt. 

Österreich hatte von Anfang 2000 bis zur Jahrestagung 2001 den Vorsitz in der ECE inne. 

Der Wirtschafts- und Sozialrat

Der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) ist eines der sechs Hauptorgane der Vereinten Nationen. Der Wirtschafts- und Sozialrat besteht aus 54 Mitgliedern, von denen jährlich 18 Mitglieder für eine Amtszeit von drei Jahren gewählt werden. Er tagt halbjährlich, jeder Mitgliedstaat hat eine Stimme.

Österreich war ab 1. Jänner 2000 Mitglied des 54 Mitglieder umfassenden ECOSOC und wurde am 27. Jänner 2000 zum Vizepräsidenten gewählt (bis 2002). Am 3. Mai 2000 war Österreich überdies in vier wichtige ECOSOC-Kommissionen gewählt worden, die sich mit nachhaltiger und sozialer Entwicklung, Umwelt und Bevölkerungsfragen beschäftigen. 
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Auf der Verwaltungsebene ist derzeit die Direktorin/der Direktor Sarbuland Khan.

Aufgaben: 

· Durchführung oder Anregung von Untersuchungen zu wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und humanitären Fragen; 

· Empfehlungen an UN-Mitglieder und -Organe; 

· Einberufung internationaler Konferenzen; 

· Verbindung zu den autonomen Organisationen. 

Die UNO im Wandel

Das starke organisatorische Wachstum des UN-Systems in Form von Organen, Programmen und Konferenzen ist der Aufrechterhaltung der Entscheidungs- und Problemlösungskapazität keineswegs förderlich gewesen. 

Zwar haben sich die UN immer weiterer internationaler Probleme angenommen und immer mehr Aktivitäten entfaltet. Auch haben sie ihre Rolle als Forum der Interessenartikulation und -aggregation nicht schlecht erfüllt. 

In Fragen der Umsetzung von policies in den verschiedenen Aufgabenfeldern hat es den UN aber an Kompetenzen und Finanzen gefehlt. Auf Grund der politischen Konstellationen in seinen Organen haben die Industrieländer ihre politischen wirksamen Aktivitäten in Organisationen verlagert, die von ihnen kontrolliert werden. 

Des Weiteren haben einige Industrieländer, die die wichtigsten Beitragszahler sind (die USA bringen 25 %, Japan 13,9 %, die BRD 8,94 % des Haushalts auf), nicht einmal ihre Pflichtbeiträge entrichtet bzw. pünktlich gezahlt. Vor allem die Rückstände der USA haben bei steigenden Kosten für die Friedenssicherung eine Finanzkrise der UN heraufbeschworen. Die Begleichung der Schulden wird von den USA von einer Reform der UN abhängig gemacht, ein seit den 80er Jahre diskutiertes Vorhaben, zu dem etliche Gutachten und Vorschläge auf dem Tisch liegen, das bislang an den unterschiedlichen Interessenlagen der Mitgl. scheiterte.

Als erste Stufe der Reform wurde der Haushalt stark gekürzt, verbunden mit einem drastischen Stellen-Abbau. Zweite Stufe der Reform: 

1. Reform des Sicherheitsrats; er soll von 15 auf 24 Mitgl., davon 5 ständige und 4 nicht-ständige Mitgl. erweitert werden. Von den 5 ständigen ist (neben D und Japan) jeweils ein Vertreter Afrikas, Asiens und Lateinamerikas vorgesehen. 

2. Ausweitung der UN-Kompetenzen im Bereich Wirtschaft, Soziales und Ökologie.

3. Neudefinition der Rolle der UN im Bereich der Friedenssicherung. 

4. Weitreichendere Reform der UN-Verwaltung.

Zu den wichtigsten sozialpolitischen künftigen Ereignissen des UN-Systems gehörte in den letzten Jahren der 

1. UN-Weltkindergipfel im September 2001 (UN Special Session on Children) in New York

2. World Assembly on Ageing 2002 in Madrid

3. Peking + 5
Weitere, sozialpolitische und gesundheitspolitische Institutionen der Vereinten Nationen

Unter der zahlreichen weiteren Institutionen der Vereinten Nationen mit Relevanz für das Ressort seien an dieser Stelle insbesondere das Kinderhilfswerk UNICEF, das UN-Entwicklungsprogramm UNDP und der Entwicklungsfond für Frauen, UNIFEM, hervorgehoben. 

Fünf Jahre nach der Pekinger Frauenkonferenz trafen einander im Juni 2000 in New York rund 10.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 180 Ländern zur UN-Sondergeneralversammlung "Women 2000". 

Ziel dieser neuerlichen Frauenkonferenz war es, die Umsetzung des Pekinger Aktionsplanes zu überprüfen und weitere Strategien zur Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung von Frauen auszuarbeiten. 

Im Aktionsplan wurde vor fünf Jahren sehr engagiert 

· der Kampf gegen Armut und Gewalt gegen Frauen gefordert, ebenso 

· mehr Bildung, 

· bessere Gesundheit, 

· eine Stärkung der Rolle der Frau in der Wirtschaft, im politischen Leben und generell in Entscheidungsprozessen. 

Leider konnten - besonders in Ländern der so genannten Dritten Welt - nur in wenigen Punkten und Fällen Fortschritte für die Situation der Frauen festgestellt werden. Einer davon ist die wirtschaftliche Stärkung von Frauen durch Mikro-Kreditprogramme. In vielen Bereichen mussten jedoch Verschlechterungen zur Kenntnis genommen werden. 

Österreichische Delegationsleiterin war Botschafterin Irene Freudenschuss-Reichl (BmaA), die in Peking den Vorsitz in einem der Verhandlungskomitees geführt hatte. Neben der offiziellen Delegation nahmen acht Vertreterinnen von NGOs an der parallel veranstalteten NGO-Konferenz in New York teil. 

Die Verhandlungen in New York gestalteten sich sehr schwierig und kontrovers. Von Beobachterinnen wurde schließlich das Schlussdokument besser als der Prozess eingestuft. Als "im Geiste Pekings" werden Punkte im Bereich 

· der HIV/Aids-Prävention bewertet, ebenso 

· die Verurteilung von Zwangsehen und 

· "honour killings", 

· geforderte Maßnahmen gegen sexuelle Gewalt in der Familie und dem Frauenhandel sowie Aussagen zur Globalisierung und zu Rechten von Frauen auf dem Arbeitsmarkt. 

Kritisiert wurde, dass keine konkreten Zeitlimits für die Umsetzung des Aktionsplanes von Beijing vorgegeben worden sind. 

Abschließende Wertung der Tätigkeit des Systems der VN in sozialpolitischer Sicht

Die entwicklungspolitische, sozial- und gesundheitspolitische Bilanz dieser Institutionen ist weitgehend positiv zu werten; neben dem Einsatz für sozial benachteiligte Gruppen in den Transformationsstaaten und in den Ländern Afrikas, Asiens, Lateinamerikas und Ozeaniens haben diese Agenturen auch eine beträchtliche analytische Arbeit und statistische Dokumentation auf dem Gebiet des Ressorts aufzuweisen, die seitens der EUI beobachtet und aufbereitet wird.

Insbesondere in den Staaten des Mittelmeerraumes, aber auch in den Transformationsstaaten weisen die multilateralen Entwicklungsporgramme der Vereinten Nationen einen erfreulich starken sozialen Schwerpunkt aus, der mit der leider oft gegebenen Schwerpunktbildung der Europäischen Union im Bereich Strukturelle Anpassung, Bankensektorentwicklung, Infrastruktur bei ihren Kooperationsprogrammen in der Region positiv kontrastiert.

Über die Finanzierung über das BMaA oder andere Bundesministerien ist Österreich auch mit folgenden Summen an multilateralen Sozial- und Gesundheitsprojekten in der Welt und an Forschungen zur internationalen Sozialpolitik beteiligt. Die Daten für 2003 (Außenpol. Bericht 2004) lauten:

UNO





9,801 Mio €

BmaA

Europarat




4,5 Mio €

BMaA

FAO





2,453 Mio €

BMLF

Folteropferfonds OHCHR


0,037 Mio €

BMaA

ILO





2,241 Mio €

BMWA

IOM





0,247 Mio €

BMI

OSZE/ODIHR Menschenrechtsbüro

0,22 Mio €

BMaA

UNDP





3,63 Mio €

BKA

UNESCO




1,646 Mio €

BMaA

UNFPA (Bevölkerungsfonds)

0,345 Mio €

BmaA

UNICEF




1,000 Mio €

BmaA

UNIFEM




0,063 Mio €

BmaA

UNRWA (Palästina)



0,340 Mio €

BmaA

WHO





3,121 Mio €

BMSG

World Bank IBRD



1.167,90 Mio €
BMF

Weitere Hinweise auf UN-Aktivitäten, Organigramme und Internet-Adressen

Zuständigkeit im BmaA:

Abteilung II.5 

Internationale Organisationen 

Organigramm des BmaA:

http://www.bmaa.gv.at/view.php3?r_id=14&LNG=de&version=

Vertretung bei den Vereinten Nationen in NY

New York

http://www.aussenministerium.at/newyorkov/
dort:

http://www.aussenministerium.at/newyorkov/view.php3?r_id=2039&LNG=en&version=

Genf

http://missions.itu.int/~austria
dort:

http://missions.itu.int/~austria/themiss.htm
Österreichische Mitgliedschaften

Membership in UN bodies 

General Assembly 

Special Committee on Peacekeeping Operations 

Conference on Disarmament 

United Nations Commission on International Trade Law (UNCITRAL) 

Committee on the Peaceful Uses of Outer Space (COPUOS) 

Committee on Conferences

Economic and Social Council 

Commission on Human Rights (CHR) - until 2004 

Commission on Social Development (CSocD) - until 2005 

Commission on Sustainable Development (CSD) - until 2004 

Commission on Population and Development - until 2004 

Commission on Science and Technology for Development - until 2004 

United Nations Human Settlements Programme (HABITAT) 

Commission on Crime Prevention and Criminal Justice (CCPCJ) - until 2006 

Economic Commission for Europe (ECE) 

Committee of Experts on the Transport of Dangerous Goods and on the Globally Harmonized System of Classification and Labelling of Chemicals

Other United Nations Bodies and Programmes 

United Nations Children's Fund (UNICEF) Executive Board 

United Nations Conference on Trade and Development (UNCTAD) 

United Nations Institute for Training and Research (UNITAR) 

Global Envirinmental Facility (GEF)

Websiten der Vereinten Nationen und der sozialpolitischen Themen der UNO: 

http://www.un.org
http://www.un.org/esa/index.html
http://www.un.org/esa/socdev/
http://www.unsystem.org/
UNGA (Generalversammlung)

http://www.un.org/ga/59/
UNSC (Sicherheitsrat)

http://www.un.org/Docs/sc/
ICJ (Internationaler Gerichtshof)

http://www.icj-cij.org/
UNCTAD (Handels- und Entwicklungskonferenz)

http://www.unctad.org/
UNCTAD (Konsumentenschutz)

http://r0.unctad.org/en/subsites/cpolicy/
UNDP (Entwicklungsprogramm)

http://www.undp.org/
UNEP (Umweltprogramm)

http://www.unep.org/
UNFPA (Bevölkerungsfonds)

http://www.unfpa.org/
UNHCR (Hoher Kommissar für Flüchtlinge)

http://www.unhcr.ch/
UN High Commissioner for Human Rights

http://www.ohchr.org/english/
UNICEF (Weltkinderhilfswerk)

http://www.unicef.org/
UNIFEM (UN Entwicklungsprogramm für Frauen)

http://www.unifem.undp.org/
UNITAR (UN Ausbildungs-und Forschungsinstitut)

http://www.unitar.org/
FAO Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation

http://www.fao.org/
WHO (Weltgesundheitsorganisation)

http://www.who.int/
United Nations International Forum for Social Development

http://www.un.org/esa/socdev/forum/
Youth at the United Nations

http://www.un.org/esa/socdev/unyin/
United Nations Programme on Aging

http://www.un.org/esa/socdev/ageing/
weitere UN-links

http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0324
8) Die Sozialpolitik der ILO


Die dreigliedrige Struktur der ILO

Die Internationale Arbeitsorganisation (IAO) ist die einzige Weltorganisation, die ausschließlich für die Arbeits- und Sozialpolitik zuständig ist. Sie leistet einen bedeutenden Beitrag zum Schutz der Menschen- und Freiheitsrechte in der Arbeits- und Sozialwelt. Ihre dreigliedrige Struktur prädestiniert sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe, die Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeitnehmer in aller Welt zu verbessern.

Sie hat derzeit 177 Mitglieder, war 1946 die erste Sonderorganisation der UNO, und unterhält weltweit 40 Außenstellen. Sie beschäftigt 2457 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; ihr Präsident ist derzeit der Chilene Juan Somavia. Das Jahresbudget der ILO beträgt derzeit 434 Millionen $ pro Jahr.

Ihre Aufgabe ist als pragmatisches Ziel in der Präambel der Verfassung der IAO festgelegt. Darin heißt es, dass der Weltfriede auf Dauer nur auf sozialer Gerechtigkeit aufgebaut werden kann. Allerdings bestehen Arbeitsbedingungen, die für eine große Anzahl von Menschen mit Ungerechtigkeit und Entbehrungen in einem Ausmaß verbunden sind, dass eine den Weltfrieden gefährdende Unzufriedenheit entsteht. Diese Bedingungen seien vordringlich zu verbessern, u.zw. durch Regelung der Arbeitszeit und des Arbeitsmarktes; Verhütung von Arbeitslosigkeit; Arbeitnehmerschutz; Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen; Vorsorge für Alter und Invalidität; Schutz der Interessen der  Wanderarbeitnehmer; Lohnschutz und Anerkennung des Grundsatzes „gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit“; Anerkennung des Grundsatzes der Vereinigungsfreiheit; Regelung des beruflichen und technischen Unterrichts; und ähnliche Maßnahmen. Abschließend wird in der Präambel ausgeführt, dass die Nichteinführung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen durch eine Nation die Bemühungen anderer Nationen zur Verbesserung des Loses der Arbeitnehmer in ihren Ländern hemmen würde.

Die Ursprünge und Vorläufer einer internationalen Arbeitsorganisation gehen schon auf die Zeit vor dem Ersten und den Zweiten Weltkrieg zurück; 1944 wurde eine Konferenz in Philadelphia abgehalten, die die IAO auf die durch den 2. Weltkrieg entstandenen Probleme vorbereiten sollte. Die Ziele und Aufgaben der IAO wurden neu definiert und fanden Aufnahme in die sogenannte „Erklärung von Philadelphia“, die heute einen Anhang zur IAO-Verfassung darstellt. 1946 wurde der IAO als erster internationaler Organisation der Status als Sonderorganisation für soziale und Arbeitsfragen im Rahmen des neugegründeten UN-Systems zuerkannt. Die IAO hatte bei ihrer Gründung 45 Mitglieder, unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg 58 Mitglieder, und zählt heute 177 Mitglieder - ein eindrucksvoller Prozess der Entkolonisierung und des Selbständigwerdens von Regionen in allen Teilen der Welt sowie deren Anerkennung als „Staaten“.

Unter dem Grundsatz der Dreigliedrigkeit wird die Aufteilung des Stimmrechtes auf Vertreter von Regierungen, von Arbeitgeberverbänden und von Gewerkschaften sowie die jeweilige Eigenständigkeit der Vertreter aus jeder dieser drei Gruppen verstanden. Von der dreigliedrig zusammengesetzten Kommission im Rahmen der Pariser Friedensverhandlungen 1919 wurde, da diese Frage sich sofort zu einer solchen prinzipieller Natur wandelte, in langen Verhandlungen seitens aller Beteiligten ein mühsamer Kompromiss zustande gebracht, der trotz aller Ressentiments bald danach volle Anerkennung und Unterstützung gefunden hat.

Nach diesem Verhandlungsergebnis sollte künftig jedes Mitgliedsland vier Delegierte zur Allgemeinen Konferenz der IAO entsenden, u. zw. zwei Regierungsdelegierte sowie je einen Arbeitgeber- und  Arbeitnehmerdelegierten. Jeder dieser Delegierten sollte eine Stimme sowie das Recht haben, seine Stimme unabhängig vom sonstigen Stimmverhalten der übrigen Delegierten abzugeben.

Diese Art der Dreigliedrigkeit gilt auch für die Zusammensetzung des zweitwichtigsten Organs der IAO, den Verwaltungsrat. Dieser setzt sich derzeit aus 56 Mitgliedern zusammen, davon 28 Regierungsmitglieder und je 14 Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

In anderen IAO-Gremien, wie z.B. den zur Behandlung von Spartenproblemen veranstalteten Fachtagungen, ist die Dreigliedrigkeit stärker ausgeformt (Verhältnis der drei Gruppen 1:1:1), in anderen weniger: im Finanzausschuss der Allgemeinen Konferenz sind nur Regierungsdelegierte vertreten. Da jedoch alles, was im Rahmen der IAO geschieht, vorher vom dreigliedrig zusammengesetzten  Verwaltungsrat vorbereitet und beraten wird, sind die Sozialpartner in den Willensbildungsprozess dieser Organisation voll eingebunden.

Die genannte Form der Dreigliedrigkeit, nämlich die Zusammensetzung der Delegationen zur Allgemeinen Konferenz (= Internationale Arbeitskonferenz), zu den Regionalkonferenzen sowie die Zusammensetzung des Verwaltungsrates im Verhältnis 2:1:1 trägt damals wie heute zwei wichtigen Aspekten Rechnung: 

1) die Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer haben im Rahmen einer internationalen Organisation nicht nur das Recht auf Mitsprache sondern auch das Recht auf Mitentscheidung;

2) die Regierungsgruppe kann von den beiden anderen Gruppen nicht überstimmt werden.

Das allumfassende Gremium ist die in der Regel alljährlich abgehaltene Allgemeine Konferenz, die Internationale Arbeitskonferenz. Einfach verglichen ist sie die Mitgliederversammlung der IAO. Sie beschließt über das Budget und die sonst vom Verwaltungsrat vorbereiteten Tagungsunterlagen, insbesondere über die Annahme von Übereinkommen, Empfehlungen und Resolutionen.

Der Verwaltungsrat ist das die Politik der IAO bestimmende Organ, der dem Sekretariat die Aufträge zur Durchführung des auf der Internationalen Arbeitskonferenz beschlossenen Programms und Budgets erteilt. Er weist das Sekretariat ferner zur Durchführung aller sonstigen Aufgaben an, die im Rahmen der sonstigen Tagungen und Konferenzen der IAO beschlossen werden. Seine Zusammensetzung wird alle drei Jahre teilweise durch geheime Wahlen im Rahmen der jeweiligen Internationalen Arbeitskonferenz erneuert. Teilweise deshalb, weil von den der Regierungsgruppe zufallenden 28 Sitzen 10 Sitze den Ländern vorbehalten sind, denen nach bestimmten Kriterien die wirtschaftlich größte Bedeutung zukommt. Diese Ländern sind derzeit die USA, das Vereinigte Königreich, Deutschland, Frankreich, Japan, Russland, Indien, Italien, Brasilien und die VR China.

 Internationale Arbeits-Standards

Das Internationale Arbeitsamt ist das ständige Sekretariat der IAO. Es ist ihre Verwaltungsstelle, ihr Forschungs- und Dokumentationszentrum sowie das die Aufträge des  Verwaltungsrates durchführende Organ. An seiner Spitze steht der vom Verwaltungsrat ernannte Generaldirektor. Der Generaldirektor bestellt und entlässt das Personal nach den vom Verwaltungsrat hiefür festgelegten Vorschriften. Der Personalstand umfasst ca. 1800 Mitarbeiter. 

Im Internationalen Arbeitsamt gibt es zwei sehr wichtige Einrichtungen, nämlich die Kontaktabteilungen zur Arbeitgeber- und zur Arbeitnehmergruppe des Verwaltungsrates. Über diese Abteilungen laufen Informationen unterschiedlichster Art, die auch dazu beitragen, den in der Verfassung der IAO festgelegten Grundsatz der Dreigliedrigkeit auch informell mit Leben zu erfüllen.

Neben dieser dreigliedrigen Struktur hat die IAO aber auch noch eine regionale und eine fachspezifische Komponente.

Die regionale Struktur kommt nicht nur in den  Regional- und Zweigämtern der IAO sowie in den multidisziplinären Teams, die in etlichen Ländern Aufgaben der Technischen Hilfe vor Ort zu erfüllen haben, sondern vor allem auch in den in unregelmäßigen Abständen abgehaltenen Regionalkonferenzen zum Ausdruck.

Die fachspezifische Struktur zeigt sich in den für eine Reihe von Industriesparten organisierten Tagungen über spezielle Fachfragen. Daneben gibt es noch eine Vielzahl von Seminaren und Symposien. In Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen sind z.B. der Gemischte Seeschiffahrtsausschuss, der Expertenausschuss für die Durchführung der Empfehlung betreffend den Status der Lehrer und der Expertenausschuss für Arbeitsschutz zu nennen.

Die IAO beschäftigt sich mit allen Problemen aus dem Bereich der Arbeits- und Sozialwelt. Das reicht von der Ausbildung (einschließlich Umschulung) über die Arbeitsmarktverwaltung, Arbeitszeit, Urlaub, Bildungsurlaub, alle Aspekte des Arbeitnehmerschutzes, alle Zweige der Sozialen Sicherheit, Arbeitgeber/Arbeitnehmer-Beziehungen, Beschäftigung von Kindern, Jugendlichen und Frauen, bis hin zur Anerkennung grundlegender Menschenrechte und zu jenen Problemen, die multinationale Unternehmen in der Sozialpolitik des jeweiligen Landes verursachen.

Die Ergebnisse der Arbeiten sind je nach der Art der vorangehenden Konferenz unterschiedlich. Die Internationale Arbeitskonferenz schließt die materiellen Punkte der Tagesordnung je nach dem Willen der TeilnehmerINNen und dem dabei erzielten Kompromiss mit einem Übereinkommen allein, oder einem Übereinkommen samt ergänzender Empfehlung oder nur mit einer Empfehlung ab.

Regionalkonferenzen sowie fachspezifische Tagungen beenden ihre Arbeiten üblicherweise mit Schlussfolgerungen. Daneben können bei allen Konferenzen und Tagungen über nicht auf der Tagesordnung stehende Punkte auf Antrag Resolutionen verabschiedet werden.

Österreich ist der IAO im Jahre 1919 durch eine entsprechende Erklärung gemäß den Bestimmungen des Friedensvertrages von St. Germain en Laye beigetreten. Nach 1945 hat Österreich die Wiederaufnahme beantragt.  Diesem Begehren wurde im Juni 1947 im Rahmen der 30. Internationalen Arbeitskonferenz stattgegeben.

Im Sinne von Art. 11 der Verfassung der IAO wird der unmittelbare Geschäftsverkehr über das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit abgewickelt. Hiefür ist im Rahmen der für Allgemeine Sozialpolitik und Arbeitsrecht zuständigen Sektion im BMWA eine Abteilung eingerichtet (III.10).

Der einlangende Schriftverkehr wird gesichtet, übersetzt und nach Thematik geordnet den zuständigen Verwaltungsstellen entweder zur Kenntnis oder mit der Bitte um Stellungnahme zugeleitet. Im Sinne der bereits geschilderten Dreigliedrigkeit werden dabei die maßgeblichen Interessenvertretungen, u. zw. Österreichischer Gewerkschaftsbund, Bundesarbeitskammer, Vereinigung der Österreichischen Industrie, Wirtschaftskammer Österreich, sowie je nach der Thematik auch der Landarbeiterkammertag und die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern voll einbezogen. In den vom BMWA der IAO zur Vorbereitung der Tagungen übermittelten Stellungnahmen werden die von den Interessenvertretungen erstatteten Bemerkungen berücksichtigt, oft auch durch volle Übernahme des Wortlautes der erstatteten Bemerkungen.

Wird Österreich zur Teilnahme an einer Tagung eingeladen, werden die Interessenvertretungen verständigt und um Nominierung ihrer jeweiligen Vertreter gebeten.

Die Tagungsergebnisse werden wie folgt verarbeitet:

Die von der jeweiligen Internationalen Arbeitskonferenz angenommenen Übereinkommen und  Empfehlungen müssen entsprechend der IAO-Verfassung den zuständigen Stellen des Landes innerhalb einer bestimmten Frist zur Beurteilung darüber vorgelegt werden, inwieweit die darin formulierten Bestimmungen  und Anregungen bereits verwirklicht sind oder verwirklicht werden können. Die „zuständige Stelle“ ist in Österreich das Parlament. Ein neugeschaffenes Übereinkommen wird daher einem ähnlichen Verfahren unterworfen, wie es bei der Schaffung innerstaatlicher Gesetze üblich ist. Stellt sich nun nach dem von allen beteiligten Stellen eingeholten Gutachten heraus, dass alle Bestimmungen eines Übereinkommens durch die österreichische Gesetzgebung erfüllt sind, wird seitens der Bundesregierung ein Antrag auf Ratifikation desselben im Parlament eingebracht. Das Übereinkommen wird dann in der  Form ratifiziert, dass seine Bestimmungen durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen sind.

Kann ein Übereinkommen nicht ratifiziert werden, ist dem Parlament ein Bericht mit einem genauen Vergleich der Forderungen des Übereinkommens mit der österreichischen Rechtsordnung zur Kenntnisnahme vorzulegen. Gleiches gilt für von der Internationalen Arbeitskonferenz angenommene Empfehlungen, da für diese eine Ratifikation nicht vorgesehen ist.

Die von Regionalkonferenzen sowie von sektoriellen Tagungen angenommenen Schlussfolgerungen und Entschließungen werden den zuständigen Behörden und Ämtern (d.s. Ministerien, Landesregierungen, etc.) mit dem Ersuchen um Berücksichtigung bei künftigen Maßnahmen auf dem jeweiligen Rechtsgebiet zugeleitet.

Die von der Internationalen Arbeitskonferenz über nicht auf der Tagesordnung stehende Punkte allfällig verabschiedeten Entschließungen (Resolutionen) werden den interessierten Stellen lediglich zur Kenntnis gebracht. Über diese Texte ist nur im Einzelfall und nur nach entsprechender Aufforderung zu berichten.

Hingegen ist über die Durchführung von ratifizierten Übereinkommen regelmäßig und sehr genau zu berichten. Es handelt sich ja dabei nicht nur um Absichtserklärungen der einzelnen Ratifikanten, das Los ihrer in unselbständiger Erwerbstätigkeit stehenden Bevölkerung zu verbessern, sondern auch um eine eingegangene völkerrechtliche Verpflichtung, die nach dem Grundsatz „pacta sunt servanda“ einzuhalten ist.

Den Interessenvertretungen kommt bei diesem Berichtsverfahren - gestützt auf Art. 23 und 24 der IAO-Verfassung - ein erhebliches Mitwirkungsrecht zu. Die Regierungen haben zunächst über Ersuchen des Verwaltungsrates der IAO die Meinungen der Interessenvertretungen hinsichtlich der Durchführung des Übereinkommens einzuholen, diese Bemerkungen in einem eigenen Berichtsabschnitt der IAO zur Kenntnis zu bringen, und gemäß Art. 23 Kopien dieser Berichte den Interessenvertretungen zur Verfügung zu stellen. Ist nun eine maßgebliche Interessenvertretung der Meinung, ein ratifiziertes Übereinkommen wird nicht in ausreichender Weise durchgeführt, kann sie dies einerseits im Zuge des Berichtsverfahrens zum Ausdruck bringen oder an das Internationale Arbeitsamt eine entsprechende Beschwerde richten. Diese Beschwerde wird dann in einem bestimmten Verfahren weiter behandelt. Unter Umständen kann der Fall bis zum Internationalen Gerichtshof gehen. Das gleiche Beschwerderecht steht auch Mitgliedstaaten zu, die dasselbe Übereinkommen ratifiziert haben.

Die von den Regierungen - so auch von Österreich - gelegten Durchführungsberichte werden einem Unabhängigen Sachverständigenausschuss zur Prüfung zugeleitet. Dieser aus international anerkannten Rechtsexperten bestehende Ausschuss erstattet dem Verwaltungsrat Bericht, der diesen der jeweiligen Internationalen Arbeitskonferenz vorlegt. Dabei kann über Anregung des Sachverständigenausschusses der Verwaltungsrat gegen einzelne Mitgliedstaaten wegen Nichterfüllung oder wegen mangelhafter Erfüllung des ratifizierten Übereinkommens klagen und auffordern, Gründe für die Rechtfertigung seines Verhaltens vorzubringen.



 IVSS und Soziale Sicherheit


Die Internationale Vereinigung für Soziale Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS), die bis zum Jahre 1947 den Namen „Conférence Internationale de la Mutualite et des Assurances Sociales (CIMAS)“ trug, wurde in Brüssel am 4. Oktober 1927 gegründet. Die Mitglieder der IVSS setzen sich aus staatlichen Stellen, Zentralstellen und nationalen Verbänden von Verwaltungsträgern aller oder einzelner Zweige der Sozialen Sicherheit oder der Hilfsvereine auf Gegenseitigkeit zusammen. Gegenwärtig zählt die Vereinigung derzeit (November 2004) 377 Mitgliedsanstalten aus 151 Ländern (elektronische Postmitteilung des Sekretariats der ISSA aus der 49. KW. 2004).


Zweck der Vereinigung ist die Zusammenarbeit auf internationaler Ebene zur Verteidigung, Förderung und Entwicklung der Sozialen Sicherheit in der ganzen Welt durch Vervollkommnung ihrer fach- und verwaltungstechnischen Durchführungsmethoden.


Die wichtigsten Tätigkeitsgebiete der Vereinigung sind:

· Organisation von fachtechnischen Tagungen, Konferenzen am runden Tisch und Seminaren über die Soziale Sicherheit auf internationaler Ebene;

· Nachrichten- und Erfahrungsaustausch sowie gegenseitige technische Hilfe der Mitglieder;

· Forschungen und Untersuchungen über die Soziale Sicherheit;

· Veröffentlichung und Verbreitung von Material über die Soziale Sicherheit;

· Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit.


Die Vereinigung veröffentlicht vierteljährlich die „Internationale Revue für Soziale Sicherheit“ in französischer, englischer, spanischer und deutscher Sprache mit Artikeln, Studien und den neuesten Nachrichten über die Entwicklung der Sozialversicherung in der ganzen Welt; gemeinsam mit dem Staatssekretariat für Soziale Sicherheit Argentiniens und dem Familienbeihilfenfond für Industrieangestellte, Hafenarbeiter und kaufmännische Angestellte veröffentlicht sie die Rundschau „Estudios de la Seguridad Social“ in spanischer Sprache. Die IVSS veröffentlicht in zwangloser Folge in französischer und englischer Sprache die „African News Sheet“ und das „Informationsbulletin für Datenverarbeitung“. Die „Weltbibliographie der Sozialen Sicherheit“ wird zweimal jährlich veröffentlicht. Weiters werden „Trends in der Sozialen Sicherheit“ in vier  Sprachen und das vierteljährliche „ISSA Bulletin“ ebenfalls in vier Sprachen, das zweimal jährlich erscheinende „Current Research in Social Security“, die Broschüre „Contacto“ und die vierteljährlich erscheinenden „Asian and Pacific News Sheet“ und „Safety Worldwide“ herausgegeben. Überdies veröffentlicht die Vereinigung die von den Generalversammlungen angenommenen fachtechnischen Berichte.


Die wichtigsten Organe der Vereinigung sind:

· Die Generalversammlung, die sich aus Delegierten der Mitglieder zusammensetzt. Sie tritt in der Regel alle drei Jahre zusammen.

· Der Verwaltungsrat, der aus je einem Hauptdelegierten oder einem Ersatzdelegierten jedes Landes gebildet wird, in dem die IVSS Mitglieder hat. 

· Der Vorstand, der vom Verwaltungsrat gewählt wird und sich aus dem Präsidenten, dem Schatzmeister, dem Generalsekretär und aus den Mitgliedern aus den geographischen Regionen zusammensetzt. Er tritt mindestens einmal jährlich zusammen.

· Der Kontrollrat, der aus drei vom Verwaltungsrat gewählten ordentlichen Mitgliedern und einem Stellvertreter besteht und Bücher, Jahresberichte und finanzielle Transaktionen zu überprüfen hat.

Der Vorstand der IVSS schafft die Struktur der Fachausschüsse, die zur Durchführung des Tätigkeitsprogramms erforderlich sind.


Die IVSS ist eine autonome Körperschaft, mit der das Internationale Arbeitsamt durch Bereitstellung des Sekretariatsdienstes zusammenarbeitet. Für die Veröffentlichungen ihres Generalsekretariats ist die Vereinigung allein verantwortlich.

Weitere Informationen:

http://www.ilo.org/
http://www.issa.int/germ/homef.htm
9) Sozialpolitische Aspekte der Tätigkeit anderer internationaler Organisationen

Die OECD

Eine weitere relevante internationale Organisation ist die OECD. Zum einen ist die OECD durch ihre zahlreichen wirtschaftspolitischen Stellungnahmen „in aller Munde“, zum anderen entfaltet sie in einem Kernbereich des Konsumentenschutzes – eine rege internationale Tätigkeit.

Was ist die OECD?

Die OECD umfasst die entwickelten westlichen Demokratien. Ihre Mitgliedsländer sind
: 

Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Korea, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, Schweiz, Slowakei, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, Vereinigtes Königreich und die Vereinigten Staaten von Amerika.

Wie wird ein Land Mitglied? Wie wurde Österreich Mitglied? 

Während einer Periode der gegenseitigen Annäherung  verständigen sich die Kandidatenländer darüber, dass sie die Werte der OECD teilen: offene Marktwirtschaft, pluralistische Demokratie und die Achtung der Menschenrechte.

Sie erklären sich einverstanden zur Teilnahme am einzigartigen Prozess der gegenseitigen Kontrolle, genannt "peer review", der auf den Prinzipien der Transparenz, der gegenseitigen Aufklärung und, wo nötig, der selbstkritischen Betrachtung der untersuchten Länder beruht.

Die OECD (Organisation for Economic Co-operation and Development), eine zwischenstaatliche Wirtschaftsorganisation der 30 höchstentwickelten Industriestaaten der Welt, ist durch das Pariser Abkommen vom 14.12.1960 aus der im Zusammenhang mit der Verwaltung der Marshall-Plan-Hilfe gegründeten OEEC (Organisation for European Economic Co-operation) hervorgegangen. Die Gründungsmitglieder waren neben 14 heutigen EU-Mitgliedsstaaten (außer Finnland) die Schweiz, Norwegen, Island, die Türkei, Kanada und die USA. In den folgenden zwölf Jahren traten Japan, Finnland, Australien und Neuseeland bei. Österreich gehört der OECD seit 30.9.1961 an und unterhält eine eigene Vertretung am Sitz der Organisation, die an Ort und Stelle die österreichischen Belange wahrnimmt.

Die OECD war in der Anfangszeit eine klassische Vereinigung der Länder der „Ersten Welt“ und befasste sich vornehmlich mit der Koordinierung der Wirtschaftspolitik in ihren Mitgliedsstaaten. Ein Teil ihrer Arbeit war jedoch schon damals der Entwicklungszusammenarbeit gewidmet. 

Mit der Globalisierung, dem wirtschaftlichen Erstarken zahlreicher Schwellenländer und dem Zusammenbruch der Planwirtschaften des ehemaligen Ostblocks änderten sich Rolle und Selbstverständnis der Organisation. Sie begann, sich für Kooperationen mit Nichtmitgliedstaaten zu öffnen. Im Übergang der mittel- und osteuropäischen Staaten zu Marktwirtschaften spielte sie eine wichtige Rolle als Ratgeber und Übermittler von wirtschaftspolitischem Fachwissen. Gleichzeitig wurden Beziehungen zu Nichtmitgliedsländern aus anderen Weltgegenden angeknüpft. Derzeit besitzen 16 Staaten aus allen Erdteilen Beobachterstatus in einem oder mehreren Fachausschüssen der OECD. Mit Russland, China und Brasilien bestehen eigene länderspezifische, mit den baltischen Republiken, Südosteuropa, den Übergangswirtschaften Osteuropas und Mittelasiens, den asiatischen Schwellenländern und Lateinamerika regionale Zusammenarbeitsprogramme zu Kernfragen der Wirtschaftspolitik. 

Den veränderten Gegebenheiten wurde auch durch eine Erweiterung der Mitgliederzahl Rechnung getragen. In einer neuen Beitrittswelle wurden zwischen 1994 und 2000 Mexiko, die Tschechische Republik, Ungarn, Polen, die Republik Korea und die Slowakei aufgenommen. 

Oberstes Organ der in Paris angesiedelten Organisation ist der Rat der Ständigen Delegationen der Mitglieder (OECD-Rat). Er tritt für gewöhnlich auf MissionschefINNenebene zusammen und tagt einmal jährlich auf MinisterINNenebene. Beschlüsse oder Empfehlungen bedürfen der Einstimmigkeit. In etwa 200 Ausschüssen, Arbeits- und Sachverständigengruppen, die alle Gesichtspunkte von Wirtschaftspolitik im weiteren Sinne abdecken, findet ein regelmäßiger Informations- und Meinungsaustausch zwischen den VertreterINNen der Mitgliedsstaaten statt. 

Obwohl im Rahmen der OECD auch immer wieder multilaterale Verträge und Abkommen abgeschlossen werden, sind die wesentlichen Kennzeichen ihrer Arbeitsweise nicht bindende Vorschriften, sondern informeller Gruppendruck und Empfehlungen an die Mitgliedstaaten. Die Verwaltungstätigkeit besorgt das Internationale Sekretariat mit rd. 1900 Mitarbeitern unter einem auf fünf Jahre bestellten Generaldirektor. Seit 1996 ist dies in seiner nunmehr zweiten Amtszeit der Kanadier Donald Johnston. Sonderorganisationen der OECD sind die Internationale Energieagentur (IEA) und die Kernenergieagentur (NEA). 

Ziele der OECD sind einerseits die Gewährleistung einer optimalen Wirtschaftsentwicklung und Beschäftigungslage in den Mitgliedsstaaten, andererseits ein Beitrag zu steigendem Lebensstandard, sozialem Zusammenhalt und politischer Stabilität sowie zur Entwicklung der Weltwirtschaft auf marktwirtschaftlicher Grundlage. Die OECD erstellt laufend Studien und Analysen zu wirtschaftspolitischen Themen. Die bekanntesten davon sind der zwei Mal jährlich erscheinende Wirtschaftsausblick sowie die regelmäßigen Prüfungen der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten. Ein Auszug des letzten Österreich-Berichts ist von der BKA-Leitseite abrufbar. Der gesamte Bericht kann (kostenpflichtig) auf der Leitseite der OECD eingesehen oder als gedrucktes Buch bezogen werden. Eine Übersicht über sämtliche Österreich-bezogene OECD-Aktivitäten und Veröffentlichungen bietet ebenfalls die OECD-Leitseite.   

In Österreich wird innerstaatlich die Koordination der OECD-Belange vom federführenden Bundeskanzleramt (BKA) übernommen, das die österreichische Haltung in allgemeinen Fragen der Organisation und bei ressortübergreifenden Querschnittsmaterien zu vertreten hat; dies gilt besonders für den Rat der OECD, die Vorbereitung des alljährlichen OECD-Ministerrates sowie die jährliche Länderprüfung. Fast alle Bundesministerien sind vom Arbeitsprogramm der OECD betroffen und vertreten die österreichischen Belange in den entsprechenden Ausschüssen und Arbeitsgruppen.  

Der verbraucherpolitische Ausschuß (CCP, Consumer Policy Comittee) widmet sich der VerbraucherINNenpolitik. Auf das explosionsartige Wachstum des Internets folgt nunmehr die rasche Expansion des elektronischen Handels über diese Netzwerke. Die Regierungen müssen die Regulierungsrahmen für diese neuen Marktplätze entsprechend anpassen und koordinieren, ohne den elektronischen Handel unnötig zu belasten.

Die OECD ist dabei, die Auswirkungen des elektronischen Handels und die möglichen politischen Antworten darauf in Politikbereichen wie Besteuerung, Verbrauchertäuschung und Verbraucherschutz, Datenschutz und Sicherheit zu untersuchen. Ferner werden auch die allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Folgen dieser neuen Aktivitäten, namentlich für Beschäftigung, Erziehung und Gesundheit, einer Prüfung unterzogen. Da diese Probleme eng miteinander verbunden sind, haben die OECD und die kanadische Regierung sie im Oktober 1998 auf einer Ministerkonferenz über elektronischen Handel gemeinsam behandelt. Auf der Konferenz kamen Vertreter von Staat, Wirtschaft und Arbeitnehmern sowie Repräsentanten anderer internationaler Organisationen zusammen, um gemeinsam einen Komplex von Maßnahmen zur weltweiten Förderung des elektronischen Handels zu entwickeln.

Zu den Aktivitäten der OECD im Ressortbereich zählen  

Veröffentlichungen, wie z.B. der Bericht über die Leitlinien für den Verbraucherschutz im Zusammenhang mit dem elektronischen Geschäftsverkehr, welcher die Umsetzungsmaßnahmen in den jeweiligen Ländern zusammenfasst; 

Studien und Rechtsvergleiche (insbesondere zu grenzüberschreitender Problematik); 

Datenbanken, z.B. Beispiel: econsumer.gov (Beschwerdedatenbank) ist eine von der Verbraucherschutzbehörde der USA lancierte Datenbank, an der manche Mitglieder teilnehmen (Österreich nimmt u.a. aus Datenschutzgründen nicht teil); 

Leitlinien und Empfehlungen: z.B. Leitlinien für den Verbraucherschutz im Zusammenhang mit dem elektronischen Geschäftsverkehr, die darauf zielen, den Verbrauchern bei Online-Geschäften einen gleich hohen Schutz zu gewährleisten wie bei herkömmlichen Geschäften; 

Berichte, z.B: Bericht über den Verbraucherschutz bei Zahlungskarten (z.B. Bankomat-, Kreditkarten) im Rahmen des elektronischen Geschäftsverkehrs, Jahresberichte über Verbraucherpolitik (die Mitgliedsstaaten berichten über interessante Entwicklungen im eigenen Land); 

Fortbildungsmaterial,, z.B. Informationen zu häufig gestellten Fragen über die Sicherheit von Zahlungs- und Kreditkarten bei Internetkäufen, Informationen über Möglichkeiten der Online Streitschlichtung für Internetkäufe.

Link zur OECD: 

http://www.oecd.org/about/0,2337,en_2649_34267_1_1_1_1_1,00.html

Die Weltbank und die Weltbank-Gruppe

Die Weltbank, obwohl in Österreich grundsätzlich das BMF für ihre Agenden federführend ist, hat zahlreiche sozialpolitische Implikationen ihrer Tätigkeit. Sie besteht
 aus: 

· Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) 

· Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) 

· Internationale Finanzkorporation (IFC) 

· Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur (MIGA) 

· Globale Umweltfazilität (GEF) 

· Consultative Group on International Agricultural Research (CGIAR) 

Diese Organisationen verfolgen das gemeinsame Ziel der Hebung des Lebensstandards in den Transformations- und Entwicklungsländern. Sie vergeben zu diesem Zweck Projekt- und Programmmittel. 

Der 1945 gegründeten Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) gehören gegenwärtig 184 Länder an, darunter Österreich. Ihr Kapital wird von den Mitgliedsländern gezeichnet, doch finanziert sie ihre Kredite in erster Linie aus der eigenen Aufnahme von Mitteln auf den internationalen Kapitalmärkten. IBRD-Darlehen werden für konkrete Programme, Projekte und für Strukturanpassungsmaßnahmen vergeben. Sie haben im allgemeinen einen tilgungsfreien Zeitraum von fünf Jahren und sind danach innerhalb einer Laufzeit von bis zu 15 Jahren zurückzuzahlen. Die IBRD-Darlehen sind für die wirtschaftlich leistungsstärkeren, kreditwürdigen Länder mit einem Pro-Kopf-Einkommen von über 925 US-Dollar (zurückgerechnet auf reale Werte von 1996) bestimmt. Der Zinssatz orientiert sich an den für die Beschaffung der Mittel entstehenden Kosten. Das Jahresbudget der Weltbank-Gruppe ist beträchtlich, u.a. Kredite der IBRD an 37 Staaten in der Höhe von 11.2 Milliarden $, IDA 7,3 Milliarden $ an 44 Staaten, IFC 3,9 Milliarden $ an 64 Staaten; MIGA 1,4 Milliarden $ Kredite.

Die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) wurde 1960 mit dem Ziel gegründet, Finanzhilfe zu Bedingungen zu gewähren, die von Ländern mit niedrigem Einkommen erfüllt werden können und deren Zahlungsbilanzen weniger belasten als IBRD-Darlehen. Die Hilfe der IDA konzentriert sich deshalb auf die Länder, deren jährliches Bruttosozialprodukt pro Kopf der Bevölkerung höchstens 925 US-Dollar (in US-Dollar von 1996) beträgt. IDA hat derzeit 160 Mitglieder, darunter Österreich. 

Die Internationale Finanzkorporation (IFC) wurde 1956 gegründet und verfügt zur Zeit über 174 Mitglieder, darunter Österreich. Sie hat die Aufgabe, das wirtschaftliche Wachstum durch Unterstützung des privaten Sektors zu fördern, indem sie finanzielle Hilfe an Unternehmen in Form von Darlehen und Beteiligungen leistet. Wie alle Organisationen der Weltbankgruppe versteht sich auch die IFC als Katalysator. Bei Beteiligungen an Unternehmen ist es das Ziel der IFC, ihre Anteile von maximal 25 Prozent früher oder später an lokale Investoren zu verkaufen. Managementverantwortung übernimmt die IFC in keinem Fall. Bei Darlehen werden kommerzielle Zinsen verlangt. Regierungsgarantien gibt es keine. 

Die 1988 gegründete Multilaterale Investitionsgarantie-Agentur (MIGA) hat die Aufgabe, Kapitalbeteiligungen und andere Direktinvestitionen in Transformations- und Entwicklungsländern durch die Versicherung nicht - kommerzieller Risiken zu fördern. Sie berät Regierungen in Transformations- und Entwicklungsländern bei der Konzeption und Durchführung von Richtlinien, Programmen und Verfahren im Zusammenhang mit ausländischen Kapitalanlagen und fördert den Dialog über Investitionsfragen zwischen der internationalen Geschäftswelt und den Empfängerländern. MIGA hat derzeit 146 Mitglieder. Österreich ist nicht Mitglied, weil die auf diesem Gebiet bestehenden bilateralen Instrumente für ausreichend gehalten werden. 

Die Aufgabe der Globalen Umweltfazilität (Global Environment Facility - GEF) besteht darin, Transformations- und Entwicklungsländer zu unterstützen, durch Inangriffnahme von vier grundlegenden weltweiten Umweltproblemen, nämlich: 

· Erwärmung der Erdatmosphäre insbesondere durch Treibhausemissionen, 

· Verschmutzung internationaler Gewässer, 

· Zerstörung der biologischen Vielfalt, 

· Ausdünnung der stratosphärischen Ozonschicht aufgrund von Emissionen von Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKWs) und anderen Gasen. 

Die Consultative Group on International Agricultural Research (CGIAR) wurde 1971 mit dem Ziel gegründet, die internationale Forschung in der Landwirtschaft zu koordinieren und zu verstärken, um die Nahrungsmittelproduktion in den Transformations- und Entwicklungsländern zu verbessern. CGIAR umfasst 43 Mitglieder, unter ihnen alle bedeutenden Industriestaaten. Österreich ist seit 1985 Mitglied und leistet einen jährlichen Beitrag von 1,5 Mio. US-$ (1,59 Mio €). 

Regionale Entwicklungsbanken

Zur Berücksichtigung der regionalspezifischen Interessen gibt es in Ergänzung zu den globalen Finanzierungsinstrumenten regionale Entwicklungsbanken. Diese unterscheiden sich in ihrem Mandat und Tätigkeitsbereich schon aufgrund der unterschiedlichen Struktur der einzelnen Regionen. Österreich ist Mitglied der folgenden Banken: 

Afrikanische Entwicklungsbank (AfDB) 

Asiatische Entwicklungsbank (ADB) 

Inter-Amerikanische Entwicklungsbank (IDB) 

Die Gründung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD)
 1991 ist als unmittelbare Reaktion Westeuropas auf die dramatischen Veränderungen in Osteuropa zu verstehen. Zum Unterschied von den anderen Entwicklungsbanken hat die EBRD neben einem wirtschaftlichen auch ein politisches Mandat. Sie ist verpflichtet, ihre Unterstützungsmaßnahmen von den Bemühungen der Empfängerländer abhängig zu machen, demokratische pluralistische Gesellschaftsverhältnisse zu schaffen. Schwerpunkt der Tätigkeiten der EBRD ist die Mitarbeit bei der Schaffung einer für die Privatsektorentwicklung notwendigen Infrastruktur (Transport, Energie, Telekommunikation). Die Bank wurde am 15. April 1991 an ihrem Sitz in London eröffnet. Österreich ist Mitglied der EBRD. Diese Bank ist übrigens nicht zu verwechseln mit der Europäischen Investitionsbank
 und der Europäischen Zentralbank
 (beide EU) und der Council of Europe Development Bank des Europarates
.

Der Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD) ist eine Spezialorganisation der Vereinten Nationen mit dem Charakter einer internationalen Finanzinstitution zur Förderung der Landwirtschaft in Transformations- und Entwicklungsländern. Österreich ist Gründungsmitglied des 1977 gegründeten Fonds. IFAD gewährt Darlehen und technische Hilfe. Sein Mandat ist, Transformations- und Entwicklungsländern bei der Steigerung der Nahrungsmittelproduktion, bei der Reduzierung der Unterernährung und der Verringerung der Armut im ländlichen Raum zu helfen. IFAD hat derzeit 160 Mitgliedsländer.

Österreichs Beteiligung an internationalen 
Finanz- und Wirtschaftsinstitutionen – Daten 2000

	PRIVATE
Organisation, Sitz:

Leiter
	Anteil am Gesamtkapital der Organisation
	Kapitalanteil in Mio. öS


	Ressort

	IWF (Internationaler Währungsfonds), Washington

Camdessus (Frankreich) seit 1987
	0,88 %
	ca. 31.800
	ÖNB

	IBRD (Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung - Weltbank), Washington

Wolfensohn (USA) 1995-1999
	0,732 %
	14.936
	BMF

	IFC (Internationale Finanzkorporation), Washington

Wolfensohn (USA) 1995-1999
	0,81 %
	221,76
	BMF

	GEF (Globale Umweltfazilität), Washington

El-Ashry (Ägypten) 1992-2002
	1,0 %
	231,51
	BMF

	CGIAR (Consultative Group on International Agricultural Research) 
	
	17,55 p.a.
	BMF

	AfDB (Afrikanische Entwicklungsbank), Abidjan

Kabbaj (Marokko) 1996-2000
	0,377 %
	938,57
	BMF

	AfDF (Afrikanischer Entwicklungsfonds), Abidjan

Kabbaj (Marokko) 1996-2000
	1,132 %
	1.553
	BMF

	ADB (Asiatische Entwicklungsbank), Manila

Santo (Japan) 1993-1998
	0,35 %
	1.870,8
	BMF

	IDB (Interamerikanische Entwicklungsbank), Washington

Iglesias (Uruguay) 1988-2003
	0,129 %
	1.143,7
	BMF

	IIC (Interamerikanische Investitionskorporation), Washington

Iglesias (Uruguay) 1988-2003
	0,5 %
	11,0
	BMF

	IFAD (Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung), Rom

Fawzi H. Al-Sultan (Kuwait)

1993-2000
	0,86 %
	378,7
	BMF

	EBRD (Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung), London

Horst Köhler (Deutschland) seit 1998
	2,28 %
	3096,2
	BMF

	EIB (Europäische Investitionsbank), Luxemburg

Unwin (Großbritanien) 1993-1999
	2,007 %
	19.541
	BMF

	CF (Gemeinsamer Rohstofffonds im Rahmen der UNCTAD), Amsterdam

Rolf W. Boehmke (Deutschland) 1996-2000
	1,154 %
	21,14
	BMF



 IMF (Internationaler Währungsfond)

In der heutigen globalisierten Wirtschaft, in der die wirtschaftlichen Entwicklungen und die wirtschafts-politischen Entscheidungen eines Landes Auswirkungen auf viele andere Länder haben können, ist es von ganz besonderer Wichtigkeit, einen Mechanismus für die Überwachung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen von Ländern zu besitzen. Laut den Bestimmungen des Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds
 hat der IWF die Aufgabe, die Wechselkurspolitik seiner Mitglieder zu überwachen, um dadurch das internationale Währungssystem zu beaufsichtigen und seine effiziente Funktion zu garantieren. Zu diesem Zweck unternimmt der IWF eine Einschätzung, wie weit die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes und seine Politiken mit den Zielen nachhaltigen Wachstums sowie interner und externer Stabilität vereinbar sind. Auf diese Art und Weise versucht der IWF, einen vorbeugenden Mechanismus bereitzustellen, der Gefahrenzeichen signalisiert und die Notwendigkeit wirtschaftspolitischer Maßnahmen vorhersieht.

In den letzten Jahren hat der IWF angesichts der Krisen in Mexiko und Asien mehrere Schritte unternommen, um die Wirksamkeit der Überwachung zu verstärken und so die Wahrscheinlichkeit zukünftiger Krisen zu vermindern. Es wurden Überlegungen angestellt, um entstehende Anfälligkeiten besser zu identifizieren und die Fähigkeit des IWF zu verbessern, seine Mitglieder davon zu überzeugen, Politiken zu verfolgen, die in ihrem eigenen besten Interesse liegen und Störungen in den Volkswirtschaften anderer Mitglieder vermeiden.

Im September 1999 wurden die Ziele der konzessionären Kreditvergabe des IWF erweitert, um im Rahmen einer wachstumsorientierten Strategie ausdrücklich einen Schwerpunkt auf die Armutsbekämpfung zu legen. Der IWF unterstützt gemeinsam mit der Weltbank Strategien, die die Schuldnerländer in Strategiedokumenten zur Armutsbekämpfung (PRSP) entwickeln. Diese werden mit der Beteiligung der Zivilgesellschaft—einschließlich der Armen—und anderer Entwicklungspartner ausgearbeitet. Um den neuen Zielen und Verfahren Rechnung zu tragen, hat der IWF die Erweiterte Strukturanpassungsfazilität (ESAF) durch die Armuts-bekämpfungs- und Wachstumsfazilität (PRGF) ersetzt.

Vor mehr als einem Jahrzehnt wurde die Erweiterte Strukturanpassungsfazilität (ESAF)—eine konzessionäre Kreditfazilität—eingeführt, um die ärmsten Mitglieder des IWF bei ihren Bemühungen zu unterstützen, rasches Wirtschaftswachstum und eine nachhaltige Verbesserung ihrer Zahlungsbilanz zu erreichen. 

Viel ist im letzten Jahrzehnt erreicht worden. Die Wachstumsraten des realen Pro-Kopf-Einkommens sind in den durch die ESAF unterstützten Ländern seit Mitte der 90er Jahre stark gestiegen—und zwar auf Raten, die fast doppelt so hoch sind wie die in anderen Entwicklungsländern. Die wichtigsten Sozialindikatoren haben sich ebenfalls verbessert, teilweise weil die ESAF-unterstützten Programme zu einer Erhöhung der realen Pro-Kopf-Ausgaben im Gesundheits- und Bildungsbereich von durchschnittlich 4 % geführt haben.

Es wird jedoch immer deutlicher, dass noch mehr geleistet werden muss, um schnelleres Wachstum und eine breiter gefasste Armutsverringerung zu erzielen. Das Grundziel der IWF-unterstützten Politiken war immer schnelles, nachhaltiges Wachstum, aber die Erkenntnis wächst, dass ebenfalls Politiken erforderlich sind, die direkt auf die Armen abzielen und es ihnen ermöglichen, vom Wachstum zu profitieren und dazu beizutragen, indem ihre wirtschaftlichen Möglichkeiten erweitert werden. Außerdem können Investitionen in Gesundheit, Bildung, die Infrastruktur im ländlichen Raum und in die Entwicklung des Privatsektors—um nur einige Prioritäten zu nennen—besonders effektiv bei der Ankurbelung des Wachstums sein.

Auf diese Tatsache und auf das Ergebnis der Analyse und Empfehlungen der internen und externen Prüfungen der ESAF sowie auf die konstruktiven Vorschläge vieler externer Kommentatoren stützt sich die Verpflichtung, die IWF-unterstützten Programme für einkommensschwache Länder besser mit den Politiken zur Armutsbekämpfung zu integrieren, dafür zu sorgen, dass die betreffenden Länder sie sich stärker zu Eigen machen und sie finanziell besser auszustatten.

Als Ergebnis führten die Tagungen des Interimsausschusses und des Entwicklungsausschusses im September 1999 zu einem klaren Mandat für den IWF: die Ziele Armutsbekämpfung und Wachstum in seinen Operationen in den 80 ärmsten Ländern stärker zu integrieren. Das hatte eine weitreichende Konsequenz: eine neue Fazilität, die Armutsbekämpfungs- und Wachstumsfazilität (PRGF), wurde eingerichtet, um die Erweiterte Strukturanpassungsfazilität (ESAF) zu ersetzen. Sie wird neben dem Entschuldungsprogramm—HIPC-Initiative für hochverschuldete arme Länder—von IWF und Weltbank durchgeführt.

Von den Ländern mitgetragene Armutsbekämpfungs-Strategien bilden den Kern des neuen Ansatzes. Die Programme, die durch die PRGF (und durch das konzessionäre Kreditfenster der Weltbank—IDA) unterstützt werden, entstehen gestützt auf umfassende landeseigene Strategiedokumente zur Armutsbekämpfung (PRSP), die von den Schuldnerländern erstellt und durch die Direktorien von IWF und Weltbank in ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen als Grundlage für die konzessionären Darlehen der Institutionen und für die Schuldenerleichterung im Rahmen der erweiterten HIPC-Initiative gebilligt werden.

Das betreffende Land und seine Bevölkerung müssen also die Führungsrolle einnehmen. Die PRSPs werden von den Regierungen unter aktiver Beteiligung der Zivilgesellschaft, der NRO, der Geber und der internationalen Institutionen erstellt. Es wird erwartet, dass die Länder die Zivilgesellschaft über die Entwicklungen des Programms informieren und an der Überwachung seiner Umsetzung beteiligen. Lokal erstellte Strategiedokumente sollen Gedankenanstöße zu den Strategien und Maßnahmen geben, die erforderlich sind, um gemeinsame Wachstums- und Armutsbekämpfungsziele zu erreichen und um dazu beizutragen, dass die Länder sich zu diesen Zielen bekennen und sich dazu verpflichten, sie zu erreichen.

Der IWF und die Weltbank werden diesen Prozess unterstützen, und es wird erwartet, dass andere multilaterale und bilaterale Geber ebenfalls mit Rat und Sachkenntnissen zur Seite stehen werden. Die Strategien und Politiken sollten jedoch aus nationalen Debatten erwachsen, in denen insbesondere die Stimmen der Armen Gehör finden. 

	Anspruchsberechtigte Länder für die Armutsbekämpfungs- und Wachstumsfazilität (PRGF) des IWF 


	


	1 
	 
	Afghanistan
	 
	40 
	 
	Liberia

	2 
	 
	Albanien1
	 
	41 
	 
	Madagaskar

	3 
	 
	Angola1
	 
	42 
	 
	Malawi

	4 
	 
	Armenien2
	 
	43 
	 
	Malediven

	5 
	 
	Aserbeidschan3
	 
	44 
	 
	Mali

	6 
	 
	Äthiopien
	 
	45 
	 
	Mauretanien

	7 
	 
	Bangladesch
	 
	46 
	 
	Mazedonien, E. J. R.5

	8 
	 
	Benin
	 
	47 
	 
	Moldawien8

	9 
	 
	Bhutan
	 
	48 
	 
	Mongolei1

	10 
	 
	Bolivien
	 
	49 
	 
	Mosambik

	11 
	 
	Bosnien und Herzegowina4
	 
	50 
	 
	Myanmar

	12 
	 
	Burkina Faso
	 
	51 
	 
	Nepal

	13 
	 
	Burundi
	 
	52 
	 
	Nicaragua1

	14 
	 
	Côte d'Ivoire1
	 
	53 
	 
	Niger

	15 
	 
	Dominika
	 
	54 
	 
	Nigeria1

	16 
	 
	Dschibuti
	 
	55 
	 
	Pakistan

	17 
	 
	Eritrea6
	 
	56 
	 
	Ruanda

	18 
	 
	Gambia
	 
	57 
	 
	Salomonen

	19 
	 
	Georgien2
	 
	58 
	 
	Sambia

	20 
	 
	Ghana
	 
	59 
	 
	Samoa

	21 
	 
	Grenada
	 
	60 
	 
	Sao Tomé und Príncipe

	22 
	 
	Guinea
	 
	61 
	 
	Senegal

	23 
	 
	Guinea-Bissau
	 
	62 
	 
	Sierra Leone

	24 
	 
	Guyana
	 
	63 
	 
	Simbabwe1

	25 
	 
	Haiti
	 
	64 
	 
	Somalia

	26 
	 
	Honduras1
	 
	65 
	 
	Sri Lanka

	27 
	 
	Indien
	 
	66 
	 
	St. Lucia

	28 
	 
	Jemen, Republik
	 
	67 
	 
	St. Vincent und die Grenadinen

	29 
	 
	Kambodscha
	 
	68 
	 
	Sudan

	30 
	 
	Kamerun5
	 
	69 
	 
	Tadschikistan2

	31 
	 
	Kap Verde
	 
	70 
	 
	Tansania

	32 
	 
	Kenia
	 
	71 
	 
	Togo

	33 
	 
	Kirgisische Republik2
	 
	72 
	 
	Tonga7

	34 
	 
	Kiribati7
	 
	73 
	 
	Tschad

	35 
	 
	Komoren
	 
	74 
	 
	Uganda

	36 
	 
	Kongo, Demokratische Republik
	 
	75 
	 
	Vanuatu

	37 
	 
	Kongo, Republik3
	 
	76 
	 
	Vietnam

	38 
	 
	Laos, Dem. Volksrepublik
	 
	77 
	 
	Zentralafrikanische Republik

	39 
	 
	Lesotho
	 
	
	 
	 


Die ESAF wurde mit Wirkung vom 22. November 1999 in die Armutsbekämpfungs- und Wachstumsfazilität (PRGF) umgewandelt.
Falls nicht anders angegeben, waren die Länder der obigen Liste zum ersten Mal am 26. März 1986 SAF/ESAF-berechtigt. 

1Berechtigt am 7. April 1992.
2Berechtigt am 15. Dezember 1993.
3Berechtigt am 30. Mai 1995.
4Berechtigt am 19. August 1996.
5Berechtigt am 23. Februar 1994.
6Berechtigt am 5. Januar 1995.
7Berechtigt am 2. März 1987.
8Berechtigt am 23. März 1999. 

WTO/GATT/GATS/TRIPS

Die 1995 gegründete Welthandelsorganisation (World Trade Organization - WTO)
, das bisher jüngste Gremium weltweiter wirtschaftspolitischer Zusammenarbeit, vereint unter ihrem Dach das bereits seit 1947 bestehende, nunmehr um zwölf Übereinkommen erweiterte Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen für Waren (GATT) mit den neuen Abkommen über Dienstleistungen (GATS) und geistiges Eigentum (TRIPs). Ihre 148 Mitglieder, von denen rund drei Viertel Entwicklungsländer sind, wickeln mehr als 90% des Welthandels ab. Sie hat 28 Beobachter, von denen 24 über einen Beitritt verhandeln. Österreich gehört dem GATT seit 19.10.1951 an. 

Ziel des Abkommens sind die Bekämpfung des Protektionismus (Abschottung durch Schutzzölle und Maßnahmen gleicher Wirkung) sowie die Förderung des Freihandels ("Handelsliberalisierung") durch den schrittweisen Abbau von Zöllen und anderen Handelsschranken. Aus dem Gleichbehandlungsgebot (Grundsatz der Nichtdiskriminierung) ergeben sich die beiden Leitgedanken der WTO: Allgemeine Meistbegünstigung (die besten einem Handelspartner eingeräumten Bedingungen müssen auch allen anderen WTO-Mitgliedern gewährt werden) und Inländerbehandlung (ausländische Waren dürfen nach Überschreiten der Zollgrenze keinen anderen Vorschriften unterworfen werden als inländische). Ausnahmen gibt es u.a. für Freihandelsabkommen, zum Schutz der Zahlungsbilanz, bei Gefahr einer "Überschwemmung" des nationalen Marktes, zur Wahrung von Sittlichkeit und Gesundheit sowie aus Gründen der nationalen Sicherheit. Antidumpingmaßnahmen und Beihilfen werden unter gewissen Bedingungen geduldet. 

Seit 1947 sind die Durchschnittszölle in insgesamt 8 Verhandlungsrunden von 40% auf 4%, also ein Zehntel davon, im Jahre 1994 gesenkt worden. In der letzten und längsten, der nach dem Eröffnungsort benannten "Uruguay-Runde" (1986-1993), gelang die Einbeziehung der nichttarifären Handelshemmnisse (TBT), der grenzüberschreitenden Investitionen (TRIMs) und des weltumspannenden Dienstleistungshandels (GATS). Die seit Jahrzehnten de facto aus dem GATT ausgeklammerten hochregulierten Bereiche des Handels mit Textilien und landwirtschaftlichen Waren konnten wiedereingegliedert werden. Wesentlich erhöht wurde die Wirksamkeit des Streitschlichtungsverfahrens. 

Die von den Vereinten Nationen unabhängige WTO, deren Gründungsakte nach Ratifikation durch 121 Staaten, darunter alle bedeutenden Handelsmächte mit Ausnahme Russlands und Chinas, am 1.1.1995 in Kraft getreten ist, dient einerseits als ständiges handelspolitisches Forum zur Schaffung völkerrechtlich verbindlicher Regeln für den Welthandel und ist andererseits die Hüterin der Vertragstexte. Neben den erwähnten multilateralen (für alle Mitglieder verpflichtenden) Abkommen GATT, GATS und TRIPs verwaltet sie drei weitere Abkommen über öffentliches Beschaffungswesen (GPA), Zivilluftfahrzeuge (TCA) und informationstechnische Waren (ITA), die derzeit lediglich plurilateral gelten, d.h. nur für jene jeweils zwischen 20 und 40 WTO-Mitglieder, die ihnen bis jetzt beigetreten sind. 

Oberstes Organ der in Genf angesiedelten WTO ist die in Abständen von höchstens zwei Jahren tagende Ministerkonferenz, der die Letztentscheidung in allen die Abkommen betreffenden Fragen zukommt. Sie ist bis jetzt fünfmal, 1996 in Singapur, 1998 in Genf, 1999 in Seattle, 2001 in Doha (Katar) und zuletzt vom 10.-14.9.2003 in Cancún (Mexiko) zusammengetreten. Die laufende Tätigkeit der WTO wird von einer Fülle untergeordneter Gremien wahrgenommen. Das höchste ist der gegenüber der Ministerkonferenz berichtspflichtige Allgemeine Rat, in dem alle Mitglieder Sitz und Stimme haben. Ihm unterstellt sind der Warenrat, der Dienstleistungsrat und der TRIPs-Rat. Jedem dieser Räte sind zahlreiche Ausschüsse, Arbeitsgruppen und Verhandlungsgruppen zugeordnet. Im Streitbeilegungsverfahren tritt der Allgemeine Rat als Streitbeilegungsorgan auf, gegen dessen Entscheidungen ein zweiter Rechtszug an ein siebenköpfiges Berufungsorgan möglich ist. Die Verwaltungsarbeit obliegt dem aus rd. 500 Mitarbeitern bestehenden WTO-Sekretariat unter einem für vier Jahre bestellten Generaldirektor. Nach dem Iren Peter Sutherland, dem Italiener Renato Ruggiero und dem Neuseeländer Michael Moore übt seit 1.9.2002 der Thailänder Supachai Panitchpakdi diese Tätigkeit aus. Stellvertretende Generaldirektoren sind seit 1.10.2002 Roderick Abbott (UK), Kipkorir Aly Azad Rana (Kenia); Francisco Thompson-Flôres (Brasilien) und Rufus Yerxa (USA). 

Österreich hat durch den gleichzeitigen Beitritt zur WTO und zur EU zwei Liberalisierungsschritte in einem vollzogen. Sowohl die Europäischen Gemeinschaften (EG) als auch ihre Mitgliedsstaaten sind Mitglieder der WTO. Die Vertretung der Interessen der EU in den WTO-Gremien erfolgt durch die Europäische Kommission nach vorheriger Abstimmung mit den Mitgliedsstaaten im Ausschuß nach Artikel 133 EG-V. Innerstaatlich wird die Koordination der WTO-Belange vom federführenden BMWA vorgenommen. 

In der Schlussakte der Uruguay-Runde wurde für mehrere Bereiche, in denen eine breite Liberalisierung damals nicht durchsetzbar war (vor allem Landwirtschaft und Dienstleistungen), in den entsprechenden Übereinkommen die spätere Fortsetzung der Verhandlungen verankert (sog. „built-in agenda“). Auf einigen dieser Gebiete konnten mittlerweile beachtliche Fortschritte erzielt werden, so bei den Fernmeldegrunddiensten und bei den Finanzdienstleistungen, wo die ab 5.2.1998 bzw. 1.3.1999 wirksamen Abkommen jeweils rund 90% des Marktes erfassen. Schon seit 1997 wurden durch das plurilaterale ITA für 85% der informationstechnischen Produkte den die Zölle stufenweise bis zum Jahr 2000 abgebaut; Gespräche über eine Ausweitung sind im Gange. 

Um der sich im Gefolge der Asienkrise abzeichnenden Gefahr eines neuen Protektionismus zu begegnen, hatten viele WTO-Mitglieder, darunter die EU und Japan, bereits 1998 eine umfassende Liberalisierungsrunde gefordert, aus der kein Sektor von vornherein ausgeklammert sein sollte. Neben dem Abbau von Industriezöllen, der Senkung landwirtschaftlicher Beihilfen und verbessertem Marktzugang bei Dienstleistungen wollte man in diese „Jahrtausendrunde“ („Millennium Round“) auch die sog. „neuen Bereiche“ oder „Singapur-Themen“ (Handelserleichterung, Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen, Investitionen und Wettbewerb) sowie Umwelt und Arbeitsnormen einbeziehen. Weitere wichtige Verhandlungspunkte sollten die angemessene Beteiligung der Entwicklungsländer an den Errungenschaften der weltweiten Wirtschaftsordnung sowie deren erhöhte Transparenz sein. Von Nicht-Regierungsorganisationen wurde immer nachdrücklicher auch die Berücksichtigung von Verbraucher- und Tierschutz gefordert. Mit dem ergebnislosen Ende der von gewalttätigen Kundgebungen überschatteten Ministerkonferenz von Seattle scheiterte dieser umfassende Ansatz zunächst, vor allem am Widerstand der USA, aber auch zahlreicher Entwicklungsländer, die Umsetzungsschwierigkeiten geltend machten und sich einer Einbeziehung der „neuen Themen“ aus Angst um den Verlust komparativer Vorteile widersetzten. 

Erst bei der WTO-Ministerkonferenz in Doha konnte man sich auf die Einleitung einer neuen breitangelegten multilateralen Handelsverhandlungsrunde, der bis 1.1.2005 abzuschließenden „Doha-Entwicklungsrunde“, einigen. Neben den bereits Anfang 2000 angelaufenen Sektorenverhandlungen über Landwirtschaft und Dienstleistungen wird derzeit über Industriezölle, Herkunftsangaben für geistige Getränke, elektronischen Handel, Handelserleichterung, WTO-Regeln (Antidumping- und Beihilfenüberein­kommen sowie regionale Zusammenschlüsse), offene Umsetzungsfragen und die Verbesserung des Streitbeilegungsverfahrens verhandelt. Zur vermehrten Berücksichtigung der Belange der Entwicklungsländer wurden neue Arbeitsgruppen zu Verschuldungsfragen und Technologietransfer geschaffen. Für verbesserte technische Hilfe an die Entwicklungsländer zum Umgang mit den WTO-Abkommen wurde eine Treuhandstiftung eingerichtet. Über die Einbeziehung der „Singapur-Themen“ in die Verhandlungen sollte die folgende Ministerkonferenz in Cancún entscheiden, doch kam ein Beschluß wiederum nicht zustande.

Die Doha-Runde ist bisher in den Vorfragen steckengeblieben. Im Landwirtschaftsbereich konnte man sich weder über Art und Umfang der abzubauenden Beihilfen noch über die Einbeziehung der sog. „nicht handelsbezogenen Gesichtspunkte“ (Versorgungssicherung, Landschaftsschutz u.ä.) einigen. Diese wird vor allem von den EG gewünscht, die in der WTO ihre Grundsätze der Aufgabenvielfalt („Multifunktionalität“) und Nachhaltigkeit der Landwirtschaft gegen die Verfechter einer völligen Liberalisierung im Agrarbereich (die „Cairns-Gruppe“) verteidigen. Wenig Fortschritte gibt es auch beim Dienstleistungsabkommen (GATS), das sich zudem in jüngster Zeit zum Brennpunkt der Globalisierungsängste verschiedener Gruppen der Zivilgesellschaft entwickelt hat, die sich auch durch die Ausklammerung der besonders heiklen Sektoren Gesundheitsdienste, Bildung, audiovisuelle Dienstleistungen, Wasserversorgung und öffentlicher Nahverkehr aus den Verhandlungen nicht beruhigen lassen - zum Leidwesen der EG, denen als einem der weltgrößten Dienstleistungserbringer mit einem Anteil am weltweiten Dienstleistungshandel von rd. 25% (gegenüber 19% USA und 5% Japan) viel an der Öffnung neuer Zielmärkte liegt. Erst kürzlich, am 30. August 2003, wurde eine Lösung für die den Entwicklungsländern in Doha zugesagte Erleichterung des Zuganges zu erschwinglichen Arzneimitteln erzielt

Weitere Informationen über die Welthandelsorganisation können der Homepage des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit sowie jener der WTO entnommen werden.

Weitere Informationen zu diesem Kapitel im Internet

Weltbank-Gruppe

http://www.worldbank.org/
Weltbank-Poverty-Net

http://www.worldbank.org/poverty/
World Bank Social Protection and Labor

http://www1.worldbank.org/sp/
World Bank Pensions online

http://wbln0018.worldbank.org/HDNet/HDdocs.nsf/C11FBFF6C1B77F9985256686006DC949/85E74429790390168525675100596E80?OpenDocument
World Bank Health Reform online

http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/TOPICS/EXTHEALTHNUTRITIONANDPOPULATION/EXTHSD/0,,menuPK:376799~pagePK:149018~piPK:149093~theSitePK:376793,00.html
World Bank Global Forum on Insolvency Risk Management 

http://www4.worldbank.org/legal/legps/
World Bank Law and Justice Home Page

http://www4.worldbank.org/legal/
IMF

http://www.imf.org/
WTO

http://www.wto.org/
Weitere Internet-Informationen zu WTO/GATS

http://www.ejil.org/journal/Vol10/No2/sr1-01.html
http://www.wto.org/english/tratop_/serv_/gats_factfiction_.htm
http://monde-diplomatique.de/mtpl/.archiv
Zum Stichwort WTO sind 170 Artikel gespeichert, zumeist sehr WTO-kritischen Inhalts

Teil C: Wiederholung und Vertiefung - die wichtigsten Begriffe der Europäischen Union

Abkommen über die Sozialpolitik

Das Abkommen über die Sozialpolitik wurde im Dezember 1991 von 11 Mitgliedstaaten - das Vereinigte Königreich wollte sich nicht daran beteiligen - unterzeichnet. Es legt zum einen die sozialpolitischen Ziele im Einklang mit der Sozialcharta von 1989 fest: Förderung der Beschäftigung, Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, Bekämpfung der Ausgrenzung, Förderung der Humanressourcen usw. Zum anderen schreibt es die Verfahren für die Annahme sozialpolitischer Maßnahmen fest und bekräftigt die Schlüsselrolle der Sozialpartner in diesem Bereich. 

Bei seiner Unterzeichnung war das Abkommen dem Protokoll über die Sozialpolitik beigefügt, mit dem das Vereinigte Königreich die anderen Mitgliedstaaten ermächtigte, auf dem Gebiet der Sozialpolitik voranzuschreiten, ohne selbst teilzunehmen.

Nach dem Regierungswechsel im Mai 1997 erklärte sich das Vereinigte Königreich bereit, seinen Sonderweg aufzugeben. Daraufhin wurde das Abkommen über die Sozialpolitik mit dem Amsterdamer Vertrag in das einschlägige Kapitel des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft eingegliedert. Diese Einbindung führte zur förmlichen Aufhebung des Protokolls über die Sozialpolitik.
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Agenda 2000

Das Aktionsprogramm "Agenda 2000" wurde von der Europäischen Kommission am 15. Juli 1997 vorgelegt. Die Kommission entsprach damit der Forderung des Europäischen Rates von Madrid im Dezember 1995, ein Dokument zur Erweiterung und zur Reform der Gemeinschaftspolitiken sowie zum Finanzrahmen der Union für die Zeit nach dem 31. Dezember 1999 vorzulegen. Beigefügt sind die Stellungnahmen der Kommission zu den Beitrittsanträgen. Die Agenda 2000 behandelt alle Fragen, die sich für die Europäische Union zu Beginn des 21. Jahrhunderts stellen werden.

Die Agenda 2000 enthält drei Teile:

Im ersten Teil geht es um die interne Funktionsweise der Europäischen Union, insbesondere die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Maßnahmen zur Gewährleistung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts. Dieser Teil enthält zudem Empfehlungen für eine Abwicklung der Erweiterung unter den bestmöglichen Bedingungen sowie einen Vorschlag für einen neuen Finanzrahmen für den Zeitraum 2000-2006; 

im zweiten Teil wird eine intensivierte Heranführungsstrategie mit zwei neuen Elementen vorgeschlagen: der Beitrittspartnerschaft und der umfassenden Beteiligung der Bewerberländer an den Gemeinschaftsprogrammen und den Maßnahmen zur Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes; 

im dritten Teil wird analysiert, welche Auswirkungen die Erweiterung auf die Politiken der Europäischen Union haben wird. 

Mit Blick auf diese vorrangigen Ziele legte die Europäische Kommission 1998 etwa zwanzig Vorschläge für Rechtsakte vor. Der Europäische Rat erzielte im März 1999 auf seiner Tagung in Berlin politische Einigung über das Gesamtpaket dieser Legislativvorschläge, so dass die entsprechenden Maßnahmen im selben Jahr endgültig verabschiedet werden konnten. Sie betreffen im Zeitraum 2000-2006 vier eng miteinander verknüpfte Bereiche:

die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik; 

die Reform der Strukturpolitik; 

die Instrumente zur Vorbereitung auf den Beitritt; 

den Finanzrahmen. 
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Ziel 1, 2 und 3 

Die Agenturen der Europäischen Union 

Eine Agentur ist eine Einrichtung des europäischen öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit. Ihre Schaffung erfolgt durch einen Rechtsakt des abgeleiteten Gemeinschaftsrechts, der die technischen, wissenschaftlichen und administrativen Aufgaben der Agentur regelt.

Die ersten Agenturen wurden bereits in den siebziger Jahren geschaffen, die meisten nahmen ihre Arbeit allerdings zwischen 1994 und 1995 auf, nachdem der Europäische Rat auf seiner Tagung in Brüssel vom Oktober 1993 in einem entsprechenden Beschluss den Sitz von sieben Agenturen festgelegt hatte. Die jüngsten Agenturen sind die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (Januar 2002), die Europäische Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (August 2002) und die Europäische Agentur für Luftverkehrssicherheit (September 2002).

Derzeit gibt es 16 Einrichtungen, die den Status einer Gemeinschaftsagentur besitzen, die allerdings zum Teil andere Bezeichnungen (Zentrum, Stiftung, Amt, Beobachtungsstelle) tragen. 

Die Agenturen bilden als autonome Einrichtungen eine heterogene Gruppe, die nach einem einheitlichen Organisationsmodell strukturiert ist. 

Allgemeine und berufliche Bildung und Jugend
Aufgrund des „Subsidiaritätsprinzips" sind die einzelnen Mitgliedstaaten voll für die Gestaltung ihrer Bildungs- und Ausbildungssysteme sowie für die Lehrinhalte verantwortlich. Gemäß Artikel 149 und 150 des EG-Vertrags trägt die Gemeinschaft zur Entwicklung einer qualitativ hochstehenden Bildung dadurch bei, dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert und die Tätigkeit der Mitgliedstaaten erforderlichenfalls unterstützt und ergänzt, insbesondere mit dem Ziel, die europäische Dimension im Bildungswesen zu entwickeln, die Mobilität von Lernenden und Lehrenden sowie die europäische Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen zu fördern.

In Übereinstimmung mit diesen Artikeln beabsichtigt die Union also nicht, eine gemeinsame Politik im Bildungsbereich zu entwickeln und umzusetzen. Es stehen ihr allerdings besondere Mittel zur Verfügung, wenn es gilt, die einschlägige Zusammenarbeit zu fördern:

gemeinschaftliche Aktionsprogramme, für die auf europäischer Ebene eine Mitentscheidung von Rat und Parlament gilt. Dabei handelt es sich um folgende Programme: 

- SOKRATES unterstützt die Mobilität der Studenten; zu diesem Zweck werden die Zusammenarbeit von Bildungseinrichtungen auf Ebene der Hochschulen (Programm Erasmus) und Schulen (Programm Comenius), das Erlernen von Fremdsprachen (Programm Lingua), der Aufbau von Netzen zur Anerkennung der Diplome (Naric-Netz), der Informationsaustausch im Bildungsbereich (Eurydice) und der Erfahrungsaustausch zwischen Entscheidungsträgern dieses Bereichs (Arion) gefördert; 

- LEONARDO DA VINCI erleichtert den Zugang zur beruflichen Bildung durch Verbesserung der einzelstaatlichen Berufsbildungssysteme sowie durch die Förderung von Innovation und lebenslangem Lernen; 

- JUGEND stellt außerhalb der schulischen Strukturen auf die Mobilität benachteiligter Jugendlicher ab und ermöglicht ferner durch den Europäischen Freiwilligendienst (EFD) die Teilnahme an verschiedenen Projekten in Vereinen oder kommunalen Behörden in Europa oder in Entwicklungsländern. 

Rechtsakte der Gemeinschaft zur Förderung der politischen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten wie Empfehlungen, Mitteilungen (zum Beispiel zum lebenslangen Lernen oder zur Bewertung der Qualität der Schul- und Hochschulbildung), Arbeitspapiere, Pilotprojekte usw. 

Zwei Strukturen zur Unterstützung der Unionstätigkeit gibt es im Bereich der beruflichen Bildung: das Europäische Zentrum für die Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP), das akademische und technische Projekte zur Förderung der beruflichen Bildung in Europa entwickelt, und die Europäische Stiftung für Berufsbildung (ETF), die die Reform der Berufsbildungssysteme im Rahmen der Programme PHARE, TACIS und MEDA unterstützt und koordiniert. 

Um das vom Europäischen Rat von Lissabon im März 2000 festgelegte Ziel zu erreichen (die Union soll zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt gemacht werden), hat die Kommission die politische Zusammenarbeit im Bereich des lebenslangen Lernens intensiviert: die Qualität der Bildungs- und Ausbildungssysteme soll verbessert, der Zugang zu Bildung und Ausbildung für alle erleichtert und die Bildungs- und Ausbildungssysteme gegenüber Welt geöffnet werden. Nur wenn sich die Erwerbsbevölkerung ständig an die technologischen Veränderungen anpasst, kann die Arbeitslosigkeit wirksam bekämpft werden und ein echtes Europa des Wissens entstehen.
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Amsterdamer Vertrag

Der Amsterdamer Vertrag ist das Ergebnis der Regierungskonferenz, die auf der Tagung des Europäischen Rates von Turin am 29. März 1996 eingeleitet wurde. Er wurde auf der Tagung des Europäischen Rates von Amsterdam (16.-17. Juni 1997) angenommen und am 2. Oktober 1997 von den Außenministern der fünfzehn Mitgliedstaaten unterzeichnet. Der Vertrag trat am 1. Mai 1999 (am ersten Tag des zweiten Monats nach der Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde) in Kraft, nachdem alle Mitgliedstaaten ihn gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert hatten.

Mit dem Amsterdamer Vertrag sind Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union (EU-Vertrag), der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und einiger mit diesen Verträgen zusammenhängender Rechtsakte geändert worden. Er ist nicht an die Stelle der übrigen Verträge getreten, sondern ergänzt sie.

Der Vertrag von Amsterdam ist am ersten Tag des zweiten Monats nach der Ratifizierung durch den letzten Mitgliedstaat in Kraft getreten.

Siehe auch: 

Vertrag von Amsterdam: Gebrauchsanweisung 

Änderung der Verträge

Artikel 48 (vormals Artikel N) des EU-Vertrags ist die Rechtsgrundlage für die Einberufung einer Konferenz von Vertretern der Mitgliedstaaten (RK), wenn eine Änderung der Verträge erwogen wird. Diesem Artikel zufolge können die Regierungen der Mitgliedstaaten oder die Kommission dem Rat Entwürfe zur Änderung der Verträge vorlegen. Gibt der Rat dazu nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kommission eine befürwortende Stellungnahme ab, wird die Konferenz vom Präsidenten des Rates einberufen. Die Änderungen treten zwei Monate nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem sie von allen Mitgliedstaaten gemäß deren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert worden sind.
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Anhörungsverfahren

Das Anhörungsverfahren ermöglicht es dem Europäischen Parlament, eine Stellungnahme zu einem Vorschlag der Kommission abzugeben. In den im Vertrag vorgesehenen Fällen konsultiert der Rat das Parlament, bevor er über den Vorschlag der Kommission beschließt, und berücksichtigt dessen Standpunkt. Er ist allerdings nicht an die Stellungnahme des Parlaments gebunden, sondern nur zu dessen Anhörung verpflichtet. Das Parlament muss erneut angehört werden, wenn der Rat von dem ursprünglichen Vorschlag zu weit abweicht. Die Befugnisse des Parlaments sind bei diesem Verfahren insofern relativ eingeschränkt, als es keinerlei Einfluss darauf nehmen kann, ob die Kommission seine Abänderungen in einem geänderten Vorschlag berücksichtigt.

Außer den in den Verträgen vorgesehenen Fällen hat sich der Rat ferner zu einer fakultativen Anhörung des Parlaments bei den meisten wichtigen Fragen bereit erklärt. Dieses Anhörungsverfahren wird auch bei nicht verbindlichen Rechtsakten angewendet, insbesondere bei Empfehlungen und Stellungnahmen des Rates und der Kommission. 

Der mit der Erklärung von Laeken im Dezember 2001 eingesetzte Europäische Konvent wurde mit der Ausarbeitung von Vorschlägen beauftragt, durch die die Beschlussfassungsverfahren für die verschiedenen gemeinschaftlichen Rechtsakte vereinfacht werden sollen, und setzte sich daher auch mit der zukünftigen Anwendung des Anhörungsverfahrens auseinander.
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Zustimmungsverfahren 

Architektur der Europäischen Union 

Dieser Begriff bezeichnet die Gesamtheit der Organisationen, Institutionen, Verträge und gewohnheitsrechtlichen Beziehungen, die die Europäische Union ausmachen und dem Ziel einer abgestimmten Regelung der Fragen von gemeinsamem Interesse dienen.

Wesentliche Teile dieser neuen Architektur beruhen auf dem Vertrag über die Europäische Union, der die Union auf drei Pfeiler gestellt hat: erster Pfeiler ist die Europäische Gemeinschaft, zweiter Pfeiler die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, dritter Pfeiler die Zusammenarbeit in der Innen- und Rechtspolitik. Die Materien des zweiten und dritten Pfeilers werden zwar von den Gemeinschaftsorganen (Europäischer Rat, Ministerrat, Kommission, Europäisches Parlament ...) geregelt, aber nach den Verfahren der Regierungszusammenarbeit.
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Ausschuss der Regionen (AdR)

Der Ausschuss der Regionen wurde 1992 durch den Maastrichter Vertrag geschaffen und setzt sich aus 222 Vertretern der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften zusammen, die vom Rat auf Vorschlag der jeweiligen Mitgliedstaaten durch einstimmigen Beschluss für vier Jahre ernannt werden. Er wird vom Rat, dem Parlament oder der Kommission zu Fragen gehört, die für die regionale und kommunale Ebene von Bedeutung sind, insbesondere in den Bereichen Bildung, Jugend, Kultur, Gesundheitswesen, wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt. 

Er kann zudem von sich aus Stellungnahmen abgeben.

Seit Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam (Mai 1999) muss der Ausschuss der Regionen zusätzlich in folgenden Bereichen konsultiert werden: Umwelt, Sozialfonds, berufliche Bildung, grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Verkehr.

Der im Dezember 2000 angenommene Vertrag von Nizza hat weder die Anzahl noch die Zuweisung der Sitze pro Mitgliedstaat im AdR verändert. Im Hinblick auf die Erweiterung legt der Vertrag fest, dass die Anzahl seiner Mitglieder in Zukunft 350 nicht übersteigen darf. Was die Eignung der Mitglieder angeht, sieht der Vertrag explizit vor, dass sie entweder ein auf Wahlen beruhendes Mandat in einer regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft innehaben oder gegenüber einer gewählten Versammlung politisch verantwortlich sein müssen.
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Ausschuss der Ständigen Vertreter

Der Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) besteht aus den Leitern der Ständigen Vertretungen der Mitgliedstaaten bei der EU. Er hat die Aufgabe, den Rat der Union zu unterstützen, d. h. die auf der Tagesordnung stehenden Dossiers (von der Kommission unterbreitete Vorschläge und Entwürfe von Rechtsakten) vor den Tagungen des Rates zu prüfen. Dem Ausschuss fällt im gemeinschaftlichen Beschlussfassungsprozess eine zentrale Rolle zu, denn er ist gleichermaßen ein Forum des Dialogs zwischen den Ständigen Vertretern sowie zwischen diesen und ihren Regierungen und ein politisches Kontrollgremium, das die Arbeit der Sachverständigengruppen lenkt und überwacht. Der AStV arbeitet auf zwei Ebenen:

im AStV I sind die stellvertretenden Ständigen Vertreter vereinigt; 

im AStV II treten die Ständigen Vertreter zusammen. 

Die Qualität der Arbeiten des AStV ist entscheidend für das reibungslose Funktionieren des Rates.
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Ausschüsse des Europäischen Parlaments

Das Europäische Parlament hat zahlreiche Ausschüsse eingesetzt, die seine Arbeit organisieren. Die Mitglieder der Ausschüsse werden zu Beginn und nach Ablauf der ersten Hälfte der Wahlperiode entsprechend ihrer Parteizugehörigkeit und ihrem Sachverstand gewählt. 

Nach der Geschäftsordnung des Parlaments legen dessen Mitglieder Zahl und Zuständigkeiten der Ausschüsse fest. Derzeit gibt es siebzehn ständige Fachausschüsse, in denen über die Kommissionsvorschläge beraten wird. Das Parlament kann zudem Unterausschüsse, nichtständige Ausschüsse und Untersuchungsausschüsse bilden, wenn es dies für erforderlich hält. Bisher wurden zwei Untersuchungsausschüsse eingesetzt: 1996 zum Gemeinschaftlichen Versandverfahren und 1997 zur spongiformen Rinderenzephalopathie (BSE).

Wichtigste Aufgabe der ständigen Ausschüsse ist die Prüfung der von der Europäischen Kommission eingebrachten Vorschläge für neue Rechtsakte und die Erstellung von Initiativberichten. Nach einer zwischen den Fraktionen des Parlaments getroffenen Vereinbarung wird für jeden Rechtsetzungsvorschlag bzw. jede Initiative ein Berichterstatter ernannt. Dessen Bericht wird im Ausschuss erörtert, abgeändert und angenommen; anschließend wird er an das Plenum übermittelt, das einmal monatlich in Straßburg tagt und auf dieser Grundlage berät und abstimmt.

Im Zusammenhang mit dem Parlamentsvotum zur Bestätigung der Europäischen Kommission spielen die Parlamentsausschüsse ebenfalls eine wichtige Rolle: Sie führen jeweils die Anhörung der vorgeschlagenen Kommissionsmitglieder durch, deren künftige Ressorts in ihren Zuständigkeitsbereich fallen.
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Ausschüsse und Arbeitsgruppen

Die EU-Organe werden in allen Phasen des Rechtsetzungsprozesses von Ausschüssen beraten. Bevor die Kommission Rechtsetzungsvorschläge ausarbeitet, konsultiert sie in der Regel die entsprechenden Sachverständigenausschüsse. Diese setzen sich zusammen aus Vertretern der Fachkreise, aus unabhängigen Experten oder aus Sachverständigen der einzelstaatlichen Behörden. Über diese Fachausschüsse kann sich die Kommission ein Bild davon machen, welches die Anliegen der von einer geplanten Regelung betroffen Kreise sind. Insgesamt wurden rund 60 beratende Ausschüsse eingesetzt, die Hälfte davon für landwirtschaftliche Angelegenheiten.

Die Arbeit der Abgeordneten im Europäischen Parlament wird durch zahlreiche ständige Ausschüsse organisiert.

Auch der Rat wird bei der Vorbereitung seiner Entscheidungen von Ausschüssen und Arbeitsgruppen unterstützt. Manche Ausschüsse sind bereits in den Verträgen vorgesehen (u. a. der Ausschuss für den Artikel 36 für die Bereiche Justiz und Inneres), andere werden ad hoc eingesetzt, wie etwa der Ausschuss für Kulturfragen, der Vorschläge zur Zusammenarbeit im kulturellen Bereich prüft, die Arbeiten des Rates vorbereitet und die eingeleiteten Maßnahmen überwacht. Die Ausschüsse setzen sich zusammen aus Vertretern der Verwaltungen der Mitgliedstaaten sowie einem Vertreter der Kommission. Mehrere Arbeitsgruppen erledigen die vorbereitenden Arbeiten für den Ausschuss der Ständigen Vertreter COREPER. Wenn auch einige dieser Arbeitsgruppen nur zeitweilig zur Bearbeitung bestimmter Akten eingerichtet werden, treten etwa einhundert Arbeitsgruppen, die sich mit bestimmten Themen befassen, regelmäßig zusammen.

Ein Rechtsakt schreibt bestimmte Grundsätze fest. Wie diese umzusetzen sind, muss mitunter in Durchführungsmaßnahmen geregelt werden. Der Basisrechtsakt sieht dann vor, dass bei der Kommission ein Ausschuss eingesetzt wird, der die entsprechenden Entscheidungen zu treffen hat. Dieser Ausschuss aus von den Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen tritt unter Vorsitz eines Vertreters der Kommission zusammen. Es gibt etwa 300 derartiger Ausschüsse, u. a. in den Bereichen Industrie, Soziales, Landwirtschaft, Umwelt, Binnenmarkt, Forschung und Entwicklung, Verbraucherschutz und Nahrungsmittelsicherheit. Maßgebende Rechtsgrundlage für die Arbeit dieser Ausschüsse ist der "Komitologie"-Beschluss der Kommission von 1987.

Siehe auch: 

Ausschüsse des Europäischen Parlaments 

Ausschuß der Ständigen Vertreter 

Komitologie (Ausschußwesen) 

Ausschuß nach Artikel 36 EU-Vertrag 

Politisches Komitee 

Außenkompetenzen der Gemeinschaft 

Die Außenkompetenzen der Europäischen Gemeinschaft ergeben sich aus ihrer Aufteilung auf Gemeinschaft und Mitgliedstaaten. Die Kompetenzen sind "ausschließlich", wenn sie uneingeschränkt von der Gemeinschaft wahrgenommen werden (Beispiel: Gemeinsame Agrarpolitik), sie sind "gemischt", wenn sie teils von der Gemeinschaft, teils von den Mitgliedstaaten ausgeübt werden (Beispiel: Verkehrspolitik).

Diese Unterscheidung wurde vom Gerichtshof in seiner Rechtsprechung vorgenommen und beruht auf dem Konzept der stillschweigenden Zuständigkeit, wonach sich die Zuständigkeit in den Außenbeziehungen aus der Zuständigkeit im Inneren ergibt, denn der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft sieht eine Außenkompetenz nur in zwei Fällen ausdrücklich vor: Handelspolitik (Artikel 133, vormals Artikel 113) und Assoziierungsabkommen (Artikel 310, vormals Artikel 238).

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ist Teil der Außenbeziehungen der Europäischen Union, die der Regierungszusammenarbeit (zweiter Pfeiler) zugeordnet sind. Sie ist daher nicht Teil der Außenkompetenzen der Europäischen Gemeinschaft.

Die Ausübung der Außenkompetenzen wird durch die Ausweitung der Gemeinschaftstätigkeiten (z. B. Vollendung des Binnenmarktes), die Entwicklung des Welthandels und durch eine nuanciertere Rechtsprechung erschwert. Gleichzeitig erfordert sie jedoch im Interesse einer einheitlichen Vertretung auf internationaler Ebene umfassende Kooperations- und Koordinierungsmaßnahmen. 

Um es der Gemeinschaft zu ermöglichen, mit dem tiefgreifenden Wandel der Weltwirtschaftsstrukturen Schritt zu halten, und um den erweiterten Zuständigkeiten der Welthandelsorganisation Rechnung zu tragen, hat der Amsterdamer Vertrag Artikel 113 EG-Vertrag dahingehend geändert, dass der Rat durch einstimmigen Beschluss die Anwendung der gemeinsamen Handelspolitik auf internationale Verhandlungen und Übereinkünfte über Dienstleistungen und Rechte des geistigen Eigentums ausdehnen kann.
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Beitritt eines neuen Staats zur Union

Der Beitritt eines neuen Mitgliedstaats zur Europäischen Union ist in Artikel 49 (vormals Artikel O) des Vertrags über die Europäische Union geregelt. Der Rat beschließt einstimmig nach Anhörung der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, dass Verhandlungen aufgenommen werden. Die Aufnahmebedingungen, die gegebenenfalls notwendigen Übergangsfristen und die wegen des Beitritts erforderlichen Anpassungen der Verträge, auf denen die Union beruht, werden durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und dem beitrittswilligen Staat geregelt. Das Abkommen muss von allen Vertragsstaaten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert werden.
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Beitrittskriterien (Kopenhagener Kriterien)

Im Juni 1993 hat der Europäischen Rat von Kopenhagen den Staaten Mittel- und Osteuropas das Recht eingeräumt, der Europäischen Union beizutreten, wenn sie folgende drei Kriterien erfüllen:

Politik: institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz der Minderheiten; 

Wirtschaft: funktionstüchtige Marktwirtschaft; 

Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes (Acquis communautaire): Die Länder müssen sich die Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen machen. 

Im Dezember 1995 bestätigte der Europäische Rat von Madrid diese Kriterien. Außerdem verwies er darauf, dass die beitrittswilligen Länder ihre Verwaltungsstrukturen anpassen müssten, damit die Integration sich schrittweise und harmonisch vollziehen könne.

Die Europäische Union behält sich allerdings vor, über den Zeitpunkt zu entscheiden, zu dem sie bereit ist, neue Mitglieder aufzunehmen.
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Erweiterung 

Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes 

Beitrittspartnerschaft

Die Beitrittspartnerschaften wurden vom Rat im Jahr 1998 mit jedem Beitrittskandidaten (ausgenommen Malta, der Türkei und Zypern) beschlossen. Sie fassen in einem Dokument die Hilfen der Europäischen Gemeinschaft für jeden Beitrittskandidaten und die Voraussetzungen für die Vergabe dieser Finanzhilfen sowie die Prioritäten für die Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands durch diese Länder zusammen. 

Auf der Grundlage der Beitrittspartnerschaften hat jedes Land ein Programm für die Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands und die Umsetzung der besagten Prioritäten nach einem bestimmten Zeitplan erstellt, wobei die dazu erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen festgelegt wurden. Dieses Programm und die Beitrittspartnerschaften wurden von der Kommission und dem betreffenden Land fortlaufend angepasst. 

Die Beitrittspartnerschaften bildeten die Grundlage für andere Heranführungsinstrumente, unter anderen die gemeinsame Bewertung der mittelfristigen wirtschaftspolitischen Prioritäten, die Bekämpfung der organisierten Kriminalität, die nationalen Entwicklungspläne sowie weitere Sektorprogramme, die für die Beteiligung an den Strukturfonds nach dem Beitritt und für die Durchführung der ISPA-und SAPARD-Programme (ISPA - Strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt, SAPARD - Sonderaktion zur Vorbereitung auf den Beitritt in den Bereichen Landwirtschaft und ländliche Entwicklung) erforderlich sind. Ferner legen sie den Grundstein für die Erarbeitung von Aktionsplänen zur Stärkung von Justiz und Verwaltung in den Kandidatenländern.
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Vorbeitrittsvereinbarung über die Bekämpfung der organisierten Kriminalität 

Beitrittsverhandlungen

Der Europäische Rat von Luxemburg (Dezember 1997) begrüßte die Beitrittsanträge von zehn Staaten Mittel- und Osteuropas. Die Beitrittsverhandlungen wurden anschließend in zwei Phasen eröffnet. Am 30. März 1998 begannen die Verhandlungen mit den sechs Ländern der ersten Beitrittswelle: Estland, Polen, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. Mit den Beitrittskandidaten der zweiten Welle (Bulgarien, Lettland, Litauen, Malta, Rumänien und der Slowakei) konnten die Verhandlungen im Februar 2000 aufgenommen werden, nachdem festgestellt worden war, dass diese Länder in der kurzen Zeit ausreichende Reformfortschritte erzielt hatten.

Vor dem Beginn der Verhandlungen wurden die Rechtsvorschriften jedes Beitrittskandidaten geprüft, um ein entsprechendes Arbeitsprogramm aufzustellen und die Verhandlungspositionen festzulegen. 

Bei den Beitrittsverhandlungen wird die Fähigkeit der Beitrittskandidaten erörtert, alle Verpflichtungen eines Mitgliedstaats zu erfüllen und den gemeinschaftlichen Besitzstand mit dem Tag ihres Beitritts anzuwenden; dies betrifft insbesondere die für die Erweiterung des Binnenmarkts erforderlichen Maßnahmen, die unverzüglich umzusetzen sind. Die Beitrittsverhandlungen betreffen ferner die Heranführungshilfe, die die Europäische Union bereitstellt, um die Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstands zu erleichtern. Auf Grund von Übergangsmaßnahmen für die Zeit nach dem Beitritt können die Beitrittsverhandlungen auch dann abgeschlossen werden, wenn die vollständige Übernahme des Besitzstandes noch nicht abgeschlossen ist. 

Die Verhandlungen sind so organisiert, dass die Minister alle sechs Monate und die Botschafter alle vier Wochen auf einer bilateralen Konferenz (Europäische Union/Beitrittskandidaten) zu Beratungen zusammentreffen. Die Kommission legt für jedes in die Zuständigkeit der Gemeinschaft fallende Kapitel gemeinsame Verhandlungspositionen fest, die vom Rat einstimmig genehmigt werden müssen. Die Verhandlungsergebnisse werden in einen Entwurf des Beitrittsvertrags aufgenommen, der von der Union genehmigt und von den Mitgliedstaaten und den Beitrittskandidaten ratifiziert werden muss.

Auf der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen (12./13. Dezember 2002) hat die Kommission die Verhandlungen mit zehn Beitrittskandidaten abgeschlossen, und zwar mit Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, der Tschechischen Republik, Ungarn und Zypern, so dass diese Länder der Union am 1. Mai 2004 beitreten konnten. Mit Bulgarien und Rumänien sollen die Verhandlungen zeitlich so abgeschlossen werden, dass diese Länder der Union im Jahr 2007 beitreten können. 
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Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes 

Westeuropäische Union (WEU) 

Beitrittswillige Staaten

Die politische und wirtschaftliche Stabilität in der Europäischen Union veranlasst zahlreiche europäische Länder, die vorgesehene Möglichkeit eines Beitrittsersuchens wahrzunehmen (Artikel 49 EU-Vertrag). 

Nach dem Beitritt von zehn neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai 2004 (Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern) sind noch vier Länder Beitrittskandidaten: 

Türkei: ihr Beitrittsantrag wurde am 14. April 1987 eingereicht; 

Rumänien: sein Beitrittsantrag wurde am 22. Juni 1995 eingereicht; 

Bulgarien: sein Beitrittsantrag wurde am 14. Dezember 1995 eingereicht; 

Kroatien: sein Beitrittsantrag wurde am 21. Februar 2003 eingereicht; 

Mit Bulgarien und Rumänien laufen die Verhandlungen mit dem Ziel, den Beitritt im Jahr 2007 zu vollziehen. Mit der Türkei wurden per Ende November 2004 noch keine Verhandlungen eingeleitet
. 

Beschließt der Rat im Dezember 2004 – wie zu erwarten - auf der Grundlage eines Berichts der Kommission, dass die Türkei die politischen Kriterien von Kopenhagen erfüllt, so kann die Europäische Union die Beitrittsverhandlungen mit diesem Land einleiten. Für Kroatien steht die befürwortende Stellungnahme der Mitgliedstaaten noch aus. 

Die Schweiz, Liechtenstein und Norwegen haben bereits in der Vergangenheit den Beitritt zur Europäischen Union beantragt. Norwegen hat sein Beitrittsgesuch allerdings bereits zwei Mal, 1972 und 1974, nach einem Referendum zurückgezogen. Die Beitrittsgesuche der Schweiz und Liechtensteins wurden nach dem Referendum im Jahr 1992 zurückgezogen, bei dem die Schweiz entschieden hatte, nicht am Europäischen Wirtschaftsraum teilzunehmen.
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Bekämpfung von Rassismus und Ausländerfeindlichkeit

Vor Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam hatte die Gemeinschaft im Rahmen ihrer Sozialpolitik bereits mehrere Maßnahmen gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit ergriffen. So war das Jahr 1997 zum „Europäischen Jahr gegen Rassismus" erklärt worden. Die Kommission hatte im März 1998 einen Aktionsplan gegen Rassismus vorgelegt, um die Ergebnisse des Vorjahres zu festigen und das Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam vorzubereiten. 

Seit dem Amsterdamer Vertrag ermöglicht Artikel 13 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft die Bekämpfung jedweder Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung. Auf der Grundlage dieses Artikels verabschiedete der Rat im Juni 2000 die Richtlinie zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft. 

Die Europäische Union macht sich nicht nur für die Umsetzung von Artikel 13 stark. Vielmehr unternimmt sie weiterhin Anstrengungen zur Einbeziehung der Maßnahmen gegen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit in allen Politikbereichen, u. a. Beschäftigung, europäische Strukturfonds, allgemeine und berufliche Bildung und Jugend. Darüber hinaus bietet Artikel 29 des Vertrags über die Europäische Union, der mit dem Amsterdamer Vertrag eingeführt wurde, eine Rechtsgrundlage für die Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit im Bereich der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen.

Eine wichtige Rolle fällt auch der 1997 in Wien eingerichteten Beobachtungsstelle für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu. Ihre Aufgabe besteht im Wesentlichen darin, Ausmaß und Entwicklung rassistischer und fremdenfeindlicher Probleme in der Union zu beobachten, die Ursachen zu analysieren und diesbezügliche Vorschläge auszuarbeiten, die den Gemeinschaftsorganen und den Mitgliedstaaten unterbreitet werden. Die Beobachtungsstelle soll ferner ein europäisches Informationsnetz für Rassismus und Fremdenfeindlichkeit („RAXEN") aufbauen und koordinieren. Außerdem schloss die Europäische Union am 21. Dezember 1998 eine Vereinbarung mit dem Europarat, die auf eine engere Zusammenarbeit zwischen der Beobachtungsstelle und der Kommission des Europarats zur Bekämpfung von Rassismus und Intoleranz zielt.
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Beschäftigung

Angesichts der hohen Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union (durchschnittlich rund 9.1 % für die EU-25 Staaten nach Eurostat; konsolidierte Jahresquote 2003) ist die Beschäftigung für die Mitgliedstaaten zum zentralen Problem geworden. Auf der Grundlage des 1993 erschienenen Weißbuchs über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung hat der Europäische Rat von Essen (9. und 10. Dezember 1994) fünf Schwerpunktbereiche festgelegt, in denen beschäftigungsfördernde Maßnahmen durchzuführen sind:

Verbesserung der Beschäftigungschancen der Arbeitskräfte durch Förderung von Investitionen in die berufliche Bildung; 

Steigerung der Beschäftigungsintensität des Wachstums; 

Senkung der Lohnnebenkosten; 

Verstärkung der Wirksamkeit der Arbeitsmarktpolitik; 

Verstärkung der Maßnahmen zugunsten der von der Arbeitslosigkeit besonders betroffenen Gruppen. 

Der Rat und die Kommission haben auf der Tagung des Europäischen Rates in Dublin am 13. und 14. Dezember 1996 einen gemeinsamen Bericht über die Umsetzung dieser fünf Prioritäten vorgelegt.

In diesem Sinne soll auch der im Juni 1996 vorgestellte Vertrauenspakt für die Beschäftigung alle Beteiligten mobilisieren, zu einer echten Beschäftigungsstrategie beizutragen und die Beschäftigung zu einer Frage von gemeinsamem Interesse auf europäischer Ebene zu machen. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit soll fest in die mittel- und langfristige gesellschaftspolitische Planung einbezogen werden. 

Der Amsterdamer Vertrag hat die Sicherung eines hohen Beschäftigungsniveaus als eines der Ziele der Europäischen Gemeinschaft festgeschrieben. Die Gemeinschaft erhält somit eine neue, die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten ergänzende Kompetenz: gemeinsam mit den Mitgliedstaaten soll sie eine europäische Beschäftigungsstrategie entwickeln. Dazu wurde ein neuer Titel VIII („Beschäftigung") in den EG-Vertrag aufgenommen. Vorgesehen sind:

die Einbeziehung der Beschäftigungspolitik in die übrigen Gemeinschaftspolitiken; 

die Einrichtung von Koordinierungsmechanismen auf Gemeinschaftsebene (jährliche Annahme beschäftigungspolitischer Leitlinien durch den Rat, die mit den Grundzügen der Wirtschaftspolitik in Einklang stehen, Überwachung ihrer Umsetzung in den Mitgliedstaaten, Einsetzung eines Beschäftigungsausschusses); 

die Möglichkeit der Festlegung von Anreizmaßnahmen, vor allem Pilotmaßnahmen, durch den Rat mit qualifizierter Mehrheit; 

Empfehlungen an die Mitgliedstaaten im Anschluss an die jährliche Prüfung ihrer beschäftigungspolitischen Maßnahmen. 

Am 21. November 1997 fand in Luxemburg ein Sondergipfel zur Beschäftigung statt, auf dem vereinbart wurde, dass die europäische Beschäftigungsstrategie sich auf vier Schwerpunktthemen konzentrieren müsse: Beschäftigungsfähigkeit, Unternehmergeist, Anpassungsfähigkeit und Chancengleichheit. Auf diesem Gipfel haben die Mitgliedstaaten beschlossen, die Bestimmungen über die Koordinierung der einzelstaatlichen Beschäftigungspolitiken bereits ab 1998, d. h. noch vor Inkrafttreten des neuen Vertrags anzuwenden.

Auf der Tagung des Europäischen Rates von Lissabon im März 2000 beschlossen die Staats- und Regierungschefs ein neues strategisches Ziel für die kommenden zehn Jahre: die Union soll zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt gemacht werden, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum dank mehr und besserer Arbeitsplätze und eines größeren sozialen Zusammenhalts zu erzielen. 

Um das Ziel der Vollbeschäftigung in der Union bis zum Jahr 2010 zu erreichen, das auf der Europäischen Ratstagung in Lissabon festgelegt wurde, setzt die im Januar 2003 veröffentlichte neue Mitteilung über die Zukunft der europäischen Beschäftigungsstrategie mehrere Prioritäten: Senkung der Arbeitslosenquote, Schaffung von Anreizen für Frauen zum Eintritt in den Arbeitsmarkt, Förderung eines längeren Verbleibs älterer Arbeitnehmer im Erwerbsleben, Förderung des lebenslangen Lernens, Förderung des Unternehmergeistes und Bekämpfung der Schwarzarbeit.
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Beschäftigungsausschuss

Der im Vertrag von Amsterdam vorgesehene Beschäftigungsausschuss tritt an die Stelle des 1996 eingerichteten Ausschusses für Beschäftigung und Arbeitsmarkt (Artikel 130 EG-Vertrag).

Er setzt sich zusammen aus je zwei Vertretern pro Mitgliedstaat und zwei Vertretern der Kommission und hat die Aufgabe, den Rat bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben auf dem Gebiet der Beschäftigung zu unterstützen. Er verfolgt die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik der Mitgliedstaaten, trägt zur Koordinierung der Politiken bei und gibt Stellungnahmen ab. Bei seinen Arbeiten holt er auch den Standpunkt der Sozialpartner ein.
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Auf der Regierungskonferenz im Jahr 1996, die zur Annahme des Amsterdamer Vertrags führte, sprachen mehrere nationale Delegationen sowie die Europäische Kommission die Einführung einer besonders qualifizierten Mehrheit an.

Dieser Vorschlag resultiert aus der Überzeugung, dass die Beibehaltung des Einstimmigkeitsprinzips in einer erweiterten Union häufig zu Handlungsunfähigkeit führen würde. In bestimmten Fällen könnte daher anstatt der Einstimmigkeit eine besonders qualifizierte Mehrheit vorgesehen werden, bei der die Stimmenzahl über der normalerweise für Mehrheitsbeschlüsse erforderlichen Stimmenzahl liegen würde.

Im Rahmen des Europäischen Konvents, der mit der Erklärung von Laeken im Dezember 2001 eingesetzt wurde, wurde angeregt, dass die Annahme des grundsätzlichen Teils des zukünftigen Verfassungsvertrags der Union mit einer besonders qualifizierten Mehrheit beschlossen werden könnte. Dies würde es zudem ermöglichen, einen Mittelweg zwischen der Einstimmigkeit, durch die Beschlüsse oft blockiert werden, und der qualifizierten Mehrheit zu finden, die für die Annahme grundlegender Bestimmungen nicht repräsentativ genug ist.
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Bilaterale Regierungskonferenz im 2004 abgeschlossenen Erweiterungsprozess (EU/Beitrittskandidaten)

Bei den Verhandlungen über den EU-Beitritt weiterer Staaten handelt es sich um bilaterale Regierungskonferenzen, an denen die Union und jeweils ein beitrittswilliges Land beteiligt sind.

Die Regierungskonferenzen über den Beitritt Estlands, Ungarns, Polens, der Tschechischen Republik, Sloweniens und Zyperns wurden am 30. März 1998 feierlich eröffnet. Auf Ministerebene fanden die ersten Verhandlungen am 10. November 1998 statt. Die bilateralen Regierungskonferenzen über den Beitritt Rumäniens, der Slowakei, Lettlands, Litauens, Bulgariens und Maltas wurden am 15. Februar 2000 eröffnet.
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Zwei wesentliche Aspekte dieses allgemeinen Grundsatzes sind im EG-Vertrag festgeschrieben: Artikel 12 (vormals Artikel 6) verbietet jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit und Artikel 141 (vormals Artikel 119) sieht gleiches Entgelt für Männer und Frauen vor. Darüber hinaus sollte dieser Grundsatz in allen Bereichen des wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und familiären Lebens zum Tragen kommen.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde ein neuer Artikel 13 eingefügt, durch den der eng mit der Chancengleichheit verknüpfte Grundsatz der Nichtdiskriminierung noch gestärkt wird. Gemäß diesem neuen Artikel kann der Rat geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.

Die im Dezember 2000 angenommene Charta der Grundrechte der Europäischen Union beinhaltet ein Kapitel mit dem Titel „Gleichheit", in dem die Grundsätze der Nichtdiskriminierung, der Gleichheit von Männern und Frauen und der Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen bekräftigt werden. Dieses Kapitel behandelt ferner die Rechte des Kindes, die Rechte älterer Menschen und die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Hinsichtlich der Nichtdiskriminierung sieht die Charta Folgendes vor: „Diskriminierungen, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, sind verboten."
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Charta der Grundrechte

Anlässlich des 50. Jahrestags der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte im Dezember 1998 hat der Europäische Rat auf seiner Tagung in Köln (3./4. Juni 1999) beschlossen, eine Charta der Grundrechte ausarbeiten zu lassen. Das Ziel bestand darin, die auf Ebene der Union geltenden Grundrechte in einem einzigen Text zusammenzufassen und dadurch deutlicher herauszustellen. Die Charta stützt sich auf die Verträge der Gemeinschaft, die internationalen Übereinkommen, unter anderem die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte von 1950 und die Europäische Sozialcharta von 1989, die gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten sowie die verschiedenen Erklärungen des Europäischen Parlaments.

Mit der Ausarbeitung der Charta wurde ein spezielles Gremium beauftragt, das beschlossen hat, sich den Namen „Europäischer Konvent" zu geben. Dieser Versammlung gehörten 62 Mitglieder an, die sich aus Vertretern der Staats- bzw. Regierungschefs der Mitgliedstaaten, des Präsidenten der Europäischen Kommission, des Europäischen Parlaments und der Parlamente der Mitgliedstaaten zusammensetzen. Vier Vertreter des Gerichtshofs der Europäischen Union, des Europarats und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte wurden als Beobachter an den Arbeiten beteiligt. Der Europäische Rat hat über die Zusammensetzung und Arbeitsverfahren des Konvents auf seiner Tagung in Tampere (15./16. Oktober 1999) entschieden.

Im Laufe der Arbeiten, die am 17. Dezember 1999 begonnen haben, wurden der Wirtschafts- und Sozialausschuss, der Ausschuss der Regionen, der Europäische BürgerINNenbeauftragte, die beitrittswilligen Länder sowie alle sonstigen Gremien, gesellschaftlichen Gruppen oder Sachverständigen aufgefordert, ihren Beitrag zu den Beratungen zu leisten, wobei das Ziel darin bestand, zu einem Konsens zu gelangen. Das Ergebnis der Arbeiten wurde beim Europäischen Rat von Biarritz (13./14. Oktober 2000) präsentiert. Die Charta legt in ihren 54 Artikeln, die sich in sieben Kapitel gliedern, die Grundrechte in den Bereichen Würde des Menschen, Freiheiten, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle Rechte fest. Diese Charta wurde beim Europäischen Rat von Nizza (7.-10. Dezember 2000) feierlich verkündet.
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Demokratiedefizit 

Das Schlagwort Demokratiedefizit soll hauptsächlich dokumentieren, dass die Europäische Union nicht demokratisch genug und infolge ihrer komplizierten Funktionsweise nicht bürgernah ist. In der öffentlichen Wahrnehmung stellt sich das System der Union im Wesentlichen wie folgt dar: die dominierende Rolle spielen ein Organ, das zugleich Legislativ- und Exekutivbefugnisse innehat (der Rat), und ein Organ, dem eine echte demokratische Legitimität fehlt (die Kommission), wenngleich die Mitglieder des Kollegiums von den Mitgliedstaaten benannt werden, sich dem Votum des Europäischen Parlaments stellen müssen und kollektiv dem Parlament verantwortlich sind.

Im Laufe des europäischen Integrationsprozesses hat sich die Frage der demokratischen Legitimierung immer mehr aufgedrängt. Die Verträge von Maastricht, Amsterdam und Nizza haben die Eingliederung des Grundsatzes der demokratischen Legitimität in das institutionelle Gefüge in die Wege geleitet: sie erweiterten die Befugnisse des Parlaments bei der Ernennung und der Kontrolle der Kommission und vergrößerten nach und nach den Anwendungsbereich des Mitentscheidungsverfahrens. 

Seither wurden zwei bedeutende Initiativen eingeleitet, die Europa den BürgerINNen näher bringen sollen.

Nach dem Europäischen Rat von Nizza (7. bis 10. Dezember 2000) wurde eine umfassende öffentliche Diskussion über die Zukunft der EU angeregt. Außerdem wurde vom Europäischen Rat von Laeken ein Europäischer Konvent einberufen und u. a. damit beauftragt, sich mit den Fragen der demokratischen Legitimität auseinander zu setzen. 

Diese Fragen betreffen:

die Vereinfachung der Verträge und der Verfahren, damit sie für die Bürger verständlicher werden; 

die stärkere Beteiligung der Parlamente der Mitgliedstaaten an der Entscheidungsfindung auf europäischer Ebene entweder durch die Schaffung eines neuen Organs, in dem sie vertreten sind, oder durch eine vorgeschaltete Kontrolle der Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips; 

die Wahl des Präsidenten der Kommission entweder durch das Europäische Parlament oder direkt durch die Bürger; 

die klarere Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen der Union und den Mitgliedstaaten sowie zwischen den europäischen Institutionen. 
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Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse sind marktbezogene Leistungen, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht und daher von den Mitgliedstaaten mit besonderen Gemeinwohlverpflichtungen verbunden werden (Artikel 86 (vormals Artikel 90) des EG-Vertrags). Darunter fallen insbesondere Leistungen der Verkehrs-, Energieversorgungs- und Kommunikationsnetze.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde ein neuer Artikel 16 in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft aufgenommen. Darin wird der Stellenwert, den Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse innerhalb der gemeinsamen Werte der Union einnehmen, sowie ihre Bedeutung für die Förderung des sozialen und territorialen Zusammenhalts anerkannt. Die Grundsätze und Bedingungen für das Funktionieren dieser Dienste sind so zu gestalten, dass letztere ihre Aufgaben auch wirklich erfüllen.
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Diskriminierungsverbot

Ziel dieses Verbots ist die Gleichbehandlung aller Menschen unabhängig von Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Rasse, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderungen, Alter und sexueller Ausrichtung.

Das Verbot jeder Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit ist in Artikel 12 (vormals Artikel 6) des EG-Vertrags verankert. Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde ein neuer Artikel 13 in den EG-Vertrag eingefügt, um diesen Grundsatz zu ergänzen und auf die vorgenannten Fälle auszudehnen.

Siehe auch:

Chancengleichheit 

Europäische Menschenrechtskonvention (MRK) 

Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

Doppelte Mehrheit 

Mit Blick auf ein erweitertes Europa wurden bereits verschiedene Lösungen zur Wahrung des gegenwärtig herrschenden Gleichgewichts zwischen sogenannten großen und kleinen Staaten bei der Beschlussfassung im Rat erwogen. Hätte man nach der Erweiterung am derzeitigen System der Stimmengewichtung im Rat festgehalten, so hätte die Gefahr bestanden, dass eine qualifizierte Mehrheit der Stimmen nur eine Minderheit der Bevölkerung der Europäischen Union repräsentiert. Aus diesem Grund wünschten die bevölkerungsstärksten Mitgliedstaaten eine Neugewichtung der Stimmen oder ein System der doppelten Mehrheit, durch das gewährleistet würde, dass eine Mehrheit im Rat nicht nur die Mehrheit der Mitgliedstaaten, sondern auch die Mehrheit der Bevölkerung der Union repräsentiert.

Auf der Regierungskonferenz (RK) von 1996/1997, die zum Amsterdamer Vertrag führte, wurden beide Lösungen eingehend diskutiert.

Der Vorschlag der doppelten Mehrheit sah eine Stimme für jeden Mitgliedstaat vor, für die Beschlussfassung musste aber die Mehrheit der Mitgliedstaaten gleichzeitig die Mehrheit der Bevölkerung repräsentieren. Angesichts der Tatsache, dass die RK zu keiner Einigung über diesen Vorschlag gelangen konnte, wurde dem Vertrag ein „Protokoll über die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union" beigefügt.

In diesem Protokoll erklären sich die großen Mitgliedstaaten (Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien, Vereinigtes Königreich) damit einverstanden, nach der Erweiterung auf ihr zweites Kommissionsmitglied zu verzichten, falls sie durch die Neugewichtung der Stimmen im Rat begünstigt werden. So wird die Frage der Verringerung der Zahl der Kommissionsmitglieder unmittelbar mit der Frage der Beschlussfassung im Rat verknüpft.

Weiter war vorgesehen, noch vor Erreichen einer Zahl von 20 EU-Mitgliedstaaten erneut eine Regierungskonferenz einzuberufen, um die Bestimmungen der Verträge über die Arbeitsweise der Organe zu überprüfen und insbesondere um eine endgültigere Lösung für die Beschlussfassung im Rat zu finden.

Auf dieser RK, die im Februar 2000 begann, wurde bezüglich der Abstimmungsmodalitäten im Rat beschlossen, eine Neugewichtung der Stimmen vorzunehmen und diese mit einer doppelten oder gar dreifachen Mehrheit zu kombinieren, die für den Erlass eines Rechtsaktes im Rat erforderlich sein soll. Neben der Neugewichtung der Stimmen zugunsten der großen Mitgliedstaaten muss die qualifizierte Mehrheit zudem die Mehrheit der Mitgliedstaaten repräsentieren. Hinzu kommt ein sogenanntes „demographisches Netz": jeder Mitgliedstaat kann beantragen, dass überprüft wird, ob die qualifizierte Mehrheit mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der Union repräsentiert. Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so kommt der Beschluss nicht zustande. Diese neuen Bestimmungen traten am 1. November 2004 in Kraft.

Siehe auch:

Besonders qualifizierte Mehrheit 

Einstimmigkeit 

Erweiterung 

Qualifizierte Mehrheit 

Regierungskonferenz (RK) 

Stimmengewichtung im Rat 

Zusammensetzung der Europäischen Kommission 

Gebiete in äußerster Randlage

Darunter fallen sieben Gebiete: die vier französischen überseeischen Departements, die auch in Artikel 299 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft aufgeführt sind (Guadeloupe, Französisch-Guyana, Martinique und La Réunion), die Azoren, die Kanarischen Inseln und Madeira. Sie sind Gegenstand der Erklärung Nr. 26 im Anhang zum EG-Vertrag.

In der Erklärung wird festgestellt, dass diese Gebiete unter einem bedeutenden strukturellen Rückstand leiden und gezielte Abhilfemaßnahmen möglich sind, solange ein entsprechender Bedarf im Hinblick auf ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung objektiv gegeben ist. Gleichzeitig wird jedoch darauf verwiesen, dass der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und das abgeleitete Recht für diese Gebiete uneingeschränkt gelten.

Der Amsterdamer Vertrags hat Artikel 299 Absatz 2 dahin geändert, dass der Rat mit qualifizierter Mehrheit spezifische Maßnahmen beschließen kann, die darauf abzielen, die Bedingungen für die Anwendung des EG-Vertrags auf diese Gebiete, einschließlich gemeinsamer Politiken, festzulegen. Der neue Artikel besagt allerdings auch, dass der Rat dabei nicht die Integrität und Kohärenz der gemeinschaftlichen Rechtsordnung aushöhlen darf.

Siehe auch:

Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Gemeinschaftliche Rechtsinstrumente 

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen des Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft verfügen die EU-Organe über gemeinschaftliche Rechtsinstrumente, die sie unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips einsetzen können. Solche Instrumente sind:

die Verordnung: Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat; 

die Richtlinie: Sie ist für jeden Mitgliedstaat hinsichtlich des zu erreichenden Zieles verbindlich und muß in die innerstaatliche Rechtsordnung umgesetzt werden. Hinsichtlich der Wahl der Form und der Mittel verfügen die Mitgliedstaaten jedoch über Gestaltungsmöglichkeiten; 

die Entscheidung: sie ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, an die sie gerichtet ist; 

die Empfehlungen und Stellungnahmen, die nicht verbindlich sind und rechtsfeststellenden Charakter haben. 

Siehe auch:

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Hierarchie der gemeinschaftlichen Rechtsakte (Normenhierarchie) 

Pfeiler der Europäischen Union 

Gemeinschaftlicher Besitzstand (acquis communautaire) 

Der gemeinschaftliche Besitzstand ist das gemeinsame Fundament aus Rechten und Pflichten, die für alle Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäischen Union verbindlich sind. Dieser Besitzstand entwickelt sich ständig weiter und umfasst:

den Inhalt, die Grundsätze und die politischen Ziele der Verträge; 

die in Anwendung der Verträge erlassenen Rechtsvorschriften und die Rechtsprechung des Gerichtshofs; 

die im Rahmen der Union angenommenen Erklärungen und Entschließungen; 

die Rechtsakte der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik; 

die in den Bereichen Justiz und Inneres vereinbarten Rechtsakte; 

die von der Gemeinschaft geschlossenen internationalen Abkommen und die Abkommen, die die Mitgliedstaaten untereinander in Bereichen schließen, die unter die Tätigkeit der Union fallen. 

Der gemeinschaftliche Besitzstand umfasst also nicht nur das Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne, sondern auch alle Rechtsakte, die im Rahmen des zweiten und dritten Pfeilers der Union erlassen werden, sowie die in den Verträgen festgeschriebenen gemeinsamen Ziele. Die Union hat sich zum Ziel gesetzt, den gemeinschaftlichen Besitzstand zu wahren und auszubauen. 

Die Beitrittskandidaten müssen diesen gemeinschaftlichen Besitzstand akzeptieren, bevor sie der Union beitreten. Abweichungen vom gemeinschaftlichen Besitzstand werden nur in Ausnahmefällen und in begrenztem Umfang akzeptiert.

Siehe auch:

Beitrittswillige Staaten 

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Erweiterung 

Pfeiler der Europäischen Union 

Übernahme des gemeinschaftlichen Besitzstandes 

Gemeinschaftsmethode und Regierungszusammenarbeit 

Als Gemeinschaftsmethode wird die institutionelle Funktionsweise des ersten Pfeilers der Europäischen Union bezeichnet. Sie ist integrationsorientiert - wobei das Subsidiaritätsprinzip gewahrt bleibt - und weist folgende Hauptmerkmale auf:

alleiniges Initiativrecht (Vorschlagsmonopol) der Kommission; 

Mehrheitsbeschlüsse (qualifizierte Mehrheit) im Rat als Regelfall; 

aktive Rolle des Europäischen Parlaments (Stellungnahmen, Abänderungsanträge usw.); 

einheitliche Auslegung des Gemeinschaftsrechts durch den Gerichtshof. 

Die Gemeinschaftsmethode steht im Gegensatz zur Funktionsweise des zweiten und dritten Pfeilers, der sich auf die Zusammenarbeit der Regierungen (Regierungszusammenarbeit) stützt und folgende Hauptmerkmale aufweist:

Initiativrecht der Kommission, entweder gemeinsam mit den Mitgliedstaaten oder auf bestimmte spezifische Bereiche beschränktes Initiativrecht; 

Einstimmigkeit im Rat; 

beratende Rolle des Europäischen Parlaments; 

eingeschränkte Rolle des Gerichtshofs. 

Siehe auch:

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

Gerichtshof der Europäischen Union 

Initiativrecht 

Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

Pfeiler der Europäischen Union 

Qualifizierte Mehrheit 

Regieren 

Gemeinschaftsrecht

Das Gemeinschaftsrecht im engeren Sinne setzt sich zusammen aus den Gründungsverträgen (primäres Recht) und den Rechtsakten, die die Organe der Gemeinschaft aufgrund dieser Verträge erlassen (abgeleitetes Recht).

Im weiteren Sinne bezeichnet dieser Begriff alle Rechtsnormen, die innerhalb der Rechtsordnung der Europäischen Gemeinschaften Anwendung finden, d. h. die allgemeinen Rechtsgrundsätze, die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, die Rechtsakte im Rahmen der Außenbeziehungen der Gemeinschaften sowie die Übereinkommen, die zwischen den Mitgliedstaaten in Anwendung der Verträge geschlossen werden.

Das Gemeinschaftsrecht ist Teil des sogenannten gemeinschaftlichen Besitzstands.

Siehe

Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

Gentechnisch veränderte Organismen (GVO)

GVO sind Organismen, bei denen das genetische Material (DNA) nicht durch Fortpflanzung und/oder durch natürliche Rekombination, sondern durch Übertragung eines veränderten Gens oder eines Gens einer anderen Art oder Gattung verändert wurde.

Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über GVO gibt es seit Beginn der 90er Jahre. Mit den von ihr in diesem Bereich beschlossenen Maßnahmen möchte die Union die menschliche Gesundheit und die Umwelt bei gleichzeitiger Einhaltung der Regeln des Binnenmarkts schützen. So erließ sie Vorschriften über die Verwendung, die Freisetzung, die Inverkehrbringung und die Rückverfolgbarkeit von GVO und traf Maßnahmen zur Umsetzung der im Cartagena-Protokolls über die biologische Sicherheit festgelegten Bestimmungen über die grenzüberschreitende Verbringung von GVO.

Siehe auch:

Nachhaltige Entwicklung 

Umwelt 

Vorsorgeprinzip 

Verbraucherschutz 

Lebensmittelsicherheit 

Gericht erster Instanz der Europäischen Union (EuG)

Das 1989 eingerichtete EuG soll den gerichtlichen Schutz der Rechtssuchenden durch Einführung eines zweiten Rechtszuges erhöhen und dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) ermöglichen, sich auf seine wesentliche Aufgabe, die einheitliche Auslegung und Anwendung des Gemeinschaftsrechts, zu konzentrieren.

Das EuG besteht derzeit aus 25 Richtern
, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre ernannt werden. Die Wiederernennung ist möglich. 

Mit dem Vertrag von Nizza wurden die Verfahren zur Anpassung der Satzung des EuG vereinfacht. Eine Änderung der Satzung ist nunmehr auf Antrag des Gerichtshofs bzw. der Kommission durch einstimmigen Beschluss des Rates möglich. Die Verfahrensordnung des EuG wird überdies vom Rat nicht mehr einstimmig, sondern mit qualifizierter Mehrheit genehmigt.

Zur Entlastung des EuGH sieht der Vertrag von Nizza eine bessere Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen Gerichtshof und EuG vor. Die Richter des EuG sind für alle direkten Klagen zuständig (Nichtigkeit, Untätigkeit, Schadensersatz), mit Ausnahme derjenigen Klagen, die einer gerichtlichen Kammer übertragen werden, und der Klagen, die dem Gerichtshof vorbehalten sind. Der Gerichtshof und die Kommission verfügen darüber hinaus über ein geteiltes Initiativrecht zur Bildung gerichtlicher Kammern, die zur Entlastung des EuG für Entscheidungen im ersten Rechtszug über bestimmte Kategorien von Klagen zuständig sind, die in besonderen Sachgebieten erhoben werden. Der Vertrag von Nizza sieht auch die Möglichkeit vor, dem Gericht erster Instanz in besonderen Sachgebieten die Zuständigkeit für Vorabentscheidungen zu übertragen.

Siehe auch:

Europäisches justizielles Netz 

Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 

Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH)

Dem Gerichtshof der Europäischen Union gehört ein Richter je Mitgliedstaat an. Derzeit besteht der Gerichtshof aus 25 Richtern und acht Generalanwälten, die von den Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre ernannt werden. 

Der Gerichtshof tagt in Kammern, als Große Kammer (elf Richter) oder als Plenum. 

Er hat zwei Hauptfunktionen:

die Rechtsakte der EU und der Mitgliedstaaten auf ihre Vereinbarkeit mit den Verträgen hin überprüfen; 

auf Ersuchen nationaler Gerichte über die Auslegung oder Anwendung von EG-Recht zu entscheiden. 

Der Gerichtshof wird vom Gericht erster Instanz der Europäischen Union (EuG) unterstützt, das 1989 eingesetzt wurde. 

Das Gerichtssystem der Europäischen Union wurde durch den Vertrag von Nizza in wichtigen Punkten reformiert. Für den EuGH sind folgende Änderungen maßgebend:

Größere Flexibilität in Bezug auf Satzungsänderungen: Der Rat kann die Satzung jetzt auf Antrag des EuGH oder der Kommission einstimmig ändern. 

Die Verfahrensordnung des EuGH wird vom Rat von nun an mit qualifizierter Mehrheit angenommen. 

Aufgrund des neuen Artikels 229 a EG-Vertrag kann der Rat - vorbehaltlich der Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten - dem EuGH einstimmig die Zuständigkeit für Entscheidungen über Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit gemeinschaftlichen Titeln für den gewerblichen Rechtsschutz übertragen. 

Zur Entlastung des Gerichtshofs ist eine bessere Arbeitsverteilung zwischen EuG und EuGH vorgesehen. 

Siehe auch:

Gleichbehandlung von Männern und Frauen 

Bereits 1957 wurde in Artikel 119 des Vertrags von Rom (Artikel 141 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in der Fassung des Vertrags von Amsterdam) der Grundsatz des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher Arbeit (nunmehr „bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit") verankert. Ab 1975 wurde in mehreren Richtlinien die Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim Zugang zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg festgeschrieben, um jegliche Diskriminierung in der Arbeitswelt auszuschließen. Danach wurde die Gleichbehandlung auch im Bereich der sozialen Sicherheit - für die gesetzlichen Systeme wie für die betrieblichen Systeme - verankert. Die Anerkennung des Gleichbehandlungsgrundsatzes führte in den 80er Jahren zur Förderung der Chancengleichheit im Rahmen mehrjähriger Programme. 

Durch den Amsterdamer Vertrag wurde der in seinem Geltungsbereich relativ begrenzte Artikel 119, nunmehr Artikel 141 (der ausschließlich die Gleichheit des Arbeitsentgelts betraf), in seiner Wirkung verstärkt, indem in Artikel 2 des EG-Vertrags die Gleichstellung von Männern und Frauen als eine der Aufgaben der Gemeinschaft festgeschrieben wurde.

Die im Dezember 2000 angenommene Charta der Grundrechte der Europäischen Union beinhaltet ein Kapitel mit dem Titel „Gleichheit", in dem der Grundsatz der Gleichheit von Männern und Frauen bekräftigt wird. Darin heißt es: „Die Gleichheit zwischen Männern und Frauen ist in allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts sicherzustellen."

Ferner nahm die Kommission im Juni 2000 eine Mitteilung an, die die Leitlinien für eine Strategie der Gemeinschaft zur Förderung der Gleichstellung von Frauen und Männern (2001-2005) darlegt. Damit soll ein Aktionsrahmen vorgegeben werden, innerhalb dessen alle Maßnahmen der Gemeinschaft ihren Beitrag zur Erreichung des Ziels leisten können, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.

Siehe auch:

Allgemeine und berufliche Bildung und Jugend 

Chancengleichheit 

Charta der Grundrechte 

Globalisierung der Wirtschaft (Internationalisierung)

Der Europäische Rat in Turin hat das Problem der Globalisierung als eine der größten Herausforderungen der Europäische Union am Endes dieses Jahrhunderts bezeichnet. Der Begriff bezeichnet eine rasch fortschreitende Integration der Weltwirtschaft, die zwei Hauptursachen hat:

die Liberalisierung des Welthandels und des Kapitalverkehrs; 

die Beschleunigung des technologischen Fortschritts und das Entstehen der Informationsgesellschaft; 

die Deregulierung (die öffentliche Hand zieht sich aus vielen Bereichen des Wirtschaftslebens zurück). 

Diese drei Faktoren verstärken sich gegenseitig: Der technologische Fortschritt stimuliert den Welthandel, und der Welthandel begünstigt eine bessere Verbreitung des technischen Know-hows. Parallel dazu fördert die Deregulierung die Entwicklung neuer Technologien und trägt zur Beseitigung der Handelshemmnisse bei. Bestimmte Kreise wenden jedoch ein, dass es Unternehmen und Privatpersonen aufgrund dieses Fortschritts der Technologie erleichtert wird, einzelstaatliche Vorschriften zu umgehen.

Grünbücher 

Die von der Kommission veröffentlichten Grünbücher sollen auf europäischer Ebene eine Debatte über grundlegende politische Ziele in bestimmten Bereichen (z. B. Sozialpolitik, einheitliche Währung, Fernmeldewesen usw.) in Gang setzen. Die durch ein Grünbuch eingeleiteten Konsultationen können die Veröffentlichung eines Weißbuchs zur Folge haben, in dem konkrete Maßnahmen für ein gemeinschaftliches Vorgehen vorgeschlagen werden.

Siehe auch:

Europäische Kommission 

Weißbücher

Harter Kern

Der Begriff bezeichnet einen kleinen Kreis von Ländern, die fähig und willens sind, die Zusammenarbeit voranzutreiben. Er muss im Zusammenhang mit dem Begriff der Flexibilität gesehen werden. Mit letzterem wird die abgestufte Integration institutionell verankert und somit verhindert, dass sich - wie z. B. beim Schengener System - ein harter Kern außerhalb des institutionellen Rahmens bildet.

Siehe auch:

Schengen (Übereinkommen von 1985 und Durchführungsübereinkommen) 

Verstärkte Zusammenarbeit 

Haushalt

Für die Einnahmen und Ausgaben der Union werden jährliche Vorausschätzungen erstellt, die anschließend in den Gemeinschaftshaushalt eingesetzt werden. Von dieser Regel ausgenommen sind die Ausgaben für die operative Tätigkeit im Rahmen der Titel V und VI des Vertrags über die Europäische Union, die zu Lasten der Mitgliedstaaten gehen können. 1998 umfasste der Gemeinschaftshaushalt Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 91 Mrd. Euro. Heute (2004) sieht der EU-Haushaltsplan Ausgaben in der Höhe von 113 Milliarden € vor.

Für die Ausführung des Gemeinschaftshaushalts gelten u. a. folgende Grundsätze:

Einheit (alle Einnahmen und Ausgaben sind in einem einzigen Dokument ausgewiesen); 

Jährlichkeit (die Haushaltsvorgänge müssen in einem bestimmten Haushaltsjahr abgewickelt werden); 

Haushaltsausgleich (die Ausgaben dürfen die Einnahmen nicht übersteigen). 

Aufgabe der Kommission ist, dem Rat einen Haushaltsvorentwurf zu unterbreiten. Der Rat bildet zusammen mit dem Europäischen Parlament die Haushaltsbehörde. Die Befugnisverteilung zwischen diesen zwei Organen richtet sich nach der Art der Ausgaben, wobei zwischen obligatorischen Ausgaben und nichtobligatorischen Ausgaben unterschieden wird. Allerdings ist es das Europäische Parlament, das den Haushaltsplan in letzter Instanz feststellt oder ablehnt.

Seit 1993 gilt für den Gemeinschaftshaushalt eine Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen Europäischem Parlament, Rat und Kommission über die Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens. 1998 hat die Kommission einen Vorschlag für eine neue Interinstitutionelle Vereinbarung vorgelegt, die die Vereinbarung von 1993 mit Anpassungen übernimmt und alle seit 1982 geltenden gemeinsamen Erklärungen und interinstitutionellen Vereinbarungen kodifiziert.

Siehe auch:

Einstufung der Ausgaben 

Finanzielle Vorausschau 2000-2006 

Hierarchie der gemeinschaftlichen Rechtsakte (Normenhierarchie)

Gemäß einer Erklärung im Anhang zum Vertrag über die Europäische Union soll untersucht werden, "inwieweit es möglich ist, die Einteilung der Rechtsakte der Gemeinschaft mit dem Ziel zu überprüfen, eine angemessene Rangordnung der verschiedenen Arten von Normen herzustellen".

Als Hauptargument für eine Normenhierarchie wird angeführt, dass sie es dem Gesetzgeber ermöglicht, sich auf den politischen Aspekt einer Sache zu konzentrieren, anstatt Detailfragen regeln zu müssen. Die Einführung einer Normenhierarchie würde Auswirkungen auf die Beschlussfassungsverfahren haben: Rechtsakte mit Verfassungsrang würden einem strengeren Verfahren (z. B. Einstimmigkeit, besonders qualifizierte Mehrheit, Zustimmung usw.) unterliegen als reine Legislativmaßnahmen (z. B. Mitentscheidungsverfahren), für die ihrerseits wiederum weniger flexible Verfahren vorgeschrieben würden als für Durchführungsbestimmungen (z. B. Übertragung von Befugnissen auf die Kommission).

Diese Frage war Gegenstand der Überlegungen im Rahmen der 1990 erstmals geführten Debatte über die mögliche Festschreibung des Mitentscheidungsverfahrens im Vertrag: Es sollte verhindert werden, dass bei Rechtsakten von geringerer Bedeutung ein zu aufwändiges Verfahren zur Anwendung gelangt, um eine Lähmung des Gesetzgebungsprozesses zu verhindern. 1991 hatte die Kommission bei den Verhandlungen über den Maastrichter Vertrag eine neue Typologie der Gemeinschaftsnormen (Vertrag, Gesetz, Durchführungsbestimmungen) vorgeschlagen, war jedoch aufgrund der unterschiedlichen Rechtstraditionen der Staaten auf Widerstand gestoßen. 

Siehe auch:

Anhörungsverfahren 

Besonders qualifizierte Mehrheit 

Einstimmigkeit 

Europäischer Konvent 

Gemeinschaftliche Rechtsinstrumente 

Mitentscheidungsverfahren 

Qualifizierte Mehrheit 

Verfahren der Zusammenarbeit 

Zustimmungsverfahren 

Humanitäre Hilfe

Die Europäische Union ist insgesamt (Kommission und Mitgliedstaaten) einer der weltgrößten Geldgeber für humanitäre Hilfe.

Der Bereich der humanitären Hilfe hat innerhalb der Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft in den letzten Jahren immer mehr an Bedeutung gewonnen. Dies ist einerseits auf die wachsende Anzahl der Krisen in der Welt und andererseits auf die Bereitschaft der Gemeinschaft zurückzuführen, im Rahmen der internationalen humanitären Hilfe größere Verantwortung zu übernehmen. 

Somit wurde im Jahr 1992 das Amt für humanitäre Hilfe der Europäischen Gemeinschaft (ECHO) geschaffen. Dieses Amt hat den Auftrag, Opfer von Naturkatastrophen oder von Katastrophen, die vom Menschen selbst verursacht wurden, sowie Opfer von Konflikten außerhalb der Union zu unterstützen und Hilfe in Form von Gütern oder Dienstleistungen zu erbringen. Die Hilfeleistungen beruhen auf den Grundsätzen der Nichtdiskriminierung, der Neutralität und der Menschlichkeit und werden durch die Partner von ECHO bereitgestellt, d. h. durch Nichtregierungsorganisationen, humanitäre Organisationen der Vereinten Nationen oder andere internationale Organisationen. 

Siehe auch:

Entwicklungshilfe 

Initiativrecht 

Damit die Kommission ihrer Rolle als Hüterin der Verträge und des Allgemeininteresses in vollem Umfang gerecht werden kann, wurde ihr ein Initiativrecht verliehen, d. h. sie hat die Aufgabe und Pflicht, zu den unter den Vertrag fallenden Fragen Vorschläge vorzulegen, wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist oder wenn sie es für erforderlich hält. Sie hat:

ein uneingeschränktes Initiativrecht in den vergemeinschafteten Bereichen, in denen der Rat grundsätzlich nur "auf Vorschlag der Kommission" beschließt; damit hängt es hauptsächlich von der Kommission ab, wann ein Rechtsakt erlassen wird und welche Grundaussage er enthält; 

in Fragen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik können sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten Vorschläge vorlegen. Bei bestimmten Fragen der Bereiche Justiz und Inneres ist die Kommission hingegen vom Initiativrecht ausgeschlossen. 

Im übrigen können Rat und Europäisches Parlament die Kommission auffordern, Vorschläge vorzulegen, wenn sie dies für erforderlich halten.

Das Initiativrecht der Kommission gilt als Kernstück des institutionellen Gleichgewichts der Gemeinschaft.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde das Initiativrecht der Kommission ausgedehnt auf die neuen Politikbereiche (Beschäftigung, Gesundheit), auf die Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem freien Personenverkehr sowie auf den dritten Pfeiler. Im Rahmen dieses dritten Pfeilers haben sowohl die Kommission als auch die Mitgliedstaaten ein Vorschlagsrecht erhalten.

Siehe auch: 

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Europäische Kommission 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

Justiz und Inneres (JI) 

Pfeiler der Europäischen Union 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 

Institutionelles Gleichgewicht

Der Grundsatz des institutionellen Gleichgewichts bedeutet, dass jedes Organ im Rahmen der ihm durch die Verträge zugewiesenen Zuständigkeiten handelt. Der Grundsatz selbst wird nicht ausdrücklich in den Verträgen genannt, ergibt sich jedoch aus einem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union (EuGH). Daher darf kein Organ in die Befugnisse eines anderen eingreifen. Der EuGH achtet darauf, dass dieser Grundsatz gewahrt wird.

In diesem Zusammenhang bezeichnet der Begriff „institutionelles Dreieck" das Verhältnis zwischen der Kommission, dem Rat und dem Europäischen Parlament. Ihre Beziehungen und die Befugnisse, die ihnen durch die Verträge zugewiesen wurden, haben sich im Laufe der Jahre erheblich verändert, was insbesondere für das Parlament gilt, dessen Gewicht deutlich zugenommen hat. Trotz der mit dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag von Amsterdam erreichten Fortschritte besteht nach wie vor ein Ungleichgewicht zwischen den Legislativbefugnissen von Rat und Parlament, da die Legislativbefugnisse nur in den Bereichen, die unter das Mitentscheidungsverfahren fallen, von diesen beiden Organen wirklich gleichberechtigt ausgeübt werden.
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Kodifikation der Rechtsvorschriften

Bei der konstitutiven oder amtlichen Kodifikation handelt es sich um die Annahme eines im Amtsblatt (Reihe L) veröffentlichten neuen Rechtsakts, der die kodifizierten Rechtsakte (Basisrechtsakt(e) + ändernde Rechtsakte) integriert und aufhebt, ohne sie inhaltlich zu verändern. Die Kodifikation ist entweder

vertikal: Basisrechtsakt und ändernde Rechtsakte werden in einen einzigen neuen Rechtsakt integriert oder 

horizontal: mehrere parallele Basisrechtsakte sowie ihre Änderungen, die dasselbe Rechtsgebiet betreffen, werden in einen einzigen neuen Rechtsakt integriert. 

Siehe auch:
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Komitologie (Ausschusswesen) 

Nach dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft ist die Durchführung der Rechtsvorschriften auf Gemeinschaftsebene normalerweise Aufgabe der Kommission (Artikel 202 EG-Vertrag, vormals Artikel 145). In jedem Rechtsakt sind die Durchführungsbefugnisse der Kommission sowie die Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnisse festgelegt. Häufig ist vorgesehen, dass die Kommission nach einem sogenannten Komitologie-Verfahren von einem Ausschuss unterstützt wird.

Dieser Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen und tagt unter dem Vorsitz eines Vertreters der Kommission. Er ist ein Diskussionsforum, das es der Kommission ermöglicht, vor der Annahme von Durchführungsmaßnahmen einen Dialog mit den einzelstaatlichen Behörden herzustellen. Auf diese Weise vergewissert sich die Kommission, dass diese Maßnahmen den Gegebenheiten in den betreffenden Ländern entsprechen.

Die Verfahren, welche die Beziehungen zwischen der Kommission und den Ausschüssen regeln, beruhen auf Modellen, die zuvor in einem Beschluss des Rates (dem sogenannten Komitologie-Beschluss) festgelegt wurden. Der erste „Komitologie"-Beschluss wurde am 13. Juli 1987 angenommen. Um den Vertragsänderungen - und insbesondere den aufgrund des Mitentscheidungsverfahrens ausgeweiteten Befugnissen des Parlaments - Rechnung zu tragen und das System zur Durchführung von Rechtsakten der EU zu verbessern, das nach Ansicht von Kritikern zu komplex und undurchsichtig war, wurde der Beschluss von 1987 durch den Beschluss des Rates vom 28. Juni 1999 ersetzt.

Mit dem neuen „Komitologie"-Beschluss wird dem Europäischen Parlament im Zusammenhang mit der Durchführung von Rechtsakten, die im Mitentscheidungsverfahren erlassen werden, ein Mitspracherecht eingeräumt. In diesen Fällen kann das Parlament nunmehr seine Zustimmung zu Entwürfen für Maßnahmen der Kommission oder gegebenenfalls des Rates verweigern, die seiner Auffassung nach über die in den Basisrechtsakten vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgehen.

Der Beschluss enthält außerdem klarere Kriterien für die Wahl des Ausschusses und vereinfacht die Verfahrensmodalitäten. Die Ausschüsse äußern sich zu Kommissionsvorschlägen für Durchführungsmaßnahmen. Es gibt folgende Arten von Ausschüssen:

Beratende Ausschüsse: Sie legen der Kommission ihre Stellungnahme vor, die von dieser soweit wie möglich zu berücksichtigen ist. Auf dieses einfache Verfahren wird im allgemeinen zurückgegriffen, wenn es um Angelegenheiten von geringer politischer Tragweite geht. 

Verwaltungsausschüsse: Stimmen die von der Kommission festgelegten Maßnahmen nicht mit der (mit qualifizierter Mehrheit abgegebenen) Stellungnahme des Ausschusses überein, so hat die Kommission sie dem Rat mitzuteilen, der mit qualifizierter Mehrheit einen anderslautenden Beschluß fassen kann. Dieses Verfahren wird insbesondere angewandt bei Maßnahmen zur Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik oder der Fischereipolitik und zur Durchführung der wichtigsten Gemeinschaftsprogramme. 

Regelungsausschüsse: Die Kommission kann nur Durchführungsmaßnahmen erlassen, wenn der Ausschuß mit der qualifizierten Mehrheit der vertretenen Mitgliedstaaten eine positive Stellungnahme abgegeben hat. Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen nicht mit der Stellungnahme des Ausschusses überein oder liegt keine Stellungnahme vor, wird der Vorschlag an den Rat verwiesen, der dann mit qualifizierter Mehrheit hierüber befindet. Faßt der Rat keinen Beschluss, legt die Kommission schließlich die Durchführungsmaßnahme fest, sofern sich der Rat nicht mit qualifizierter Mehrheit dagegen ausspricht. Dieses Verfahren findet vor allem Anwendung bei Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Menschen, Tieren und Pflanzen sowie bei Maßnahmen, mit denen nicht als wesentlich zu betrachtende Bestimmungen eines Basisrechtsakts geändert werden sollen. 

Der Beschluss liefert dem Gesetzgeber auch Kriterien für die Wahl des in die Rechtsvorschrift aufzunehmenden Ausschussverfahrens und erleichtert somit die Annahme von Rechtsakten im Mitentscheidungsverfahren.

Mit dem neuen „Komitologie"-Beschluss ist das Ausschusssystem für das Parlament und die breite Öffentlichkeit durchsichtiger geworden. Der Bürger hat nunmehr einen besseren Zugriff auf Ausschussdokumente, für die jetzt ebenfalls die bei Kommissionsdokumenten angewandte Regelung gilt. Außerdem werden die Ausschussdokumente in einem ab dem Jahr 2001 zur Verfügung stehenden öffentlichen Register erfasst. Mittelfristig soll im Zuge der Informatisierung der Beschlussfassungsverfahren der vollständige Wortlaut der dem Europäischen Parlament übermittelten nicht vertraulichen Dokumente der Öffentlichkeit über das Internet zugänglich gemacht werden. Darüber hinaus wird die Kommission ab dem Jahr 2000 einen Jahresbericht über die Tätigkeit der Ausschüsse im Vorjahr veröffentlichen.

Siehe auch:

Ausschüsse und Arbeitsgruppen 

Europäische Kommission 

Mitentscheidungsverfahren 

Rat der Europäischen Union 

Konsolidierung der Rechtsvorschriften

Es handelt sich um eine inoffizielle, rein feststellende Vereinfachung von Rechtsakten. Das Integrieren der einzelnen Änderungen in den Basisrechtsakt ist nicht gleichbedeutend mit der Annahme eines neuen Rechtsakts. Diese Maßnahme der Kommission dient lediglich der Klarstellung der geltenden Bestimmungen. Der daraus hervorgehende Text ist ohne Rechtswirkung, kann aber im Amtsblatt (Reihe C) ohne Bezugsvermerke und Erwägungsgründe veröffentlicht werden.
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Konstruktive Enthaltung (positive Enthaltung) 

Als konstruktive Enthaltung wird die für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) vorgesehene Regelung bezeichnet, nach der die Stimmenthaltung eines Mitgliedstaates im Rat einem einstimmigen Beschluss nicht entgegensteht. 

Die Möglichkeit der konstruktiven Enthaltung wurde mit dem Amsterdamer Vertrag im Vertrag über die Europäische Union festgeschrieben: Der neue Artikel 23 sieht vor, dass der betreffende Mitgliedstaat zu seiner Enthaltung eine förmliche Erklärung abgeben kann. In diesem Fall ist er zwar nicht verpflichtet, den Beschluss durchzuführen, akzeptiert aber, dass der Beschluss für die Union bindend ist. Er muss dann alles unterlassen, was dem auf diesem Beschluss beruhenden Vorgehen der Union zuwiderlaufen könnte.
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Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts 

Die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts obliegt der Europäischen Kommission als „Hüterin der Verträge". Das zeigt, dass die Europäische Union eine Rechtsgemeinschaft ist mit dem Ziel, die Einhaltung und tatsächliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts in den und durch die Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Die Kommission als Kontrollorgan sorgt dafür, dass die einzelstaatlichen Gerichte der ihnen in diesem Bereich ebenfalls zufallenden Aufgabe gerecht werden.

Die Anwendungskontrolle kann in folgender Form erfolgen:

Vertragsverletzungsverfahren im Anschluss an Klagen oder von Amts wegen ermittelte Fälle; 

Beschwerden gegen andere Organe; 

Überprüfung der Rechtmäßigkeit der von den Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen; 

Umsetzung der für das Verbot bestimmter Kartelle und den Mißbrauch marktbeherrschender Stellungen maßgeblichen Grundsätze. 

Die Jahresberichte der Kommission über die Kontrolle der Anwendung des Gemeinschaftsrechts lassen erkennen, dass ihr nicht nur in ihrem Verhältnis zu den Beschwerdeführern bzw. Klägern, sondern auch in ihren Beziehungen zu den BürgerINNen und den Abgeordneten des Parlaments an Transparenz gelegen ist.
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Konvergenzkriterien 

Um die zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) erforderliche dauerhafte Konvergenz zu gewährleisten, sieht der Vertrag fünf Kriterien vor, die jeder Mitgliedstaat erfüllen muss, wenn er an der dritten Phase der WWU teilnehmen will. Die Erfüllung der Konvergenzkriterien wird anhand von Berichten der Kommission und der Europäischen Zentralbank überprüft. Festgelegt wurden folgende Kriterien:

das Verhältnis des öffentlichen Defizits zum Bruttoinlandsprodukt darf 3 % nicht überschreiten; 

das Verhältnis des öffentlichen Schuldenstands zum Bruttoinlandsprodukt darf 60 % nicht überschreiten; 

der Grad an Preisstabilität muß anhaltend hoch sein, und die während des letzten Jahres vor der Prüfung gemessene durchschnittliche Inflationsrate darf um nicht mehr als eineinhalb Prozentpunkte über der Inflationsrate der drei Mitgliedstaaten liegen, die auf dem Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben; 

der durchschnittliche langfristige Nominalzinssatz darf um nicht mehr als 2 Prozentpunkte über dem entsprechenden Satz in den drei Mitgliedstaaten liegen, die auf dem Gebiet der Preisstabilität das beste Ergebnis erzielt haben; 

die im Rahmen des Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystems vorgesehenen normalen Bandbreiten müssen zumindest in den letzten zwei Jahren vor der Prüfung ohne starke Spannungen eingehalten worden sein. 

Diese Konvergenzkriterien sollen gewährleisten, dass die wirtschaftliche Entwicklung innerhalb der WWU ausgewogen und ohne Spannungen zwischen den Mitgliedstaaten verläuft. Dabei müssen die das öffentliche Defizit und den öffentlichen Schuldenstand betreffenden Kriterien auch nach Inkrafttreten der dritten Phase der WWU (1. Januar 1999) weiter erfüllt sein. Zu diesem Zweck wurde auf der Tagung des Europäischen Rates von Amsterdam im Juni 1997 ein Stabilitätspakt angenommen.
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Das Konzept Europa der konzentrischen Kreise beschreibt ein Modell der Gliederung der Europäischen Union in Staatengruppen mit unterschiedlichem Integrationsniveau. Es ist nicht auf die integrative Struktur der Europäischen Union begrenzt. Entwickelt wurde das Konzept von mehreren Persönlichkeiten. Einige von ihnen unterscheiden zwischen dem "inneren Kreis" (Mitgliedstaaten der Union), dem "Kreis der Nahestehenden" (Drittländer und beitrittswillige Länder) und "kleineren Kreisen", in denen eine verstärkte Zusammenarbeit in einzelnen Bereichen (Währung, Verteidigung usw.) vorgesehen ist.
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Dieses Protokoll zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen wurde im Dezember 1997 verabschiedet und verdeutlicht die neue Einstellung der internationalen Gemeinschaft gegenüber den Klimaänderungen. Die Industrieländer haben sich in diesem Protokoll dazu verpflichtet, im Zeitraum von 2008 bis 2012 den Ausstoß von sechs Treibhausgasen (Kohlendioxid, Methan, Stickstoffoxid, Fluorkohlenwasserstoff, fluorierter Kohlenwasserstoff und Schwefelhexalfluorid) im Vergleich zu 1990 um mindestens 5 % zu senken. 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben sich in diesem Zusammenhang dazu verpflichtet, ihre Emissionen im genannten Zeitraum um 8 % zu senken.

Im Jahr 2000 lag der Anteil der Union an den weltweiten Emissionen der sechs Treibhausgase um 3,5 % unter dem Niveau von 1990.

Am 31. mai 2002 hat die Union und ihre Mitgliedstaaten das Kyotoprotokoll ratifiziert. 
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Ländliche Entwicklung 

Die Entwicklung des ländlichen Raums ist eng verbunden mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und den Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung. Die Maßnahmen und Rechtsinstrumente zu dieser Entwicklung sind herkömmlicherweise unterschiedlich und haben seit jeher unter ihrer mangelnden Verknüpfung gelitten.

Um die Kohärenz der GAP zu gewährleisten, wurde ihre Reform im Rahmen der Agenda 2000 in Angriff genommen. Bei dieser Reform wurde das Ziel der Produktivität aufgegeben, um sich ganz auf die Qualität und die Sicherheit zu konzentrieren, so dass die Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung verstärkt und in einer einzigen Verordnung zusammengefasst werden konnten. Die ländliche Entwicklung ist somit zum zweiten Pfeiler der Agrarpolitik geworden.

Mit dem Instrument der Förderungen des ländlichen Raumes (2000 – 2006 45 Milliarden €) wird eine integrierte Politik zur Förderung einer dauerhaften ländlichen Entwicklung eingeführt, welche ein höheres Maß an Kohärenz mit der Markt- und Preispolitik im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik gewährleistet. Außerdem können somit alle lokalen Akteure derselben ländlichen Gegend in eine örtliche und integrierte Entwicklungsstrategie einbezogen werden.

Mit den Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung werden vor allem folgende Ziele angestrebt:

Modernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe; 

Sicherheit und Qualität der Nahrungsmittel; 

angemessene und stabile Einkommen für Landwirte; 

Berücksichtigung der umweltpolitischen Herausforderungen; 

Schaffung alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten zur Eindämmung der Landflucht und Stärkung der wirtschaftlichen und sozialen Struktur des ländlichen Raums; 

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen und Förderung der Chancengleichheit. 

Die auf diese Ziele ausgerichteten Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums lassen sich zwei Kategorien zuordnen:

flankierende Maßnahmen zur GAP-Reform von 1992: Vorruhestandsregelung, Agrarumweltmaßnahmen und Aufforstung sowie Regelung zugunsten benachteiligter Gebiete; 

Maßnahmen zur Modernisierung und Diversifizierung der landwirtschaftlichen Betriebe: Förderung der Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe, der Niederlassung von Junglandwirten, der Berufsbildung und der Investitionen in Verarbeitungs- und Vermarktungsanlagen, zusätzliche Unterstützung der Forstwirtschaft sowie Förderung und Umstrukturierung der Landwirtschaft. 
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Ziele 1, 2 und 3 

Lebensmittelsicherheit

Die Europäische Union hat die Lebensmittelsicherheit als eine der großen Prioritäten auf die politische Tagesordnung Europas gesetzt. Die Lebensmittelsicherheit behauptet sich heute als ein Querschnittsziel, das in mehrere Zuständigkeitsbereiche der Gemeinschaft zu integrieren ist: Die gemeinsame Agrarpolitik und ihr Schwerpunkt „Ländliche Entwicklung", Umwelt, öffentliche Gesundheit, Verbraucherschutz und Vollendung des Binnenmarkts. 

Die durch das Grünbuch über die allgemeinen Grundsätze der Lebensmittelsicherheit ausgelöste öffentliche Diskussion führt im Januar 2000 zur Veröffentlichung des Weißbuches, das ein wichtiger Meilenstein bei der Verabschiedung eines neuen Lebensmittelrechts ist. Die Kommission verkündet in diesem Text die Schaffung eines Rechtsrahmens für die gesamte Nahrungskette - vom Erzeuger zum Verbraucher - „entsprechend einer globalen und integrierten Strategie“. Hiernach betrifft die Lebensmittelsicherheit auch: Ernährung und Tiergesundheit, Schutz und Wohlergehen von Tieren, Veterinärkontrollen, tierseuchenrechtliche Maßnahmen, Pflanzen- und Gesundheitskontrollen, Herstellung und Hygiene von Nahrungsmitteln. Das Weißbuch fordert ferner einen ständigen Dialog mit den Verbrauchern mit dem Ziel der Information, Aufklärung und Anhörung.

Die im Februar 2002 verabschiedete Gründungsverordnung und das neue Lebensmittelrecht legen fünf allgemeine Grundsätze fest: 

Bestätigung des integrierten Charakters der Nahrungskette; 

Risikoanalyse als wesentliche Grundlage für diese Politik; 

Haftung der Lebensmittelunternehmer; 

Einführung der Rückverfolgbarkeit von Produkten über die gesamte Nahrungskette; 

Anspruch der Bürger auf klare und präzise Information. 

Mit der Verordnung wird ferner die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EBLS) eingesetzt, deren wichtigsten Aufgaben unabhängige wissenschaftliche Stellungnahmen in Fragen der Lebensmittelsicherheit, Erfassung und Analyse von Daten über sämtliche potenziell auftretenden Risiken und permanenter Dialog mit der Öffentlichkeit sind.
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Menschenrechte 

Der Gerichtshof der Europäischen Union hat in seiner Rechtsprechung die in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten niedergelegten Grundsätze anerkannt. Die Achtung der Menschenrechte wurde in der Präambel zu der Einheitlichen Akte von 1986 bestätigt und später in Artikel F des Vertrags über die Europäische Union festgeschrieben, der auf der genannten Konvention und auf den gemeinsamen Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten beruht.

Mit dem Amsterdamer Vertrag ist der Schutz der Grundrechte noch verstärkt worden. So ist im neuen Vertrag insbesondere vorgesehen, dass der Gerichtshof in bezug auf Handlungen der Organe der Union zuständig ist für die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie sich aus Artikel 6 ergeben. 
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Mitentscheidungsverfahren

Nach diesem durch den Vertrag von Maastricht eingeführten Verfahren (Artikel 251 - vormals Artikel 189 b des EG-Vertrags) werden bestimmte Rechtsakte von Rat und Parlament gemeinsam erlassen. Das Mitentscheidungsverfahren umfasst eine, zwei oder drei Lesungen. Es intensiviert die Kontakte zwischen Parlament und Rat, den beiden gesetzgebenden Organen, sowie mit der Europäischen Kommission. Das Europäische Parlament verfügt damit in folgenden Bereichen über erweiterte Gesetzgebungskompetenzen: Freizügigkeit der Arbeitnehmer, Niederlassungsrecht, Dienstleistungsfreiheit, Binnenmarktgesetzgebung, Bildungs-, Gesundheits- und Kulturpolitik (Fördermaßnahmen), Verbraucherpolitik, transeuropäische Netze (Leitlinien), Umweltpolitik (allgemeines Aktionsprogramm) sowie Forschung (Rahmenprogramm).

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde das Mitentscheidungsverfahren vereinfacht und somit wirksamer und schneller; die Rolle des Parlaments wurde gestärkt. Zudem wurde es auf neue Bereiche ausgedehnt, u. a. Fragen der sozialen Ausgrenzung, des Gesundheitswesens und der Bekämpfung von Betrug zu Lasten der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaft.

Voraussetzung für eine Stärkung des demokratischen Charakters der Gemeinschaftsmaßnahmen ist die Mitwirkung des Europäischen Parlaments an der Ausübung der Gesetzgebungsbefugnis. Daher sollten alle mit qualifizierter Mehrheit gefassten legislativen Beschlüsse unter das Mitentscheidungsverfahren fallen. In den meisten Fällen geht so die Mitentscheidung des Parlaments mit der Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit im Rat einher. Einige Vertragsbestimmungen sehen jedoch noch immer die Koexistenz von Mitentscheidung und Einstimmigkeit vor.

Der Vertrag von Nizza setzt dieser Situation teilweise ein Ende. Die im Februar 2000 eröffnete Regierungskonferenz (RK) sprach sich nämlich für die Ausweitung des Anwendungsbereichs des Mitentscheidungsverfahrens aus - parallel und als Ergänzung zur Ausweitung der qualifizierten Mehrheit im Rat. So wird bei sieben Vertragsbestimmungen, für die die RK Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit vorgesehen hat, auch das Mitentscheidungsverfahren angewandt. Dabei handelt es sich um Maßnahmen zur Bekämpfung von Diskriminierungen, justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen, spezifische Maßnahmen zur Unterstützung der Industrie, Aktionen zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts (außerhalb der Strukturfonds), Regelungen für die europäischen politischen Parteien und schließlich Maßnahmen im Zusammenhang mit Visa, Asyl und Einwanderung. Dagegen hat die RK das Mitentscheidungsverfahren nicht auf die legislativen Maßnahmen ausgedehnt, für die schon heute die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit gilt (etwa in der Agrar- oder in der Handelspolitik). Die qualifizierte Mehrheit wurde somit nicht bei allen Legislativbeschlüssen mit dem Mitentscheidungsverfahren verknüpft.
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Nachhaltige Entwicklung

Das Wirtschaftswachstum soll sich kurz-, mittel- und vor allem langfristig im Einklang mit den gesellschaftlichen Bedürfnissen vollziehen, d. h. jeweils den Bedürfnissen der Gegenwart Rechnung tragen, ohne die Entwicklungsmöglichkeiten der kommenden Generationen zu gefährden.

Der Grundsatz, nach dem die Erfordernisse des Umweltschutzes bei der Festlegung und Durchführung der anderen Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen, insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung einbezogen werden müssen, wurde im Vertrag von Maastricht bestätigt.

Auf der Tagung des Europäischen Rats von 1998 in Cardiff wurden die Grundlagen einer koordinierten Aktion zur Einbeziehung der Umweltanliegen in allen Gemeinschaftspolitiken gelegt. In diesem Zusammenhang hat die Kommission eine Reihe von Mitteilungen über die Einbeziehung des Umweltschutzes in Politikbereiche wie Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Binnenmarkt, Entwicklung, Industrie, Fischerei und Wirtschaftspolitik vorgelegt. Auch einige Fachräte haben Strategien zur Einbeziehung der Umweltbelange in die unter ihre Zuständigkeit fallenden Politikbereiche vorgelegt. Im Mai 2001 wurde eine Strategie der Europäischen Union zugunsten der nachhaltigen Entwicklung angenommen, die durch die von der Kommission 2002 angenommene globale Partnerschaft für eine nachhaltige Entwicklung eine externe Dimension erhielt.

Auf dem Weltgipfel über die nachhaltige Entwicklung, der im August/September 2002 in Johannesburg stattfand, wurden neue Ziele, Arbeitsprogramme und Zeitpläne in den Bereichen Wasserwirtschaft, lebende Meeresschätze, Ozeane, chemische Erzeugnisse, biologische Vielfalt, Energie, nachhaltige Herstellungs- und Verbrauchsmuster sowie Strategien zur nachhaltigen Entwicklung festgelegt. In diesem Zusammenhang hat sich die Union verpflichtet, Ziele einzuhalten, die über die Ziele von Johannesburg noch hinausgehen. 
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Wettbewerbsfähigkeit 

Neufassung der Rechtsvorschriften

Bei einer Neufassung wird ein neuer Rechtsakt zur Änderung eines Basisrechtsakts angenommen. Der neue Rechtsakt mit den Änderungen tritt an die Stelle des Basisrechtsakts und hebt diesen auf. Im Gegensatz zur Kodifikation bedarf es bei der Neufassung grundlegender Änderungen. Mit einer Neufassung kann auch ein Überblick über einen Bereich der Rechtsetzung gegeben werden. Der neue Rechtsakt wird in der Reihe L des Amtsblatts veröffentlicht.
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Kodifikation der Rechtsvorschriften 

Vereinfachung der Rechtsvorschriften

Öffentlicher Dienst

Dieser Begriff hat eine doppelte Bedeutung: Er steht entweder für die Einrichtung, welche die Leistung erbringt, oder für den Gemeinwohlauftrag dieser Einrichtung. Im Sinne dieses Gemeinwohlauftrags können dem Leistungserbringer vom Staat bestimmte Gemeinwohlverpflichtungen auferlegt werden, z. B. beim Land-, Luft- und Eisenbahnverkehr sowie bei der Energieversorgung. Diese Verpflichtungen können auf nationaler oder regionaler Ebene wahrgenommen werden. Im übrigen werden beide Bedeutungsebenen, also Auftrag und Rechtsstellung, oder anders ausgedrückt, Empfänger und Eigentümer, häufig verwechselt.
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Charta der öffentlichen Dienste 

Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 

Gemeinwohlorienterte Leistungen 

Subsidiarität 

Universaldienst 

Opting out (Nichtbeteiligung)

Ausnahmeregelung, die einem Land zugestanden wird, das sich in einem bestimmten Bereich der gemeinschaftlichen Zusammenarbeit nicht den übrigen Staaten anschließen möchte. Dadurch soll eine allgemeine Blockierung vermieden werden. Das Vereinigte Königreich wollte beispielsweise nicht an der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion teilnehmen; ähnliche Klauseln wurden auch Dänemark in bezug auf die Wirtschafts- und Währungsunion, die Verteidigung und die Unionsbürgerschaft eingeräumt. 
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Europäischer Rat 

Regierungskonferenz (RK) 

Verstärkte Zusammenarbeit

Parlamente der Mitgliedstaaten

Seit 1989 tagen halbjährlich Abgeordnete aus den Fachausschüssen der Parlamente der Mitgliedstaaten sowie des Europäischen Parlaments gemeinsam im Rahmen einer Konferenz der Europa-Ausschüsse der nationalen Parlamente (COSAC).

Mit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrages wurden die Kompetenzen der Europäischen Union auf Bereiche ausgedehnt, für die traditionell die Mitgliedstaaten zuständig sind, u. a. die Bereiche Justiz und Inneres. In einer Erklärung zur Rolle der einzelstaatlichen Parlamente der Mitgliedstaaten in der Europäischen Union wurde deshalb die Bedeutung des Informationsaustauschs zwischen den Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament hervorgehoben. Zudem wurden die Regierungen der Mitgliedstaaten aufgefordert, die Kommissionsvorschläge für Rechtsakte ihren Parlamenten rechtzeitig für eine etwaige Prüfung zu übermitteln. Die Parlamente der Mitgliedstaaten könnten durch eine bessere Information stärker in den gemeinschaftlichen Rechtsetzungsprozess einbezogen und die demokratische Kontrolle dieses Prozesses verbessert werden.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde dem EU-Vertrag ein Protokoll über die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europäischen Union beigefügt. Darin ist genau festgelegt, welche Informationen den Parlamenten der Mitgliedstaaten zugeleitet werden müssen (Grün- und Weißbücher, Mitteilungen sowie Legislativvorschläge). Ein Vorschlag für einen Rechtsakt darf frühestens sechs Wochen nach dem Zeitpunkt, zu dem die Kommission ihn dem Europäischen Parlament und dem Rat unterbreitet hat, auf die Tagesordnung des Rates gesetzt werden, damit die nationalen Parlamente ihn gegebenenfalls erörtern können.

Die COSAC kann zudem den Organen der Union jeden ihr zweckmäßig erscheinenden Beitrag unterbreiten und Initiativen im Zusammenhang mit der Errichtung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts prüfen, die Auswirkungen auf die Rechte und Freiheiten des einzelnen nach sich ziehen.
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Europäisches Parlament 

Petitionsrecht

Bürger der Europäischen Union sowie natürliche oder juristische Personen mit Wohnort oder satzungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat können in sie unmittelbar betreffenden Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft fallen, Bitten und Beschwerden an das Europäische Parlament richten (Artikel 21 und 194 des EG-Vertrags - vormals Artikel 8 d und 138 d).

Der Petitionsausschuss des Parlaments prüft diese Bitten oder Beschwerden auf ihre Zulässigkeit hin. Er kann, falls er dies für zweckmäßig hält, Fragen an den BürgerINNenbeauftragten richten. In Vorbereitung seiner Stellungnahme zu einer als zulässig erachteten Petition kann er die Europäische Kommission bitten, ihm Dokumente auszuhändigen oder Informationen mitzuteilen.

Der Amsterdamer Vertrag hat den Artikel 21 um einen weiteren Absatz ergänzt, in dem festgeschrieben ist, dass sich jeder Unionsbürger schriftlich in einer der Amtssprachen der Union (sowie in Gälisch) an jedes Organ, an den Ausschuss der Regionen, den Wirtschafts- und Sozialausschuss oder an den europäischen BürgerINNenbeauftragten wenden und eine Antwort in derselben Sprache erhalten kann.
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Europäischer BürgerINNenbeauftragter (Ombudsmann) 

Unionsbürgerschaft 

Pfeiler der Europäischen Union

Die drei Pfeiler des Vertrags über die Europäische Union sind:

der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft mit den Bestimmungen über die Unionsbürgerschaft, die Politiken der Gemeinschaft, die Wirtschafts- und Währungsunion usw. sowie der EGKS-Vertrag und der Euratom-Vertrag (erster Pfeiler); 

die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, d. h. Titel V des Vertrags über die Europäische Union (zweiter Pfeiler); 

die Zusammenarbeit der Justiz- und Polizeibehörden in den Bereichen Justiz und Inneres, d. h. Titel VI des Vertrags über die Europäische Union (dritter Pfeiler). 

Der Amsterdamer Vertrag hat einen Teil der unter den dritten Pfeiler fallenden Bereiche auf den ersten Pfeiler übertragen (Freizügigkeit).
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Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Vergemeinschaftung 

Präsident der Europäischen Kommission

Mit dem Vertrag von Amsterdam wurden Rolle und Position des Präsidenten der Europäischen Kommission gestärkt. Die Regierungen der Mitgliedstaaten benannten im gegenseitigen Einvernehmen die Person, die sie zum Präsidenten der Kommission zu ernennen beabsichtigten. Diese Benennung bedurfte der Zustimmung des Europäischen Parlaments.

Anschließend benannten die Regierungen der Mitgliedstaaten im Einvernehmen mit dem designierten Präsidenten die übrigen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommission zu ernennen beabsichtigen. Die Kommission übt ihre Tätigkeit unter der politischen Führung des Präsidenten aus. Im Laufe der Amtszeit entscheidet der Präsident über die Zuweisung der Aufgaben innerhalb des Kollegiums sowie über etwaige Änderungen der Zuständigkeiten. 

Mit dem Vertrag von Nizza, der am 1. Februar 2003 in Kraft trat, wurde das Verfahren zur Ernennung des Präsidenten geändert. Diese Aufgabe obliegt nun dem Rat, der auf Staats- und Regierungschefsebene zusammentritt und der anhand der qualifizierten Mehrheit beschließt. Er wählt eine Persönlichkeit, die er zu ernennen gedenkt. Die Ernennung wird vom Parlament bestätigt.

Durch den neuen Wortlaut des Artikels 217 des EG-Vertrags werden zudem die Befugnisse des Präsidenten erweitert, was unerlässlich war, um Kohärenz und Effizienz des nach der Erweiterung vergrößerten Kollegiums zu gewährleisten. So entscheidet der Präsident über die interne Organisation der Kommission, weist Zuständigkeiten zu und kann diese Zuständigkeitsverteilung im Laufe der Amtszeit ändern. Nach Billigung durch das Kollegium ernennt er Vizepräsidenten, deren Anzahl nicht im Vertrag festgelegt ist. Ein Mitglied der Kommission muss seinen Rücktritt erklären, wenn der Präsident es nach Billigung durch das Kollegium dazu auffordert.
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Europäische Kommission 

Zusammensetzung der Europäischen Kommission 

Zustimmungsvotum zur Ernennung der Europäischen Kommission 

Programm der Europäischen Union

Der Europäische Rat von Madrid (15.-16. Dezember 1995) hat die Union beauftragt, bis zum Ende des Jahrhunderts die Grundlagen für das Europa der Zukunft und eine große Gemeinschaft zu schaffen, die Freiheit, Wohlstand und Stabilität bietet. Er hat folgende konkrete Aufgaben festgelegt:

die Anpassung des Vertrags über die Europäische Union erfolgreich zum Abschluss bringen; 

Übergang zur einheitlichen Währung gemäß dem vereinbarten Zeitplan und unter Einhaltung der festgelegten Kriterien; 

die Erweiterungsverhandlungen vorbereiten und führen; 

die Finanzielle Vorausschau für die Zeit nach dem 31. Dezember 1999 festlegen; 

einen Beitrag zur Festlegung einer neuen europäischen Sicherheitsarchitektur leisten; 

die bereits eingeleitete Politik des Dialogs, der Zusammenarbeit und der Partnerschaft mit den Nachbarn der Union, insbesondere mit Rußland, der Ukraine, der Türkei und den Ländern des Mittelmeerraums, aktiv fortsetzen. 
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Erweiterung 

Europäischer Rat 

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)

Rat der Europäischen Union 

Der Rat der Union (Ministerrat oder Rat) ist das eigentliche Entscheidungsorgan der Europäischen Union. Im Rat sind je nach Tagesordnungspunkten - Auswärtiges, Landwirtschaft, Industrie, Verkehr usw. - die zuständigen Fachminister der 25 Mitgliedstaaten vereinigt. Die aus verschiedenen Fachministern bestehenden Räte schränken jedoch nicht den Grundsatz der einheitlichen Vertretung dieses Organs der Union ein.

Der Vorsitz im Rat wechselt turnusmäßig alle sechs Monate. Die Entscheidungen werden auf politischer Ebene vom Ausschuss der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten (AStV) vorbereitet, der wiederum von Arbeitsgruppen aus Beamten der Behörden der Mitgliedstaaten unterstützt wird. Dem Rat ist ein Generalsekretariat zugeordnet. Im Rahmen des ersten Pfeilers fasst der Rat seine Beschlüsse auf Vorschlag der Kommission.

Seit Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam (Mai 1999) nimmt der Generalsekretär des Rates die Aufgabe des Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik wahr. Die Verwaltung des Generalsekretariats des Rates wird einem stellvertretenden Generalsekretär übertragen, den der Rat einstimmig ernennt.

Angesichts der Erweiterung der Europäischen Union wurden ferner durch den Vertrag von Nizza Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit auch auf andere Bereiche und auf bestimmte Politikfelder übertragen, in denen bereits jetzt zum Teil Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit angewandt werden, z.B. in der gemeinsamen Handelspolitik.
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Ausschuss der Ständigen Vertreter 

Ausschüsse und Arbeitsgruppen 

Einstimmigkeit 

Hoher Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (Herr und Frau GASP) 

Initiativrecht 

Kompromiss von Ioannina 

Troika 

Qualifizierte Mehrheit 

Vorsitz der Union (Rotationsprinzip) 

Rechtspersönlichkeit der Union

Die Frage nach der Rechtspersönlichkeit der Union wurde u. a. im Zusammenhang mit ihrer Fähigkeit gestellt, völkerrechtliche Verträge zu schließen oder internationalen Übereinkommen beizutreten. Die Union besteht aus drei verschiedenen Gemeinschaften, die jeweils eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen (Europäische Gemeinschaft, Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl und Europäische Atomgemeinschaft) sowie aus zwei Bereichen der Regierungszusammenarbeit, sie besitzt selbst jedoch keine Vertragsschlusskompetenz nach internationalem Recht, d. h. sie ist nicht befugt, mit Drittstaaten Verträge abzuschließen.

Auf der Regierungskonferenz konnten die Mitgliedstaaten keine Einigung über die Rechtspersönlichkeit erzielen. Der Amsterdamer Vertrag enthält daher keine neue Bestimmung zu dieser Frage, die von mancher Seite als Scheinfrage angesehen wird, denn die Union sei nicht darin gehindert, Übereinkünfte zu schließen und ihre Positionen international zu vertreten.
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Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Europäische Menschenrechtskonvention (MRK) 

Pfeiler der Europäischen Union 

Regieren

Die Diskussion über das Regieren in Europa, die die Kommission mit ihrem Weißbuch vom Juli 2001 eingeleitet hat, betrifft sämtliche Vorschriften, Verfahren und Praktiken über die Art und Weise der Ausübung von Befugnissen innerhalb der Europäischen Union. Angestrebt wird die Einführung neuer Formen des Regierens, die die Union den europäischen BürgerINNen näher bringt, sie effizienter macht, die Demokratie in Europa stärkt und die Legitimität seiner Institutionen festigt. Die Union muss eine Reform zum Ausgleich des demokratischen Defizits seiner Institutionen durchführen. Dieses Regieren soll in der Ausarbeitung und in der Ausübung besserer und kohärenterer staatlicher Politik bestehen und die Organisationen der Zivilgesellschaft den Europäischen Institutionen näher bringen. Ferner soll die Qualität der europäischen Gesetzgebung durch Effizienz und Einfachheit verbessert werden. Darüber hinaus soll die Europäische Union zur Diskussion über das Regieren in der Welt beitragen und eine wichtige Rolle zur Verbesserung des Funktionierens internationaler Institutionen spielen. 

Siehe auch: 

Europäischer Konvent 

Debatte über die Zukunft Europas 

Erklärung von Laeken 

Demokratiedefizit 
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Vertrag von Nizza 

Transparenz (Zugang zum Dokument) 

Transparenz der Arbeit des Rates 

Regierungskonferenz (RK)

Der Begriff Regierungskonferenz (RK) bezeichnet Verhandlungen der Regierungen der Mitgliedstaaten mit dem Ziel, Änderungen der Verträge herbeizuführen. Diese Konferenzen spielen insofern eine wichtige Rolle für die europäischen Integrationsbemühungen, als jeder institutionellen solche Verhandlungen vorausgehen müssen. 

Die Konferenzen werden auf Initiative eines Mitgliedstaats oder der Kommission vom Ministerrat einberufen, der darüber mit einfacher Mehrheit beschließt (nach Anhörung des Europäischen Parlaments und ggf. der Kommission).

Für die Vorbereitung der Konferenz ist eine Gruppe zuständig, der je ein Vertreter der einzelstaatlichen Regierungen und gewöhnlich auch ein Vertreter der Kommission angehören. Das Europäische Parlament ist durch die Anwesenheit von Beobachtern und durch Konsultationen mit seinem Präsidenten eng in sämtliche Arbeiten eingebunden. Die Gruppe erstattet dem Rat „Allgemeine Angelegenheiten" regelmäßig Bericht. Die endgültigen Entscheidungen treffen die Staats- und Regierungschefs auf einer Tagung des Europäischen Rates. Hervorzuheben ist, dass bei der RK 2004 neue Wege beschritten wurden: Die Vorarbeiten waren einem Konvent anvertraut und von einer breiten öffentlichen Debatte begleitet. 

Die wichtigsten Regierungskonferenzen der letzten Jahre führten zum Abschluss folgender Verträge:

Einheitliche Europäische Akte (1986): Veranlassung der zur Vollendung des Binnenmarktes am 1. Januar 1993 erforderlichen Reformen. 

Vertrag von Maastricht (1992): Der Vertrag über die Europäische Union wurde in zwei getrennten RK ausgehandelt, in denen es zum einen um die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und zum anderen um die politische Union ging, die die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie die Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres (JI) begründete. 

Vertrag von Amsterdam (1997): Der Vertrag ist das Ergebnis der anlässlich der Tagung des Europäischen Rates von Turin im März 1996 eröffneten Regierungskonferenz. Auf dieser RK sollten die Bestimmungen des Maastrichter Vertrags, deren Umsetzung Probleme bereitete, überarbeitet und die künftige Erweiterung vorbereitet werden. 

Vertrag von Nizza (2001): Die dazu gehörige RK wurde im Februar 2000 einberufen und sollte sich mit den in Amsterdam „übrig gebliebenen" Themen befassen: Größe und Zusammensetzung der Europäischen Kommission, Gewichtung der Stimmen im Ministerrat, eventuelle Ausweitung der Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit im Rat, verstärkte Zusammenarbeit (die Aufnahme dieses Themas wurde während der Tagung des Europäischen Rates von Santa Maria de Feira im Juni 2000 beschlossen). 

Der Vertrag für eine Verfassung für Europa (2004). 
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Änderung der Verträge 
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Erklärung von Laeken 
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Erklärung von Laeken 

Rat der Europäischen Union 

Vertrag von Nizza

Sozialer Dialog 

Dieser Begriff steht für eine auf europäischer Ebene stattfindende Konzertierung zwischen den Sozialpartnern. Im einzelnen handelt es sich dabei um die Beratungen der europäischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände (UNICE, CEEP, EGB), deren gemeinsame Maßnahmen und Verhandlungen sowie die Beratungen zwischen den Sozialpartnern und den EU-Organen.

Der soziale Dialog wurde 1985 von der Europäischen Kommission ins Leben gerufen. Artikel 139 EG-Vertrag (vormals Artikel 118 b, der durch die Einheitliche Europäische Akte eingeführt wurde) verpflichtet die Kommission, ihn weiterzuentwickeln. Bisher wurden in diesem Rahmen insgesamt 15 gemeinsame Stellungnahmen zu Themen wie Wirtschaftswachstum, Einführung neuer Technologien, allgemeine und berufliche Bildung usw. abgegeben. Der soziale Dialog kann auch in vertragliche Beziehungen münden, z. B. in Abkommen, deren Umsetzung vom Rat auf Vorschlag der Kommission beschlossen wird. Bisher wurden zwischen den Sozialpartnern zwei Abkommen geschlossen, ein Abkommen betreffend den Elternurlaub und ein Abkommen über die Teilzeitarbeit.

Neben diesem ständigen Dialog mit den Sozialpartnern hat die Kommission im März 1996 ein erstes Europäisches Forum für Sozialpolitik veranstaltet, um Vertreter von Verbänden, nichtstaatlichen Organisationen, der Sozialpartner, der Europäischen Institutionen und der Mitgliedstaaten zusammenzuführen.
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Abkommen über die Sozialpolitik 

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Sozialcharta 

Sozialpartner 

Sozialpolitik 

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Sozialpartner

Die Kommission ist verpflichtet, die Sozialpartner zu konsultieren, wenn sie sozialpolitische Vorschläge vorzulegen gedenkt. Dieser soziale Dialog wird mit den drei wichtigsten Organisationen geführt, welche die Sozialpartner auf europäischer Ebene vertreten:

der Europäischer Gewerkschaftsbund (EGB); 

die Union der Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas (UNICE); 

der Europäischer Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft (ECPE). 

Die Kommission muss die Konsultierung der Sozialpartner zur künftigen Ausrichtung einer Maßnahme der Gemeinschaft sowie zu sozialpolitischen - im wesentlichen beschäftigungsbezogenen - Vorschlägen fördern und erleichtern.

Bereits 1957 wurde im Zuge der Unterzeichnung des Vertrags von Rom eine beratende Versammlung der wirtschaftlichen und sozialen Akteure in Europa - der Wirtschafts- und Sozialausschuss - ins Leben gerufen, um diese Interessengruppen in das europäische Aufbauwerk einzubinden. Drei Gruppen sind im Wirtschafts- und Sozialausschuss vertreten: die Arbeitgeber, die Arbeitnehmer und die selbständigen Berufe. Die Einheitliche Europäische Akte und der Vertrag über die Europäische Union haben die Bereiche ausgeweitet, in denen der Wirtschafts- und Sozialausschuss von den anderen Organen konsultiert werden muss, wenn sie sozialpolitische Rechtsvorschriften erlassen wollen.
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Sozialer Dialog 

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Sozialpolitik

Mit dem Vertrag von Amsterdam ist das von 11 Mitgliedstaaten unterzeichnete Abkommen über die Sozialpolitik in den EG-Vertrag einbezogen worden. Das hat der komplizierten Situation, die zwischen 1993und 1999 bestand (zwei verschiedene Rechtsgrundlagen: den EG-Vertrag selbst und ein gesondertes Abkommen, dem das Vereinigte Königreich nicht beigetreten war), ein Ende gesetzt. Nunmehr können alle sozialpolitischen Maßnahmen im Rahmen des neuen Titels XI EG-Vertrag beschlossen werden.

Die im Vertrag festgeschriebenen Ziele der Sozialpolitik entsprechen denen der Europäischen Sozialcharta von 1961 und der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989. Es sind Ziele, die auch bereits im Abkommen über die Sozialpolitik verankert worden waren: Förderung der Beschäftigung, Verbesserung der Arbeitsbedingungen, angemessener Sozialschutz, sozialer Dialog, Aus- und Fortbildung der Humanressourcen und Bekämpfung von Ausgrenzungen (Artikel 136). 

Je nach Art der Maßnahme beschließt der Rat wie folgt:

entweder nach dem Verfahren der Mitentscheidung nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen; 

oder einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments, des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen. 
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Sozialcharta 
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Verfahren der Zusammenarbeit 

Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Staatliche Beihilfen

Gemäß Artikel 87 (92) EGV „sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen".

Die Europäische Kommission und der Gerichtshof haben den Begriff der Beihilfe, soweit er sich auf die gewährende Einrichtung bezieht, sehr weit ausgelegt. Er umfasst den Staat selbst, die Gebietskörperschaften, Einrichtungen, in welcher der Staat direkt oder indirekt einen beherrschenden Einfluss ausübt, sowie auch private oder privatrechtlich verfasste öffentliche Unternehmen. 

Jeglicher vom Staat gewährter Vorteil wird als Beihilfe eingestuft, wenn:

den Begünstigen damit ein wirtschaftlicher Vorteil verliehen wird; 

dieser bestimmten Unternehmen oder Wirtschaftszweigen selektiv gewährt wird; 

dadurch eine Verfälschung des Wettbewerbs droht; 

der Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt wird. 

Das Verbot umfasst - unabhängig von den Grundlagen und der Zweckbestimmung - eine Vielzahl sowohl direkter Beihilfen wie z. B. Zuschüsse, als auch indirekte Maßnahmen z. B. zur Minderung der Finanzbelastung eines Unternehmens. 

Ein absolutes Beihilfeverbot ist jedoch unmöglich, weshalb die Absätze 2 und 3 des Artikels 87 eine Reihe von Ausnahmen für Beihilfen vorsehen, die mit dem Gemeinsamen Markt zu vereinbaren sind oder es unter bestimmten Voraussetzungen sein können. 

Gestützt auf Artikel 88 (93) EGV schreibt die Verfahrensverordnung für staatliche Beihilfen vor, dass sämtliche Beihilfen oder Beihilferegelungen der Kommission gemeldet und vor der Durchführung von ihr genehmigt werden müssen. Die Pflicht zur vorherigen Anmeldung wird durch die Regelung für die Überwachung horizontaler Beihilfen gelockert, wonach die Kommission durch Verordnung bestimmte Gruppen von Beihilfen freistellen kann. Es handelt sich dabei insbesondere um Beihilfen für die Ausbildung, die Beschäftigung, für kleine und mittlere Unternehmen sowie Beihilfen von geringer Bedeutung.

Durch die Herausgabe neuer Leitlinien und Gemeinschaftlicher Rahmenbestimmungen hat die Kommission klargestellt, unter welchen Bedingungen Beihilfen mit horizontaler Zweckbestimmung z.B. zur Förderung der regionalen Entwicklung, des Umweltschutzes und der Forschung gewährt werden können.

Siehe auch:

Wettbewerb 

Stabilitäts- und Wachstumspakt

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt wurde für die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ausgehandelt, die am 1. Januar 1999 begonnen hat. Er soll sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten auch nach Einführung der einheitlichen Währung ihre Bemühungen um Haushaltsdisziplin fortsetzen.

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt besteht aus einer Entschließung des Europäischen Rates, die am 17. Juni 1997 in Amsterdam angenommen wurde, sowie aus zwei Verordnungen des Rates vom 7. Juli 1997 mit technischen Modalitäten zu Verwirklichung dieser Entschließung (haushaltspolitische Überwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken sowie Umsetzung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit).

Mittelfristig haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Vorgabe eines nahezu ausgeglichenen Haushalts weiterhin zu erfüllen und dem Rat und der Kommission bis 1. Januar 1999 ein Stabilitätsprogramm vorzulegen, das in der Folge jährlich überarbeitet werden soll. Die an der dritten Stufe der WWU nicht teilnehmenden Staaten müssen bis 1. März 1999 ein Konvergenzprogramm vorlegen, das ebenfalls jährlich überarbeitet werden soll.

Im Stabilitäts- und Wachstumspakt ist vorgesehen, dass der Rat Sanktionen verhängen kann, wenn ein teilnehmender Mitgliedstaat nicht die zur Behebung des übermäßigen Defizits erforderlichen Schritte unternimmt. Zunächst soll die Hinterlegung einer unverzinslichen Einlage bei der Gemeinschaft verlangt werden, die in eine Geldbuße umgewandelt werden kann, wenn das übermäßige Defizit nicht binnen zwei Jahren beseitigt worden ist.
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Konvergenzkriterien 

Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) 

Strukturfonds und Kohäsionsfonds

Die Strukturfonds und der Kohäsionsfonds sind Instrumente der gemeinschaftlichen Strukturpolitik, die darauf abzielt, das Entwicklungsgefälle zwischen den Regionen und Mitgliedstaaten der Union zu verringern. Sie wirken damit in vollem Maße auf die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts hin.

Im Zeitraum 2000-2006 stehen für die Regionalpolitik der Gemeinschaft Mittel in Höhe von 213 Mrd. zur Verfügung, von denen 195 Mrd. auf die Strukturfonds und 18 Mrd. auf den Kohäsionsfonds entfallen. Die Mittel für diese Politik machen 35% des Gemeinschaftshaushalts aus und stellen den zweitgrößten Haushaltsposten dar.

Es gibt vier Strukturfonds:

Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), errichtet 1975, ist der wichtigste Strukturfonds. Er unterstützt produktive, beschäftigungswirksame Investitionen insbesondere zugunsten der Unternehmen sowie lokale Entwicklungsprojekte. 

Der Europäische Sozialfonds (ESF), der 1958 errichtet wurde, fördert die berufliche Eingliederung von Arbeitslosen und benachteiligten Bevölkerungsgruppen insbesondere durch die Finanzierung von Ausbildungsmaßnahmen. 

Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), der ebenfalls 1958 als Finanzinstrument der Gemeinsamen Agrarpolitik errichtet wurde, umfasst zwei Abteilungen: die Abteilung „Ausrichtung", die Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums und Fördermaßnahmen für die Landwirte in den Regionen mit Entwicklungsrückstand unterstützt, und die Abteilung „Garantie", aus der die gemeinsamen Marktorganisationen sowie Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums in anderen Teilen der Gemeinschaft finanziert werden. 

Das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF) wurde 1993 geschaffen. Es unterstützt die Anpassung und Modernisierung der Ausrüstungen in diesem Sektor sowie die wirtschaftliche Diversifizierung in den von der Fischerei abhängigen Gebieten. 

Um die Effizienz der Gemeinschaftsinterventionen im Zeitraum 2000-2006 zu erhöhen, wurde mit der Kommissionsmitteilung „Agenda 2000" eine umfassende Reform der Strukturpolitik eingeleitet, für die der Europäische Rat von Berlin 1999 den Finanzrahmen festlegte. Indem die Zahl der vorrangigen Interventionsziele auf nunmehr drei reduziert wurde, hat diese Reform eine verstärkte Konzentration der Finanzhilfen sowie ein vereinfachtes Verfahren für deren Zuweisung und Verwaltung ermöglicht. Die drei Ziele lauten:

Ziel 1: Förderung der Entwicklung und der strukturellen Umstellung der Regionen mit Entwicklungsrückstand, d.h. von Regionen mit einem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt (BIP) von weniger als 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts; 

Ziel 2: Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen, z. B. von Gebieten, in denen sich ein wirtschaftlicher Wandel vollzieht, ländlichen Gebieten mit rückläufiger Entwicklung, von der Fischerei abhängigen Gebieten, städtischen Problemgebieten, geografischen Gebieten mit gravierenden natürlichen oder demografischen Nachteilen; 

Ziel 3: Unterstützung der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungspolitiken und -systeme außerhalb der Ziel-1-Regionen. 

Des Weiteren gibt es im selben Zeitraum vier Gemeinschaftsinitiativen, mit denen neue Entwicklungswege erprobt werden, um Lösungen für spezifische Probleme zu finden. Diese Initiativen, für die 5,35% der Strukturfondsmittel zur Verfügung stehen, sind:

Interreg III: Förderung der grenzübergreifenden, transnationalen und interregionalen Zusammenarbeit; 

Leader +: Förderung der sozioökonomischen Entwicklung der ländlichen Gebiete; 

Equal: Entwicklung neuer Methoden für die Bekämpfung von Diskriminierungen und Ungleichheiten jeglicher Art beim Zugang zum Arbeitsmarkt; 

Urban II: wirtschaftliche und soziale Wiederbelebung der krisenbetroffenen Städte und Stadtrandgebiete. 
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Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Ziele 1, 2 und 3 

Subsidiäre Zuständigkeit

Dem Artikel 308 (vormals Artikel 235) des EG-Vertrags liegt die Überlegung der Verfasser des Vertrags von Rom zugrunde, die Befugnisse, die der Gemeinschaft in Form spezifischer Aufgaben übertragen wurden (funktionelle Zuständigkeit), könnten zur Umsetzung der durch die Verträge selbst ausdrücklich festgesetzten konkreten Ziele (sachliche Zuständigkeit) nicht ausreichen. 

Für diesen Fall ist folgende Bestimmung vorgesehen: „Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um ... eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments die geeigneten Vorschriften."

Da diese Bestimmung dem Europäischen Parlament eine ausschließlich beratende Funktion einräumt, bei der die derzeitigen Legislativbefugnisse dieses Organs außer acht gelassen werden, könnte das institutionelle Gleichgewicht durch eine übermäßige Inanspruchnahme der Bestimmung Schaden nehmen. Um dies zu vermeiden, werden bei Verwendung von Artikel 308 als Rechtsgrundlage häufig weitere Vertragsartikel angegeben, aufgrund deren dem Europäischen Parlament eine wichtigere Rolle im Rechtsetzungsverfahren zukommt.
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Abgrenzung der Zuständigkeiten 

Rat der Europäischen Union 

Institutionelles Gleichgewicht 

Subsidiarität 

Zuständigkeit der Gemeinschaft 

Subsidiarität

Das Prinzip der Subsidiarität besagt, dass Entscheidungen auf einer möglichst bürgernahen Ebene zu treffen sind, wobei stets zu prüfen ist, ob ein gemeinschaftliches Vorgehen angesichts der nationalen, regionalen oder lokalen Handlungsmöglichkeiten wirklich gerechtfertigt ist. In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, handelt die Union also nur dann, wenn ihre Maßnahmen wirksamer sind als nationale, regionale oder lokale Maßnahmen. Mit der Subsidiarität gekoppelt sind die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Notwendigkeit, d. h. die Maßnahmen der Union dürfen nicht über das zur Verwirklichung der Vertragsziele notwendige Maß hinausgehen.

Auf der Tagung in Edinburgh im Dezember 1992 legte der Europäische Rat die Grundregeln für die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips und die Leitlinien für die Auslegung von Artikel 5 (vormals Artikel 3 b) fest, der die Subsidiarität im Vertrag über die Europäische Union verankert. Seine Schlussfolgerungen wurden in eine Erklärung aufgenommen, die noch heute für die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips maßgebend ist. 

Das in dieser Erklärung vereinbarte Gesamtkonzept wurde in ein Protokoll über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit übernommen, das mit dem Vertrag von Amsterdam dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt worden ist. Dieses Protokoll sieht unter anderem vor, dass die Auswirkungen von Legislativvorschlägen unter dem Aspekt des Subsidiaritätsprinzips systematisch analysiert und - soweit möglich - weniger verbindliche Gemeinschaftsmaßnahmen verabschiedet werden. 

Die Kommission legt im übrigen dem Europäischen Rat und dem Europäischen Parlament alljährlich einen Bericht mit dem Titel „Eine bessere Rechtsetzung" vor, in dem es hauptsächlich um die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips geht.
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Abgrenzung der Zuständigkeiten 

Ausschuss der Regionen 

Europäischer Rat 

Parlamente der Mitgliedstaaten 

Vereinfachung der Rechtsvorschriften 

Suspensionsklausel 

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde in den EU-Vertrag eine Suspensionsklausel eingefügt (Artikel 7).

Sie besagt, dass bestimmte Rechte eines Mitgliedstaats (u. a. sein Stimmrecht im Rat) ausgesetzt werden können, falls dieser die Grundsätze, auf denen die Union beruht (Freiheit, Demokratie, Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie Rechtsstaatlichkeit), schwerwiegend und anhaltend verletzt. Die Verpflichtungen des betroffenen Mitgliedstaats sind für diesen jedoch weiterhin verbindlich.

Diese Suspensionsklausel wurde im Vertrag von Nizza durch ein Präventivverfahren ergänzt. Danach kann der Rat auf Vorschlag eines Drittels der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments oder der Kommission mit der Mehrheit von vier Fünfteln seiner Mitglieder nach Zustimmung des Parlaments feststellen, dass die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung von Grundrechten durch einen Mitgliedstaat besteht, und an diesen Mitgliedstaat geeignete Empfehlungen richten.
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Charta der Grundrechte 

Menschenrechte

Transparenz (Zugang zu den Dokumenten)

Der Begriff Transparenz wird im Rahmen der Union häufig für die offene Arbeitsweise der EU-Organe verwendet. Er bezieht sich auch auf den vielfach geforderten leichteren Zugang der Bürger zu Informationen und Dokumenten der Europäischen Union, eine verstärkte Beteiligung an der Beschlussfassung sowie eine bessere Verständlichkeit der Rechtsvorschriften (Vereinfachung der Verträge, Konsolidierung und bessere redaktionelle Qualität der Rechtsvorschriften).

Der Hinweis auf mangelnde Transparenz ist oftmals Ausdruck des Gefühls der EU-Bürger, dass es sich bei den Organen und Einrichtungen der Union um unerreichbare und wenig zugängliche Institutionen handelt, deren Beschlussverfahren schwer nachvollziehbar sind.

Was insbesondere den Zugang zu Dokumenten anbelangt, so haben der Rat und die Kommission anlässlich des Ratsbeschlusses vom 20. Dezember 1993 einen Verhaltenskodex gebilligt, in dem gemeinsame Grundsätze beider Organe festgelegt sind. Auf der Grundlage dieses Kodexes haben die beiden Organe Sonderbestimmungen über den Zugang zu ihren Dokumenten in ihre Geschäftsordnung aufgenommen.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde ein neuer Artikel 255 über die Transparenz in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft eingefügt. Darin ist das Recht jedes Unionsbürgers sowie jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat auf Zugang zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission festgeschrieben.

Dieser Artikel wurde durch die Verordnung vom 20. Mai 2001 umgesetzt, die sich insofern nicht grundlegend von den bisherigen Rechtsvorschriften unterscheidet, als zwei Ausnahmeregelungen beibehalten werden. Sie betreffen die Fälle, in denen der Zugang zu einem Dokument (im Interesse der öffentlichen Sicherheit, der Verteidigung und der internationalen Beziehungen) grundsätzlich zu verweigern ist, und die Fälle, in denen der Zugang zu verweigern ist (im Interesse des Schutzes der Handelsinteressen einer Privatperson), es sei denn, es besteht ein überwiegendes öffentliches Interesse, das die Verbreitung des Dokuments rechtfertigt.
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Kodifikation der Rechtsvorschriften 

Konsolidierung der Rechtsvorschriften 

Lesbarkeit der Verträge (Vereinfachung der Verträge) 

Neufassung der Rechtsvorschriften 

Regieren 

Transparenz der Arbeiten des Rates 

Vereinfachung der Rechtsvorschriften 

Transparenz der Arbeiten des Rates

Zwei wesentliche Aspekte stehen im Mittelpunkt der Diskussionen um die Transparenz der Arbeiten des Rates:

die Öffentlichkeit der Beratungen; 

der Zugang zu den Protokollen über die Beratungen und den beigefügten Abstimmungserklärungen. 

Der Rat hat im Dezember 1993 seine Geschäftsordnung geändert und geht nunmehr wie folgt vor: In der Regel berät er unter Ausschluss der Öffentlichkeit; einige Beratungen sind allerdings öffentlich (z. B. die Beratungen über das Halbjahresprogramm des Vorsitzes). Für die Veröffentlichung der Abstimmungsergebnisse und der Abstimmungserklärungen der Mitgliedstaaten hat er im Oktober 1995 einen Verhaltenskodex angenommen. Dieser sieht die Veröffentlichung in den Fällen vor, in denen der Rat als Gesetzgeber tätig geworden ist. Die Veröffentlichungsmodalitäten wurden vom Ausschuss der Ständigen Vertreter in einem Bericht vom 8. November 1995 festgelegt.

Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde die Transparenz der Arbeiten der EU-Organe in Artikel 255 EG-Vertrag verankert. Dieser Artikel bestätigt das Recht der Unionsbürger sowie jeder natürlichen und juristischen Person mit Wohnsitz oder Sitz in einem Mitgliedstaat auf Zugang zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission. 

Er machte eine erneute Änderung der Geschäftsordnung des Rates (vom 20. Mai 2001) erforderlich. Danach können die Abstimmungsergebnisse und die Erklärungen zur Stimmabgabe sowie alle Erklärungen des Rates über die Anwendung oder Auslegung der geplanten Rechtsvorschriften jetzt von jedermann eingesehen werden.
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Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) 

Rat der Europäischen Union 

Regieren 

Transparenz 

Unionsbürgerschaft

Die Unionsbürgerschaft ergibt sich aus der Staatsangehörigkeit eines der Mitgliedstaaten, d. h. wer die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt, gilt als Unionsbürger. Ein Unionsbürger hat neben den im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft vorgesehenen Rechten und Pflichten vier spezifische Rechte:

das Recht, sich im gesamten Gebiet der Union frei zu bewegen und aufzuhalten; 

das aktive und passive Wahlrecht bei Kommunalwahlen sowie bei den Wahlen zum Europäischen Parlament in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen Wohnsitz hat; 

den diplomatischen und konsularischen Schutz im Hoheitsgebiet eines dritten Landes, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt, nicht vertreten ist; 

das Petitionsrecht und das Recht, sich an den Europäischen BürgerINNenbeauftragten zu wenden. 

Die Unionsbürgerschaft tritt nicht an die Stelle der Staatsangehörigkeit, sondern ergänzt sie. Diese Komplementarität stellt insofern eine Bereicherung dar, als dem Bürger dadurch seine Zugehörigkeit zur Union stärker und konkreter bewusst wird.
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Europäischer BürgerINNenbeauftragter (Ombudsmann) 

Petitionsrecht 

Universaldienst

Dieser von den Gemeinschaftsinstitutionen entwickelte Begriff bezeichnet eine Reihe gemeinwohlorientierter Voraussetzungen, welche für bestimmte Dienste gemeinschaftsweit erfüllt sein sollten, z. B. durch die Telekommunikations- und Postunternehmen. Mit den sich daraus ergebenden Verpflichtungen soll der Zugang aller Bürger zu qualitativ hochwertigen Grundversorgungsleistungen gegen ein vertretbares Entgelt gesichert werden.
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Öffentlicher Dienst 

Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Verbraucherschutz

Rechtsgrundlage für die Verbraucherschutzpolitik ist der mit dem Vertrag von Maastricht in den EG-Vertrag eingefügte Artikel 153 (vormals 129 a). Ziel dieser Politik ist, die Gesundheit und die Sicherheit der VerbraucherINNen zu schützen, ihre wirtschaftlichen und rechtlichen Interessen zu verteidigen und ihr Recht auf Information auszubauen.

Artikel 153 verweist auf Artikel 95 (vormals Artikel 100 a) EG-Vertrag als Rechtsgrundlage für Maßnahmen zur Angleichung der einzelstaatlichen Verbraucherschutzvorschriften im Rahmen der Verwirklichung des Binnenmarktes. Artikel 95 sieht vor, dass derartige Maßnahmen im Mitentscheidungsverfahren erlassen werden. Ebenso werden spezifische Maßnahmen zur Unterstützung, Ergänzung und Überwachung der Politik der Mitgliedstaaten werden im Mitentscheidungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses beschlossen.

Ein Mitgliedstaat kann strengere Schutzmaßnahmen als die von der Gemeinschaft vorgesehenen beibehalten oder ergreifen, sofern sie mit dem Vertrag vereinbar sind und der Kommission mitgeteilt werden.
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Vorsorgeprinzip 

Verfahren der Zusammenarbeit

Dieses Verfahren wurde durch die Einheitliche Europäische Akte eingeführt (Artikel 252 - vormals Artikel 189 c des EG-Vertrags). Das Parlament erhielt damit die Möglichkeit, über eine zweite Lesung der Legislativvorschläge der Kommission den Gesetzgebungsprozess stärker zu beeinflussen. Zunächst wurde der Anwendungsbereich dieses Verfahrens mit dem Vertrag von Maastricht beträchtlich ausgedehnt; mit dem Vertrag von Amsterdam hat sich der Trend wieder zugunsten des Mitentscheidungsverfahrens (Artikel 251 des EG-Vertrags) umgekehrt. So wird das Verfahren der Zusammenarbeit nunmehr ausschließlich im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion (Artikel 99 Absatz 5 und Artikel 106 Absatz 2 des EG-Vertrags) angewendet. 

Das Verfahren der Zusammenarbeit wird stets durch einen Vorschlag der Kommission in Gang gesetzt, der an den Rat und das Europäische Parlament weitergeleitet wird. Im Rahmen einer ersten Lesung gibt das Parlament eine Stellungnahme zu dem Vorschlag der Kommission ab. Der Rat legt daraufhin mit qualifizierter Mehrheit einen gemeinsamen Standpunkt fest, der dem Parlament mit allen notwendigen Informationen und unter Angabe der Gründe, aus denen der Rat diesen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, zugeleitet wird. 

Das Parlament prüft den gemeinsamen Standpunkt in zweiter Lesung und kann ihn binnen drei Monaten billigen, abändern oder ablehnen. In den beiden letzten Fällen ist dazu die absolute Mehrheit seiner Mitglieder erforderlich. Lehnt es den Standpunkt ab, so kann der Rat in zweiter Lesung nur einstimmig beschließen.

Die Kommission überprüft innerhalb einer Frist von einem Monat den Vorschlag, aufgrund dessen der Rat seinen gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat. Anschließend übermittelt sie dem Rat den überprüften Vorschlag. Dabei liegt es in ihrem Ermessen, die vom Parlament vorgeschlagenen Abänderungen zu übernehmen oder nicht.

Binnen drei Monaten kann der Rat den überprüften Vorschlag mit qualifizierter Mehrheit verabschieden, ihn einstimmig ändern oder die von der Kommission nicht berücksichtigten Abänderungen ebenfalls einstimmig annehmen.

Beim Verfahren der Zusammenarbeit kann der Rat stets ein Veto ausüben, indem er sich nicht zu den Abänderungsvorschlägen des Europäischen Parlaments oder zu dem geänderten Vorschlag der Kommission äußert, und so das Rechtsetzungsverfahren blockieren.
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Vermittlungsausschuss 

Im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens zwischen Rat und Parlament kann der in Artikel 251 Absatz 4 (vormals Artikel 189 b) des EG-Vertrags vorgesehene Vermittlungsausschuss eingesetzt werden. Kommt keine Einigung der beiden EU-Organe zustande, wird dieser - aus Mitgliedern des Rates oder ihren Vertretern und aus gleich vielen Vertretern des Parlaments - bestehende Ausschuss befasst und beauftragt, einen für beide Seiten annehmbaren Entwurf zu erstellen.

Kommt ein gemeinsamer Entwurf zustande, muss dieser binnen sechs Wochen von Rat und Parlament angenommen werden. Nimmt eines der beiden Organe den vorgeschlagenen Rechtsakt nicht an, so gilt er als nicht erlassen.
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Verstärkte Zusammenarbeit

Für Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die über die in den Verträgen vorgesehene Integration hinaus intensiver zusammenarbeiten wollen (soziale Angelegenheiten, Abbau der Kontrollen an den Binnengrenzen), wurden verschiedene Instrumente wie das Abkommen über die Sozialpolitik und die Schengener Übereinkommen entwickelt. Sie ermöglichten es den betreffenden Mitgliedstaaten, die Integration außerhalb des institutionellen Rahmens der Union voranzutreiben und das Tempo und die Ziele ihrer Zusammenarbeit selbst zu bestimmen. 

Mit dem Vertrag von Amsterdam wurden diese Instrumente durch die Aufnahme des Konzepts der „verstärkten Zusammenarbeit" in den Vertrag über die Europäische Union (EU-Vertrag) und in den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG-Vertrag) festgeschrieben.

Diese Form der Zusammenarbeit soll es einem kleinen Kreis von fähigen und willigen Mitgliedstaaten ermöglichen, die Zusammenarbeit voranzutreiben, das europäische Aufbauwerk zu vertiefen und dabei den einheitlichen institutionellen Rahmen der Union zu wahren.

Die verstärkte Zusammenarbeit kann nur unter bestimmten Voraussetzungen realisiert werden:

Konzentration auf Bereiche, die in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen, 

Ausrichtung auf die Förderung der Union, 

Einhaltung der Vertragsbestimmungen und des gemeinschaftlichen Besitzstands, 

Heranziehung nur als letztes Mittel, 

Beteiligung einer Mindestzahl von Mitgliedstaaten, 

Möglichkeit der Aufnahme anderer Mitgliedstaaten bei Bedarf. 

Im Rahmen des EG-Vertrags wird die verstärkte Zusammenarbeit vom Rat eingeleitet, der über einen entsprechenden Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit abstimmt. 

Im Rahmen des EU-Vertrags und gemäß den Bestimmungen des Vertrags von Amsterdam soll die verstärkte Zusammenarbeit zu einer rascheren Verwirklichung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beitragen. Sie wird auf Antrag der betreffenden Mitgliedstaaten durch den Rat eingeleitet, der nach einer Stellungnahme der Kommission und nach Übermittlung des Antrags an das Europäische Parlament einen Beschluss mit qualifizierter Mehrheit fasst. 

Nach dem Vertrag von Amsterdam konnte sich jeder Mitgliedstaat aus wichtigen Gründen der nationalen Politik einer verstärkten Zusammenarbeit widersetzen. Der Rat konnte nach einem Beschluss mit qualifizierter Mehrheit die Frage an den Europäischen Rat verweisen, damit ein einstimmiger Beschluss gefasst wurde.

Mit dem Vertrag von Nizza, der u. a. den Rückgriff auf die verstärkte Zusammenarbeit vereinfachen sollte, sind wichtige Veränderungen erreicht worden: 

Die Mindestanzahl der für eine verstärkte Zusammenarbeit erforderlichen Mitgliedstaaten wurde gegenüber dem Vertrag von Amsterdam um die Hälfte auf 8 verringert, und zwar unabhängig von der Anzahl der Mitgliedstaaten insgesamt.

Die verstärkte Zusammenarbeit kann nicht mehr von einem einzelnen Mitgliedstaat verhindert werden. Der Antrag kann zwar zur Prüfung an den Europäischen Rat verwiesen werden, aber der Beschluss wird durch den Ministerrat mit der in den Verträgen vorgesehenen Mehrheit gefasst.

Im Rahmen des EG-Vertrags ist die Zustimmung des Europäischen Parlaments erforderlich, wenn die verstärkte Zusammenarbeit einen Bereich betrifft, für den das Mitentscheidungsverfahren gilt.

Die Durchführung der verstärkten Zusammenarbeit wurde um eine Voraussetzung ergänzt: Sie darf weder den Binnenmarkt noch den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt beeinträchtigen. 

Nach dem Vertrag von Nizza besteht jedoch nunmehr die Möglichkeit einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), mit Ausnahme militärischer Fragen und der Verteidigungspolitik. Was das Verfahren betrifft, so wird ein diesbezüglicher Beschluss nach der Stellungnahme der Kommission durch den Rat mit qualifizierter Mehrheit auf der Grundlage einer gemeinsamen Strategie getroffen. 

Siehe auch:

Einheitlicher institutioneller Rahmen 

Europa 'à la carte' 

Europa 'mit variabler Geometrie' 

Europa 'unterschiedlicher Geschwindigkeiten' 

Konzentrische Kreise 

Regierungskonferenz (RK) 

Vertrag von Nizza 

Vertiefung 

Mit diesem Begriff wird die Integrationsdynamik umschrieben, die das europäische Aufbauwerk von Anfang an entwickelt hat. Die Europäischen Gemeinschaften haben sich zunächst von einer Zollunion zu einem Binnenmarkt entwickelt. Mit der Euro-Zone wurde die vorläufig letzte Stufe einer Union der Völker Europas erreicht, die wie in Artikel 1 des EU-Vertrags festgeschrieben, "immer enger" werden soll. Die Vertiefung vollzieht sich parallel zur Erweiterung und wird häufig als Vorbedingung für die Erweiterung betrachtet.

Die Bemühung um Vertiefung hat die Gemeinschaften veranlasst, ihr wichtigsten Politiken (gemeinsame Agrarpolitik und Strukturpolitik) und die Funktionsweise ihrer Institutionen zu überdenken, um unter optimalen Bedingungen neue Mitgliedstaaten aufnehmen zu können.
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Vertrag von Nizza

Der Vertrag wurde im Dezember 2000 auf der Tagung des Europäischen Rates in Nizza angenommen und am 26. Februar 2001 unterzeichnet. Er bildet den Schlusspunkt der im Februar 2000 eröffneten Regierungskonferenz, die sich im Hinblick auf den Beitritt neuer Mitgliedstaaten mit der Anpassung der Funktionsweise der europäischen Institutionen befassen sollte.

Der Vertrag hat den Weg für eine institutionelle Reform frei gemacht, die angesichts der bevorstehenden Erweiterung der Europäischen Union um mehrere ost- und südeuropäische Länder notwendig ist.

Die Veränderungen, die der Vertrag bringt, betreffen vor allem die Begrenzung der Größe der Kommission und ihre Zusammensetzung, die Ausweitung der qualifizierten Mehrheit, eine neue Stimmengewichtung im Rat und eine flexiblere Gestaltung der verstärkten Zusammenarbeit. Außer um diese vier Schlüsselfragen ging es in den Beratungen auch um andere institutionelle Themen: die Vereinfachung der Verträge, die Abgrenzung der Zuständigkeiten, den Status der Grundrechte-Charta und die Rolle der nationalen Parlamente. In der „Erklärung zur Zukunft der Union", die dem Vertrag als Anhang beigefügt ist, werden die Schritte beschrieben, die jetzt erforderlich sind, um die institutionellen Reformen weiter voranzubringen; der Vertrag von Nizza soll in diesem Gesamtprozess nur eine Etappe sein.

Der Vertrag ist inzwischen von allen Mitgliedstaaten gemäß ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Bestimmungen ratifiziert worden und am 1. Februar 2003 in Kraft getreten.
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Vorsorgeprinzip

Die Kommission hat am 2. Februar 2000 eine Mitteilung über die „Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips" angenommen, in der dieses Prinzip definiert und erläutert wird, wie es anwendet werden soll. 

Diese Mitteilung ergänzt das Weißbuch über Lebensmittelsicherheit (Januar 2000) sowie das im Februar 2000 in Montreal geschlossene Übereinkommen zum Protokoll von Cartagena über die biologische Sicherheit.

Die Kommission erklärt in der Mitteilung, in welchen Fällen das Vorsorgeprinzip zur Anwendung kommt: 

- bei Vorliegen unzureichender, nicht eindeutiger oder unsicherer wissenschaftlicher Daten; 

- wenn eine vorläufige wissenschaftliche Risikobewertung gezeigt hat, dass mit potenziell gefährlichen Auswirkungen auf Umwelt und Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen zu rechnen ist. 

In beiden Fallen sind die Risiken nicht mit dem von der Europäischen Union angestrebten hohen Schutzniveau vereinbar.

In dieser Mitteilung werden außerdem drei Regeln genannt, die im Hinblick auf die Einhaltung des Vorsorgeprinzips beachtet werden müssen: 

- eine vollständige wissenschaftliche Risikobewertung durch eine unabhängige Stelle, um den Grad der wissenschaftlichen Unsicherheit zu bestimmen; 

- eine Bewertung der Risiken und Folgen, falls keine Maßnahmen auf europäischer Ebene getroffen werden; 

- die Einbeziehung aller Betroffenen in die Entscheidung über mögliche Maßnahmen bei größtmöglicher Transparenz.

Die Kommission erinnert ferner daran, dass in Anwendung des Vorsorgeprinzips beschlossen werden kann, tätig zu werden oder nicht tätig zu werden. Diese Entscheidung hängt von dem als „zumutbar" eingestuften Risikograd ab. Die Europäische Union wendet das Vorsorgeprinzip im Bereich der genetisch veränderten Organismen (GVO) an, z. B. durch das Inkrafttreten eines Moratoriums im Jahr 1999.
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Währungspolitik

Die in den Artikeln 105 bis 119 (vormals Artikel 105 bis 109) des EG-Vertrags geregelte Währungspolitik soll die für die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) erforderlichen Rahmenbedingungen schaffen. Je nach Sachbereich sind unterschiedliche Beschlussfassungsverfahren vorgesehen:

Verfahren der Zusammenarbeit und Anhörung der Europäischen Zentralbank (EZB) für die Ausgabe von Banknoten durch die Mitgliedstaaten (Artikel 106 Absatz 2); 

qualifizierte Mehrheit im Rat, Empfehlung der EZB oder der Kommission (nach Anhörung der EZB) für die Aufstellung von Orientierungen für die Wechselkurspolitik (Artikel 111 Absatz 2); 

qualifizierte Mehrheit im Rat, Empfehlung der EZB und Anhörung des Europäischen Parlaments sowie der Kommission für die Durchführungsbestimmungen der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken - ESZB (Artikel 107 Absatz 6) und für die Festlegung der Grenzen und Bedingungen, welche die EZB bei der Verhängung von Geldbußen einhalten muß (Artikel 109 Absatz 3); 

qualifizierte Mehrheit im Rat, Empfehlung der EZB, Anhörung der Kommission und Zustimmung des Europäischen Parlaments für technische Änderungen der Satzung des ESZB (Artikel 107 Absatz 5); 

Einstimmigkeit im Rat, Empfehlung der EZB oder der Kommission (nach Anhörung der EZB), Anhörung des Europäischen Parlaments für die Festlegung des Wechselkurssystems für den Euro gegenüber Drittlandswährungen (Artikel 111 Absatz 1). 

Die institutionellen Bestimmungen (Artikel 112 bis 115) und die Übergangsbestimmungen (Artikel 116 bis 124) von Titel VII EG-Vertrag sehen noch andere Beschlussfassungsverfahren vor.
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Zustimmungsverfahren 

Weißbücher 

Die von der Kommission veröffentlichten Weißbücher enthalten Vorschläge für ein gemeinschaftliches Vorgehen in einem bestimmten Bereich. Sie knüpfen zum Teil an Grünbücher an, die einen Konsultationsprozess auf europäischer Ebene in Gang setzen. Als Beispiele seien genannt: die Weißbücher zur Vollendung des Binnenmarktes, zu Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung sowie zur Angleichung der binnenmarktrelevanten Rechtsvorschriften der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas. Wird ein Weißbuch vom Rat positiv aufgenommen, kann aus ihm ein Aktionsprogramm der Union für den betreffenden Bereich entstehen.
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Wettbewerb

Das Wettbewerbsrecht soll das reibungslose Funktionieren des europäischen Wirtschaftsraums nach den Gesetzen der Marktwirtschaft gewährleisten. Die Wettbewerbspolitik der Europäischen Gemeinschaft (Artikel 85 bis 94 des EG-Vertrags - in der neuen Nummerierung Artikel 81 bis 89) hat fünf Schwerpunkte:

Verbot aufeinander abgestimmter Verhaltensweisen zwischen Unternehmen sowie aller Vereinbarungen und Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen, die geeignet sind, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen, indem sie den Wettbewerb im Gemeinsamen Markt verhindern, einschränken oder verfälschen; 

Verbot der mißbräuchlichen Ausnutzung einer beherrschenden Stellung auf dem Gemeinsamen Markt, soweit dies dazu führen kann, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen; 

Kontrolle staatlicher oder aus staatlichen Mitteln gewährter Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb zu verfälschen drohen; 

vorbeugende Kontrolle der Unternehmenszusammenschlüsse von europäischer Dimension durch Genehmigung oder Verbot der geplanten Zusammenschlüsse; 

Liberalisierung bestimmter Sektoren (z. B. Telekommunikation, Verkehr oder Energie), in denen staatliche oder private Unternehmen bislang eine Monopolstellung hatten. 

Die ersten beiden Verbote lassen allerdings Ausnahmen zu, z. B. wenn Vereinbarungen zwischen Unternehmen zur Verbesserung der Warenerzeugung oder -verteilung oder zur Förderung des technischen Fortschritts beitragen. Auch staatliche Beihilfen sozialer Art oder Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes können von der Anwendung der Wettbewerbsregeln ausgenommen werden.

Ein Hindernis für eine wirksame Wettbewerbspolitik ist, dass die Gemeinschaft immer wieder zwischen zum Teil gegensätzlichen Interessen abwägen muss, d. h. 

die Bemühungen um einen idealen Wettbewerb im Binnenmarkt dürfen nicht dazu führen, dass die europäischen Unternehmen auf dem Weltmarkt geschwächt sind; 

die Liberalisierung darf nicht bewirken, dass gemeinwohlorientierte Dienstleistungen, die grundlegende Bedürfnisse befriedigen, nicht mehr erbracht werden. 
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Wettbewerbsfähigkeit 

Das 1993erschienene Weißbuch der Europäischen Kommission über Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung enthält Leitlinien für eine umfassende Wettbewerbspolitik. Diese umfasst vier Ziele, die seither an Aktualität nichts eingebüßt haben. Angestrebt werden:

eine bessere Eingliederung der europäischen Unternehmen in den weltweiten Wettbewerb voneinander abhängiger Märkte; 

die Nutzung der durch die Entmaterialisierung der Wirtschaft bedingten Wettbewerbsvorteile; 

die Förderung einer stetigen Fortentwicklung der Industrie; 

die Verringerung der Diskrepanzen zwischen den Entwicklungsrhythmen von Angebot und Nachfrage. 

Die Ziele des Weißbuchs haben Eingang gefunden in den neuen Beschäftigungstitel, den der Amsterdamer Vertrag in den EG-Vertrag eingefügt hat.
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Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt 

Das Ziel des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts geht auf den Vertrag von Rom zurück, in dessen Präambel bereits von der Verringerung des Abstands zwischen den einzelnen Gebieten die Rede ist. Allerdings wurden erst zu Beginn der siebziger Jahre Gemeinschaftsmaßnahmen eingeleitet, um die entsprechenden einzelstaatlichen Instrumente koordinieren und durch Finanzhilfen ergänzen zu können. Diese Maßnahmen erwiesen sich später als unzureichend, zumal der Binnenmarkt entgegen den Voraussagen nicht dazu geführt hatte, dass die Unterschiede im Entwicklungsstand der Regionen verschwanden.

1986 verpflichteten sich die Mitgliedstaaten der Union mit der Einheitlichen Europäischen Akte nicht nur, den Binnenmarkt zu vollenden, sondern auch den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zu fördern. Mit Blick auf die Wirtschafts- und Währungsunion wurde somit die Rechtsgrundlage dafür geschaffen, dass die Gemeinschaft ab 1988 zum wichtigsten Akteur einer globalen Entwicklungspolitik werden konnte.

Mit dem Vertrag von Maastricht wurde diese Politik schließlich im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft festgeschrieben (Artikel 130 Buchstaben a bis e - in der neuen Nummerierung Artikel 158 bis 162). Sie steht für die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten und Regionen der Europäischen Union, die Förderung einer ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung, die Verringerung der strukturellen Unterschiede zwischen den Regionen und Ländern sowie für eine echte Chancengleichheit aller Bürger. Um diese Ziele zu erreichen, werden verschiedene Finanzierungsinstrumente, u. a. die Strukturfonds, eingesetzt.

Alle drei Jahre legt die Europäische Kommission einen Fortschrittsbericht vor, in dem sie die Wirkung der einzelnen Vertragsinstrumente analysiert.

Wie aus der von der Kommission am 15. Juli 1997 vorgelegten "Agenda 2000" hervorgeht, gehört die Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, u. a. wegen der erheblichen Ausgaben, die damit verbunden sind, zu den großen Herausforderungen der Union. Die dafür aufgewendeten Mittel bildeten zwischen 1994 und 1999 den zweitgrößten Posten im Gemeinschaftshaushalt (rund 35 %). Welche Bedeutung diesem Ziel beigemessen wird, lässt sich auch der Finanziellen Vorausschau 2000-2006 entnehmen.

Damit die Union für die Erweiterung gewappnet ist, bei der Staaten mit deutlich niedrigerem Sozialprodukt beitreten werden, wurde 1999 die Strukturpolitik der Gemeinschaft zur Erhöhung ihrer Effizienz reformiert und ihre Mittelausstattung für den Zeitraum 2000-2006 von 208 auf 213 Mrd. Euro erhöht.
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Wirtschaftspolitik

Die Wirtschafts- und Währungsunion bedingt eine enge Koordinierung der innerstaatlichen Wirtschaftspolitiken, die künftig als Angelegenheit von gemeinsamem Interesse anzusehen sind.

Um diese Koordinierung zu konkretisieren, erstellt der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Empfehlung der Kommission einen Entwurf für die Grundzüge der Wirtschaftspolitik, der dem Europäischen Rat übermittelt wird. Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates verabschiedet der Rat mit qualifizierter Mehrheit eine Empfehlung, in der diese Grundzüge dargelegt werden. Der Rat unterrichtet das Europäische Parlament über seine Empfehlung (Artikel 99 EG-Vertrag).

Zentrales Element dieser jährlichen Grundzüge der Wirtschaftspolitik ist die wirtschaftspolitische Koordinierung in der Europäischen Union. 

Darüber hinaus enthält Titel VII Artikel 98 bis 104 EG-Vertrag noch weitere Bestimmungen zur Wirtschaftspolitik:

Multilaterale Überwachung: Die im Rat vereinigten Mitgliedstaaten überwachen die wirtschaftliche Entwicklung sowie die Umsetzung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik. Sie können Empfehlungen an die Regierung eines Mitgliedstaats richten, dessen Wirtschaftspolitik nicht den genannten Grundzügen entspricht. 

Verfahren bei einem übermäßigen Defizit: Die Mitgliedstaaten vermeiden übermäßige öffentliche Defizite, und die Kommission hat für die Einhaltung dieses Grundsatzes zu sorgen. In Artikel 104 EG-Vertrag sind das Verfahren, die Bedingungen, die Ausnahmen und die Konsequenzen beschrieben, die u.a. in Geldbußen bestehen können. 

Finanzhilfe: Ist ein Mitgliedstaat mit gravierenden Schwierigkeiten konfrontiert, so kann der Rat dem betreffenden Mitgliedstaat unter bestimmten Bedingungen einen finanziellen Beistand gewähren. 

Verbot der Übernahme von Verbindlichkeiten anderer Mitgliedstaaten: Die Übertragung von Verbindlichkeiten eines Mitgliedstaats an die Gemeinschaft bzw. die Mitgliedstaaten ist unzulässig. 

Verbot des bevorrechtigten Zugangs: Es ist untersagt, öffentlichen Organen, Verwaltungen oder Unternehmen einen bevorrechtigten Zugang zur Finanzierung zu gewähren. 

In Titel VII EG-Vertrag sind ferner die institutionellen Bestimmungen für die Europäische Zentralbank (Artikel 112 bis 115) und die erforderlichen Übergangsbestimmungen für die Durchführung der verschiedenen Stufen der WWU (Artikel 116 bis 124) detailliert dargelegt.
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Wirtschafts- und Währungsunion (WWU)

Die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) resultiert aus einem Prozess mit dem Ziel der Harmonisierung der Wirtschafts- und Währungspolitiken der EU-Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Einführung des Euro als gemeinsame Währung. Sie war Gegenstand einer der beiden Regierungskonferenzen, die im Dezember 1991 in Maastricht abgeschlossen wurden. 

Die WWU soll laut EG-Vertrag in drei Stufen entstehen:

Stufe I (1. Juli 1990 bis 31. Dezember 1993): Liberalisierung des Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten, engere wirtschaftspolitische Abstimmung der Regierungen, verstärkte Zusammenarbeit der Zentralbanken; 

Stufe II (1. Januar 1994 bis 31. Dezember 1998): Konvergenz der innerstaatlichen Wirtschafts- und Währungspolitiken (Ziele: Preisstabilität und Vermeidung übermäßiger öffentlicher Defizite), Errichtung des Europäischen Währungsinstituts (EWI) und danach der Europäischen Zentralbank (EZB) im Jahr 1998; 

Stufe III (hat am 1. Januar 1999 begonnen): unwiderrufliche Festlegung der Wechselkurse, Einführung der einheitlichen Währung an den Devisenmärkten und im elektronischen Zahlungsverkehr sowie Einführung des Euro-Bargelds am 1. Januar 2002. 

An der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion nahmen zunächst elf Mitgliedstaaten teil, zu denen zwei Jahre später Griechenland hinzukam. Drei Mitgliedstaaten haben die gemeinsame Währung nicht eingeführt: Vereinigtes Königreich und Dänemark, für die eine Ausnahmeregelung „opt-out" gilt, sowie Schweden, das derzeit nicht alle Kriterien bezüglich der Unabhängigkeit der Zentralbank erfüllt.

Am 1. Januar 2002 wurden die Euro-Banknoten und -Münzen in den Mitgliedstaaten eingeführt, die die alten Landeswährungen nach und nach ersetzt haben. Am 28. Februar endete die durch den Parallelumlauf der alten Währungen und des Euro gekennzeichnete Übergangsphase. Seither ist der Euro für über 300 Millionen Europäer einziges Zahlungsmittel. Im Hinblick auf die Sicherung des langfristigen Erfolgs der WWU sind folgende Herausforderungen zu bewältigen, nämlich die Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung und eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten.
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Das Wohlergehen der Tiere wurde erstmals in einer Erklärung zum Tierschutz erwähnt, die auf der Regierungskonferenz zur politischen Union (1991-1992) dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt wurde.

In dem Protokoll über den Tierschutz und das Wohlergehen der Tiere des Amsterdamer Vertrags sind neue Vorschriften für das Vorgehen der Europäischen Union in diesem Bereich festgelegt worden. Darin wird amtlich anerkannt, dass Tiere fühlende Wesen sind, und werden die europäischen Organe verpflichtet, den Anforderungen auf dem Gebiet des Wohlergehens der Tiere bei der Ausarbeitung und Umsetzung der europäischen Rechtsvorschriften Rechnung zu tragen.

Die gemeinschaftlichen Tierschutzvorschriften zielen darauf ab, den Tieren vor allem in drei Bereichen, nämlich der Tierhaltung, der Beförderung und der Schlachtung, unnötiges Leiden zu ersparen. Im Rahmen einer Gesamtstrategie für die Lebensmittelsicherheit ist diese Notwendigkeit auch bei anderen Gemeinschaftspolitiken (Agrarpolitik, Transport, Binnenmarkt und Forschung) zu berücksichtigen.

Das Lebensmittel- und Veterinäramt führt in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten Kontrollen vor Ort durch, um dafür zu sorgen, dass die Gemeinschaftsvorschriften eingehalten werden.
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Die Zollunion ist der wesentliche Bestandteil des gemeinsamen Marktes. Ihre Errichtung, die nach der Unterzeichnung des Vertrags von Rom das vorrangige Ziel war, wurde 1968 abgeschlossen. Zu den wichtigsten Maßnahmen gehörten:

die Aufhebung aller Zölle und Beschränkungen zwischen den Mitgliedstaaten, 

die Schaffung eines gemeinsamen Zolltarifs (GZT), der in der gesamten Europäischen Gemeinschaft auf Güter angewendet wird, die aus Drittländern stammen (die daraus erzielten Einnahmen sind Teil der Eigenmittel der Gemeinschaft), 

die gemeinsame Handelspolitik als Repräsentation der Zollunion nach außen (einstimmiges Auftreten der Gemeinschaft auf internationaler Ebene). 

Es wurden gemeinsame Verfahren und Regelungen sowie ein Einheitspapier erarbeitet, die die verschiedenen bis dahin verwendeten Dokumente ersetzten. Mit dem Inkrafttreten des Binnenmarkts im Jahr 1993 wurden alle regelmäßigen Kontrollen an den Binnengrenzen sowie sämtliche Zollformalitäten aufgehoben. Somit entfielen einige Aufgaben der Zollbehörden in den Mitgliedstaaten wie die Erhebung der Verbrauchsteuer und der Mehrwertsteuer und die Erfassung statistischer Daten. 

Die Gemeinschaft hat spezielle Verträge abgeschlossen, um den Wirtschaftsverkehr zu vereinfachen und die Entwicklung der Länder Afrikas, der Karibik und des Pazifischen Raums (AKP) zu fördern; dazu gehören beispielsweise das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum und das Lomé-Abkommen, das den AKP-Staaten einen Präferenzzugang zum europäischen Markt gewährt.

Aktuelle Herausforderungen sind die intensivere Zusammenarbeit zwischen den nationalen Verwaltungen und die Betrugsbekämpfung, die durch das Programm „Zoll 2002" und das anschließende Programm „Zoll 2007" unterstützt wird. Auch die für das Jahr 2004 vorgesehene Erweiterung der Union wirft Fragen im Hinblick auf die Integration der Verwaltungen der neuen Mitgliedstaaten auf.
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Unter der Zuständigkeit der Gemeinschaft sind die Befugnisse zu verstehen, die ihr in bestimmten Bereichen zugewiesen werden. Den Rahmen für die Tätigkeit der Gemeinschaft bilden die Verträge.

Es gibt drei Arten der Zuständigkeit:

Explizite Zuständigkeit: Die entsprechenden Befugnisse werden ausdrücklich in bestimmten Vertragsartikeln genannt. 

Implizite Zuständigkeit: Besitzt die Europäischen Gemeinschaft in einem Politikbereich (zum Beispiel im Verkehrswesen) die explizite Zuständigkeit, so leitet sich daraus auch ihre Zuständigkeit für die Außenbeziehungen in diesem Bereich ab (zum Beispiel Aushandlung internationaler Übereinkommen). 

Subsidiäre Zuständigkeit: Für den Fall, daß die Gemeinschaft weder die explizite noch die implizite Zuständigkeit besitzt, die erforderlich ist, um eines der Vertragsziele im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt zu erreichen, ermöglicht Artikel 308 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft dem Rat, einstimmig die seiner Auffassung nach geeigneten Vorschriften zu erlassen. 
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Zustimmungsverfahren

Nach diesem Verfahren, das mit der Einheitlichen Europäischen Akte eingeführt wurde, muss der Rat bei besonders wichtigen Beschlüssen die Zustimmung des Europäischen Parlaments einholen. Das Europäische Parlament kann einen Vorschlag annehmen oder ablehnen, jedoch nicht abändern. Ohne seine Zustimmung kann der Rechtsakt nicht angenommen werden.

Das Zustimmungsverfahren findet insbesondere Anwendung beim Beitritt neuer Mitgliedstaaten (Artikel 49 des EU-Vertrags), bei Partnerschafts- und anderen Grundsatzabkommen (Artikel 300 des EG-Vertrags) oder bei der Ernennung des Präsidenten der Kommission.

Es ist zudem erforderlich bei Vorschlägen in den Bereichen Unionsbürgerschaft, Aufgaben der Europäischen Zentralbank (EZB), Änderungen der Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der EZB, Struktur- und Kohäsionsfonds sowie einheitliches Wahlverfahren für die Europawahlen.

Seit Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags ist die Zustimmung des Europäischen Parlaments auch für die Sanktionen erforderlich, die bei einer schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung bestimmter Grundsätze durch einen Mitgliedstaat verhängt werden können (neuer Artikel 7 EU-Vertrag). Mit dem Vertrag von Nizza wurde die Zustimmung des Parlaments obligatorisch, wenn mehrere Mitgliedstaaten eine verstärkte Zusammenarbeit in einem Bereich beabsichtigen, in dem das Mitentscheidungsverfahren anzuwenden ist.

Der mit der Erklärung von Laeken im Dezember 2001 eingesetzte Europäische Konvent ist mit der Ausarbeitung von Vorschlägen beauftragt, durch die die Beschlussfassungsverfahren für die verschiedenen gemeinschaftlichen Rechtsakte vereinfacht werden sollen, und setzt sich daher auch mit der zukünftigen Anwendung des Zustimmungsverfahrens auseinander.

Siehe auch:

Anhörungsverfahren 

Einstimmigkeit 

Europäische Kommission 

Europäisches Parlament 

Mitentscheidungsverfahren 

Rat der Europäischen Union 

Zustimmungsverfahren 

WIEDERHOLUNGS – UND VERTIEFUNGSTEXT: SOZIALPOLITIK DER EU 

Ausschuss für Sozialschutz (Social Protection Committee - SPC)

Am 17. Dezember 1999 hat der Rat "Beschäftigung und Sozialpolitik" die Einrichtung einer Interimsgruppe hochrangiger Experten "Sozialschutz" beschlossen
, um die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten und der Kommission zu unterstützen. Im Juni 2000 wurde die Interimsgruppe in einen eigenen Ausschuss für Sozialschutz übergeführt, der mit dem Inkrafttreten des Vertrages von Nizza auch primärrechtlich verankert wurde (Art. 144 EG-V Nizza). 

Der Ausschuss setzt sich aus jeweils zwei VertreterInnen der Mitgliedstaaten auf BeamtInnenebene und der Europäischen Kommission zusammen. Österreich wird im Ausschuss durch das Bundesministerium für Soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz vertreten. 

Das SPC hat folgende Aufgaben: 

Beobachtung der sozialen Lage und Entwicklung der Politiken im Bereich des Sozialschutzes 

Förderung des Austausches von Informationen, Erfahrungen und bewährten Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission 

Erstellung von Berichten und Stellungnahmen auf Ersuchen des Rates oder der Kommission aus seinem Zuständigkeitsbereich. 

Das SPC betreut folgende Arbeitsbereiche: 

Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung und Armut sowie Förderung der sozialen Eingliederung: Begleitung der Nationalen Aktionspläne für die soziale Eingliederung und des Gemeinsamen Berichtes zur sozialen Eingliederung, Erarbeitung von Indikatoren auf diesem Gebiet. 

Angemessene und zukunftssichere Pensionen: Begleitung der Rentenstrategie unter Verwendung der Offenen Methode der Koordinierung ab Herbst 2002 und Dokumentation der Ergebnisse dieses Prozesses im Rahmen des gemeinsamen Berichtes an den Europäischen Rat in Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftspolitischen Ausschuss. 

Gesundheitsversorgung und Altenpflege: Erstellung eines gemeinsamen Berichtes in Zusammenarbeit mit dem Wirtschaftspolitischen Ausschuss für den Europäischen Rat:

Arbeit lohnend machen: Im Rahmen dieses Arbeitsschwerpunkts geht es um die Zusammenhänge zwischen Sozialschutz und Beschäftigung und darum, wie auf die Verwirklichung der politischen Ziele in diesen beiden Bereichen in einer Weise hingearbeitet werden kann, dass sich die jeweiligen Maßnahmen gegenseitig verstärken.

Ein wesentliches Element des Informationsgewinnes auf europäischer Ebene ist die Schaffung einer Datenbasis, die vergleichende Übersichten zu den einzelnen Systemen der Mitgliedsstaaten auf dem Gebiet des Sozialschutzes ermöglichen. Mit der Definition dieser Kennzahlen/Indikatoren ist die Unterarbeitsgruppe Indikatoren des SPC betraut.

Offene Methode zur Koordinierung 

Nachdem mit dem Vertrag von Amsterdam die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung gemäss Artikel 136 und 137 EG-V in den sozialpolitischen Bestimmungen verankert wurde, hat der Europäische Rat von Lissabon im März 2000 erkannt, dass das Ausmass von Armut und sozialer Ausgrenzung nicht hingenommen werden kann. Die Errichtung einer mehr Eingliederung bietenden Europäischen Union wurde demnach als ein wesentliches Element zur Erreichung des für das nächste Jahrzehnt gesetzten strategischen Ziels angesehen, das dauerhaftes wirtschaftliches Wachstum, qualitative und quantitative Verbesserung der Beschäftigung und stärkeren sozialen Zusammenhalt kombiniert. Der Rat von Lissabon beschloss eine offene Methode der Koordinierung zu verabschieden, um bis 2010 die Beseitigung der sozialen Ausgrenzung und der Armut entscheidend voranzubringen. 

Die wichtigsten Elemente der offenen Methode zur Koordinierung sind : 

Ausschuss für Sozialschutz  Die von dem Gipfel von Nizza im Dezember 2000 vereinbarten und anlässlich der Tagung des Ministerrats "Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz" (Brüssel, 2002) überarbeiteten, gemeinsamen Ziele zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung. 

Nationale Aktionspläne zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung über eine Zeitspanne von Zwei Jahren - die ersten wurden von den Mitgliedstaaten im Juni 2001 verabschiedet.Eine zweite Serie von Plänen wurde im Juli 2003 vorgelegt. 

Gemeinsame Memoranda für die soziale Integration; diese beschreiben die Lage und die politischen Prioritäten hinsichtlich Armut und sozialer Ausgrenzung in den Beitrittsländern; ihre Unterzeichnung durch die Kommission und die jeweiligen staatlichen Behörden erfolgte im Dezember 2003. 

Gemeinsame Berichte zur sozialen Eingliederung (Sept. - Dez. 2003) und regelmässige Beobachtung, Bewertung und gemeinsame Überarbeitung; 

Gemeinsame Indikatoren zur Bemessung von Fortschritten und zum Vergleich bewährter Verfahren; 

Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Förderung der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung; 

Studien Regionale Indikatoren zur Darstellung von sozialer Ausgrenzung und Armut Auftragsgegenstand; Politische Maßnahmen zur Gewährleistung des Zugangs zu angemessenem Wohnraum für Migranten und Angehörige ethnischer Minderheiten; Auswirkungen der Haushaltsstrukturen und der Rollen von Frauen und Männern auf Armut und soziale Ausgrenzung; Politische Maßnahmen zur Förderung der Vergabe von Kleinstkrediten 

Berichte der Nichtregierungs-Experten zu den Nationalen Aktionsplänen 2001-2003 

Soziale Eingliederung in den neuen Mitgliedstaaten [ SEC (2004)848 ] 

Dieses Arbeitspapier der Kommissionsdienststellen ist eine Synthese der Gemeinsamen Memoranden über soziale Einbeziehung ('JIM'), die gemeinsam im Dezember 2003 vom Kommissionsmitglied für Beschäftigung und Soziales und von den Ministern, die für Soziales in den neuen Mitgliedstaaten verantwortlich waren, unterschrieben wurden. Der Bericht untersucht hinsichtlich der neuen Mitgliedstaaten die Hauptherausforderungen, denen sie sich gegenüberstehen, um Armut und soziale Ausgrenzung zu bekämpfen und um einen stärkeren sozialen Zusammenhalt zu fördern. 

Eurobarometer Befragung zu sozialer Prekarität und sozialer Integration

Die Anstrengungen der Europäischen Union zur Förderung der sozialen Integration werden von den Ergebnissen der Eurobarometer Befragung 56.1 über soziale Prekarität und soziale Integration untermauert. Diese Studie wurde in allen damaligen 15 Mitgliedsstaaten der EU-15 im Auftrag der GD Beschäftigung und Soziale Angelegenheiten der Europäischen Kommission durchgeführt.

Der Beschluss des Rates und des Europäischen Parlamentes zur Einführung des Aktionsprogramms trat am 12.1.2002 durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Das Programm hat eine Laufzeit von 2002-2006 und ist mit insgesamt 75 Millionen € dotiert, die über die gesamte Laufzeit verteilt werden. 

Aktionsprogramm zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung

Das Aktionsprogramm hat drei Zielsetzungen oder Aktionsbereiche: 

Analyse der Merkmale, Prozesse, Ursachen und Tendenzen der sozialen Ausgrenzung: Erhebung statistischer Daten zur Armut und sozialen Ausgrenzung, Studien und Seminare zur Entwicklung gemeinsamer Methoden und thematische Studien. 

Konzeptionelle Zusammenarbeit und Austausch von Informationen und bewährten Verfahren: länderübergreifende Maßnahmen zum Austausch von Informationen und Entwicklung von Peer-Reviews. 

Teilnahme von Interessengruppen und Förderung der Netzwerkarbeit auf EU-Ebene: Kernfinanzierung wichtiger europäischer Netze und eine jährliche Round-Table-Konferenz. 

Zugang zum Programm

Es sind alle öffentlichen oder privaten Einrichtungen, Akteure und Institutionen teilnahmeberechtigt, die sich für die Bekämpfung der Armut und sozialen Ausgrenzung einsetzen. Insbesondere sind dies die Mitgliedstaaten, regionale und lokale Behörden, die mit dem Kampf gegen soziale Ausgrenzung befassten Stellen, Sozialpartner, Einrichtungen, die soziale Dienstleistungen erbringen, NGOs, Universitäten und Forschungsinstitute, die nationalen statistischen Ämter und Medien. Die konkreten Bedingungen für die Einreichung von Vorschlägen werden in den Ausschreibungen zu den Aktionsbereichen festgelegt. An einem Projekt müssen Akteure aus mindestens drei Mitgliedstaaten teilnehmen. 

Durchführung des Programms

Die Abwicklung des Programms obliegt der Europäischen Kommission (GD Beschäftigung und Soziales). Die Kommission wird dabei von einem Programmausschuss unterstützt, der aus VertreterInnen der Regierungen der Mitgliedstaaten zusammengesetzt ist. 

Peer Reviews

Im Rahmen der Anwendung der offenen Methode der Koordinierung zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung werden aus dem Aktionsprogramm Peer Reviews finanziert. 

Bei diesen Peer Reviews stellen einzelne Mitgliedstaaten Best Practice Beispiele vor, die im Hinblick auf ihre Weiterentwicklung und Übertragbarkeit auf andere Mitgliedstaaten diskutiert werden. An den Peer Reviews nehmen VertreterInnen von maximal 7 Mitgliedstaaten (inklusive der am Programm beteiligten Beitrittskandidaten und EFTA-Länder), der Kommission und Interessenvertretungen teil. 

Österreich hat am 7./8. Juni 2004 eine Peer Review zum "Clearing" (Hilfestellungen für Behinderte Jugendliche beim Übergang Schule-Beruf) abgehalten.

Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung

Beim Europäischen Rat von Lissabon im März 2000 haben die Staats- und Regierungschefs die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung zu einer Priorität der Union erklärt. 

Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, unter Anwendung der Offenen Methode der Koordinierung Nationale Aktionspläne zur Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung und Armut (NAP incl. für "inclusion") zu erstellen und geeignete Indikatoren zu entwickeln. 

Gemeinsame Ziele

Der Europäische Rat in Nizza im Dezember 2000 nahm einen Katalog von geeigneten Zielen an, der vier Schwerpunkte für die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung definiert und die Grundlage für die Nationalen Aktionspläne darstellt: 

Förderung der Teilnahme aller am Erwerbsleben und des Zugangs aller zu Ressourcen, Rechten, Gütern und Dienstleistungen 

Vermeidung der Risiken der Ausgrenzung 

Maßnahmen zu Gunsten der sozial am stärksten gefährdeten Personen 

Mobilisierung aller Akteure. 

Im Lichte der bisherigen Erfahrungen ist der Zielekatalog geringfügig überarbeitet worden. Es wurden Ziele zur signifikanten Reduktion der Armutsgefährdung, zum stärkeren Gender-Mainstreaming und zur stärkeren Betonung des Armutsrisikos bestimmter Gruppen aufgenommen. Der neu überarbeitete Zielekatalog, der beim EU-Ministerrat "Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Konsumentenschutz" am 2./3. Dezember 2002 angenommen wurde, bildete  die Grundlage für die Erstellung der zweiten nationalen Aktionspläne 2003 . 

Nationale Aktionspläne

Anfang Juni 2001 legten die Mitgliedstaaten ihre ersten Nationalen Aktionspläne zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung (NAP incl.) vor, im Juli 2003 wurden die  NAP`s 2003 vorgelegt. Diese Aktionspläne fassen die geplanten nationalen Maßnahmen zur Förderung der sozialen Eingliederung für die Laufzeit von zwei Jahren zusammen. Der österreichische Aktionsplan 2003 wurde unter Federführung des BMSG erstellt. 

Indikatoren

Zur Messung der Fortschritte bei der Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung und Armut sollten gemäß des Auftrages der Europäischen Räte von Lissabon und Nizza gemeinsame Indikatoren entwickelt werden. Die Arbeiten übernahm die beim Sozialschutzausschuss eingerichtete Unterarbeitsgruppe Indikatoren. 

Der Bericht über Indikatoren im Bereich Armut und soziale Ausgrenzung schlägt einen Satz von insgesamt 18 Indikatoren auf drei verschiedenen Ebenen vor: 

Primärindikatoren: eine begrenzte Anzahl von Leitindikatoren, die die wichtigsten Ursachen sozialer Ausgrenzung abdecken 

Sekundärindikatoren: diese Indikatoren unterstützen die Primärindikatoren und ergänzen andere Dimensionen des Problems 

 Indikatoren, die die Mitgliedstaaten in ihren Aktionsplänen selbst festlegen und besondere Aspekte darstellen. 

Die einzelnen Indikatoren und deren genaue Definition sind dem Bericht zu entnehmen. 

An dieser Stelle sollte auch Vergleiche über das Ausmaß der Armut in Europa um 2001 und die jüngsten Zeitreihe von Eurostat über die Armut in Europa (EU-25 + Kandidatenstaaten + EWR) wiedergegeben werden. Armut ist für Eurostat bekanntlich dann gegeben, wenn nach der Versteuerung und sämtlichen Sozialtransfers das nach Haushaltsgrößen gewichtete Netto-Prokopfeinkommen einer Person nur 60 % des mittleren Einkommens einer Gesellschaft ausmacht oder weniger
: Wichtig: das Eurostat-Armutskriterium ist ein RELATIVES Kriterium und misst nicht die absolute Einkommenshöhe der Armen.

Armut in Europa nach Eurostat, um 2001 oder nächst vorhandenes Jahr 

	Czech Republic
	8

	Sweden
	9

	Denmark
	10

	Hungary
	10

	Norway
	10

	Germany
	11

	Netherlands
	11

	Finland
	11

	Slovenia
	11

	Luxembourg
	12

	Austria
	12

	Belgium
	13

	EU (25 countries)
	15

	EU (15 countries)
	15

	Euro-zone (12 countries)
	15

	France
	15

	Poland
	15

	Malta
	15

	Bulgaria
	16

	Latvia
	16

	Lithuania
	17

	United Kingdom
	17

	Romania
	17

	Estonia
	18

	Spain
	19

	Italy
	19

	Greece
	20

	Portugal
	20

	Ireland
	21

	Slovakia
	21

	Turkey
	25


Armut in Europa nach der Versteuerung – die Eurostat-Tabelle

	  
	
	1994
	1995
	1996
	1997
	1998
	1999
	2000
	2001
	2002
	2003

	EU (25 countries)
	:
	:
	:
	:
	:
	15
	:
	15
	:
	:

	EU (15 countries)
	:
	17
	16
	16
	15
	15
	15
	15
	:
	:

	Euro-zone (12 countries)
	:
	17
	16
	16
	15
	15
	15
	15
	:
	:

	Belgium
	:
	16
	15
	14
	14
	13
	13
	13
	:
	:

	Czech Republic
	:
	:
	8
	:
	:
	:
	:
	8
	:
	:

	Denmark
	:
	10
	9
	9
	12
	11
	11
	10
	:
	:

	Germany
	:
	15
	14
	12
	11
	11
	10
	11
	:
	:

	Estonia
	:
	:
	20
	19
	19
	17
	18
	18
	18
	:

	Greece
	:
	22
	21
	21
	21
	21
	20
	20
	:
	:

	Spain
	
	:
	19
	18
	20
	18
	19
	18
	19
	:
	:

	France
	
	:
	15
	15
	15
	15
	15
	16
	15
	:
	:

	Ireland
	
	:
	19
	19
	19
	19
	19
	20
	21
	:
	:

	Italy
	
	:
	20
	20
	19
	18
	18
	18
	19
	:
	:

	Cyprus
	
	:
	:
	:
	16
	:
	:
	:
	:
	:
	:

	Latvia
	
	:
	:
	16
	15
	17
	16
	16
	:
	16
	:

	Lithuania
	:
	:
	18
	15
	17
	17
	:
	17
	:
	:

	Luxembourg
	:
	12
	11
	11
	12
	13
	12
	12
	:
	:

	Hungary
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	9
	10
	:
	:

	Malta
	
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	15
	:
	:
	:

	Netherlands
	:
	11
	12
	10
	10
	11
	10
	11
	:
	:

	Austria
	
	:
	13
	14
	13
	13
	12
	12
	12
	:
	:

	Poland
	
	:
	:
	:
	:
	:
	15
	16
	15
	:
	:

	Portugal
	:
	23
	21
	22
	21
	21
	21
	20
	:
	:

	Slovenia
	:
	:
	11
	11
	12
	11
	11
	:
	:
	:

	Slovakia
	:
	:
	11
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	21

	Finland
	
	:
	:
	8
	8
	9
	11
	11
	11
	:
	:

	Sweden
	:
	:
	:
	9
	10
	9
	11
	9
	:
	:

	United Kingdom
	:
	20
	18
	18
	19
	19
	19
	17
	:
	:

	Bulgaria
	:
	:
	:
	:
	16
	15
	14
	16
	:
	:

	Romania
	:
	:
	:
	:
	15
	16
	:
	17
	:
	:

	Turkey
	
	23
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	:
	25
	:

	Norway
	:
	12
	12
	12
	11
	11
	11
	10
	:
	:


Aktionsprogramm der Gemeinschaft 

Zur Unterstützung der Maßnahmen zur sozialen Eingliederung und der Nationalen Aktionspläne der Mitgliedstaaten wurde das Aktionsprogramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung verabschiedet. 

Europäische Sozialagenda

Die europäische Sozialagenda  ist das sozialpolitische Arbeitsprogramm der EU für den Zeitraum 2000 - 2005. Ziel ist die Modernisierung des europäischen Sozialmodells und die Umsetzung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates von Lissabon. Es soll ein größtmögliches Maß an wirtschaftlicher Dynamik, Beschäftigungswachstum und sozialem Zusammenhalt erreicht werden. 

Die Europäische Sozialagenda fasst die gegenwärtigen und zukünftigen Herausforderungen für das europäische Sozialmodell zusammen und legt die Zielsetzungen der gemeinsamen Sozialpolitik dar. Konkrete Maßnahmen für folgende Schwerpunktbereiche werden vorgeschlagen: 

Auf dem Weg zu mehr und besseren Arbeitsplätzen 

Entwicklung neuer, einer sich wandelnden Wirtschaft angepasster Sicherheiten für die ArbeitnehmerInnen 

Entschlossenes Vorgehen gegen Armut und Diskriminierung und für soziale Eingliederung 

Modernisierung der Sozialschutzsysteme 

Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen 

Berücksichtigung der sozialen Dimension der Erweiterung und der Außenbeziehungen der Europäischen Union 

Die Umsetzung dieser Agenda wird jährlich bei der Frühjahrstagung des Europäischen Rates überprüft. 

Im März 2003 fand eine Konferenz für die Halbzeit-Überprüfung der Sozialpolitischen Agenda in Brüssel statt. Die Europäische Kommission hat zur Halbzeitbewertung der Sozialagenda eine eigene Mitteilung vorgelegt. 

Europäische Rentenstrategie - Offene Methode der Koordinierung

Angemessene und zukunftssichere Renten

Die Pensionssysteme der Mitgliedstaaten verfolgen wesentliche soziale Ziele (v.a. Armutsbekämpfung, Sicherstellung einer Einkommensersatzfunktion, beschäftigungspolitische Funktion, Beitrag zur Chancengleichheit von Frauen und Männern). 

Mehrere Europäische Räte - von Lissabon bis Barcelona - haben die Herausforderung der Bevölkerungsalterung und ihre Auswirkungen auf die soziale Angemessenheit und Finanzierbarkeit der Pensionssysteme erkannt. Aus diesem Grund entschloss man sich beim Europäischen Rat in Laeken im Dezember 2001 zur Anwendung der offenen Methode der Koordinierung  im Rentenbereich, die unter Berücksichtigung der nationalen Kompetenzen in diesem Bereich aber ein hohes Maß an Erfahrungsaustausch ermöglicht.

Die Zusammenarbeit erfolgt auf der Grundlage folgender Schwerpunkte:  

-   Bewahrung der Fähigkeit der Pensionssysteme 

    ihren sozialen Zielen gerecht zu werden 

-   Bewahrung ihrer finanziellen Nachhaltigkeit und 

-   Anpassung an sich wandelnde gesellschaftliche Bedürfnisse. 

Auf dieser Grundlage wurden bis Mitte September 2002 durch die damals 15 Mitgliedstaaten  nationale Strategieberichte erstellt und der Europäischen Kommission übermittelt. Der österreichische Strategiebericht wurde unter der Federführung des BMSG in enger Zusammenarbeit mit allen betroffenen Akteuren erstellt
. 

Die Strategieberichte wurden von der Kommission analysiert und ein Entwurf für einen gemeinsamen Bericht der Europäischen Kommission und des Rates erarbeitet. Der Bericht wurde vom Sozialschutzausschuss (SPC) und vom Wirtschaftspolitischen Ausschuss (EPC) behandelt und als Gemeinsamer Bericht der Kommission und des Rates über angemessene und zukunftssichere Renten dem Frühjahrsgipfel in Brüssel 2003 vorgelegt. 

Die Ergebnisse der Offenen Methode der Koordinierung im Rentenbereich fließen in andere europäische Prozesse, insbesondere die Grundzüge der Wirtschaftspolitik, ein. 

Die nächsten Schritte

Die Anwendung der Offenen Methode der Koordinierung im Rentenbereich soll fortgesetzt werden, ebenso die Zusammenarbeit zwischen SPC und EPC u.a.  auch in Hinblick auf die weitere Adaptierung möglicher Indikatoren.

Der Rat erteilte dem SPC das Mandat Expertenstudien zu den gemeinsamen Herausforderungen für die Rentensysteme zu erstellen, z.B. zu den Themen 

- Zusammenhänge von Rentensystemen 

  und Dauer der Erwerbstätigkeit, 

- aktuelle und zukünftige Ersatzraten, 

- private Rentenfonds, 

- Berücksichtigung geschlechtsspezifischer Faktoren 

  bei den Reformen im  Rentenbereich, 

- Informationssysteme für zukünftige RentenbezieherInnen, 

u.a.m. 

Die Überprüfung der erzielten Fortschritte in den Mitgliedsstaaten wird im Jahr 2006 erfolgen, wobei auch Informationen zu den neuen Mitgliedsstaaten der EU aufgenommen werden sollen. 

Europäisches Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003

Die Europäische Sozialagenda, die der Europäische Rat von Nizza im Dezember 2000 verabschiedet hat, betont die Weiterentwicklung und Förderung von Maßnahmen zur besseren Eingliederung Behinderter Menschen in alle Lebensbereiche. Besondere Impulse sollten dabei vom Europäischen Jahr der behinderten Menschen 2003 ausgehen. 

Der EU-Rat hat am 8. Oktober 2001 den Beschluss über das Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003 angenommen. 

Die Ziele des Europäischen Jahrs der behinderten Menschen 2003 waren: 

Sensibilisierung für das Recht der Menschen mit Behinderungen auf Schutz vor Diskriminierung 

Gleichberechtigte Ausübung ihrer Rechte im Sinne der Charta der Grundrechte der EU 

Reflexion und Diskussion über Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit für behinderte Menschen 

Hervorhebung des positiven gesellschaftlichen Beitrags, den Menschen mit Behinderungen zur gesamten Gesellschaft leisten 

Unterstreichung des Wertes der Vielfalt und die Schaffung eines Umfeldes, in dem diese Vielfalt gewürdigt wird 

Sensibilisierung für die Verschiedenartigkeit der Bevölkerungsgruppe der Menschen mit Behinderungen. 

Die Schwerpunkte Österreichs im Rahmen des Europäischen Jahrs der Menschen mit Behinderungen sind: 

Beschäftigungsoffensive für die Integration von Menschen mit Behinderungen in den ersten Arbeitsmarkt ("Behindertenmilliarde") 

Sensibilisierung der Bevölkerung für ein verändertes Bild von Menschen mit Behinderungen 

Erstellung eines Berichtes der Bundesregierung zur Lage von Menschen mit Behinderungen 

Barrierefreiheit 

Zehn Jahre Reform der Pflegevorsorge 

GLOSSAR DES EURO-JARGONS
 UND DER WICHTIGSTEN EU-BEGRIFFE 

Absorptionskapazität: Hierunter versteht man gewöhnlich die Fähigkeit eines Landes oder einer Organisation, Hilfen entgegenzunehmen und sie effizient zu nutzen. Entwicklungsländern fehlt häufig diese Kapazität. Beispielsweise erhält ein Land genug Geld, damit alle Kinder die Grundschule besuchen können - aber aufgrund eines Mangels an Lehrern und Schulen oder aufgrund eines schwachen Verwaltungssystems ist es unmöglich, dieses Geld kurzfristig auszugeben. Zunächst müssen Lehrer ausgebildet, Schulen gebaut und die Effizienz des Systems erhöht werden, damit die Absorptionskapazität des Landes gesteigert wird.

Acquis communautaire (Gemeinsamer Besitzstand): Dieser französische Begriff bedeutet im Wesentlichen "die EU - so wie sie sich zum jetzigen Zeitpunkt darstellt" - mit anderen Worten, die Summe der gemeinsamen Rechte und Verpflichtungen der EU-Mitgliedstaaten. Der "Acquis" umfasst alle EU-Verträge und -Gesetze, Erklärungen und Entschließungen, internationale Übereinkommen zu EU-Angelegenheiten sowie die Urteile des Gerichtshofs. Zu ihm gehören auch gemeinsame Maßnahmen der Regierungen der EU-Mitgliedstaaten im Bereich "Justiz und Inneres" sowie in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Die "Übernahme des Acquis" bedeutet daher, dass man die EU so akzeptiert, wie man sie vorfindet. Die Bewerberländer müssen den "Acquis" vor ihrem Beitritt zur EU akzeptieren und die EU-Rechtsvorschriften in ihr nationales Recht umsetzen. Nähere Informationen finden sich unter 'Gemeinschaftlicher Besitzstand (acquis communautaire)' im Glossar.

Agenda: dieser Begriff bedeutet "Tagesordnung" und bezieht sich normalerweise auf die einzelnen Diskussionspunkte bei einer Sitzung. Politiker benutzen diesen Begriff auch im Sinne von "Vorhaben". Beispielsweise war die "Agenda 2000" ein Paket von Vorschlägen zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (siehe unten: GAP-Reform) sowie zur Planung des EU-Haushalts für die Jahre 2000-2006. 

Amtssprachen: Ab dem 1. Mai 2004 gibt es 20 Amtssprachen in der Europäischen Union. Die EU-Rechtsvorschriften werden in allen Amtssprachen veröffentlicht. 

Antitrust: Die EU will einen fairen und freien Wettbewerb im Binnenmarkt garantieren und gewährleisten, dass Unternehmen keine Absprachen treffen, sondern miteinander in Wettbewerb treten. Daher untersagen die EU-Vorschriften Vereinbarungen, die den Wettbewerb einschränken (d.h. geheime Absprachen zwischen Unternehmen, künstlich hohe Preise zu verlangen) sowie den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung durch Unternehmen. Derartige Vorschriften sind als Antitrust-Vorschriften bekannt. Die Kommission kann wettbewerbswidrige Verhaltensweisen untersagen und Firmen mit Geldstrafen belegen, denen wettbewerbsfeindliches Verhalten nachgewiesen wird.

Beitrittskandidat: Dies ist ein Land, das sich um den Beitritt zur Europäischen Union beworben hat, und dessen Bewerbung offiziell angenommen wurde. Bevor ein Beitrittskandidat der EU beitreten kann, muss er die "Kopenhagener Kriterien" (siehe unten) erfüllen.

Beitrittsland: dies ist ein Beitrittskandidat (siehe unten), der die Kopenhagener Kriterien (siehe unten) erfüllt und die Verhandlungen über einen Beitritt zur Europäischen Union abgeschlossen hat. 

Bewerberland: Dies ist ein Land, das sich um den Beitritt zur Europäischen Union beworben hat. Sobald seine Bewerbung offiziell angenommen wurde, wird es zu einem Beitrittkandidaten (siehe unten). Weitere Einzelheiten finden sich im Glossar.

Benchmarking: Hiermit wird gemessen, wie gut die Leistung eines Landes, eines Unternehmens, eines Wirtschaftszweigs usw. im Vergleich zu anderen Ländern, Unternehmen, Wirtschaftszweigen usw. ist. Die ‚Benchmark' ist die Norm, an der die Leistung gemessen wird. Benchmarking ist eine der im Rahmen des 'Lissabon-Prozesses' verwendeten Methoden (siehe unten).

"Brüssel hat beschlossen...": Der Begriff "Brüssel" wird in den Medien häufig als Synonym für die EU-Organe, von denen sich die meisten in Brüssel befinden, verwendet. Die EU-Rechtsvorschriften werden von der Europäischen Kommission vorgeschlagen. Diese Rechtsetzungsvorschläge werden jedoch vom Rat der Europäischen Union (Minister der Regierungen der Mitgliedstaaten) und vom (von den europäischen BürgerINNen gewählten) Europäischen Parlament erörtert, geändert und letztendlich verabschiedet. 

Demokratiedefizit: Dem EU-Beschlussfassungssystem wird häufig Bürgerferne vorgeworfen. Für normale Menschen ist es schwierig, seine Komplexität und die schwierigen Rechtstexte zu verstehen. Die EU versucht, dieses "Demokratiedefizit" durch einfachere Rechtsvorschriften und eine bessere Öffentlichkeitsarbeit sowie durch eine stärkere Einbeziehung der Bürgergesellschaft (siehe oben) bei der politischen Gestaltung Europas zu überwinden. Die Bürger sind durch das Europäische Parlament bereits an der Beschlussfassung auf EU-Ebene beteiligt. Weitere Informationen finden sich im "Glossar". 

Drittland: Dies bedeutet einfach nur ein Nicht-EU-Mitgliedstaat. Was damit gemeint ist, wird am deutlichsten, wenn wir über die Beziehungen zwischen zwei EU-Mitgliedstaaten (oder zwischen den EU-Organen und einem Mitgliedstaat) sowie einem anderen Land, d.h. einem Drittland, das nicht zur Europäischen Union gehört, sprechen. 

EFTA: Dies ist das Akronym für die Europäische Freihandelsassoziation, eine Organisation, die 1960 zur Förderung des freien Warenhandels zwischen ihren Mitgliedstaaten gegründet wurde. Ursprünglich gehörten der EFTA sieben Staaten an: Österreich, Dänemark, Norwegen, Portugal, Schweden, die Schweiz und das Vereinigte Königreich. Finnland trat 1961 bei, Island 1970 und Liechtenstein 1991. Im Jahre 1973 verließen das Vereinigte Königreich und Dänemark die EFTA und traten der EWG (siehe oben) bei. Ihnen folgte Portugal 1986, und Österreich, Finnland und Schweden 1995. Die heutigen EFTA-Mitglieder sind Island, Liechtenstein, Norwegen und die Schweiz.

EG: Europäische Gemeinschaft ist die jetzige Bezeichnung für die frühere "Europäische Wirtschaftsgemeinschaft" (EWG): siehe unten.

Die Europäische Kommission ist das politisch unabhängige Organ, das die Interessen der Europäischen Union insgesamt vertritt und verteidigt. Sie schlägt Rechtsakte, Politikbereiche und Aktionsprogramme vor und ist für die Umsetzung der Beschlüsse von Parlament und Rat verantwortlich. 

ERASMUS: Hierbei handelt es sich nicht um EU-Jargon, sondern um ein nach dem großen Scholastiker der Renaissance benanntes, von der EU gefördertes Bildungsprogramm, das 1987 eingerichtet wurde. Mit Hilfe dieses Programms konnten über eine Million junger Europäer in einem anderen EU-Land studieren. Die Studenten nennen diesen Studienaufenthalt häufig ihr "Erasmus-Jahr". 

Erweiterung: In den 50er Jahren begann die EU mit nur sechs Mitgliedstaaten, heute sind es 25. Mit der jüngsten Erweiterung im Mai 2004 kamen zehn neue Mitgliedstaaten hinzu: die Tschechische Republik, Estland, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und die Slowakei. 

EWR: Dieses Akronym bezeichnet den Europäischen Wirtschaftsraum, der die Europäische Union und alle EFTA-Staaten (siehe unten) außer der Schweiz umfasst. Aufgrund des am 1. Januar 1994 in Kraft getretenen EWR-Abkommens können Island, Liechtenstein und Norwegen die Vorteile des EU-Binnenmarktes ohne die vollständigen Privilegien und Verantwortlichkeiten einer EU-Mitgliedschaft genießen.

EWG: Akronym für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, eine Organisation, die 1957 mit dem Ziel der wirtschaftlichen Integration Europas gegründet wurde. Sie bestand ursprünglich aus den sechs Mitgliedstaaten Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden. Mit Inkrafttreten des Vertrages von Maastricht 1993 wurde aus der EWG die Europäische Gemeinschaft (EG), die die Grundlage der heutigen Europäischen Union bildet.

Eurobarometer: Dies ist ein 1973 eingerichteter Kommissionsdienst, der die öffentliche Meinung in allen (alten und neuen) Mitgliedstaaten und in den Kandidatenländern misst und analysiert. Die genaue Kenntnis der öffentlichen Meinung ist für die Europäische Kommission bei der Erarbeitung ihrer Rechtsetzungsvorschläge, der Entscheidungsfindung und der Evaluierung ihrer Arbeit wichtig. Bei der Arbeit orientiert sich Eurobarometer sowohl an Meinungsumfragen als auch an Zielgruppen. Die Meinungsumfragen führen zur Veröffentlichung von rund 100 Berichten jährlich. Weitere Informationen finden sich auf der Eurobarometer-Webseite. 

Eurokrat: Der Begriff "Eurokrat" (eine Verballhornung des Wortes "Bürokrat") bezeichnet die vielen Tausend Mitarbeiter der EU-Organe (Parlament, Rat, Kommission usw.).

Euroland: Dies ist die inoffizielle Bezeichnung für den offiziell "Euro-Gebiet" oder auch "Euro-Zone" genannten Raum, dem die EU-Mitgliedstaaten angehören, deren Währung der Euro ist. Bisher sind dies Belgien, Deutschland, Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Österreich, Portugal und Finnland. 

EUROPA: Hierbei handelt es sich nicht wirklich um EU-Jargon, sondern um die lateinische Bezeichnung unseres Kontinents. EUROPA ist auch die Bezeichnung der offiziellen Webseite der Union. Dort findet sich eine Vielzahl nützlicher, regelmäßig aktualisierter Informationen über die EU in allen EU-Amtssprachen.

Europa der zwei Geschwindigkeiten: Theoretisch ist es möglich, dass künftig ein "Kern" von EU-Mitgliedstaaten beschließt, auf dem Weg zur Europäischen Einigung (siehe oben) schneller voranzuschreiten als andere. Bereits jetzt ist es möglich, dass eine Gruppe von EU-Mitgliedstaaten im Rahmen der "Verstärkten Zusammenarbeit" (siehe oben) enger zusammenarbeitet als andere.

Europatag, 9. Mai: Am 9. Mai 1950 hielt der (damalige französische Außenminister) Robert Schuman seine berühmte Rede, in der er die europäische Integration (siehe oben) als eine Möglichkeit zur Sicherung von Frieden und Wohlstand im Nachkriegseuropa vorschlug. Weil seine Ideen die Grundlage der Europäischen Union bilden, wird der 9. Mai in jedem Jahr als der Geburtstag der EU gefeiert.

Europäische Integration: Hierbei handelt es sich um den Zusammenschluss der europäischen Staaten und Völker. Innerhalb der Europäischen Union bedeutet dies, dass die Mitgliedstaaten ihre Ressourcen gemeinsam nutzen und viele Entscheidungen gemeinsam treffen. Die gemeinsame Beschlussfassung erfolgt im Zusammenspiel der EU-Organe (Parlament, Rat, Kommission usw.). 

Europäisches Jahr des ….: Alle ein bis zwei Jahre lenkt die EU die öffentliche Aufmerksamkeit auf ein bestimmtes europäisches Thema, zu dem eine Reihe besonderer Veranstaltungen stattfinden. 2004 ist das Europäische Jahr der Erziehung durch Sport.

Euroskeptiker: Dieser Begriff wird häufig für Gegner der Europäischen Einigung oder diejenigen verwendet, die der EU und ihren Zielen skeptisch gegenüber stehen. 

Festung Europa: Dieser Ausdruck wird häufig für eine Haltung verwendet, die Europa vor äußeren Einflüssen, vor allem kulturellen Einflüssen, schützen will. Der Begriff 'Festung Europa' fällt häufig in Diskussionen über das Asyl- und Einwanderungsrecht.

Finanzielle Vorausschau: Das Wort 'Vorausschau' bedeutet in diesem Zusammenhang eigentlich 'Plan'. Die EU muss ihre Arbeiten im voraus planen und gewährleisten, dass sie genug Geld für ihre Vorhaben zur Verfügung hat. Daher müssen die wichtigsten Organe (Parlament, Rat und Kommission) sich im voraus über die vorrangigen Aufgaben der nächsten Jahre einig werden und einen Ausgabenplan vorlegen, der 'Finanzielle Vorausschau' heißt. Hierin wird nicht nur der Höchstbetrag angegeben, den die EU ausgeben kann, sondern auch, wofür sie ihn ausgeben kann.

Der Zweck dieser Finanziellen Vorausschau ist es, die EU-Ausgaben in einer Welt steigender Kosten unter Kontrolle zu halten. 

Föderalismus: Dies bedeutet allgemein ein Regierungssystem, in dem mehrere Staaten eine Einheit bilden, allerdings in ihrer Innenpolitik unabhängig bleiben. Befürworter dieses Systems werden häufig "Föderalisten" genannt. Mehrere Länder - z.B. Australien, Kanada, Deutschland, die Schweiz und die Vereinigten Staaten - haben ein föderales Regierungssystem, in dem einige Angelegenheiten (wie die Außenpolitik) auf Bundesebene entschieden werden, und andere Angelegenheiten auf Länderebene. Allerdings unterscheidet sich dieses Modell von Land zu Land. Die Europäische Union entspricht diesem Modell nicht: sie ist keine Föderation, sondern ein einzigartige Union, in der die Mitgliedstaaten unabhängige und souveräne Nationen bleiben, die ihre Hoheitsrechte in vielen Bereichen von gemeinsamem Interesse gemeinsam ausüben. Hierdurch werden sie auf internationaler Ebene stärker und einflussreicher, als sie es jemals allein wären. Teil der Debatte über die Zukunft Europas ist die Frage, ob die EU ‚föderaler' werden sollte. 

Freihandelszone: Hiermit bezeichnet man eine Gruppe von Ländern, die die Handelshemmnisse untereinander, z.B. Einfuhrzölle und Quoten, abgeschafft haben. Weltweit gibt es mehrere Freihandelszonen: beispielsweise den Mercosur in Südamerika, die Nafta in Nordamerika und die EFTA in Europa. Die Europäische Union ist auch eine Freihandelszone, geht jedoch weit darüber hinaus, weil sie sich auf einen Prozess wirtschaftlicher und politischer Integration mit gemeinsamer Beschlussfassung in vielen Politikbereichen stützt. 

GAP-Reform: Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wurde 1960 eingeführt, um für Europa eine sichere Nahrungsmittelversorgung zu erschwinglichen Preisen zu gewährleisten. Sie wurde jedoch Opfer ihres eigenen Erfolgs, weil unerwünschte Überschüsse bei Erzeugnissen wie Rindfleisch, Gerste, Milch und Wein erzielt wurden. Außerdem haben die Subventionen für die europäischen Bauern den Welthandel verzerrt. Deshalb hat die Europäische Kommission 1999 damit begonnen, die GAP zu reformieren. Weitere Reformen wurden 2003 vereinbart, um qualitativ hochwertige landwirtschaftliche Erzeugnisse und eine artgerechte Tierhaltung zu gewährleisten, bei denen Umweltschutz und Landschaftspflege im Vordergrund stehen. Die EU plant eine Kürzung der Direktbeihilfen für Landwirte, um das Verhältnis zwischen den Agrarmärkten der EU und denen der Entwicklungsländer wiederherzustellen. 

GD: die Mitarbeiter der wichtigsten EU-Organe (Kommission, Rat und Parlament) gehören verschiedenen Abteilungen an, die als "Generaldirektionen" (GDs) bezeichnet werden und jeweils für bestimmte Aufgaben oder Politikbereiche verantwortlich sind. Verwaltungschef einer GD ist der ‚Generaldirektor' (ebenfalls manchmal 'GD' abgekürzt). 

Gemeinsamer Markt: Als die EWG (siehe unten) 1957 gegründet wurde, stützte sie sich auf einen "gemeinsamen Markt". Zwischen den Mitgliedstaaten sollte der Personen-, Waren- und Dienstleistungsverkehr ebenso frei sein wie in einem Land, ohne Grenzkontrollen und ohne Zölle. Die Verwirklichung dauerte jedoch einige Zeit: die Zölle zwischen den EWG-Ländern wurden erst am 1. Juli 1968 vollständig abgeschafft. Die Beseitigung anderer Handelshemmnisse dauerte noch länger, und der "Binnenmarkt" (wie er später hieß) wurde erst 1992 eingerichtet.

Gemeinschaftsrechtliche Brücke: Dies ist ein Verfahren, um bestimmte Angelegenheiten vom dritten "Pfeiler" der EU (siehe unten) auf den ersten "Pfeiler" zu übertragen, so dass sie entsprechend der Gemeinschaftsmethode (siehe unten) behandelt werden können. Beschlüsse zur Verwendung dieser Brücke müssen vom Rat einstimmig gefasst und danach von jedem Mitgliedstaat ratifiziert werden.

Gemeinschaftsmethode: Dies ist das übliche Verfahren der EU zur Beschlussfassung. Die Kommission legt Rat und Parlament einen Vorschlag vor, die ihn erörtern, Änderungen vorschlagen und ihn schließlich als EU-Rechtsvorschrift verabschieden. Im Rahmen dieses Verfahrens werden häufig andere Gremien wie der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Ausschuss der Regionen konsultiert. 

Gipfel: Tagungen des Europäischen Rates (siehe oben) werden manchmal als Europäische (oder EU-) Gipfel bezeichnet, da an ihnen die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten teilnehmen. Entsprechend der Verfassung des jeweiligen Landes ist dies der Premierminister oder der Staatspräsident, manchmal nehmen auch beide teil. 

Gründerväter: In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg träumten Menschen wie Jean Monnet und Robert Schuman von einer Vereinigung der Völker Europas in Frieden und Freundschaft. In den folgenden 50 Jahren wurde mit dem Aufbau der EU ihr Traum Wirklichkeit. Deshalb werden sie die "Gründerväter" der Europäischen Union genannt.

Vier Freiheiten: Eine der großen Errungenschaften der EU war die Schaffung eines Raums ohne Grenzen, in dem (I) Personen, (2) Güter, (3) Dienstleistungen und (4) Kapital sich frei bewegen können. Diese vierfache Freizügigkeit wird manchmal "die vier Freiheiten" genannt.

Harmonisierung: Dies bedeutet die Angleichung der nationalen Rechtsvorschriften, häufig zur Beseitigung einzelstaatlicher Hemmnisse, die den freien Verkehr von Arbeitnehmern, Waren, Dienstleistungen und Kapital behindern. Durch die Harmonisierung soll in allen Bereichen, für die die EU zuständig ist, gewährleistet werden, dass die von den einzelnen EU-Ländern festgelegten Vorschriften für alle Unionsbürger und Mitgliedstaaten gelten. Harmonisierung kann auch die Koordinierung der technischen Normen bedeuten, so dass Waren und Dienstleistungen in der gesamten EU frei gehandelt werden können. Entgegen der öffentlichen Meinung bedeutet Harmonisierung nicht, dass alles von der Krümmung der Gurke bis zur Farbe der Möhre sinnlos vereinheitlicht wird. Häufig bedeutet es nur, dass die EU-Mitgliedstaaten gegenseitig ihre Produktsicherheitsstandards anerkennen.

Komitologie: Besser bekannt als "Ausschusswesen". Hierbei handelt es sich um ein Verfahren, in dessen Rahmen die Kommission bei der Umsetzung der EU-Rechtsvorschriften besondere Beratende Ausschüsse konsultieren muss, denen Sachverständige aus den EU-Mitgliedstaaten angehören. Weitere Erläuterungen finden Sie unter "Glossar". 

Kompetenzen: Dies ist der Ausdruck für "Befugnisse und Verantwortlichkeiten". Er wird häufig in politischen Diskussionen verwendet, wenn es darum geht, welche Befugnisse und Verantwortlichkeiten den EU-Organen übertragen werden, und welche bei den nationalen, regionalen und kommunalen Behörden verbleiben sollen.

Konvent: Dieser Begriff hat verschiedene Bedeutungen. Hierzu gehört (im EU-Kontext) auch die Bezeichnung für eine Gruppe von Persönlichkeiten, die die EU-Organe sowie die nationalen Regierungen und Parlamente vertreten und zusammenkommen, um ein wichtiges Dokument zu erarbeiten. Derartige Konvente sind zusammengetreten, um die Charta der Grundrechte der Europäischen Union und den Entwurf für eine EU-Verfassung (siehe Konvent zur Zukunft der Europäischen Union) zu erarbeiten. 

Konvent zur Zukunft der Europäischen Union: Der Europäische Konvent (auch Konvent zur Zukunft der Europäischen Union genannt) wurde im Dezember 2001 eingerichtet. Ihm gehörten 105 Vertreter der Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten und der Beitrittskandidaten, ihrer nationalen Parlamente, des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommission an. Vorsitzender war der frühere französische Staatspräsident Valéry Giscard d'Estaing. Aufgabe des Konvents war die Ausarbeitung eines neuen Vertrages mit klaren Vorschriften für die Arbeitsabläufe in der Europäischen Union nach der Erweiterung. Hierbei handelt es sich in der Tat um die Verfassung der EU (siehe oben). Der Konvent schloss seine Arbeiten am 10. Juli 2003 ab.

Kopenhagener Kriterien: Im Juni 1993 beschlossen die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten in Kopenhagen drei Kriterien, die ein Beitrittskandidat (siehe oben) erfüllen muss, bevor er der Europäischen Union beitreten kann. Erstens muss er über stabile Institutionen verfügen, die Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und Minderheitenschutz gewährleisten. Zweitens muss er über eine funktionierende Marktwirtschaft verfügen und drittens den gesamten Acquis (siehe oben) übernehmen und die verschiedenen Ziele der Europäischen Union unterstützen. Die EU behält sich das Recht vor, zu entscheiden, wann ein Beitrittkandidat diese Kriterien erfüllt hat, und wann die EU bereit ist, das neue Mitglied aufzunehmen. 

Kulturhauptstadt: Jedes Jahr werden mehrere europäische Städte zur "Kulturhauptstadt" ernannt. Hierdurch sollen die kulturellen Leistungen und die Ausstrahlung dieser Städte europaweit bekannt gemacht und herausgestellt werden, damit die Bedeutung des gemeinsamen kulturellen Erbes für den europäischen Bürger deutlich wird. Genua und Lille sind die europäischen Kulturhauptstädte im Jahre 2004. Weitere Informationen finden Sie unter www.genova-2004.it und www.lille2004.fr. 

Lissabon-Strategie: Um mit anderen wichtigen Akteuren auf der Weltbühne mithalten zu können, braucht die EU eine moderne, effiziente Wirtschaft. Im März 2000 setzten sich die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten bei ihrem Treffen in Lissabon ein neues Ziel für das nächste Jahrzehnt, nämlich "die Union zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu machen - einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen". Die Staats- und Regierungschefs der EU einigten sich auch auf eine detaillierte Strategie zur Erreichung dieses Ziels. Die 'Lissabon-Strategie' umfasst Bereiche wie Forschung, Bildung, Ausbildung, Internetzugang und Online-Business. Sie zielt auch ab auf eine Reform der europäischen Sozialversicherungssysteme, die tragfähig gestaltet werden müssen, damit sie auch den künftigen Generationen zugute kommen können. In jedem Frühjahr tritt der Europäische Rat zusammen, um die Fortschritte bei der Umsetzung der Lissabon-Strategie zu überprüfen. 

Mainstreaming: Mainstreaming bedeutet einfach, dass ein Themenbereich bei allen politischen Maßnahmen der EU vollständig berücksichtigt wird. Da beispielsweise bei jeder politischen Entscheidung der Europäischen Union die jeweiligen Auswirkungen auf die Umwelt berücksichtigt werden müssen, bedeutet dies mit anderen Worten "Mainstreaming" der Umweltbelange.

Mitgliedstaat: Die Länder, die einer internationalen Organisation angehören, sind ihre Mitgliedstaaten. Der Begriff wird häufig auch verwendet für die Regierungen dieser Länder. Ab dem 1. Mai 2004 gehören der Europäischen Union folgende Mitgliedstaaten an: Belgien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, die Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Slowenien, die Slowakei, Spanien, Schweden, die Tschechische Republik, Ungarn, das Vereinigte Königreich und Zypern.

Pfeiler der EU: Die Europäische Union trifft Entscheidungen in drei unterschiedlichen 'Bereichen' (Politikbereiche), die auch als die drei 'Pfeiler' der EU bekannt sind. 

Der erste Pfeiler ist der 'Gemeinschaftsbereich', der die meisten gemeinsamen Politikbereiche umfasst, in denen Entscheidungen im Rahmen der 'Gemeinschaftsmethode' (siehe oben) unter Beteiligung von Kommission, Parlament und Rat getroffen werden. 

Der zweite Pfeiler ist die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, bei der die Entscheidungen alleine vom Rat getroffen werden. 

Der dritte Pfeiler ist die 'Zusammenarbeit der Polizei- und Justizbehörden in Strafsachen', wo wiederum der Rat die Entscheidungen trifft.

Im Rahmen des ersten Pfeilers fasst der Rat in der Regel Beschlüsse mit 'qualifizierter Mehrheit' (siehe Glossar). Im Rahmen der anderen Pfeiler erfolgt der Ratsbeschluss einstimmig und kann daher durch das Veto eines Landes blockiert werden. Der Rat kann die Verwendung der 'gemeinschaftsrechtlichen Brücke' (siehe oben) beschließen, um bestimmte Angelegenheiten vom dritten auf den ersten Pfeiler zu verlagern. 

Rat Es gibt drei verschiedene europäische Gremien, die als "Rat" bezeichnet werden:

Der Europäische Rat

Hierbei handelt es sich um ein Zusammentreffen der Staats- und Regierungschefs (d.h. der Präsidenten und/oder Premierminister) der EU-Mitgliedstaaten sowie des Präsidenten der Europäischen Kommission. Der Europäische Rat tritt im Prinzip viermal im Jahr zusammen, um die allgemeine EU-Politik festzulegen und Fortschritte zu überprüfen. Es handelt sich hierbei um das höchste Beschlussfassungsorgan der Europäischen Union. Deshalb werden seine Tagungen häufig auch "Gipfel" genannt.

Der Rat der Europäischen Union

Diesem Organ, das früher als Ministerrat bezeichnet wurde, gehören die Fachminister aller EU-Mitgliedstaaten an. Der Rat tritt regelmäßig zusammen, um einzelne Entscheidungen zu treffen und europäische Rechtsvorschriften zu erlassen.

Der Europarat

Hierbei handelt es sich um keine EU-Institution, sondern um eine intergouvernementale Organisation mit Sitz in Straßburg, zu deren Zielen unter anderem der Schutz der Menschenrechte, die Förderung der kulturellen Vielfalt Europas und die Bekämpfung sozialer Probleme wie Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz gehören. Der Europarat wurde 1949 gegründet. Zu seinen ersten Erfolgen gehörte die Erarbeitung der Europäischen Menschenrechtskonvention. Damit die Bürger ihre Rechte aufgrund dieser Konvention ausüben können, wurde der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte eingerichtet. 

Regierungskonferenz: Hierbei handelt es sich um eine Konferenz, bei der die Regierungen der Mitgliedstaaten die Verträge über die Europäische Union abändern. Eine Regierungskonferenz hat 2003 stattgefunden, um alle jetzigen Verträge in einem einzigen, vereinfachten Vertrag (oder "Verfassung") zusammenzufassen, der die Ziele und Maßnahmen der EU festlegt und genau bestimmt, wer wofür verantwortlich ist. Die Regierungskonferenz hat sich nicht auf einen neuen Wortlaut geeinigt. Deshalb sind weitere Diskussionen erforderlich.

Schengenland (= Schengen-Gebiet, die Schengen-Staaten): 1985 vereinbarten fünf EU-Mitgliedstaaten (Frankreich, Deutschland, Belgien, Luxemburg und die Niederlande) die Abschaffung aller Personenkontrollen an ihren Binnengrenzen. Hierdurch entstand ein Gebiet ohne Grenzen, das auch Schengen-Gebiet genannt wird (im luxemburgischen Schengen wurde das Übereinkommen unterzeichnet). Die Schengen-Staaten führten eine gemeinsame Visapolitik ein und einigten sich auf die Durchführung wirksamer Kontrollen an ihren Außengrenzen. Kontrollen an den Binnengrenzen können für einen begrenzten Zeitraum durchgeführt werden, wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder die nationale Sicherheit dies erfordert. Nach und nach wurde das Schengen-Gebiet auf sämtliche EU-Mitgliedstaaten sowie auf Island und Norwegen ausgedehnt, und das Übereinkommen wurde Teil der EU-Verträge. Irland und das Vereinigte Königreich beteiligen sich jedoch nicht an den Maßnahmen im Zusammenhang mit den Grenzkontrollen und der Visaerteilung. Bürger eines Schengen-Staates brauchen für Reisen innerhalb des Schengen-Gebietes kein Visum. Diejenigen, die über ein Einreisevisum für einen Schengen-Staat verfügen, können automatisch im gesamten Schengen-Gebiet mit Ausnahme von Irland und dem Vereinigten Königreich frei reisen.

Sozialdumping: Dies bedeutet beispielsweise, dass Unternehmen Fertigungsstätten in Hochlohngebieten schließen und sie in Niedriglohnländern wieder eröffnen. Dies senkt Kosten und steigert die Unternehmensgewinne, häufig jedoch zu Lasten der Arbeitsplätze in Europa.

Stakeholder: ‚Stakeholder' sind Personen oder Organisationen, die ein Interesse an EU-Rechtsvorschriften und politischen Beschlüssen haben oder davon betroffen sind. Für die Europäische Kommission ist es wichtig, so viele ‚Stakeholder' wie möglich anzuhören, bevor sie neue Rechtsvorschriften oder politische Initiativen vorschlägt. 

Straßburg: Straßburg ist eine französische Stadt, die an der Grenze zu Deutschland liegt. Hier finden einmal im Monat eine Woche lang die Plenarsitzungen des Europäischen Parlaments statt. Straßburg ist ebenfalls Sitz des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und des Europarates - beides keine EU-Organe. Der manchmal in den Medien verwendete Begriff "Straßburg" bezieht sich häufig auf eine dieser Einrichtungen.

Subsidiarität: Das "Subsidiaritätsprinzip" bedeutet, dass EU-Entscheidungen möglichst bürgernah getroffen werden müssen. Mit anderen Worten, die Union ergreift keine Maßnahmen (außer in Angelegenheiten, für die sie allein zuständig ist), es sei denn, Maßnahmen auf EU-Ebene sind wirksamer als Maßnahmen auf nationaler, regionaler oder kommunaler Ebene.

Transnational: Dieses Wort wird häufig verwendet, um die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen oder Organisationen, die ihren Sitz in mehr als einem EU-Mitgliedstaat haben, zu bezeichnen. Ziel der EU ist es, diese grenzüberschreitende oder 'transnationale' Zusammenarbeit zu fördern. 

Transparenz: Der Begriff 'Transparenz' wird häufig für die Nachvollziehbarkeit der Maßnahmen der EU-Organe verwendet. Die EU-Organe sind zu größerer Offenheit verpflichtet. Sie ergreifen Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Zugangs zu Informationen und bemühen sich, ihre Dokumente klarer und lesbarer abzufassen. Hierzu gehört eine bessere Formulierung der Rechtsvorschriften und schließlich ein einheitlicher, vereinfachter EU-Vertrag.

Überprüfungsklausel: Häufig können die Staats- und Regierungschefs der EU bei der Erörterung eines wichtigen Rechtsaktes (z.B. ein neuer Vertrag) bei einer speziellen Frage keine Einigung erzielen. Sie können dann beschließen, auf diese Frage später zurückzukommen. Ihr Beschluss wird aktenkundig gemacht, indem er schriftlich als Klausel in den von ihnen erörterten Rechtsakt aufgenommen wird. Eine derartige Klausel wird manchmal als "Überprüfungsklausel" bezeichnet.

Verfassung der EU: Gegenwärtig stützt sich die EU auf vier grundlegende Verträge, in denen die Rechtsvorschriften für ihr Funktionieren niedergelegt sind. Diese Verträge sind umfassend und komplex, und die Staats- und Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten möchten sie durch ein einheitliches, kürzeres und einfacheres Vertragswerk ersetzen, das den Sinn und Zweck der EU klar benennt und deutlich herausstellt, wer was tut. Dieses neue Dokument (der "Verfassungsvertrag") wird der Verfassung eines Landes ähneln, obwohl die EU kein Land ist und dies auch nicht sein will. Ein Entwurf für diese EU-Verfassung wurde im Jahre 2003 vom Konvent zur Zukunft der Europäischen Union (siehe unten) erarbeitet, und in Rom 2004 feierlich unterschrieben. Der Text muss allerdings erst durch 24 Parlamente der einzelnen Mitgliedsstaaten approbiert werden; in zahlreichen Staaten, u.a. in Großbritannien, steht eine Volksabstimmung bevor, deren Ausgang jedoch mehr als ungewiss ist, woran das Verfassungsprojekt letztlich scheitern könnte. 24 und nicht 25 Parlamente deshalb, weil der MS Litauen die Verfassung bereits im November 2004 ratifizierte.

Verstärkte Zusammenarbeit: In diesem Rahmen kann eine Gruppe von (mindestens acht) Mitgliedstaaten in einem bestimmten Bereich zusammenarbeiten, auch wenn die anderen EU-Mitgliedstaaten noch nicht mitwirken können oder wollen. Diesen muss es jedoch freistehen, auf Wunsch später mitwirken zu können.

Teil D: Sozialpolitik im derzeit geltenden Primärrecht der Union

KONSOLIDIERTE FASSUNG DES VERTRAGS ÜBER DIE EUROPÄISCHE UNION 

Artikel 2

Die Union setzt sich folgende Ziele:

-

    die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts und eines hohen Beschäftigungsniveaus sowie die Herbeiführung einer ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung, insbesondere durch Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen, durch Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und durch Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion, die auf längere Sicht auch eine einheitliche Währung nach Maßgabe dieses Vertrags umfasst;

-

    die Behauptung ihrer Identität auf internationaler Ebene, insbesondere durch eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, wozu nach Maßgabe des Artikels 17 auch die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik gehört, die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte;

-

    die Stärkung des Schutzes der Rechte und Interessen der Angehörigen ihrer Mitgliedstaaten durch Einführung einer Unionsbürgerschaft;

-

    die Erhaltung und Weiterentwicklung der Union als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen in Bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen, das Asyl, die Einwanderung sowie die Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität der freie Personenverkehr gewährleistet ist;

-

    die volle Wahrung des gemeinschaftlichen Besitzstands und seine Weiterentwicklung, wobei geprüft wird, inwieweit die durch diesen Vertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit mit dem Ziel zu revidieren sind, die Wirksamkeit der Mechanismen und Organe der Gemeinschaft sicherzustellen.

Die Ziele der Union werden nach Maßgabe dieses Vertrags entsprechend den darin enthaltenen Bedingungen und der darin vorgesehenen Zeitfolge unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, wie es in Artikel 5 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft bestimmt ist, verwirklicht.
KONSOLIDIERTE FASSUNG DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

ERSTER TEIL

GRUNDSÄTZE

Artikel 13(5)

(1)   Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags kann der Rat im Rahmen der durch den Vertrag auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.

(2)   Abweichend von Absatz 1 beschließt der Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 251, wenn er gemeinschaftliche Fördermaßnahmen unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur Unterstützung der Maßnahmen annimmt, die die Mitgliedstaaten treffen, um zur Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele beizutragen.

TITEL III

DIE FREIZÜGIGKEIT, DER FREIE DIENSTLEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

KAPITEL 1

DIE ARBEITSKRÄFTE

Artikel 39

(1)   Innerhalb der Gemeinschaft ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährleistet.

(2)   Sie umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen.

(3)   Sie gibt — vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigten Beschränkungen — den Arbeitnehmern das Recht,

a)

    sich um tatsächlich angebotene Stellen zu bewerben;

b)

    sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen;

c)

    sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften eine Beschäftigung auszuüben;

d)

    nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter Bedingungen zu verbleiben, welche die Kommission in Durchführungsverordnungen festlegt.

(4)   Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung.

Artikel 40

Der Rat trifft gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses durch Richtlinien oder Verordnungen alle erforderlichen Maßnahmen, um die Freizügigkeit der Arbeitnehmer im Sinne des Artikels 39 herzustellen, insbesondere

a)

    durch Sicherstellung einer engen Zusammenarbeit zwischen den einzelstaatlichen Arbeitsverwaltungen;

b)

    durch die Beseitigung der Verwaltungsverfahren und -praktiken sowie der für den Zugang zu verfügbaren Arbeitsplätzen vorgeschriebenen Fristen, die sich aus innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder vorher zwischen den Mitgliedstaaten geschlossenen Übereinkünften ergeben und deren Beibehaltung die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer hindert;

c)

    durch die Beseitigung aller Fristen und sonstigen Beschränkungen, die in innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder vorher zwischen den Mitgliedstaaten geschlossenen Übereinkünften vorgesehen sind und die den Arbeitnehmern der anderen Mitgliedstaaten für die freie Wahl des Arbeitsplatzes andere Bedingungen als den inländischen Arbeitnehmern auferlegen;

d)

    durch die Schaffung geeigneter Verfahren für die Zusammenführung und den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt zu Bedingungen, die eine ernstliche Gefährdung der Lebenshaltung und des Beschäftigungsstands in einzelnen Gebieten und Industrien ausschließen.

Artikel 41

Die Mitgliedstaaten fördern den Austausch junger Arbeitskräfte im Rahmen eines gemeinsamen Programms.
Artikel 42

Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 die auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit für die Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer notwendigen Maßnahmen; zu diesem Zweck führt er insbesondere ein System ein, welches aus- und einwandernden Arbeitnehmern und deren anspruchsberechtigten Angehörigen Folgendes sichert:

a)

    die Zusammenrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs sowie für die Berechnung der Leistungen;

b)

    die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten wohnen.

Der Rat beschließt im Rahmen des Verfahrens des Artikels 251 einstimmig.
TITEL IX

GEMEINSAME HANDELSPOLITIK

(1)   Die gemeinsame Handelspolitik wird nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet; dies gilt insbesondere für die Änderung von Zollsätzen, den Abschluss von Zoll- und Handelsabkommen, die Vereinheitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen, die Ausfuhrpolitik und die handelspolitischen Schutzmaßnahmen, zum Beispiel im Fall von Dumping und Subventionen.

(2)   Die Kommission unterbreitet dem Rat Vorschläge für die Durchführung der gemeinsamen Handelspolitik.

(3)   Sind mit einem oder mehreren Staaten oder internationalen Organisationen Abkommen auszuhandeln, so legt die Kommission dem Rat Empfehlungen vor; dieser ermächtigt die Kommission zur Aufnahme der erforderlichen Verhandlungen. Es ist Sache des Rates und der Kommission, dafür zu sorgen, dass die ausgehandelten Abkommen mit den internen Politiken und Vorschriften der Gemeinschaft vereinbar sind.

Die Kommission führt diese Verhandlungen im Benehmen mit einem zu ihrer Unterstützung vom Rat bestellten besonderen Ausschuss nach Maßgabe der Richtlinien, die ihr der Rat erteilen kann. Die Kommission erstattet dem besonderen Ausschuss regelmäßig Bericht über den Stand der Verhandlungen.

Die einschlägigen Bestimmungen des Artikels 300 finden Anwendung.

(4)   Bei der Ausübung der ihm in diesem Artikel übertragenen Befugnisse beschließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit.

(5)   Die Absätze 1 bis 4 gelten unbeschadet des Absatzes 6 auch für die Aushandlung und den Abschluss von Abkommen betreffend den Handel mit Dienstleistungen und Handelsaspekte des geistigen Eigentums, soweit diese Abkommen nicht von den genannten Absätzen erfasst sind.

Abweichend von Absatz 4 beschließt der Rat einstimmig über die Aushandlung und den Abschluss von Abkommen in einem der Bereiche des Unterabsatzes 1, wenn solche Abkommen Bestimmungen enthalten, bei denen für die Annahme interner Vorschriften Einstimmigkeit erforderlich ist, oder wenn ein derartiges Abkommen einen Bereich betrifft, in dem die Gemeinschaft bei der Annahme interner Vorschriften ihre Zuständigkeiten nach diesem Vertrag noch nicht ausgeübt hat.

Der Rat beschließt einstimmig über die Aushandlung und den Abschluss eines Abkommens horizontaler Art, soweit dieses Abkommen auch den vorstehenden Unterabsatz oder Absatz 6 Unterabsatz 2 betrifft.

Dieser Absatz berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, mit dritten Ländern oder mit internationalen Organisationen Abkommen beizubehalten und zu schließen, soweit diese Abkommen mit den gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und anderen einschlägigen internationalen Abkommen in Einklang stehen.

(6)   Ein Abkommen kann vom Rat nicht geschlossen werden, wenn es Bestimmungen enthält, die die internen Zuständigkeiten der Gemeinschaft überschreiten würden, insbesondere dadurch, dass sie eine Harmonisierung der Rechts- oder Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten in einem Bereich zur Folge hätten, in dem dieser Vertrag eine solche Harmonisierung ausschließt.

Abweichend von Absatz 5 Unterabsatz 1 fallen in dieser Hinsicht Abkommen im Bereich des Handels mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen, Dienstleistungen im Bereich Bildung sowie in den Bereichen Soziales und Gesundheitswesen in die gemischte Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten. Zur Aushandlung solcher Abkommen ist daher außer einem Beschluss der Gemeinschaft gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Artikels 300 auch die einvernehmliche Zustimmung der Mitgliedstaaten erforderlich. Die so ausgehandelten Abkommen werden gemeinsam von der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten geschlossen.

Die Aushandlung und der Abschluss internationaler Abkommen im Verkehrsbereich fallen weiterhin unter Titel V und Artikel 300.

(7)   Unbeschadet des Absatzes 6 Unterabsatz 1 kann der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments durch einstimmigen Beschluss die Anwendung der Absätze 1 bis 4 auf internationale Verhandlungen und Abkommen über geistiges Eigentum ausdehnen, soweit sie durch Absatz 5 nicht erfasst sind.

TITEL XI

SOZIALPOLITIK, ALLGEMEINE UND BERUFLICHE BILDUNG UND JUGEND

KAPITEL 1

SOZIALVORSCHRIFTEN

Artikel 136

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten verfolgen eingedenk der sozialen Grundrechte, wie sie in der am 18. Oktober 1961 in Turin unterzeichneten Europäischen Sozialcharta und in der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte der Arbeitnehmer von 1989 festgelegt sind, folgende Ziele: die Förderung der Beschäftigung, die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, um dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Angleichung zu ermöglichen, einen angemessenen sozialen Schutz, den sozialen Dialog, die Entwicklung des Arbeitskräftepotenzials im Hinblick auf ein dauerhaft hohes Beschäftigungsniveau und die Bekämpfung von Ausgrenzungen.

Zu diesem Zweck führen die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten Maßnahmen durch, die der Vielfalt der einzelstaatlichen Gepflogenheiten, insbesondere in den vertraglichen Beziehungen, sowie der Notwendigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft der Gemeinschaft zu erhalten, Rechnung tragen.

Sie sind der Auffassung, dass sich eine solche Entwicklung sowohl aus dem eine Abstimmung der Sozialordnungen begünstigenden Wirken des Gemeinsamen Marktes als auch aus den in diesem Vertrag vorgesehenen Verfahren sowie aus der Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschriften ergeben wird.

Artikel 137(12)

(1)   Zur Verwirklichung der Ziele des Artikels 136 unterstützt und ergänzt die Gemeinschaft die Tätigkeit der Mitgliedstaaten auf folgenden Gebieten:

a)

    Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zum Schutz der Gesundheit und der Sicherheit der Arbeitnehmer,

b)

    Arbeitsbedingungen,

c)

    soziale Sicherheit und sozialer Schutz der Arbeitnehmer,

d)

    Schutz der Arbeitnehmer bei Beendigung des Arbeitsvertrags,

e)

    Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer,

f)

    Vertretung und kollektive Wahrnehmung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen, einschließlich der Mitbestimmung, vorbehaltlich des Absatzes 5,

g)

    Beschäftigungsbedingungen der Staatsangehörigen dritter Länder, die sich rechtmäßig im Gebiet der Gemeinschaft aufhalten,

h)

    berufliche Eingliederung der aus dem Arbeitsmarkt ausgegrenzten Personen, unbeschadet des Artikels 150,

i)

    Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz,

j)

    Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung,

k)

    Modernisierung der Systeme des sozialen Schutzes, unbeschadet des Buchstabens c).

(2)   Zu diesem Zweck kann der Rat

a)

    unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Maßnahmen annehmen, die dazu bestimmt sind, die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten durch Initiativen zu fördern, die die Verbesserung des Wissensstandes, die Entwicklung des Austausches von Informationen und bewährten Verfahren, die Förderung innovativer Ansätze und die Bewertung von Erfahrungen zum Ziel haben;

b)

    in den in Absatz 1 Buchstaben a) bis i) genannten Bereichen unter Berücksichtigung der in den einzelnen Mitgliedstaaten bestehenden Bedingungen und technischen Regelungen durch Richtlinien Mindestvorschriften erlassen, die schrittweise anzuwenden sind. Diese Richtlinien sollen keine verwaltungsmäßigen, finanziellen oder rechtlichen Auflagen vorschreiben, die der Gründung und Entwicklung von kleinen und mittleren Unternehmen entgegenstehen.

Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen, außer in den in Absatz 1 Buchstaben c), d), f) und g) genannten Bereichen, in denen er einstimmig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der genannten Ausschüsse beschließt. Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Parlaments beschließen, dass das Verfahren des Artikels 251 auf Absatz 1 Buchstaben d), f) und g) angewandt wird.

(3)   Ein Mitgliedstaat kann den Sozialpartnern auf deren gemeinsamen Antrag die Durchführung von aufgrund des Absatzes 2 angenommenen Richtlinien übertragen.

In diesem Fall vergewissert sich der Mitgliedstaat, dass die Sozialpartner spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem eine Richtlinie nach Artikel 249 umgesetzt sein muss, im Wege einer Vereinbarung die erforderlichen Vorkehrungen getroffen haben; dabei hat der Mitgliedstaat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um jederzeit gewährleisten zu können, dass die durch diese Richtlinie vorgeschriebenen Ergebnisse erzielt werden.

(4)   Die aufgrund dieses Artikels erlassenen Bestimmungen

-

    berühren nicht die anerkannte Befugnis der Mitgliedstaaten, die Grundprinzipien ihres Systems der sozialen Sicherheit festzulegen, und dürfen das finanzielle Gleichgewicht dieser Systeme nicht erheblich beeinträchtigen;

-

    hindern die Mitgliedstaaten nicht daran, strengere Schutzmaßnahmen beizubehalten oder zu treffen, die mit diesem Vertrag vereinbar sind.

(5)   Dieser Artikel gilt nicht für das Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht, das Streikrecht sowie das Aussperrungsrecht.

Artikel 138

(1)   Die Kommission hat die Aufgabe, die Anhörung der Sozialpartner auf Gemeinschaftsebene zu fördern, und erlässt alle zweckdienlichen Maßnahmen, um den Dialog zwischen den Sozialpartnern zu erleichtern, wobei sie für Ausgewogenheit bei der Unterstützung der Parteien sorgt.

(2)   Zu diesem Zweck hört die Kommission vor Unterbreitung von Vorschlägen im Bereich der Sozialpolitik die Sozialpartner zu der Frage, wie eine Gemeinschaftsaktion gegebenenfalls ausgerichtet werden sollte.

(3)   Hält die Kommission nach dieser Anhörung eine Gemeinschaftsmaßnahme für zweckmäßig, so hört sie die Sozialpartner zum Inhalt des in Aussicht genommenen Vorschlags. Die Sozialpartner übermitteln der Kommission eine Stellungnahme oder gegebenenfalls eine Empfehlung.

(4)   Bei dieser Anhörung können die Sozialpartner der Kommission mitteilen, dass sie den Prozess nach Artikel 139 in Gang setzen wollen. Die Dauer des Verfahrens darf höchstens neun Monate betragen, sofern die betroffenen Sozialpartner und die Kommission nicht gemeinsam eine Verlängerung beschließen.

Artikel 139(13)

(1)   Der Dialog zwischen den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene kann, falls sie es wünschen, zur Herstellung vertraglicher Beziehungen einschließlich des Abschlusses von Vereinbarungen führen.

(2)   Die Durchführung der auf Gemeinschaftsebene geschlossenen Vereinbarungen erfolgt entweder nach den jeweiligen Verfahren und Gepflogenheiten der Sozialpartner und der Mitgliedstaaten oder — in den durch Artikel 137 erfassten Bereichen — auf gemeinsamen Antrag der Unterzeichnerparteien durch einen Beschluss des Rates auf Vorschlag der Kommission.

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit, sofern nicht die betreffende Vereinbarung eine oder mehrere Bestimmungen betreffend einen der Bereiche enthält, für die nach Artikel 137 Absatz 2 Einstimmigkeit erforderlich ist. In diesem Fall beschließt der Rat einstimmig.

Artikel 140

Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags fördert die Kommission im Hinblick auf die Erreichung der Ziele des Artikels 136 die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und erleichtert die Abstimmung ihres Vorgehens in allen unter dieses Kapitel fallenden Bereichen der Sozialpolitik, insbesondere auf dem Gebiet

-

    der Beschäftigung,

-

    des Arbeitsrechts und der Arbeitsbedingungen,

-

    der beruflichen Ausbildung und Fortbildung,

-

    der sozialen Sicherheit,

-

    der Verhütung von Berufsunfällen und Berufskrankheiten,

-

    des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit,

-

    des Koalitionsrechts und der Kollektivverhandlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern.

Zu diesem Zweck wird die Kommission in enger Verbindung mit den Mitgliedstaaten durch Untersuchungen, Stellungnahmen und die Vorbereitung von Beratungen tätig, gleichviel ob es sich um innerstaatliche oder um internationalen Organisationen gestellte Probleme handelt.

Vor Abgabe der in diesem Artikel vorgesehenen Stellungnahmen hört die Kommission den Wirtschafts- und Sozialausschuss.

Artikel 141

(1)   Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit sicher.

(2)   Unter "Entgelt" im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer unmittelbar oder mittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt.

Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Geschlechts bedeutet,

a)

    dass das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der gleichen Maßeinheit festgesetzt wird,

b)

    dass für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz gleich ist.

(3)   Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses Maßnahmen zur Gewährleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen, einschließlich des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit.

(4)   Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Männern und Frauen im Arbeitsleben hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterrepräsentierten Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu beschließen.

Artikel 142

Die Mitgliedstaaten sind bestrebt, die bestehende Gleichwertigkeit der Ordnungen über die bezahlte Freizeit beizubehalten.

Artikel 143

Die Kommission erstellt jährlich einen Bericht über den Stand der Verwirklichung der in Artikel 136 genannten Ziele sowie über die demografische Lage in der Gemeinschaft. Sie übermittelt diesen Bericht dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialausschuss.

Das Europäische Parlament kann die Kommission um Berichte zu Einzelproblemen ersuchen, welche die soziale Lage betreffen.

Artikel 144(14)

Der Rat setzt nach Anhörung des Europäischen Parlaments einen Ausschuss für Sozialschutz mit beratender Aufgabe ein, um die Zusammenarbeit im Bereich des sozialen Schutzes zwischen den Mitgliedstaaten und mit der Kommission zu fördern. Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

-

    Er verfolgt die soziale Lage und die Entwicklung der Politiken im Bereich des sozialen Schutzes in den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft;

-

    er fördert den Austausch von Informationen, Erfahrungen und bewährten Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten und mit der Kommission;

-

    unbeschadet des Artikels 207 arbeitet er auf Ersuchen des Rates oder der Kommission oder von sich aus in seinem Zuständigkeitsbereich Berichte aus, gibt Stellungnahmen ab oder wird auf andere Weise tätig.

Bei der Erfüllung seines Auftrags stellt der Ausschuss geeignete Kontakte zu den Sozialpartnern her.

Jeder Mitgliedstaat und die Kommission ernennen zwei Mitglieder des Ausschusses.

Artikel 145

Der Jahresbericht der Kommission an das Europäische Parlament hat stets ein besonderes Kapitel über die Entwicklung der sozialen Lage in der Gemeinschaft zu enthalten.

Das Europäische Parlament kann die Kommission auffordern, Berichte über besondere, die soziale Lage betreffende Fragen auszuarbeiten.

KAPITEL 2

DER EUROPÄISCHE SOZIALFONDS

Artikel 146

Um die Beschäftigungsmöglichkeiten der Arbeitskräfte im Binnenmarkt zu verbessern und damit zur Hebung der Lebenshaltung beizutragen, wird nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen ein Europäischer Sozialfonds errichtet, dessen Ziel es ist, innerhalb der Gemeinschaft die berufliche Verwendbarkeit und die örtliche und berufliche Mobilität der Arbeitskräfte zu fördern sowie die Anpassung an die industriellen Wandlungsprozesse und an Veränderungen der Produktionssysteme insbesondere durch berufliche Bildung und Umschulung zu erleichtern.

Artikel 147

Die Verwaltung des Fonds obliegt der Kommission.

Die Kommission wird hierbei von einem Ausschuss unterstützt, der aus Vertretern der Regierungen sowie der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerverbände besteht; den Vorsitz führt ein Mitglied der Kommission.

Artikel 148

Der Rat erlässt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen die den Europäischen Sozialfonds betreffenden Durchführungsbeschlüsse.

KAPITEL 3

ALLGEMEINE UND BERUFLICHE BILDUNG UND JUGEND

Artikel 149

(1)   Die Gemeinschaft trägt zur Entwicklung einer qualitativ hoch stehenden Bildung dadurch bei, dass sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert und die Tätigkeit der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems sowie der Vielfalt ihrer Kulturen und Sprachen erforderlichenfalls unterstützt und ergänzt.

(2)   Die Tätigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele:

-

    Entwicklung der europäischen Dimension im Bildungswesen, insbesondere durch Erlernen und Verbreitung der Sprachen der Mitgliedstaaten;

-

    Förderung der Mobilität von Lernenden und Lehrenden, auch durch die Förderung der akademischen Anerkennung der Diplome und Studienzeiten;

-

    Förderung der Zusammenarbeit zwischen den Bildungseinrichtungen;

-

    Ausbau des Informations- und Erfahrungsaustauschs über gemeinsame Probleme im Rahmen der Bildungssysteme der Mitgliedstaaten;

-

    Förderung des Ausbaus des Jugendaustauschs und des Austauschs sozialpädagogischer Betreuer;

-

    Förderung der Entwicklung der Fernlehre.

(3)   Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit dritten Ländern und den für den Bildungsbereich zuständigen internationalen Organisationen, insbesondere dem Europarat.

(4)   Als Beitrag zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels erlässt der Rat

-

    gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen Fördermaßnahmen unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten;

-

    mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission Empfehlungen.

Artikel 150

(1)   Die Gemeinschaft führt eine Politik der beruflichen Bildung, welche die Maßnahmen der Mitgliedstaaten unter strikter Beachtung der Verantwortung der Mitgliedstaaten für Inhalt und Gestaltung der beruflichen Bildung unterstützt und ergänzt.

(2)   Die Tätigkeit der Gemeinschaft hat folgende Ziele:

-

    Erleichterung der Anpassung an die industriellen Wandlungsprozesse, insbesondere durch berufliche Bildung und Umschulung;

-

    Verbesserung der beruflichen Erstausbildung und Weiterbildung zur Erleichterung der beruflichen Eingliederung und Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt;

-

    Erleichterung der Aufnahme einer beruflichen Bildung sowie Förderung der Mobilität der Ausbilder und der in beruflicher Bildung befindlichen Personen, insbesondere der Jugendlichen;

-

    Förderung der Zusammenarbeit in Fragen der beruflichen Bildung zwischen Unterrichtsanstalten und Unternehmen;

-

    Ausbau des Informations- und Erfahrungsaustauschs über gemeinsame Probleme im Rahmen der Berufsbildungssysteme der Mitgliedstaaten.

(3)   Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten fördern die Zusammenarbeit mit dritten Ländern und den für die berufliche Bildung zuständigen internationalen Organisationen.

(4)   Der Rat erlässt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie des Ausschusses der Regionen Maßnahmen, die zur Verwirklichung der Ziele dieses Artikels beitragen, unter Ausschluss jeglicher Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten.
Zum Autor des Skriptums

Ministerialrat im Bundesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen, BMSG, Gruppe EU und Internationale Angelegenheiten, in Wien. Habilitation aus Politikwissenschaft, 1988, Eintritt in das BMSG 1992, 1992 - 1999 Arbeits- und Wanderungsattattaché, dann Botschaftsrat an der ÖB Warschau. 

Als Sozialwissenschafter Gastprofessor an der University of Hawaii at Manoa (1990); Lektor an den Universitäten Innsbruck, Salzburg, Linz und Wien.

Zahlreiche Veröffentlichungen zur internationalen Sozialpolitik, vgl. 
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� statt der einzelnen URL’s sind hier angeführt: � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0304" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0304� und � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0305" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0305�





�  � HYPERLINK "http://www.census.gov/ipc/prod/wp02/appA.html" ��http://www.census.gov/ipc/prod/wp02/appA.html�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/ecobac/eb011" ��http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/ecobac/eb011�





� vgl. hierzu die Arbeiten von Jeffrey Williamson (Professor an der Harvard University): � HYPERLINK "http://post.economics.harvard.edu/faculty/jwilliam/papers/WorldMassMigration/MigBook1.Chp6.pdf" ��http://post.economics.harvard.edu/faculty/jwilliam/papers/WorldMassMigration/MigBook1.Chp6.pdf�





� � HYPERLINK "http://www.cia.gov/cia/reports/globaltrends2015/index.html" ��http://www.cia.gov/cia/reports/globaltrends2015/index.html�








� Die historische Darstellung greift auch auf den Aufsatz von Gernot Mitter aus dem Sozialbericht 1997 des BMSG zurück. 


� � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=102&LNG=de&version" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=102&LNG=de&version�=


� Quelle der Übersicht über die Institutionen ist – wenn nicht anders erwähnt – im folgenden Kapitel ausschließlich  � HYPERLINK "http://europa.eu.int/abc/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/abc/index_de.htm� und � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm�








� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/abc/index2_de.htm#free" ��http://europa.eu.int/abc/index2_de.htm#free�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/pol/socio/overview_de.htm" ��http://europa.eu.int/pol/socio/overview_de.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/eures/home.jsp?lang=de" ��http://europa.eu.int/eures/home.jsp?lang=de�





� � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=51&LNG=de" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=51&LNG=de�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/emploi/em071" ��http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/emploi/em071�





� � HYPERLINK "http://www.bmwa.gv.at/BMWA/Themen/Arbeitsmarkt/ArbeitsmarktEU/foerschner.htm" ��http://www.bmwa.gv.at/BMWA/Themen/Arbeitsmarkt/ArbeitsmarktEU/foerschner.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/pol/educ/overview_de.htm" ��http://europa.eu.int/pol/educ/overview_de.htm�





� � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0083" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0083�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/eur-lex/lex/de/repert/0520.htm" ��http://europa.eu.int/eur-lex/lex/de/repert/0520.htm�


� � HYPERLINK "http://www.ihs.ac.at/publications/pol/pw_100.pdf" ��http://www.ihs.ac.at/publications/pol/pw_100.pdf�


� � HYPERLINK "http://www.euro.who.int/document/E79876.pdf" ��http://www.euro.who.int/document/E79876.pdf� und � HYPERLINK "http://hfadb.who.dk/hfa/" ��http://hfadb.who.dk/hfa/�


� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/queen/display.do?screen=detail&language=de&product=STRIND&root=STRIND_copy_890046314483/strind_copy_817397594099/emploi_copy_934568948015/em062_copy_625508836854" ��http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/queen/display.do?screen=detail&language=de&product=STRIND&root=STRIND_copy_890046314483/strind_copy_817397594099/emploi_copy_934568948015/em062_copy_625508836854�. Die Kommission definiert ihren Index: „Der Index zeigt die Entwicklung der Inzidenzrate von ernsten Arbeitsunfällen im Vergleich zu 1998 (= 100). Inzidenzrate= (Anzahl von Arbeitsunfällen mit über 3 Tagen Abwesenheit, die jährlich vorkommen/Anzahl von beschäftigten Personen in der Referenzbevölkerung) x 100 000. Ein Arbeitsunfall ist definiert als ein während der Arbeit eintretendes deutlich abzugrenzendes Ereignis, das zu einem physischen oder psychischen Schaden führt. Dies schließt Unfälle im Arbeitsablauf außerhalb des Betriebsgeländes sowie Fälle akuter Vergiftung und bewusste Handlungen Dritter ein, nicht jedoch Unfälle auf dem Weg zur und von der Arbeit, Unfälle mit rein medizinischer Ursache und Berufskrankheiten. Tödliche Straßenverkehrsunfälle sowie Unfälle mit einem anderen Verkehrsmittel im Arbeitsablauf sind ebenso ausgeschlossen.“ Wie unbrauchbar diese Zahlen sind, zeigen die angeführten WHO-Karten. 


� Die Tabelle der WHO (entnommen der Datenbank � HYPERLINK "http://hfadb.who.dk/hfa/" ��http://hfadb.who.dk/hfa/� über die Anzahl der Toten aus Arbeitsunfällen pro 100.000 EW pro Jahr lautet:





Countries�
1998�
1999�
2000�
2001�
2002�
�
Estonia�
4,04�
3,42�
1,9�
2,2�
2,58�
�
Belarus�
2,88�
2,97�
2,58�
2,35�
2,3�
�
Russian Federation�
2,95�
2,93�
�
�
�
�
Spain�
2,73�
2,79�
2,83�
2,51�
�
�
Latvia�
2,37�
2,76�
1,81�
3,06�
2,22�
�
Ukraine�
3,01�
2,66�
2,44�
2,66�
2,5�
�
CIS average�
2,64�
2,55�
2,49�
2,51�
2,5�
�
Italy�
2,34�
2,46�
2,47�
�
�
�
Portugal�
�
2,36�
3,6�
�
�
�
Iceland�
0,73�
2,16�
1,42�
0,35�
�
�
Slovakia�
2,56�
2,13�
1,63�
1,86�
1,62�
�
Malta�
3,18�
2,11�
1,3�
1,53�
1,01�
�
Lithuania�
2,68�
2,1�
1,89�
2,47�
2,36�
�
Turkey�
1,98�
2,07�
1,98�
1,49�
1,28�
�
Romania�
2,36�
2,02�
2,09�
1,88�
�
�
Cyprus�
�
1,89�
1,44�
1,28�
2,4�
�
Europe�
1,95�
1,88�
1,87�
1,84�
�
�
Kazakhstan�
1,84�
1,86�
�
�
�
�
Israel�
2,38�
1,86�
1,89�
1,55�
�
�
Czech Republic�
2,02�
1,86�
2,17�
2�
1,8�
�
Ireland�
1,89�
1,84�
1,85�
1,66�
�
�
EU-10 average, 10 new Member States, European Union (from 1 May 2004)�
1,91�
1,63�
1,65�
1,64�
1,62�
�
Luxembourg�
2,58�
1,62�
3,42�
2,49�
1,79�
�
Austria�
1,73�
1,62�
1,75�
�
�
�
Germany�
1,57�
1,58�
1,4�
1,34�
�
�
Hungary�
1,64�
1,57�
1,5�
1,26�
1,67�
�
EU-25 average, 25 Member States, European Union (from 1 May 2004)�
1,55�
1,52�
1,54�
1,49�
�
�
EU-15 average, 15 Member States, European Union (prior 1 May 2004)�
1,48�
1,49�
1,52�
�
�
�
Slovenia�
1,57�
1,37�
1,31�
1,71�
1,6�
�
Poland�
1,68�
1,35�
1,54�
1,43�
�
�
Norway�
1,44�
1,3�
1,28�
0,82�
�
�
Denmark�
1,51�
1,3�
1,28�
0,93�
�
�
France�
1,16�
1,22�
�
�
�
�
Switzerland�
1,47�
1,16�
�
�
�
�
Belgium�
1,35�
1,16�
1,37�
1,24�
�
�
Bulgaria�
1,26�
1,08�
1,69�
�
�
�
Republic of Moldova�
1,14�
1,05�
1,22�
0,92�
0,97�
�
Finland�
1,18�
0,81�
0,91�
�
�
�
Serbia and Montenegro�
0,79�
0,78�
�
�
�
�
Kyrgyzstan�
1,37�
0,76�
0,82�
0,79�
0,75�
�
Netherlands�
0,57�
0,63�
0,6�
0,56�
0,45�
�
Sweden�
0,59�
0,56�
0,46�
0,52�
�
�
Tajikistan�
0,52�
0,46�
0,27�
0,25�
0,31�
�
Croatia�
1,09�
0,46�
0,64�
0,56�
0,45�
�
Azerbaijan�
0,56�
0,43�
0,46�
0,33�
0,72�
�
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland�
0,34�
0,29�
0,37�
�
�
�
Armenia�
0,24�
0,13�
0,45�
0,42�
0,47�
�






� Wirtschaftswiss. Tagungen der AK Wien, Lexis Nexis ARD Orac, Band 8, Wien 2003 sowie bislang noch unveröffentlichtes Hintergrundpapier von Agnes Streissler: USA und Europa. Ein Vergleich der Sozialsysteme Arbeitspapier 46/Dezember 2003. Eine Studie im Rahmen des Projekts „Europa-USA: Divergierende Partner“ gefördert vom Jubiläumsfonds der OeNB (Juli 2003 bis Juni 2004)


� Quelle: Deborah Reed  vom Public Policy Institute of California, � HYPERLINK "http://www.ppic.org/main/bio.asp?i=68" ��http://www.ppic.org/main/bio.asp?i=68�





� „Seit dem Jahr 1992 sind laut WIFO die durchschnittlichen Bruttolöhne insgesamt um 4,1 Prozent gestiegen, während die durchschnittlichen Nettolöhne in Summe um fünf Prozent gesunken sind. Die Differenz sind die kräftig gestiegenen Steuern und Sozialversicherungsbeiträge In absoluten Zahlen: 1992 lag das durchschnittliche Arbeitnehmer-Nettoeinkommen noch bei 1444 €, heute macht es nur noch 1370 € aus. Heute hat das unterste Einkommensfünftel auch brutto um fünf Prozent weniger verdient, während das oberste Einkommensprozent auf einen Bruttolohnzuwachs von 20 Prozent kommt. In absoluten Zahlen stieg bei den Spitzenverdienern das durchschnittliche Lohneinkommen seit 1995 von 10.406 auf 12.508 €. Im Absacken des untersten Einkommensbereiches spiegelt sich laut einer rezenten Studie des WIFO-Instituts die hohe Arbeitslosigkeit sowie der starke Anstieg prekärer Arbeitsverhältnisse wider. Zwei Beispiele: So stieg etwa die Anzahl geringfügig Beschäftigter seit 1995 um 50 Prozent auf 217.000. Die Frauenteilzeitquote Österreichs stieg seit 1993 von 20 auf nunmehr 35 Prozent. Noch eine zweite Schere geht auf, nämlich jene zwischen Lohneinkommen und Gewinneinkommen (Vermietung/Verpachtung, Kapitaleinkünfte und Einkünfte aus selbständiger oder freiberuflicher Tätigkeit). Seit Ende der 70er Jahre ist die Lohnquote am gesamten Volkseinkommen von 73 auf 59 Prozent gefallen, die Gewinnquote ist korrespondierend von 27 Prozent auf 41 Prozent gestiegen. Die Aktienjahre in den 80er und der zweiten Hälfte der 90er Jahre finden hier laut WIFO ihren Niederschlag. "Bedenklich dabei ist“, so der WIFO-Referent Dr. Guger, „dass die Investitionen trotz kräftig steigender Gewinneinkommen zurückgehen. Das heißt, dass immer mehr Gewinne auf den Finanzmärkten statt in die reale Wirtschaft und Arbeitsplätze investiert werden." „Quelle: Michael Bachner, DER STANDARD, Print-Ausgabe, 31.7./1.8.2004


� � HYPERLINK "http://www.gallileus.info/gallileus/members/m_TAUSCH/publications/107882764087/107882774671/" ��http://www.gallileus.info/gallileus/members/m_TAUSCH/publications/107882764087/107882774671/�





� Die Darstellung folgt hier weitgehend den Internet-Informationen des BmaA und des BKA und der Kommission. Sie wiederholen noch einmal den bereits in anderen Einführungsmaterialien dargelegten Stoff. Es wird auch empfohlen, darüber hinaus folgende übersichtliche Buchpublikation zu konsultieren: Christoph Thun-Hohenstein und Franz Cede ‚Europarecht. Das Recht der Europäischen Union unter besonderer Berücksichtigung der EU-Mitgliedschaft Österreichs‘  Völlig überarbeitete Auflage, Manz, Wien  jeweils letzte Auflage (derzeit 2003)


� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm� und � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm�. Sämtliche instutionellen Darstellungen beziehen sich auf diese Quellen (falls nicht anders erwähnt).








� Die Webseite des für die Außenbeziehungen des BMSG wichtigen Erweiterungskommissars findet sich auf: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/rehn/index_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/rehn/index_en.htm�





� siehe vorhin. Die Webseite findet sich auf: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/ferrero-waldner/index_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/ferrero-waldner/index_en.htm�





� die Webseiten der neuen Kommissare sind zum Zeitpunkt der Niederschrift dieses Skriptums (Fassung 2004) erst im Aufbau begriffen. Kommissar Figl: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commissioners/figel/index_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commissioners/figel/index_en.htm�





� Siehe vorhin. Webseite Kommissar Spidla: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/spidla/index_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/spidla/index_en.htm�





� siehe vorhin. Webseite Kommissar Kyprianou: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/kyprianou/index_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/kyprianou/index_en.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/spidla/policies/policies_de.htm" ��http://europa.eu.int/comm/commission_barroso/spidla/policies/policies_de.htm�





� Der Referent dankt Herren Professor Stuart Holland (Coimbra, vormals Rt. Honorable MP, Labour, House of Commons, London) für den Hinweis auf die sozialpolitische Wichtigkeit der Europäischen Investitionsbank. Der vorliegende Textabschnitt der Kommission wurde mit Materialien des BMF ergänzt: http://www.bmf.gv.at/IntFinanzinstitutionen/_start.htm


� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/abc/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/abc/index_de.htm� und � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�








� zusammengestellt und berechnet an Hand von � HYPERLINK "http://euobserver.com/" ��http://euobserver.com/� und � HYPERLINK "http://news.bbc.co.uk/" ��http://news.bbc.co.uk/� und Fischer Weltalmanach 2005





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�





� Die aus Österreich stammende Vertreterin im Gremium ist derzeit: Christine Stix-Hackl; Geboren 1957; Doktora der Rechtswissenschaften (Universität Wien), Post-Graduate-Studium des Europarechts (Europakolleg Brügge); Angehörige des Diplomatischen Dienstes (seit 1982); EU-Expertin des Völkerrechtsbüros im Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten (1985-1988); Tätigkeit im Juristischen Dienst der Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1989); Leiterin des EU-Rechtsdienstes im Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten (1992-2000, Gesandte); Mitwirkung an den Verhandlungen über den EWR und über den Beitritt der Republik Österreich zur EU; Prozessvertreterin der Republik Österreich vor dem Gerichtshof ab 1995; österreichische Generalkonsulin in Zürich (2000); Lehraufträge und Veröffentlichungstätigkeit; Generalanwältin am Gerichtshof seit 7. Oktober 2000.


� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�





� Der aus Österreich stammende Vertreter in diesem Gremium ist derzeit: Hubert WEBER, Geboren 1939 in Wien (Österreich). Doktor der Rechte der Universität Wien. Von 1959 bis 1970 zunächst in der österreichischen Arbeitsmarktverwaltung und später als stellvertretender Direktor im Sozialministerium tätig. Als Rechnungsprüfer im österreichischen Rechnungshof von 1970 bis 1975 mit Prüfungstätigkeiten im Bereich Bundeskanzleramt, Außen- und Justizministerium befasst. Bereits ab 1971 zusätzlich Heranziehung zu Vorhaben des beim österreichischen Rechnungshof ansässigen Generalsekretariats des Weltverbandes der Rechnungshöfe INTOSAI (Internationale Organisation der Obersten Rechnungskontrollbehörden). Von 1975 bis 1980 zunächst Leiter des Kabinetts des Präsidenten des Rechnungshofes und später Leiter der für das Generalsekretariat der INTOSAI zuständigen Organisationseinheit. Von 1981 bis 1989 als Leiter der Personalabteilung für die Bereiche Organisation, Budget- und Personalangelegenheiten sowie Schulungen verantwortlich. Von 1990 bis 1995 Sektionschef für die Kontrolle der öffentlichen Unternehmungen; außerdem zuständig für internationale Angelegenheiten insbesondere im Bereich der INTOSAI und ihrer regionalen Arbeitsgruppen (AFROSAI, ARABOSAI, ASOSAI, CAROSAI, EUROSAI, OLACEFS und SPASAI) sowie für die Mitarbeit bei Vorhaben der Vereinten Nationen im Bereich der Finanzkontrolle. Seit 1. März 1995 Mitglied des Europäischen Rechnungshofes. Bis 8. März 2000 verantwortlich für die Abteilung Entwicklung der Rechnungsprüfung und Erstellung der Berichte (ADAR) und Doyen der Gruppe ADAR. Vom 9. März 2000 bis 30. April 2004 verantwortlich für die Prüfungsabteilung "Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern und Drittländern (Gesamthaushaltsplan der EU)" und Doyen der Prüfungsgruppe III. Seit der am 1. Mai 2004 in Kraft getretenen Reform des Europäischen Rechnungshofes Doyen der Prüfungsgruppe III "Externe Politikbereiche". Stellvertretendes Mitglied des Verwaltungsausschusses des Hofes. 





� die folgenden Ausführungen basieren auf Dietmar Hertz, op. Cit., sowie � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/eesc/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/eesc/index_de.htm�





� Die derzeitigen Vertreterinnen Österreichs sind der Webseite des EWSA zu entnehmen: � HYPERLINK "http://www.esc.eu.int/scripts/memlist.asp?type=en" ��http://www.esc.eu.int/scripts/memlist.asp?type=en�








  Belabed, Eva      INT, REX  Austria �
�
  Delapina, Thomas      ECO, TEN  Austria �
�
  Greif, Wolfgang      ECO, SOC  Austria �
�
  Kleemann, Johannes      INT, TEN  Austria �
�
  Költringer, Johann      NAT, TEN  Austria �
�
  Peter, Heinz      CCMI, INT  Austria �
�
  Pfister, Angela      REX, TEN  Austria �
�
  Schweng, Christa      ECO, SOC  Austria �
�
  Sigmund, Anne-Marie        Austria �
�
  Stöllnberger, Klaus      CCMI, ECO, INT, REX  Austria �
�
  Strasser, Rudolf      ECO, NAT, REX  Austria �
�
  Zöhrer, Gustav      CCMI, INT, SOC  Austria �
�






� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�





� Die derzeitigen VertreteriINNen Österreichs in diesem Gremium sind lt. Webseite des Ausschusses mit Stand von Dezember 2004: 





BURGSTALLER, Gabriele     Membre Suppléant Autriche �
�
Dr. HAIDER, Jörg     Membre Titulaire Autriche �
�
Dr. HÄUPL, Michael     Membre Titulaire Autriche �
�
Dr. PRÖLL, Erwin     Membre Titulaire Autriche �
�
Dr. PÜHRINGER, Josef     Membre Titulaire Autriche �
�
Dr. SAUSGRUBER, Herbert     Membre Titulaire Autriche �
�
Dr. SCHAUSBERGER, Franz     Membre Titulaire Autriche �
�
EBERLE, Ferdinand     Membre Suppléant Autriche �
�
KLASNIC, Waltraud     Membre Titulaire Autriche �
�
LINHART, Markus     Membre Suppléant Autriche �
�
Mag. FREIBAUER, Edmund     Membre Suppléant Autriche �
�
MARTINZ, Josef     Membre Suppléant Autriche �
�
MÖDLHAMMER, Helmut     Membre Suppléant Autriche �
�
NIESSL, Hans     Membre Titulaire Autriche �
�
PRIOR, Walter     Membre Suppléant Autriche �
�
RIEDER, Sepp     Membre Suppléant Autriche �
�
SCHADEN, Heinz     Membre Titulaire Autriche �
�
SCHIEDER, Andreas     Membre Suppléant Autriche �
�
SIGL, Viktor     Membre Suppléant Autriche �
�
VAN STAA, Herwig     Membre Titulaire Autriche �
�
VÖGERLE, Bernd     Membre Titulaire Autriche �
�
VOVES, Franz     Membre Suppléant Autriche �
�
ZIMPER, Walter     Membre Titulaire Autriche �
�






� die politökonomische Analyse der Regionalpolitik in Europa enstammt: � HYPERLINK "http://www.uni-trier.de/zes/schriftenreihe/056.pdf" ��http://www.uni-trier.de/zes/schriftenreihe/056.pdf�


� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/regional_policy/sources/docoffic/official/reports/cohesion3/cohesion3_en.htm" ��http://europa.eu.int/comm/regional_policy/sources/docoffic/official/reports/cohesion3/cohesion3_en.htm�





� frei verfügbar unter: � HYPERLINK "http://utip.gov.utexas.edu/data.htm" ��http://utip.gov.utexas.edu/data.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/index_de.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/institutions/cfsp/index_de.htm�





� � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=51&LNG=de&version" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=51&LNG=de&version�=





� Quelle dieses Abschnitts: BmaA-Webseite, incl. Organigramm � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=1343&LNG=de&version=&orgID=2830&dv_staat=17" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=1343&LNG=de&version=&orgID=2830&dv_staat=17�





� � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=64&LNG=de&version" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=64&LNG=de&version�=





� Eigene Zusammenstellungen. Die Gültigkeit der Internet-Adressen wurde mit Datum Ende November 2004 überprüft, zwischenzeitliche Veränderungen können aber leider nicht ausgeschlossen werden. In solchen Fällen würde es sich empfehlen, über � HYPERLINK "http://www.google.com" ��http://www.google.com� „Erweiterte Suche“ exakt noch einmal den Namen der angegebenen Webseite einzugeben.


� Quelle der folgenden Materialien ist � HYPERLINK "http://europa.eu.int/pol/cons/overview_de.htm" ��http://europa.eu.int/pol/cons/overview_de.htm�





� Die folgenden Ausführungen sind dem Textbuch von Resch (2000) entnommen, und wurde durch Informationen aus dem Internet ergänzt.


� Dieses Dreisäulenmodell wird u.a. in der Internet-Publikation des Jean-Monet-Lehrstuhls der Universität Trier 


� HYPERLINK http://www.uni-trier.de/zes/bd48.html ��http://www.uni-trier.de/zes/bd48.html� behandelt.





� konsolidierte Fassung: � HYPERLINK "http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10516.htm" ��http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cha/c10516.htm� sowie � HYPERLINK "http://europa.eu.int/smartapi/cgi/sga_doc?smartapi!celexplus!prod!DocNumber&lg=de&type_doc=Regulation&an_doc=1997&nu_doc=118" ��http://europa.eu.int/smartapi/cgi/sga_doc?smartapi!celexplus!prod!DocNumber&lg=de&type_doc=Regulation&an_doc=1997&nu_doc=118�








� Zur Frage des Pflegeldes und dessen Exportpflichtigkeit und zur Bedeutung des EUGH-Urteils in der Rs Molenaar vgl.: � HYPERLINK "http://www.zerp.uni-bremen.de/english/pdf/dp2_2002.pdf" ��http://www.zerp.uni-bremen.de/english/pdf/dp2_2002.pdf�





� Die Ausführungen stützen sich auf das erwähnte Textbuch von Resch sowie die ‚Sozialberichte‘ des BMSG, und die Webseite der Sektion II des BMSG


� Die folgenden Ausführungen sind 1:1 aus den Informationen des BmaA unter � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/" ��http://www.bmaa.gv.at/� entnommen. Die Informationen zur EU-Erweiterung wurden allerdings mit Angaben von der Webseite des BMSG betr. das Ressort ergänzt, vgl.: � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0303" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0303� Es wird auch empfohlen, gegebenfalls auch die Working Papers des BMF (unter 'Downloads' auf der Website des BMF) zu konsultieren: 


� HYPERLINK http://www.bmf.gv.at/service/_startframe.htm?Typ=publikationen ��http://www.bmf.gv.at/service/_startframe.htm?Typ=publikationen�


� � HYPERLINK "http://www.chancen-erweitern.gv.at/default.pxml?lang=de&kap=95" ��http://www.chancen-erweitern.gv.at/default.pxml?lang=de&kap=95�





� � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0313&doc=CMS1061383341318" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0313&doc=CMS1061383341318�





� � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=165&LNG=de&version" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=165&LNG=de&version�=





� Hier kamen Materialien zur Verwendung, die vom BmaA und vom Europarat auf ihren Websiten zur Verfügung gestellt wurden. Zur Vertiefung wird insbesondere empfohlen: � HYPERLINK "http://www.coe.int/T/E/Social_cohesion/" ��http://www.coe.int/T/E/Social_cohesion/�





� Dieser Abschnitt wurde von Mag. Verena Wimmer mit redigiert; jüngste Informationen auch aus Fischer Weltalmanach 2005 sowie Webseite BmaA.


� Zum Thema wurden hier auch verwendet: Dieter Nohlen (Lexicon Dritte Welt) und Fischer Weltalmanach, 2005, sowie die diversen Internet-Informationen der Vereinten Nationen


� Der seinerzeitige Text für dieses Kapitel aus der Feder von Koll. MR a.D. Dr. Michael MELAS, BMWA, seinerzeit Sektion X, nunmehr Sektion III; wurde durch den Referenten redigiert und aktualisiert.


� � HYPERLINK "http://www1.oecd.org/deutschland/schwerpunkte.htm#Elektronischer%20Handel" ��http://www1.oecd.org/deutschland/schwerpunkte.htm#Elektronischer%20Handel� sowie � HYPERLINK "http://www1.oecd.org/deutschland/geschichte.htm" ��http://www1.oecd.org/deutschland/geschichte.htm� und � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0303" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/liste.html?channel=CH0303� und schließlich � HYPERLINK "http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=91&LNG=de&version" ��http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=91&LNG=de&version�=














� die folgenden Erörterungen sind der Website des BmaA entnommen; ergänzt durch Materialien der Weltbank


� http://www.ebrd.com/


� http://www.eib.org/


� http://www.ecb.int/home/html/index.en.html


� http://www.coebank.org/homeen.htm


� http://www.imf.org/cgi-shl/create_x.pl?fctdeu


� http://www.bmaa.gv.at/view.php3?f_id=92&LNG=de&version=


� � HYPERLINK "http://www.bmwa.gv.at/cgi-bin/MsmGo.exe?grab_id=33489012&extra_arg=&page_id=204&host_id=1&query=artikel+133&hiword=ARTIKEL+133+ARTIKELN+ARTIKELS" ��http://www.bmwa.gv.at/cgi-bin/MsmGo.exe?grab_id=33489012&extra_arg=&page_id=204&host_id=1&query=artikel+133&hiword=ARTIKEL+133+ARTIKELN+ARTIKELS�+





� Quelle: Website der EK, insbesondere � HYPERLINK "http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cig/g4000.htm" ��http://europa.eu.int/scadplus/leg/de/cig/g4000.htm�


� Zur Frage der Verhandlungen mit der Türkischen Republik die laufende Berichterstattung in:


� HYPERLINK "http://www.qantara.de/webcom/show_softlink.php?wc_c=300" ��http://www.qantara.de/webcom/show_softlink.php?wc_c=300�








� der aus Österreich stammende Vertreter in diesem Gremium ist: Josef Azizi; Geboren 1948; Doktor der Rechte und Magister der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, Universität Wien; Lehrbeauftragter an der Wirtschaftsuniversität Wien und an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Wien; Ministerialrat und Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt; Mitglied des Lenkungsausschusses für die rechtliche Zusammenarbeit im Europarat (CDCJ); Prozessvertreter vor dem Verfassungsgerichtshof in Gesetzesprüfungsverfahren; Koordinator für die Anpassung des Bundesrechtes an das EU-Recht; Richter am ericht erster Instanz seit 18. Januar 1995.


� vgl. � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0314&doc=CMS1061382913603" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0314&doc=CMS1061382913603�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/socohe/sc022" ��http://europa.eu.int/comm/eurostat/newcronos/reference/display.do?screen=detailref&language=en&product=EU_strind&root=EU_strind/strind/socohe/sc022�





� zur vertiefenden Lekture vgl. � HYPERLINK "http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0028&doc=CMS1058194040657&docpart=downloads" ��http://www.bmsg.gv.at/cms/site/detail.htm?channel=CH0028&doc=CMS1058194040657&docpart=downloads�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/abc/eurojargon/index_de.htm" ��http://europa.eu.int/abc/eurojargon/index_de.htm�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/eur-lex/de/search/search_treaties.html" ��http://europa.eu.int/eur-lex/de/search/search_treaties.html�





� � HYPERLINK "http://europa.eu.int/eur-lex/de/search/search_treaties.html" ��http://europa.eu.int/eur-lex/de/search/search_treaties.html�





� � HYPERLINK "http://www.campusi.com/" ��http://www.campusi.com/�


� � HYPERLINK http://www.braumueller.at/ ��http://www.braumueller.at/�
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